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Stabilität in Ruß- 
land ist gefallen 


Der schwerkranke Frangois Mit- 
terrand sieht ohnmächtig zu, wie 
um seine Nachfolger in der Präsi- 
dentenschaft gekämpft wird. 


43 Algerien versinkt 
im Bürgerkrieg 
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46 Wer hat Angst vor 
Papst Johannes 
Paul II.? 


Wenn der fernsehsüchtige 
Bürger das neue Buch des 
Papstes kauft und glaubt, es 
handele sich dabei um leich- 
te Lektüre, wäre seine Ent- 
täuschung verständlich. 
Doch wenn das internationa- 
le Establishment das Buch 
als Fehlschlag bezeichnet 
und den Autor mit erstaun- 
licher, verbaler Gewalt 
angreift, dann ist das etwas 
anderes. 


Johannes Paul Il. soll - wenn es 
nach den Wünschen des Esta- 
blishment ginge, zurücktreten. 
Sein neues Buch ist ein Alptraum 
für seine Feinde. 


49 Asien befürwortet 
Clintons Pakt in der 
Korea-Frage 


50 Nach Cärdenas und 
Zapatista geht der 
Krieg in Mexiko 
weiter 


54 Londons bittere 
Kämpfe gegen den 
US-Präsidenten 


56 Präsident Clinton 
unterstützt Nahost- 
Entwicklungsbank 


58 FBI wußte vom 
Mordkomplett 
gegen John F. 
Kennedy 
Mehr als 30 Jahre nach dem 
Mord in Dallas tauchen neue 
Beweise dafür auf, daß der 
US-Präsident John F. Ken- 
nedy einer Verschwörung 
zum Opfer fiel. Die Hinter- 
gründe sind nicht nur für 
Historiker interessant, son- 
dern mehr noch für jene, die 
über die Sicherheit des heu- 
tigen Präsidenten Bill Clin- 
ton wachen. 


US-Präsident John F. Kennedy 
wurde ermordet, obwohl das FBI 
eine Woche vor dem Attentat 
gewarnt worden war. 
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Zu guter Letzt 
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lich und korrekt; Viel Opti- 
mismus für 1995. 


Banker- 


Journal 


Neuer 
Anstrich für 
britische 
Monrachie 


Fäulnisgeruch hängt über Groß- 
britannien. Die Konservativen 
verloren bei einer Nachwahl am 
15. Dezember ihren Parlaments- 
sitz von West Dudley, den sie 
seit 15 Jahren innehatten. Die 
Wählerwanderung zu Labour in 
diesem Wahlbezirk betrug ge- 
genüber den letzten Wahlen 29 
Prozent, die größte solche Stim- 
menverschiebung zu Labour in 
den letzten 60 Jahren. 


In der Woche zuvor hatte die 
Regierung im Unterhaus eine 
Abstimmung verloren, mit der 
sie eine Mehrwertsteuer auf 
Benzin einführen wollte. Meh- 
rere konservative Abweichler 
stimmten mit der Opposition und 
versagten damit Premier Major 
offen die Gefolgschaft. Die glei- 
chen Rebellen hatten bereits ihre 
Parteiprivilegien verloren, als sie 
einige Tage zuvor gegen eine 
Regierungsvorlage bezüglich 
Europa stimmten. Majors Ver- 
such, die Fraktion zu disziplinie- 
ren, rächte sich umgehend. Die 
Regierung mußte kleinlaut das 
ganze Gesetz zurückziehen. Es 
kam zu weiteren Attacken auf die 
Pläne der Regierung, die staatli- 
chen Eisenbahnen zu privatisie- 
ren, eine Maßnahme, die den 
ohenhin schon kläglichen briti- 
schen Bahnverkehr noch weiter 
beschränken würde. 


Das Problem, mit dem die 
Konservativen zu tun haben, ist 
in vieler Hinsicht mit dem immer 
weiter fortschreitenden Nieder- 
gang des Hauses Windsor ver- 
bunden. Major versucht die 
Tories als entschlossene Vertei- 
diger des britischen Königs- 
hauses hinzustellen, welches in 
den Augen einer wachsenden 
Zahl von Briten völlig diskredi- 
tiert ist. Mit Gespür für diese 
Schwäche hatte Labour-Schat- 
teninnenminister Jack Straw 
Ende November eine drastische‘ 
Beschneidung der monarchi- 
schen Vorrechte gefordert und 
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verlangt, daß die Zahl der »akti- 
ven« Mitglieder der Königs- 
familie auf höchstens sechs 
beschränkt wird. 


Im Unterhaus bezeichnete der 
konservative Abgeordnete und 
frühere Tory-Minister George 
Walden Straws konservative 
Kritiker als »Rudel hirnloser 
Corgis« — eine überdeutliche 
Anspielung auf die Lieblings- 
hunde der Queen, ein Rudel wel- 
scher Corgis. Seiner Ansicht 
nach werde die Labour Party die 
nächsten Parlamentswahlen ge- 
winnen, wenn sie die Ein- 
schränkung der königlichen 
Macht weiterhin in den Mittel- 
punkt stellt. 


Walden drückt in der Tat die ver- 
breitete Meinung des britischen 
Establishments aus, wonach die 
einzige Möglichkeit zur Rettung 
des Vereinigten Königreichs 
darin liegt, der morschen Mo- 
narchie einen neuen Anstrich zu 
verpassen — wahrscheinlich da- 
durch, daß die gründlich diskre- 
ditierten Konservativen durch 
eine Labour-Regierung abgelöst 
werden. Lord Shelbourne, der 
heutige Nachfahre des mächti- 
gen 2. Earl of Shelborune des 18. 
Jahrhunderts, bestätigte, daß 
Großbritannien als Monarchie 
nur erhalten werden könne, 
wenn Labour an die Macht 
komme. Er verwies auf die enge 
»Affinität« zwischen der Labour 
Party und dem britischen Adel. 
Es sind allerdings Zweifel erlaubt, 
ob eine solche »Modernisie- 
rung« das Haus Windsor noch 
retten wird. oO 


Derivat- 
skandale 
weiten sich aus 


Einen der größten je bekannt 
gewordenen Derivat-Verluste 
mußte der US Landkreis Orange 
County in Kalifornien hinneh- 
men: 1,5 Milliarden Dollar wur- 
den in den Sand gesetzt. Das 
Landesparlament hat eine voll- 
ständige Untersuchung der Vor- 
gänge gefordert; Rufe nach dem 
Rücktritt des Kreiskämmerers 
(County Treasurer) Robert Cit- 
ron sind laut geworden. Citron 
hatte die Mittel des Kreises, u.a. 
die der lokalen Schulbehörden, 
Wasserversorgungs- und öffent- 
lichen Nahverkehrsunternehmen 


in einem Pool zusammengefaßt 
und über die Wall-Street-Firma 
Merrill Lynch in die Derivat- 
spekulation gesteckt. Merrill 
Lynch, bisher mit der Aura eines 
»Experten« im Derivat-Kasino 
umgeben, ist nun äußerst nervös 
geworden. Das Haus hat Orange 
County umgehend neuen Kredit 
in Höhe von zwei Milliarden 
Dollar zugesagt, damit sich der 
»Sturm legen« kann. Die Affäre 
könnte die allgemeine Forderung 
nach einem Verbot der Derivat- 
spekulation für Länder und 
Gemeinden nach sich ziehen und 
wird im Kongreß mit Sicherheit 
für vermehrte Unterstützung von 
Gesetzesvorschlägen sorgen, die 
führende Abgeordnete und Sena- 
toren in den letzten Wochen zur 
Kontrolle der Derivate einge- 
bracht haben. 


In diesem Zusammenhang muß 
bemerkt werden, daß sich die 
Aufregung um die Entscheidung 
des Münchener Stadtrates, in die 
Derivatspekulation mit sog. 
»Swaps« einzusteigen, um die 
Kosten der Stadt für Zins- 
zahlungen zu verringern, alles 
andere als gelegt hat. Am 
29. November erinnerte die 
»Süddeutsche Zeitung« in einem 
Leitartikel an die gezielte 
Warnung von Bundesbankchef 
Tietmeyer vor Derivatopera- 
tionen von Kommunen. Die 
Zeitung zitiert dann einen Deri- 
vatbefürworter, den Münchener 
Stadtkämmerer Klaus Jungfer 
(SPD), mit den Worten: »Natür- 
lich ist das Zocken mit Swaps 
gefährlich, aber wir spielen 
nicht.« Interessant ist auch die 
Aussage des Stadtkämmerers 
über den Zentralbankchef, dieser 
wisse »eigentlich nicht soviel 
über die Finanzierung deutscher 
Kommunen, wie es gut wäre«.D 


Jelzin hält an 
Schock- 
therapie fest 


Die Entscheidung Präsident 
Jelzins und Ministerpräsident 
Tschernomyrdins, die ökonomi- 
sche Schocktherapie ungebremst 
weiter fortzusetzen, hat für eine 
politische Winterkrise in Ruß- 
land gesorgt. Eine Konfrontation 
mit der Staatsduma steht bevor, 
wahrscheinlich am 10. Dezem- 
ber 1994, wenn die Duma über 
den Haushalt 1995 abstimmen 


und ihn möglicherweise ableh- 
nen wird. Jelzin könnte eine 
Ablehnung zum Anlaß nehmen, 
das Parlament erneut aufzulösen. 


Die Würfel fielen am 26. No- 
vember, als Jelzin und Tscher- 
nomyrdin vor etlichen hundert 
Regierungsleuten, Parlamenta- 
riern, Unternehmensdirektoren 
und Leitern von Regionalver- 
waltungen in ihren Reden das 
Festhalten an dem extremen, 
vom IWF mit ausgearbeiteten 
Austeritätshaushalt bekräftigten. 
Jelzin erklärte, der »soziale Be- 
reich« werde im Haushalt nicht 
mehr berücksichtigt, was drasti- 
sche Kürzungen bei Sozialhilfe 
und anderen Leistungen bedeu- 
tet, und die »Inflationsbe- 
kämpfung« habe (in Überein- 
stimmung mit dem IWF-Diktat) 
Vorrang. Tschernomyrdin kün- 
digte an, »unprofitable Unter- 
nehmen« würden nicht länger 
gefördert: »Man kann nicht end- 
los zwischen der Inflations- 
bekämpfung und der Stützung 
von Unternehmen hin- und her- 
springen.« m 


München vor 
Derivaten 
gewarnt 


Bundesbankpräsident Hans Tiet- 
meyer hat in einer Rede vor dem 
Bayerischen Bankenverband in 
München indirekt einen Be- 
schluß des Münchener Stadtrats 
angesprochen, in den Handel mit 
hochriskanten Derivaten, den 
sog. Swaps, einzusteigen. Auf- 
grund der strukturellen Verände- 
rungen der Finanzmärkte und 
den offenen Grenzen, so der 
Bundesbankchef, seien überall 
»neue Finanzinnovationen« ent- 
standen. 


Im Zusammenhang mit dem dra- 
matischen Anwachsen des Deri- 
vathandels in Europa und 
Deutschland in der letzten Zeit 
sagte Tietmeyer: »Wir hoffen 
sehr, daß alle an diesen neuen 
Geschäften Beteiligten sich nicht 
nur der damit verbundenen 
Chancen, sondern auch ihrer 
Risiken bewußt sind. Das dürfte 
bei Banken jedenfalls eher der 
Fall sein als bei Kommunen. In 
diesem Zusammenhang mag es 
gerade hier in München interes- 
sant sein, daran zu erinnern, daß 
im Vereinigten Königreich 


schon 1991 ein Gericht sämtliche 
mit britischen Kommunen abge- 
schlossenen Swaps und ähnliche 
Geschäfte für rechtsunwirksam 
erklärt hat.« 


Ein allgemeiner Einsatz von De- 
rivaten durch Finanzinstitute, so 


Tietmeyer, lasse die Bundesbank. 


derzeit noch kalt. Aber alle 
Marktteilnehmer sollten wissen, 
wenn eine Krise auftrete, werde 
die Bundesbank nicht wie eine 
»Finanzfeuerwehr« mit erhebli- 
chen Liquiditätsreserven ein- 
springen. 


Eurasischer 
»Superhigh- 
way« und 
Magnetbahn 


Die Diskussion über den »De- 
lors-Plan« transeuropäischer Ver- 
kehrsprojekte hat in Deutschland 
eine bemerkenswerte Auseinan- 
dersetzung über neue unkonven- 
tionelle Ansätze zur lange fälli- 
gen Modernisierung der europäi- 
schen Infrastruktur ausgelöst. 
Am 13. Dezember 1994 regte die 
»Bildzeitung« den sofortigen 
Bau einer achtspurigen Super- 
autobahn von Berlin nach Mos- 
kau an. die Kosten dafür sollen 
sich auf 60 Milliarden DM belau- 
fen und müßten teilweise über 
Hermes-Bürgschaften abgesi- 
chert werden. 


Mit den Arbeiten an diesem 
Projekt sollten die führenden 
europäischen Bauunternehmen 
gleichzeitig an den sechs Bal- 
lungszentren entlang der Strecke 
beginnen: Berlin, Warschau, 
Brest-Litowks, Minsk, Smolensk 
und Moskau. Damit wäre es 
möglich, so »Bild«, die Auto- 
bahn, die zusätzlich zur Er- 
schließung neuer industrieller 
Zentren entlang der Trasse bei- 
trüge, innerhalb von drei Jahren 
fertigzustellen. 


Berlins Verkehrssenator Herwig 
Haase erklärte anläßlich der 
Gründung der Planungsgesell- 
schaft für den Transrapid Ham- 
burg-Berlin am 17. November in 
Schwerin, der vom Jahr 2005 an 
regelmäßig von Hamburg kom- 
mende Magnetzug dürfe nicht an 
der Spree seine Endhaltestelle 
haben. Vielmehr solle Berlin 
Knotenpunkt eines interkonti- 


nentalen Transrapid-Netzes wer- 
den, von wo aus man in Richtung 
Warschau, Minsk und Moskau 
und vielleicht sogar einmal bis 
nach Peking weiterreisen könne. 
Es sei dann möglich, sagte 
Haase, »die rund 9000 Kilometer 
lange Strecke zwischen Berlin 
und Peking mit dem Transrapid 
in 24 Stunden zu überwinden« — 
für den »Transport hochwertiger 
Güter« ebenso wie den von 
Passagieren. m 


Genf und die 
Geldwäsche 


Am 27. November 1994 wurden 
in Florida zwei Männer verhaf- 
tet: Jean Jacques Hanali von der 
Genfer Bank UBP (Union 
Banquaire Privee) und Gary 
Kaminsky von der Firma Dollar 
Time Inc. in Florida. Die beiden 
werden verdächtigt, Geldwäsche 
in Millionenhöhe zwischen der 
Schweiz und den USA organi- 
siert zu haben. 


Am Tag nach der Verhaftung in 
Florida durchsuchte die Schwei- 
zer Polizei die Räume der UBP in 
Genf, sperrte mehrere Konten, 
beschlagnahmte Computerdis- 
ketten und andere Unterlagen. 
Die Genfer Staatsanwaltschaft 
hatte auf Ersuchen der US-Be- 
hörden Ermittlungen über die 
Machenschaften von UBP eröff- 
net. Gleichzeitig wurden in New 
York mehrere »Kuriere« festge- 
nommen, die Bargeld aus den 
USA auf Konten der UBP ge- 
schafft hatten. In demselben 
Gebäude, wo sich die durchsuch- 
ten Räume der UBP befinden, 
sitzt auch die Firma Geopol 
Services SA. Der Präsident von 
Geopol ist der Schweizer Anwalt 
Pierre Hafner, der an der Spitze 
der CBI Holding steht, die 80 
Prozent der UBP besitzt. Geopol 
ist eine merkwürdige Mischung 
aus britischen Geheimdienstope- 
rationen (»Beratertätigkeit«) und 
undurchsichtigen Finanzgeschäf- 
ten. Über zwei weitere Direkto- 
ren, Elisabeth Kopp und Helmut 
Raiser steht Geopol auch mit 
dem Waffenhandel in Verbindung. 


In offiziellen Verlautbarungen 
beteuert die UBP ihre Unschuld. 
Der Haftbefehl in Miami stellt 
jedoch Hanali als den Draht- 
zieher umfangreicher Geldwäsche 
hin. Die meisten Transaktionen 
mit verdeckten US-Zollfahndern 


fanden in den Büros der UBP in 
Genf, London und Miami statt. 
Hanali soll sich darüber im kla- 
ren gewesen sein, daß es sich bei 
dem Geld, das er wusch, eindeu- 
tig um Drogengelder handle. 


Spannungen 
in der russi- 
schen Elite 


Keine Tatsache unterstreicht die 
derzeitige Krisenlage der russi- 
schen Elite besser als der offene 
Bruch innerhalb der russischen 
Militärführung, der angesichts 
der Intervention in Tschetsche- 
nien zutage getreten ist. So stell- 
te sich der Verteidigungsminister 
Boris Gromow im Parlament 
wenige Tage vor Ausbruch der 
Feindseligkeiten offen gegen sei- 
nen Chef Gratschow. Gromow 
warnte, eine Intervention weite 
den Krieg im Kaukasus aus und 
führe zu einem »zweiten schlim- 
meren Afghanistan«. 


Ähnlich äußerte sich auch 
General Alexander Lebed, der 
Kommandeur der 14. Armee in 
Moldawien. Hinter beiden steht 
der mächtige Generalstab unter 
Führung General Michail 
Kolesnikos. Auch wenn sich die- 
ser bisher zurückgehalten hat, 
würde der Generalstab zwangs- 
läufig in die politischen Aus- 
einandersetzungen um die Zu- 
kunft Rußlands hineingezogen, 
wenn der Tschetschenien-Kon- 
flikt nicht rasch beigelegt wird. 
Nicht nur große Teile der ober- 
sten Führung, auch die mittleren 
Ränge des Militärs lehnen die 
Regierungspolitik strikt ab. 


Bereits vor der Eskalation des 
Kaukasuskonfliktes deuteten sich 
Risse in der russischen Führung 
an. So ist zwischen dem Präsi- 
denten und der einflußreichen 
Finanzgruppe um Jelzins frühe- 
ren Mitstreiter, den Moskauer 
Bürgermeister Juij Luschkow, 
und Mostbank-Chef Gussinksij 
ein offener Kampf ausgebrochen. 
Am 2. Dezember durchsuchten 
Angehörige der Präsidentengarde 
die Räume der Mostbank, wobei 
es zu Handgreiflichkeiten kam. 


Die 40.000 Mann starke Präsi- 
dentengarde, die seit 1986 von 
einem engen Vertrauten Jelzins, 
General Korschakow, angeführt 
wird, hat sich zu einer regelrech- 


ten Prätorianergarde entwickelt. 
Am 3. Dezember entließ Jelzin 
den Moskauer Bereichsleiter der 
KGB-Nachfolgebehörde FSK, 
weil dieser versucht hatte, die 
illegale Razzia gegen die 
Mostbank zu verhindern. Diese 
Entlassung ist die wichtigste 
»Säuberung« im Sicherheits- 
bereich nach der Entlassung des 
Sicherheitsministers Viktor Ba- 
rannikow im Juli 1993, die dann 
zum Oktoberputsch des gleichen 
Jahres führte. 


Noch am gleichen Tag trat der 
Kommandeur der Moskauer 
Panzereliteeinheit Kantemirow 
General Poljakow aus Protest 
gegen die Entscheidung der FSK 
zurück, Soldaten seiner Einheit 
zum Einsatz in Tschetschenien 
abzukommandieren. 


Ägypten gegen 
IWF-Politik 


Nach Darstellung der »Neuen 
Züricher Zeitung« haben sich 
mehrere ägyptische Regierungs- 
beamte gegen Forderungen des 
IWF nach weiterer Abwertung 
der ägyptischen Währung ausge- 
sprochen. Der IWF verlangt eine 
Abwertung von 10-30 Prozent in 
den kommenden 18 Monaten. 
Präsident Mubarak sperrt sich 
angeblich gegen jede weitere 
Abwertung, die dem internationa- 
len Vertrauen in die ägyptische 
Wirtschaft und in sein Reform- 
programm einen Schlag verset- 
zen würde. Der Vizegouverneur 
der ägyptischen Zentralbank Mo- 
hamed Albarbari sagte, eine Ab- 
wertung würde die Importkosten 
von 11 auf 15 Milliarden Dollar 
erhöhen, und das Handelsdefizit 
stiege auf 11,5 Milliarden Dollar. 


Der Grund für dieses beispiellose 
Aufbegehren gegen den IWF ist 
wohl darin zu suchen, daß ein 
weiterer Kollaps der ägyptischen 
Wirtschaft die soziale und politi- 
sche Lage untragbar machen und 
vor allem der islamischen Oppo- 
sition Auftrieb verleihen würde. 


Wie der Vorsitzende des parla- 
mentarischen Wirtschaftsaus- 
schusses Mustafa Said meinte, 
der normale Agypter hätte in der 
vom IWF angeordneten »makro- 
ökonomischen Politik« keinerlei 
Vorteile, sondern nur ein weiteres 
Absinken des Lebensstandards 


gesehen. 
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Devisen 


Die City 
spekuliert in 
Dollar und 


Mark 


Seit Lord Denis Healey, ehemaliger britischer Finanzminister, auf 


der Jahreskonferenz der Swiss Commodities Futures and Options 
Association in Bürgenstock, Schweiz, Anfang September 1994 
eine Steuer auf Derivate gefordert hat, konzentriert sich die 
Aufmerksamkeit immer mehr auf den Devisenhandel, der ein 
Tagesvolumen von über einer Billion Dollar aufweist und auf dem 
ein Drittel der weltweiten Finanzderivate basieren. Lord Healey 


wies darauf hin, 


daß nur rund zwei 
Devisenhandelsvolumens im Wert von über einer Billion Dollar 


Prozent dieses 


tatsächlich mit Handel zu tun haben; der Rest ist reine 


Spekulation. 


Die Ironie dabei ist, daß das 
Zentrum des Devisenhandels in 
erster Linie die City of London 
ist. Im April 1992 führten sechs- 
undzwanzig Zentralbanken in- 
nerhalb ihres Zuständigkeits- 
bereichs eine Untersuchung des 
Devisenhandels durch. Die Er- 
gebnisse wurden von der Bank 
for International Settlements im 
März 1993 als Bericht mit dem 
Titel »Untersuchung der De- 
visenmarktaktivitäten im April 
1992 durch die Zentralbanken« 
veröffentlicht. In der BIS- 
Untersuchung wurde festge- 
stellt, daß Großbritannien im 
April 1992 für 34,1 Prozent des 
»täglichen« weltweiten De- 
visenhandelsvolumens von 1,13 
Billionen Dollar verantwortlich 
war. Die Vereinigten Staaten 
waren mit 21,8 Prozent, Japan 
mit 14,3 Prozent und Deutsch- 
land mit 6,5 Prozent daran betei- 
ligt. 


Das Empire ein gut 
funktionierender 
Konzern 


Deutschland wurde sogar noch 
überragt von Singapur und 
Hongkong mit jeweils 8,6 Pro- 
zent und 6,9 Prozent. Als ein 
Block genommen war der Bri- 
tische Commonwealth mit 49,6 
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Deutschland. Das ist ein wichti- 
ger Hinweis darauf, daß das briti- 
sche Empire immer noch ein sehr 
gut funktionierender Kon- 
zern ist, bei dem die City of 
London aus jedem Teil der Welt 
so viel absahnt wie es nur geht. 


Interessant ist ein Vergleich über 
den Devisenhandel jedes Landes 
aus dem BIS-Bericht mit denen 
des Warenhandels jedes Landes 
im Jahr 1992, wobei die Daten 
verwendet wurden, die in der 
»Internationalen Handelsstati- 
stik« des Allgemeinen Zoll- und 
Handeslabkommen des Jahres 
1993 veröffentlicht worden sind. 


Die Importzahlen wurden zu den 
Exportzahlen hinzuaddiert, was 
die Summe des gesamten 
Warenhandels für das Jahr 1992 
ergab. Da sich die BIS-Zahlen 
auf den täglichen Devisenhandel 
beziehen, multipliziere man die 
Zahlen mit der Anzahl an 
Geschäftstagen pro Jahr, um die 
Zahl für den jährlichen De- 
visenhandel für jedes Land zu 
erhalten. Die Zahlen für den 
Warenhandel wurden dann 


Richard Nixon in seinen Memorien: »Wir wußten, daß den 
USA hinsichtlich der Wirtschaftslage bald eine große Krise 


bevorstehen würde.« 


Prozent am weltweiten Devisen- 
handel beteiligt. 


Eine der erstaunlichsten Ent- 
hüllungen des BIS-Berichts war, 
daß britische Devisenhändler 
mehr mit Dollar und D-Mark 
handeln als ihre Gegenparts in 
den Vereinigten Staaten und 


durch die Zahlen des Devisen- 
handels dividiert, um festzustel- 
len, bei welchen Ländern der 
Devisenhandel dem tatsächli- 
chen Handel am nächsten 
kommt und welche Länder die 
meisten Spekulationen auf dem 
Gebiet des Devisenhandels 
haben. 


Es überrascht nicht, daß man 
feststellt, daß der gesamte 
Außenhandel als Prozentsatz des 
täglichen Devisenumsatzes in 
Großbritannien am niedrigsten 
war. Bei Ländern, die zum 


Commonwealth gehören, insbe- _ 


sondere Singapur und Hong- 
kong, bestanden ebenfalls die 
geringsten Verbindungen zwi- 
schen tatsächlichem Handel und 
Devisen. 


Großbritannien versetzt 
den Gnadenstoß 


Die Devisenhandelsflut begann, 
als Großbritannien dem festen 
Wechselkurssystem von Bretton 
Woods im August 1971 den 
Gnadenstoß versetzte und US- 
Präsident Richard Nixon zwang, 
den Dollar vom Goldstandard zu 
lösen. 


Gleichzeitig geriet der US- 
Dollar mit einer ungewöhnlich 
hohen Nachfrage, Dollar in Gold 
zu wechseln, unter massiven 
Druck. Das erste monatliche 
Warenhandelsdefizit, das die 
USA seit Ende des Zweiten 
Weltkriegs zu verzeichnen hat- 
ten, wurde im März 1971 berich- 
tet und bestätigte Vermutungen 
von Seiten vieler Wirtschafts- 
wissenschaftler, Regierungs- 
vertreter und Geschäftsleute auf 
der ganzen Welt, daß es der 
amerikanischen Industrie auf- 
grund der Flutwelle von 
Fusionen und Käufen in den 
sechziger Jahren an Invstitionen 
mangelte. 


Die US-Wirtschaft finanzierte 
sich nicht mehr selbst, sondern 
hing in zunehmendem Maße von 
ausländischen Waren ab, um die 
Illusion von Wohlstand auf- 
rechtzuerhalten. Unter diesen 
Umständen war es nicht sehr 
klug, Dollar zu haben, die früher 
oder später offensichtlich abge- 
wertet würden, wie die Fran- 
zosen lauthals predigten und for- 
derten. 


Der Ausbruch für eine umfas- 
sende Vertrauenskrise im Zu- 
sammenhang mit dem Dollar 
wurde durch den Besuch des bri- 
tischen Botschafters beim US- 
Finanzminister in der zweiten 
Augustwoche des Jahres 1971 
beschleunigt, der anfragte, ob die 
Möglichkeit besteht, daß Groß- 
britannien seine gesamten 
Dollarbestände in Höhe von drei 
Milliarden Dollar, über die das 


Land zu dem Zeipunkt verfügte, 
gegen Gold eintauschen könne. 
‚Die Goldreserven der USA 
betrugen zu diesem Zeipunkt nur 
12 Milliarden Dollar. Wenn 
andere folgen würden, hätten die 
Vereinigten Staaten ihre Zusage 
der Goldkonvertibilität des 
Dollar nicht einhalten können. 


Bei jedem tauchte bedrohlich das 
Bild des Eurodollar auf, der 
explosionsartig gewachsen war. 
Dieser massive Pool an US- 
Dollar, der sich außerhalb der 
Reichweite rechtlicher und regu- 
latorischer Vollmachten der USA 
befand, hatte Ende des Jahres 
1970 die damals schwindelerre- 
gende Höhe von rund 100 
Milliarden Dollar erreicht. 


Wie der damalige US-Präsident 
Richard Nixon in seinen Me- 
morien in bezug auf diese Zeit 
schrieb: »Wir wußten, daß uns 
hinsichtlich der Wirtschafts- 
lage der Vereinigten Staaten 
sehr bald eine große Krise bevor- 
stehen würde.« 


Volckers hinterhältiger 
Einfluß 


Am 13. August 1971 berief 
Nixon in Camp David ein gehei- 
mes Treffen ein, das aus seinen 
Spitzenberatern, dem Finanz- 
minister John Connally und eini- 
gen Redenschreibern bestand. 
Zwei Tage lang versuchte die 
Gruppe, mit dem Problem klar- 
zukommen, wobei Connally 
standhaft behauptete, daß die ein- 
zige machbare Lösung sei, der 
Goldkonvertibilität des Dollar 
ein Ende zu setzen und in 
Absprache mit Großbritannien, 
Frankreich, Japan, Westdeutsch- 
land, Italien und Kanada einen 
Devisen-Parikurs zu finden. 
Berichten zufolge soll Connally 
für seine Rolle in Camp David 
von seinem Staatssekretär Paul 
Volcker monatelang vorbereitet 
worden sein. Paul Volcker 
beschleunigte später, nachdem er 
im September 1979 Chef der US- 
Federal Reserve geworden war, 
den Tod der US-Wirtschaft, 
indem er zweistellige Zinssätze 
einführte. 


Nachdem sich jeder Connallys 
Position angeschlossen hatte, 
gingen die Redenschreiber an die 
Arbeit. Am 15. August 1971 ver- 
kündete Nixon im Fernsehen, 
daß der Dollar künftig nur noch 
nach Belieben der amerikani- 


Zinssätze einführte. 


schen Regierung gegen Gold ein- 
getauscht werden würde. 


Trotz der Behauptung, daß neue 
Konsulationen nötig seien, um 
einen neuen Parikurs für den 
Dollar festzulegen, wurde inte- 
ressanterweise »keiner der 
Verbündeten der USA von der 
dramatischen Wende in der US- 


Politik unterrichtet«. Bot- 
schafter, Finanzminister und 
Zentralbanker erfuhren vom 


Ende des Dollarkonvertibilität 
während sie in ihren Wohn- 
zimmersesseln vor dem Fern- 
seher saßen. 


Die flexiblen Wechselkurse soll- 
ten nur vorübergehend existie- 
ren, doch eine Reihe von 
Diskussionen zwischen Top- 
Finanz- und Währungsvertretern 
der USA, Europas und Japans 
führten zu nichts und der 
Devisenhandel stieg von schät- 
zungsweise 25 Milliarden Dollar 
pro Tag im Jahre 1971 auf 100 
Milliarden Dollar pro Tag im 
Jahre 1973. 


Die Interessen des briti- 
schen Establishments 


Volcker sitzt heute im Vorstand 
von Imperial Chemical Indu- 
stries PLC, ganz nahe am 


Paul Volcker beschleunigte als Chef der US-Bundesbank 
den Tod der US-Wirtschaft, 


indem er zweistellige 


Mittelpunkt des Finanzimpe- 
riums der City of London, was 
uns einen weiteren Hinweis dar- 
auf gibt, was wirklich geschah. 


In einer Studie der Bank von 
England, über die die Londoner 
»Financial Times« am 2. April 
1993 berichtete, heißt es, daß die 
zehn aktivsten Devisenhandels- 
banken in London 43 Prozent 
des Devisenhandels der City 
kontrollierten. Ungefähr ein 
Viertel des täglichen, weltweiten 
Devisenhandelsvolumens von 
über einer Billion Dollar wird 
also von zehn Firmen in der City 
of London kontrolliert. 


Diese Firmen sind sehr stark mit 
der britischen Oligarchie und 
den Top-Firmen verbunden, die 
von der britischen Oligarchie 
gegründet worden sind, um die 
weltweiten natürlichen Rohstoff- 
reserven fest im Griff zu halten. 


Zusammen mit Volcker sitzen 
zum Beispiel im Vorstand von 
Imperial Chemical Industries Sir 
Denys Hartley Henderson, 
Vorsitzender der Firma. Sir 
Henderson sitzt auch im 
Vorstand der RTZ Corporation — 
dem Unternehmen, das in »Dope 
Inc.«, dem Buch darüber, wer 
den Drogenhandel kontrolliert, 
wiederholt Erwähnung findet. 


RTZ ist das zweitgrößte 
Bergwerksunternehmen auf der 
Welt. Das größte ist die Anglo- 
American Corporation of South 
Africa, die über N. M. Roth- 
schild and Sons Ltd. eben- 
falls von London kontrolliert 
wird. 


Das Interesse der Königsfamilie 
an der RTZ ist so groß, daß der 
Erste Privatsekretär der Königin, 
Lord Charteries of Amisfield, im 
Jahre 1978 zu einem Direktor 
der Firma gemacht wurde. 


Sir Henderson sitzt auch im 
Vorstand der Barclay’s Bank 
PLC, der größten Bank Groß- 
britanniens. Sir Martin Wake- 
field Jacomb, der im Dezember 
1993 als stellvertretender Vor- 
sitzender der Barclays Bank 
PLC zurücktrat, ist auch ein 
Direktor der Bank von England 
sowie stellvertretender Vorsitz- 
ender von RTZ. Sir John Derek 
Birkin, TD, ein anderer Barc- 
lays-Direktor, ist Vorsitzender 
von RTZ. Ein weiterer Direktor 
von Barclays, Lord Lawson of 
Blaby, war von 1983 bis 1990 
der Finanzminister von Baronin 
Margaret Thatcher. 


Lord Wright of Richmond, ein 
weiterer Direktor der Barclays 
Bank, ist auch Direktor von 
British Petroleum. Lord Rich- 
mond ist auch ständiger 


Unterstaatssekretär im Außen- 
und Commonwealth-Ministe- 
rium und war von 1986 bis 1991 
Chef des Diplomatischen Dien- 
stes. 
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Devisen 


Unsicherheit 


beim 


US-Dollar 


Im Oktober 1994 ist der Wert der führenden Weltwährung, des 
US-Dollar, wie auch die Blätter von den Bäumen, immer weiter 
gefallen. Der Dollar begann 1994 bei 1,735 DM. Am 3. Oktober 
stand er bei 1,55 DM. Bei Börsenschluß am 26. Oktober lag er bei 
1,49 DM, dem tiefsten Stand gegenüber der D-Mark seit zwei 
Jahren. Auch gegenüber dem Yen fiel der Dollar von 111,8 Yen 
am 1. Januar auf 100,8 Yen am 10. Oktober und 96,85 Yen am 26. 
Oktober. Es ist der niedrigste Stand gegenüber dem Yen seit 49 


Jahren. 


Der amerikanische Finanz- 
minister Lloyd Bentsen sagte am 
20. Oktober 1994, daß es ihm 
egal sei, ob der Dollar noch wei- 
ter fällt. Bentsen meinte, die 
Vereinigten Staaten »hätten nicht 
vor, zu intervenieren«, um den 
Dollar zu stützen. »Mir wäre lie- 
ber, wenn der Dollar ein bißchen 
höher stände, aber es sind die 
Marktkräfte, die entscheiden 
werden.« Es heißt, Bentsens 
. Gedankengang dabei ist, daß bei 
einem billigeren Dollar die 
Exporte steigen werden. Doch 
das ist in erster Linie spitzfindi- 
ges Philosophieren. 


Am nächsten Tag versuchte der 
Staatssekretär für internationale 
Angelegenheiten im amerikani- 
schen Finanzministerium, Law- 
rence Summers, teils auch als 
Antwort auf die Klagen des 
japanischen Finanzministers 
Masayoshi Takemura, daß der 
Yen stetig steige, Bentsens 
»milde Nachlässigkeit« zu 
mäßigen. Summers sagte, die 
Vereinigten Staaten würden den 
Dollar durchaus stützen; doch die 
Taten müssen seinen Worten erst 
noch folgen. 


Ein Finanzmassaker für 
die Wall Street 


Für den Sturz des Dollar gibt es 
sowohl eine volkswirtschaftliche 
als auch eine politische Ur- 
sache: der von der City of 
London geführte Versuch, die 
Regierung Clinton zu schwä- 
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chen. Der Zusammenbruch des 
Dollar geht mit dem tiefen 
Sturz des US-Bond-Markts, vor 
allem dem für staatliche Bonds, 
einher. | 


Am 15. Oktober 1993 betrug die 
Rendite aus einer staatlichen 
Schuldverschreibung mit 30jähri- 
ger Laufzeit 5,78 Prozent. Im 
Oktober 1994 lag sie bei 8,04 
Prozent. Der Kaufpreis für ein 
Bond steht im umgekehrten 
Verhältnis zu seiner Rendite. So 
fiel der Kaufpreis für Staats- 
obligationen des amerikanischen 
Finanzministeriums mit 30jähri- 
ger Laufzeit in den letzten 
Monaten Ryan Labs - einer 
Finanzberatungsgruppe - zufol- 
ge um sage und schreibe 25,5 


Prozent. Das heißt, daß der 
Inhaber einer langfristigen 
Schuldverschreibung zusehen 


mußte, wie sich ein Viertel des 
Wertes seiner Anteile einfach 
verflüchtigt haben. Das hat unter 
den Besitzern von Bonds, beson- 
ders an der Wall Street, ein 
Finanzmassaker verursacht. 


Im gleichen 12-Monate-Zeit- 
raum fiel die »Kapitalver- 
zinsung« für die Staatspapiere 
mit 30jähriger Laufzeit um 20 
Prozent. Die »Kapitalverzin- 
sung« unterscheidet sich vom 
»Kaufpreis« eines Bonds. Zu- 
sätzlich zum Kaufpreisverfall 
sind in der Kapitalverzinsung 
noch die Zinszahlungen an den 
Inhaber der Schuldverschreibung 
in dem 12-Monats-Zeitraum 
enthalten. 


Allgemeiner gesagt, von Mitte 
Oktober letzten Jahres bis Mitte 
Oktober 1994 fiel die durch- 
schnittliche Kapitalverzinsung 
für alle Papiere des US- 
Finanzministeriums - von 
Schuldscheinen mit 1, 2 und 
3jähriger Laufzeit - um sagen- 
hafte 7,2 Prozent. »Das ist der 
tiefste Sturz, der in den letzten 60 
Jahren, das heißt, seit der großen 
Depression, stattgefunden hat.« 


Wenn also die Banken behaup- 
ten, daß nichts Außer- 
gewöhnliches passiert und daß 
dies ein normaler Markt- »Ein- 
bruch« ist, dann sagen sie nicht 
die Wahrheit. 


Der tiefste Sturz seit der 
großen Depression 


Gleichzeitig liegt der Sturz im 
12-Monatszeitraum bei der 
Kapitalverzinsung langfristiger 
Schuldverschreibungen auch in 
Deutschland, Großbritannien und 
Australien zwischen vier und 
über 15 Prozent. 


Doch im gleichen Zeitraum 
wurde auch der Markt für 
Derivate erschüttert. Derivate 
basieren auf anderen, ihnen 
zugrundeliegenden Kredit- 
instrumenten, die die Volks- 
wirtschaft ausplündern. Seit 
Oktober 1993 gibt es über 20 
Milliarden Dollar an Derivate- 
Verlusten, die verzeichnet sind — 
und vielleicht 100 Milliarden 
Dollar unbemerkte, nicht ver- 
zeichnete Verluste. Nicht alle 
davon in Amerika. 


Im Oktober offenbarte die Japan 
Air Lines einen 450 Millionen 
Dollar hohen Derivate-Verlust 
aus einem 3,6 Milliarden Dollar 
Termingeschäft (»forward cur- 
rency contract«) mit 10jähriger 
Laufzeit, das im Jahre 1986 
geschlossen worden war. 


Derivate über die Hälfte davon 
sind weltweit in Dollar bezeich- 
net, amerikanische Staatspapiere 
und so weiter gehören alle zu 
dem Netzwerk, das den Wert des 
Dollar ausmacht. Wenn der Wert 
dieser und damit zusammenhän- 
gender Papiere fällt, und wenn 
sich gleichzeitig — wie das 
gegenwärtig passiert -— die 
Depression in der amerikani- 
schen Volkswirtschaftet ausbrei- 
tet, dann ist der Dollar schwach. 


Das ist die grundlegende Ur- 


sache für die Dollarschwäche. 


Andere technische Ursachen 
könnten vorgebracht werden, 
aber sie stehen höchstens an drit- 
ter Stelle. 


Dollarschwäche für 
politische Zwecke 


Wie wird die grundlegende 
Ursache für den Zusammen- 
bruch des Dollar in Angriff 
genommen? Es gibt zwei 
Reaktionen darauf: die eine ist 
ziemlich dumm, die andere 
zeugt von einem gesunden Ver- 
stand. 


Die erste Reaktion ist ein 
Versuch, von den gegenwärtigen 
Umständen zu profitieren. Der 
Zinssatz beträgt bei Bundes- 
werten 4,63 Prozent bei Schatz- 
anweisungen mit einer zweijähri- 
gen Laufzeit 6,88 Prozent, bei 
Bonds mit einer 30jährigen 
Laufzeit 8,04 Prozent. Einige 
Banken, die sich die Bundes- 
werte von der amerikanischen 
Zentralbank ausleihen, versu- 
chen immer noch, die 3,41 
Prozentpunkte Unterschied zwi- 
schen den Bundeswerten und den 
30jährigen Bonds auszunutzen, 
der sehr groß ist. 


Die Investoren haben unterdes- 
sen seit Anfang des Jahrs 1994 
wegen des starken Rückgangs 
auf dem Bond-Markt 30 
Milliarden Dollar aus Invest- 
mentfonds herausgezogen, um 
Bonds und durch Hypotheken 
gesicherte Wertpapiere zu kau- 
fen und 93,4 Milliarden Dollar in 
Aktienfonds fließen lassen. Von 
diesem Betrag gingen 35,9 
Milliarden Dollar oder fast 40 
Prozent der Gesamtsumme in 
Aktienfonds, mit denen in 
Aktien außerhalb der Ver- 
einigten Staaten investiert wird, 
vor allem in der Dritten Welt. 
Der Versuch, die Finanz- 
spekulationen am laufen zu hal- 
ten, wurde also keineswegs auf- 
gegeben. 


Außerdem versucht man, die 
Dollarschwäche für politisch- 
strategische Zwecke auszunut- 
zen. Der Entschuldigungsgrund, 
der dafür angegeben wird, lautet, 
daß höhere Zinssätze in den USA 
jetzt erforderlich sind, um die 
Talfahrt des Dollar aufzuhalten 
und auch um die Inflation zu 
stoppen. 


.»Wenn die Federal Reserve die 


Zinssätze in den USA nicht 


is 


erhöht, werden die Märkte den 
Anstieg erzwingen«, hieß es aus 
einer europäischen Banken- 
quelle am 18. Oktober 1994. Der 
Informant fuhr fort: »Der Sturz 
des Dollar begann bei den großen 
New Yorker »hedge funds< am 
16. Oktober, sobald der Ausgang 
der Wahlen in Deutschland klar 
war. Das ganze Ziel dieser spe- 
kulativen Fonds besteht darin... 
die Fed dazu zu zwingen, die 
Zinssätze am oder vor dem 
Federal Open Market Committee 
Meeting am 15. November zu 
erhöhen.« 


Wenn die Fed die Zinssätze bei- 
spielsweise um einen weiteren 
halben Prozentpunkt erhöhen 
würde, dann würde das helfen, 
die Volkswirtschaft zunichte zu 
machen. 


Der Verlierer und damit das Ziel 
dieser Attacke ist US-Präsident 
Bill Clinton. Da die Briten 
erkannt haben, daß ihr ganzes 
Finanzgebäude einzustürzen 
droht, geht es ihnen nun darum, 
daß Amerika keinen unbe- 
schränkten Staatschef mit vielen 
Vollmachten haben soll, der 
sowohl in den Vereinigten 
Staaten als auch im Ausland 
Hamiltonsche wirtschaftliche 
Notmaßnahmen ergreifen könn- 
te, um die Volkswirtschaft wie- 
der in Gang zu bringen. 


Die Devisenmärkte 
sollen ausgetrocknet 
werden 


In Europa zirkulieren jetzt ver- 
nünftige Ansätze, die alle 
Währungen stärken würden. 


Am 16. Oktober sagte Italiens 
Vizeminister für den Haushalt, 
Antonio Parlato, der italieni- 
schen Presseagentur AGI, daß 
Italiens Zentralbank, die Banca 
d’Italia, »investieren muß, um 
bei dem Derivate-Geschäft die 
Bremsen zu ziehen, das eine 
ungeheuere Menge an Ressour- 
cen aus Investitionsspareinlagen 
wie Aktien und Bonds nimmt 
und sie in das spekulative 
Finanzgeschäft steckt«. 


Parlato sagte, die Spekulation 
habe in italienischer Währung 
einen Gegenwert von zwei 
Billionen DM erreicht, was dem 
Umfang der offenen italieni- 
schen Staatsschuld entspricht. 
Parlato wies darauf hin, daß er 
bald ein öffentliches Dokument 


darüber präsentieren werde, wie 
er damit umgehen wird, was 
auch den Erlaß von neuen 
Gesetzen einschließen könnte. 


Am 22. Oktober veröffentlichte 
das Münchner IFO-Institut ei- 
nen Bericht mit dem Titel 
»Mängel im Weltwährungssy- 
stem und Alternativen für einen 
Ersatz«, der mit der Auf- 
forderung schließt, die De- 
visenmärkte sollen »ausgetrock- 
net« werden. 


In der Studie heißt es, daß der 
Zeitraum 1945 bis 1971, als die 
Wechselkurse fest waren, ein 
»Goldenes Zeitalter« war. Der 
Hauptfehler im heutigen Welt- 
währungssystem, sagt die IFO, 
ist die außergewöhnlich große 
Fluktuation unter den drei 
führenden Währungen, dem 
Dollar, der D-Mark und dem 
Yen. Die DM/Dollar Fluktua- 
tionen vom 1. Februar bis 
31. Juli 1994 waren beispielswei- 
se sechs Mal höher als die 
DM/Franc-Flukationen. Deshalb 
ist selbst ein neues europäisches 
Währungssystem, das heißt, ein 
modifiziertes System mit festen 
Wechselkursen in erweiterten 
Grenzen viel besser als über- 
haupt kein System. 


Die IFO sagt, daß sich nur zehn 
Prozent der heutigen Devisen- 
transaktionen auf den Waren- 
handel beziehen. Die meisten 
sind Spekulation, heißt es, und 
schaffen die »kurzfristigen 
Devisenfluktuationen«. Diese 
Fluktuationen wiederum »be- 
einträchtigen den Wohlstand« 
und haben eine negative 
Auswirkung auf Investitions- 
entscheidungen. Der Devisen- 
markt muß »ausgetrocknet« wer- 
den. Die IFO schlägt »eine 
Steuer auf Devisengeschäfte« und 
»Einschränkungen des Kapital- 
flusses« vor. 


Eine solche Steuer, die offenbar 
auch vom italienischen Vize- 
minister Parlato unterstützt wird, 
wurde von Großbritanniens ehe- 
maligem Finanzminister Denis 
Healey auf einer Konferenz am 
10. und 11. September 1994 in 
Bürgenstock, Schweiz vorge- 
bracht. Es ist höchst bezeich- 
nend, daß in den letzten Wochen 
drei Quellen in Deutschland, 
Großbritannien und Italien eine 
Variante dieses Vorschlags vor- 
gebracht haben. Es zeigt, daß die 
Gefahr in gewissem Sinne ver- 
standen wird. 


Carol Greene 

Mörder aus der Retorte — 

Charles Manson und der Wertewandel 
238 Seiten, DM 16,80 

ISBN 3-925725-13-X 


Daß der amerikanische Geheimdienst CIA Ende 
der fünfziger Jahre im Rahmen des Projekts „MK- 
Ultra” Teile der amerikanischen Hochschuljugend 
vorsätzlich unter Drogen setzte, ist inzwischen un- 
bestreitbar. Daß jemand künstlich satanische 
Kulte, rituelle Massenmörder und dergleichen her- 
anzüchtet, bleibt trotzdem schwer zu begreifen. 
Die Untersuchung des Mordfalls Charles Manson 
hat Ungeheuerliches aus den Hexenküchen der 
Psycho-Klempner zutagefördert. Daraus werden 
die eigentlichen Ursprünge der Anti- und Gegen- 
kultur, die längst zur vorherrschenden Kultur ge- 
macht worden sind, erkennbar. 


Aus dem Inhalt 


« Was geschah am 9. August 1969? « Der 
philosophische Psychopath « Mensch oder Ratte ® 
Aldous Huxley und die „somatotonische* 
Persönlichkeit «e Harvard und die psychedelische 
Revolution «e Science-fiction, der direkte Weg in 
die Traumwelt « Manson und Scientology ® 
Satanismus und Sigmund Freud ® Ein „neuer 
Mensch“ für eine „neue Gesellschaft“ 


Mehr-Wissen-Buchdienst 
Lise-Meitner-Str. 11 
40764 Langenfeld 


Finanzkollaps 


Über zwei 
Milliarden 
Mark in den 


Sand gesetzt 


Der Bankrott des US-Landkreises Orange County könnte eine 
Kettenreaktion im gesamten westlichen Finanzsystem auslösen. 
Doch es bedeutet noch immer nicht das Ende der internationalen 
Derivatenblase. Aber gewissermaßen eine Wendemarke, die 
zeigt, wie nahe der Zusammenbruch der internationalen Finanz- 


märkte ist. 


Der kalifornische Landkreis 
Orange County erklärte am 6. De- 
zember 1994 seine Zahlungsun- 
fähigkeit, nachdem der Invest- 
mentfonds, an dem viele Einrich- 
tungen des Kreises beteiligt wa- 
ren, Verluste in Höhe von 1,5 Mil- 
liarden Dollar bekanntgegeben 
hatte. Heute wird der tatsächliche 
Verlust auf zwischen zwei und 
drei Milliarden Dollar geschätzt. 
Die Banken, die dem Fonds Kre- 
dite in Höhe von 12 Milliarden 
Dollar einräumten, haben inzwi- 
schen die als Sicherheit hinterleg- 
ten Wertpapiere abgestoßen. Der 
Fonds, einmal auf 20 Milliarden 
Dollar geschätzt, liegt nun bei 8,5 
Milliarden Dollar und sinkt wei- 
ter ab. 


Die Krise 
greift weiter 


Infolge der Pleite sah sich der 
Landkreis jetzt gezwungen, alle 
Zahlungen einzustellen, die nicht 
mit dem Gesundheits- und Sozial- 
wesen sowie Fragen der öffentli- 
chen Sicherheit zusammenhän- 
gen. Betroffen sind Zahlungen in 
Höhe von 110 Millionen Dollar 
an die Pensionskasse. Die Schul- 
behörde kündigte bereits an, 
möglicherweise die Gehaltszah- 
lungen an Lehrer in der Woche 
nach Weihnachten auszusetzen. 
Die Verkehrsbehörde von Orange 
County mußte die Weiterarbeit an 
einer Bus- und Bahnverbindung 
einstellen und trotz 1200 zusätzli- 
cher Schüler in diesem Jahr wur- 
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de die Eröffnung einer Grund- 
schule verschoben, da unklar ist, 
ob die Fertigstellung des Gebäu- 
des finanziert werden kann. Die 
Schulbehörden mehrerer Bezirke 
versuchen derzeit auf gerichtli- 
chem Weg, per einstweiliger Ver- 
fügung an die ihnen zustehenden 
Geldmittel zukommen. 


Die Krise greift weit über den 
Landkreis selbst hinaus, und sie 
könnte sogar zum Auslöser einer 
Kettenreaktion innerhalb des ge- 
samten amerikanischen Finanz- 
systems werden. 


Der Anleihemarkt der Kommu- 
nen ist stark betroffen, und es 
flossen bereits erhebliche Geld- 
mittel aus anderen Regierungs- 
fonds ab. So zogen Investoren in 
Texas innerhalb zweier Tage an 
die eine Milliarde Dollar aus dem 
TexPool-Fonds ab, einem staatli- 
chen Fond, dem 1300 bundes- 
staatliche und kommunale Ein- 
richtungen angeschlossen sind. 
Danach verwaltete der Fonds 
noch 3,7 Milliarden Dollar, jetzt 
sind es nur noch 2,7 Milliarden 
Dollar. 


Einen Tag nachdem Orange 
County die Zahlungsunfähigkeit 
erklärte, hieß es, der Fonds im be- 
nachbarten San Diego County ha- 
be 358 Millionen Dollar verloren 
und stünde jetzt bei 3,3 Milliar- 
den Dollar. Über 40 Prozent der 
Verluste stammten aus dem De- 
rivathandel. Kreiskämmerer Paul 
Boland erklärte, die Verluste 


stünden lediglich auf dem Papier; 
das gleiche hatte sein Amtskolle- 
ge in Orange County Robert Ci- 
tron jedoch auch behauptet. 


Der Orange-County-Fonds ver- 
waltete die Gelder von insgesamt 
187 Einrichtungen, darunter al- 
lein 19 Städten. Elf Investoren 
stellten dabei den Löwenanteil 
von 9] Prozent der Einlagen. Da- 
zu gehören u.a. die Verkehrsbe- 
hörde mit einer Milliarde Dollar, 
die Bezirksstadtreinigung mit 450 
Millionen Dollar, die Straßenmei- 
sterei mit 306 Millionen Dollar, 
die Wasserwerke der Bezirke Ir- 
ving Ranch und Moulton-Nigel 
mit 300 Millionen bzw. 46 Millio- 
nen Dollar sowie die Stadt Irvine 
mit 181 Millionen Dollar, die 
Stadt Anaheim mit 169 Millionen 
Dollar und die Pensionskasse der 
Angestellten von Orange County 
mit 125 Millionen Dollar. Der 
Fonds verwaltete darüber hinaus 
die Einnahmen des Kreises aus 
Geldstrafen sowie die Erbschaf- 
ten von Minderjährigen, bis diese 
das 18. Lebensjahr erreichen. 


Normalerweise wurde das Geld 
auf Bankkonten angelegt, aber 
nachdem es zu Unterschlagungen 
durch Bankangestellte gekom- 
men war, änderte man diese 
Praxis. 


Die Mechanik 
der Finanzblase 


Das Finanzdebakel von Orange 
County kündigte sich bereits am 
1. Dezember 1994 an, als der 
Kreiskämmerer Robert Citron 
mitteilte, der von ihm verwaltete 
Fonds habe Verluste von 1,5 Mil- 
liarden Dollar erlitten. Er beharrte 
zwar darauf, seine Investitions- 
strategie sei richtig gewesen und 
die Verluste stünden lediglich auf 
dem Papier. Drei Tage später 
mußte er zurücktreten und der 
Landkreis meldete Konkurs an. 


Jahrelang war Orange County als 
Vorbild für die regierungsamtli- 
che Spekulation hochgehalten 
worden. Unter Citron verwaltete 
der Fonds Guthaben aus Steuer- 
geldern von Städten, Schulbe- 
hörden, anderen Verwaltungsstel- 
len und investierte sie in Anlage- 
projekte, damit sie Zinsen brin- 
gen, bis sie ihrer eigentlichen Ver- 
wendung wie Gehaltszahlungen, 
Renten, für den Straßenbau usw. 
zugeführt wurden. Kurz vor dem 
Zusammenbruch verwaltete der 
Fonds 7,8 Milliarden Dollar. 


Citron kaufte mit diesen Einlagen 
in der Regel Anleihen, in der heu- 
tigen Finanzwelt gelten derartige 
Anleihen als besonders sicher. 
Die Ratingunternehmen Standard 
& Poor's und Moody’s Investors 
Service hatten den Landkreis in 
der höchsten für eine Kommune 
möglichen Kreditwürdigkeitsstu- 
fe geführt. Der Kauf der Anleihen 
war jedoch nur der erste Schritt. 


Auf Drängen des Wall Street-Fi- 
nanzhauses Meryll Lynch hinter- 
legte Citron dann diese »relativ 
sicheren« Anleihen als Sicherheit 
für den Ankauf weiterer Wertpa- 
piere. Schließlich hatte der Fonds 
ein Gesamtvolumen von 20 Mil- 
liarden Dollar. 12 Milliarden Dol- 
lar davon waren von Citron auf- 
genommene Kredite und acht 
Milliarden verwendete er für De- 
rivatspekulationen. 


Der Fonds verfolgte die Strategie, 
kurzfristige Gelder zum damals 
relativ niedrigen Zinssatz aufzu- 
nehmen und damit Wertpapiere 
zu erwerben, die höher verzinst 
werden. Ein Unterschied von 
zwei Prozent bringt bei einer Mil- 
liarde Dollar immerhin schon 20 
Millionen Dollar Gewinn. Und 
tatsächlich erwirtschaftete der 
Fonds in den ersten Jahren einige 
hundert Millionen Dollar. Die 
Achillesferse von Citrons Strate- 
gie bestand in dem Glauben, daß 
die Zinsen immer so niedrig blei- 
ben beziehungsweise sich noch 
weiter verringern würden. Doch 
nach der Zinserhöhung der US- 
Notenbank im Februar 1994 setz- 
te eine genau gegensätzliche Ent- 
wicklung ein, und die erhofften 
Gewinne verwandelten sich in 
Verluste. 


Als Citron die Deckungslücke 
von 1,5 Milliarden Dollar am 1. 
Dezember 1994 offenlegte, die 
nach dem Wertverlust der Anlei- 
hen entstanden war, erklärte er, 
diese Verluste seien nur kurzfri- 
stig, und die Anleger sollten bei 
der Stange bleiben. Gleichzeitig 
aber fror er den Fonds ein und 
sagte gegenüber den Anlegern, 
sie riskierten Verluste in Höhe 
von 20 Prozent, sollten sie ihre 
Einlage jetzt zurückfordern. 


Das Debakel nahm seinen Lauf, 
als der Fonds außerstande war, 
Verpflichtungen aus sogenannten 
»repos« (Rückkaufverpflichtun- 
gen) gegenüber der Bank CS First 


Boston, einem Ableger der 
Schweizerischen Kreditanstalt, 
zu erfüllen. D 


Ruanda 


Die Politik 
der britischen 
Königsfamilie 


Vor April 1994 hatte Ruanda eine Bevölkerung von 7,2 Millionen 
Menschen. Bis zum September sind in Ruanda fast eine Million 
Menschen getötet worden. Schätzungen der US-Behörde für in- 
ternationale Entwicklung (AID) zufolge wurden 2576000 Men- 
schen innerhalb Ruandas vertrieben, darunter 1,3 Millionen in 
der früheren französischen Sicherheitszone im Südwesten des 
Landes. Weitere 2223000 Menschen sind aus Ruanda geflüchtet: 
154200 nach Zaire, 210000 nach Burundi, 460500 nach Tansa- 
nia und 10500 nach Uganda. Das heißt, 5799000 Menschen oder 
80,6 Prozent der Bevölkerung wurden getötet oder aus ihrer Hei- 


mat vertrieben. 


Die RPF regiert von der Haupt- 
stadt Kigali aus über ein inzwi- 
schen entvölkertes Land. Die 
Wasser- und Stromversorgung ist 
zerstört. Bis zu 50 Prozent der 
Mitarbeiter im Gesundheitswesen 
und Lehrer wurden getötet. Der 
ugandische Schilling ist jetzt die 
bevorzugte Währung. Die Nah- 
rungsmittelherstellung liegt bei 
66 Prozent vom Normalen, wobei 
das Land weniger als 75 Prozent 
der Hilfe erhält, die es benötigt. 


Die Zerstörung begann 
mit der Invasion 


Ruanda wurde hinwegradiert, in 
Stücke gerissen, seine traumati- 
sierte und ausgemergelte Bevöl- 
kerung in alle Winde verstreut. 
Wie dokumentiert ist, ist die Zer- 
störung Ruandas das Werk des 
ugandischen Diktators Yoweri 
Museveni und die von Lady Lyn- 
da Chalker. Die Zerstörung Ruan- 
das beginnt nicht mit der Ermor- 
dung von Präsident Juvenal Ha- 
byarimana am 6. April 1994, son- 
dern mit der von den Briten unter- 
stützten Invasion des Landes 
durch die oberste Ebene der ugan- 
dischen Armee im Oktober 1990. 


Einer Quelle in Kampala zufolge 
waren 95 Prozent der RPF in der 
ugandischen Armee. Und Muse- 
venis Armee des nationalen Wi- 
derstands (NRA), die selbst von 
den Briten, Amerikanern und 
Nordkoreanern trainiert worden 


ist, seit Museveni im Jahre 1986 
die Macht übernommen hat, lie- 
fert Material und Geld an die RPF. 
Die Führer der RPF sind identisch 
mit der oberen Ebene der ugandi- 
schen Armee: ugandischer Vertei- 
digungsminister war David Ti- 
nyefuza von der RPF; Paul Ka- 
game, jetziger Verteidigungsmi- 
nister Ruandas unter der RPF, war 
Chef von Geheimdienst und Ge- 
genspionage in der ugandischen 
Armee; Chris Bunyenyezi von 
der RPF war der frühere, kom- 
mandierende Offizier der 306. 
Brigade der NRA, der für seine 
Greueltaten an den Teso in Ugan- 
da berüchtigt ist. 


Die Rolle von 
Lady Chalker 


Museveni hatte auch bei dem 
Coup gegen Burundis Präsident 
Melchior Ndadaye am 23. Okto- 
ber 1993 seine Hand im Spiel, 
dessen Wahl den 31 Jahren Tutsi- 
Militärherrschaft in Burundi ein 
Ende gesetzt hatte. 


Einigen Informanten zufolge 
plante Museveni den Coup in ei- 
nem Treffen in Entebbe, an dem 
auch Paul Kagame von der RPF 
teilgenommen hat. Zwei Rädels- 
führer des Coup, Major Bucokoza 
und Leutnant Paul Kamana, wa- 
ren in Kampala und haben von 
Oktober 1993 bis Februar 1994 
mit ugandischen Offizieren lär- 
mend gezecht und Quellen in Bu- 


rundi zufolge sind sie jetzt beide 
bei der RPF. Der Coupversuch in 
Burundi führte zum Mord an Prä- 
sident Ndadaye und zu einem 
Massenblutbad an 100000 Hutus 
und Tutsis in einem Bruderkrieg. 


Nuseveni handelt nicht auf eigene 
Faust. Seine Verbindungen zur 
britischen Königsfamilie führen 
über zwei miteinander verbunde- 
ne Personen: Lady Lynda Chal- 
ker, Ministerin für überseeische 
Entwicklung und Günstling von 
Lady Margaret Thatcher, und Ti- 
ny Rowland, Chef der Lonrho, 
der Lady Chalker in die höheren 
Kreise der Londoner Society ein- 
geführt haben soll. Der britische 
case officer für Museveni soll ein 
William (Mike) Pike, Herausge- 
ber von »New Vision«, einer Ta- 
geszeitung, die von Rowland fi- 
nanziert wird, sein. Pike ist Lady 
Chalker angeblich direkt unter- 
stellt. 


Lady Chalker war die erste Aus- 
länderin, die Museveni nach des- 
sen Machtübernahme in Kampala 
besucht hat. Museveni und Chal- 
ker »konnten einmal sehr gut 
miteinander«, wie ein britischer 
Informant es nannte. Ein briti- 
scher Ostafrika-Experte be- 
schwerte sich außerdem darüber, 
daß Lady Chalker »eine Menge 
Zeit, unverhältnismäßig viel Zeit, 
am Horn von Afrika und in Ugan- 
da verbringe«. Bald nach dem 
Sieg der RPF in Ruanda weilte 
Lady Chalker zu einem viertägi- 
gen Besuch als Gast Musevenis in 
Uganda, bevor sie zu den Flücht- 
lingen nach Goma/Zaire weiter- 
reiste. Im Zusammenhang mit 
den Flüchtlingen sagte Lady 
Chalker zur Presse: »Natürlich, 
wenn man dem Tod ... zu Hun- 
derten oder gar zu Tausenden, wie 
in Goma, so Auge in Auge ge- 
genübersteht, dann geht einem 
das schon nahe. Doch ich lasse 
mir meine Urteilskraft dadurch 
nicht beeinflussen.« 


Museveni — Handlanger 
der Briten 


Am 11. Dezember 1992 berichte- 
te »African Analysis«, daß dem 
kenianischen Geheimdienst die 
Besprechungsprotokolle eines 
Treffens, das Ende 1992 im State 
House in Entebbe stattgefunden 
hat, in die Hände gefallen sind. 


Aus den Protokollen ging hervor, 
daß der ugandische Präsident Mu- 
seveni bereit war, den Rebellen, 


die auf die Regierungen von 
Ruanda, Kenia und Sudan ange- 
setzt waren, volle logistische und 
politische Unterstützung zu ge- 
ben. Bei dem Treffen waren an- 
wesend: Museveni, Oberst John 
Garang von der Sudan People’s 
Liberation Army, ungenannte Be- 
fehlshaber der Patriotischen Front 
Ruandas (ugandische Armee) und 
Vertreter des bewaffneten Flügels 
der Kenya Democratic Party, der 
Opposition des kenianischen Prä- 
sidenten Daniel arap Moi. 


Das Treffen weist auf Musevenis 
Rolle als Handlanger der Briten in 
Ost- und Zentralafrika hin. Das 
unmittelbare Ziel der britischen 
Königsfamilie ist es, Uganda - 
das zunächst von dem von den 
Briten gesponserten Barbaren Idi 
Amin (1972 bis 1979) dem Erd- 
boden gleichgemacht wurde und 
jetzt der wichtigste finanzielle 
und politische Außenposten in 
der Region ist — als Sprungbrett 
für die Rekolonialisierung der 
Region zu benutzen. 


Der Schlachtplan ist folgender: 
Zerstörung von Ruanda und Bu- 
rundi und Umwandlung der restli- 
chen Staaten in Satelliten unter 
ugandischer (britischer) Herr- 
schaft; Zerstörung Kenias durch 
Sturz des Präsident Moi und Aus- 
lösung eines Stammeskrieges so- 
wie Inbesitznahme des mineral- 
stoffreichen Zaire. 


»African Analysis« zufolge »sag- 
te Museveni den RPF-Befehlsha- 
bern bei dem Treffen in Entebbe, 
er würde sein Bestes tun, um die 
Arusha-Friedensgespräche hin- 
auszuzögern, um so Zeit zu ge- 
winnen, damit sie genügend 
Feuerkraft aufbauen können, um 
Kigali zu stürmen«. Diese Mis- 
sion ist jetzt erfüllt worden. 


In Kenia hat Lady Chalker daran 
gearbeitet, eine Stammesopposi- 
tion gegen Moi zu schaffen, wo- 
bei die bewaffneten Flügel dieser 
Operationen von Museveni belie- 
fert werden. Lady Chalker hat bri- 
tische Hilfe an Kenia wiederholt 
zusammengestrichen und infor- 
mierte Moi im Februar 1992 in 
»sehr offenen, ehrlichen Gesprä- 
chen« — wie sie es bezeichnete -, 
daß »der einzige Weg, mit dem 
Sicherheitsproblem in Nordkenia 
fertigzuwerden, darin besteht, 
Truppen unter UNO-Koordina- 
tion zu entsenden«. 


Uganda bewaffnet die Rebellen in 
Zaire. Die Briten fordern nun, daß 
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sich die Truppen der früheren 
ruandischen Regierung tiefer in 
das Innere Zaires hineinbewegen, 
weg von dem ruandischen 
Flüchtlingsstrom. Einem Bericht 
des UNO-Sonderbeauftragten für 
Ruanda, Shahryar Khan, zufolge, 
könnte dies auf dem Boden von 
Zaire »eine internationale Opera- 
tion nach Kapitel 7 der UNO- 
Charta - die den Einsatz von Ge- 
walt erlaubt -«, erforderlich ma- 
chen. 


Der starke Mann 
hinter der SPLA 


Uganda ist die Hauptlieferquelle 
für John Garangs SPLA. Nimulis 
— nahe der Grenze zu Uganda - ist 
die verbleibende SPLA-Hoch- 
burg im Sudan. Sie wird von dem 
Nimuli Park an der Grenze zum 
Sudan und vom Kidepo Valley 
Park in Norduganda versorgt. Ki- 
depo ist SPLA-Trainingsport und 
SPLA-Hauptquartier. Quellen in 
Uganda zufolge werden Nah- 
rungsmittel, Benzin und Nach- 
schub für Garang in den Militär- 
kasernen von Mbuya gelagert und 
der Nachschub kommt von der 4. 
Division der NRA. 


Museveni hat versucht, für Ga- 
rang hochtechnisierte Waffen zu 
beschaffen. Im August 1992 wur- 
den Musevenis Privatsekretär In- 
nocent Bisangwa-Mbuguje und 
der ugandische Botschafter in den 
Vereinigten Staaten — Stephen 
Kapimpina Katenta-Apuuli - in 
Orlando/Florida wegen des ille- 
galen Versuchs, 400 sichtge- 
steuerte Panzerabwehrraketen 
und 34 Abschußanlagen für 18 
Millionen Dollar zu kaufen, ver- 
haftet. Die Waffen waren für die 
SPLA bestimmt und sollten über 
die Grenzstädte Nimule oder 
Kaya in Norduganda hereinge- 
bracht werden. Im Frühjahr 1994 
bekam ein kommerzielles Flug- 
zeug, das Raketen, die angeblich 
von Israel nach Uganda beförder- 
te werden sollten, in Lanarka 
Zypern, Motorprobleme. 


Museveni und Garang sind alte 
Schulfreunde, beide studierten an 
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der Dar Es Salaam Universität in 
Tanzania, an der der Lehrplan ei- 
nen deutlich maostischen Ein- 
schlag hatte. Tiny Rowland ist ein 
Freund von beiden. In einer 
Nachrichtensendung der Britisch 
Broadcasting Corporation in Nai- 
robi im März 1993 hat Rowland 
erklärt, daß er seit dem Jahre 1984 
Mitglied von Garangs SPLA sei - 
so berichtete die Südafrikanische 
»Weekly Mail«. Wie Weekly 
Mail erklärte, »verfügt der südli- 
che Sudan über eine noch uner- 
schlossene Ölindustrie und Lon- 
rho ist an einem Pipeline-Projekt 
interessiert, bei dem Öl - anstatt 
über den Hafen von Port Sudan 
am Roten Meer, wie es die Regie- 
rung von Khartoum geplant hat - 
über Kenia —- wo Rowland wichti- 
ge Interessen hat - nach Momba- 
sa gebracht werden soll«. 


Es geht wieder 
einmal um Ol 


Die SPLA wird von Dr. Mansur 
Khalid, einem ehemaligen Au- 
ßenminister des Sudan, der jetzt 
für das UN-Entwicklungspro- 
gramm (UNDP) in Nairo/Kenia 
arbeitet, beraten. Der UNDP-Ver- 
treter in Uganda, der auch in Ope- 
rationen zur Unterstützung Ga- 
rangs verwickelt sein soll, ist ein 
Hans Farelius, ein ehemaliger 
protestantischer Missionar. Fare- 
lius soll im Jahre 1989 von Upp- 
sala/Schweden nach Kampala ge- 
zogen sein. In Uppsala half er 
Museveni, der in den Jahren 
1985-86 nach Schweden gekom- 
men war, bevor er in Entebbe die 
Macht ergriff. 


Im Gegensatz zu den übrigen 
Führern Afrikas ist Museveni 
nicht unter Demokratisierungs- 
druck geraten. Wie eine Londoner 
Quelle meinte: »Die Briten stehen 
sehr stark hinter dieser Regie- 
rung. Es gibt keine Bedingung zur 
Demokratisierung. Der Präsident 
gibt nicht einmal vor, dafür zu 
sein und er ist dennoch ein Lieb- 
ling des Westens.« 


Völkermord in 
Ruanda und Uganda 


1986: Yoweri Museveni kommt 
in Uganda nach einem fünfjähri- 
gen Guerrilla-Krieg an die Macht. 


Zu Musevenis Gönnern während 
des Guerrilla-Krieges gehörte Ti- 
ny Rowland, Chef der London- 
Rhodesia Corporation (Lonrho), 


und Moshood Abiola, der nigeria- 
nische Magnat, der für ITT arbei- 
tet. 


1989: Führer der ugandischen 
Armee, darunter der derzeitige 
Vizepräsident von Ruanda, Paul 
Kagame, werden nach Fort Lea- 
venworth — US-Armeekomman- 
do und Militärakademie — ge- 
schickt. 


August/September 1990: Bür- 
ger Ruandas aus der ugandischen 
Armeegruppe im Südwesten 
Ugandas werden von dem ugan- 
dischen Gemeralmajor Fred Rwi- 
gyema geführt und eine Invasion 
Ugandas wird vorbereitet. 


1. Oktober 1990: Die Sektion der 
RPF aus der ugandischen Armee 
fällt über den Akagera Park in 
Ruanda ein. 


27. Oktober 1990: Waffenstill- 
stand, während die RPF von fran- 
zösischen Fallschirmtruppen aus 
den Randbezirken Kigalis zu- 
rückgetrieben wird. 


1991: Die RPF überfällt Ruanda 
erneut — diesmal über den Virun- 
ga Park -, nimmt die Stadt Ru- 
hengeri ein und verursacht eine 
Massenflucht von mehr als 
200000 Menschen. Die RPF zieht 
sich dann zurück und besetzt den 
ganzen östlichen Teil des Virunga 
Parks, von wo aus sie kontinuier- 
liches Artilleriefeuer auf die ruan- 
dische Ebene schickt. 


1992: Während die RPF immer 
wieder in das Land einfällt, be- 
ginnt die Habyarimana-Regie- 
rung auf dem Land die Miliz zu 
organisieren und das Militär von 
5000 Truppen auf 40000 zu ver- 
stärken. 


Februar 1993: Die RPF überfällt 
Ruanda, bekommt ein großes Ge- 
biet im Norden unter Kontrolle 
und tötet 40000 Hutus. Eine Mas- 
senflucht aus diesem Gebiet setzt 
ein. 


1. Juni 1993: Melchior Ndadaye 
wird in den ersten nationalen 
Wahlen in Burundi zum ersten 
Hutu-Präsidenten gewählt. 


August 1993: Arusha-Vereinba- 
rungen zwischen der Habyarima- 
na-Regierung und der RPF unter 
Aufsicht von Amerikanern und 
Briten. Darin werden der RPF 50 
Prozent der Befehlshaber- und 
Offiziersposten in der Armee und 
40 Prozent der Truppen sowie sie- 


ben Kabinettsposten zugestan- 
den. 

September 1993: Die UNO 
schickt Friedenstruppen nach 
Ruanda, die die Durchsetzung der 
Arusha-Vereinbarungen überwa- 
chen sollen. 


23. Oktober 1993: Coupversuch 
in Burundi durch das von den Tut- 
sis beherrschte Militär. Ndadaye 
wird zusammen mit fast 100000 
Hutus ermordet. Uber 700000 
Hutus müssen aus Burundi flie- 
hen. In der internationalen Presse 
findet dies keinerlei Erwähnung. 


Dezember 1993: Die RPF ent- 
sendet gemäß den Arusha-Ab- 
kommen 600 Soldaten nach Ki- 
gali. 


Januar 1994: Den Afrika-Strate- 
gen im britischen Verteidigungs- 
ministerium wird die Konzentra- 
tion auf Angola angeblich wegge- 
nommen und sie konzentrieren 
sich jetzt auf Ruanda. 


März 1994: Ein weiteres Blutbad 
an Hutus in Burundi; bis zu 
40000 Tote. 


6. April 1994: Das Flugzeug mit 
dem ruandischen Präsidenten Ha- 
byarimana und dem burundischen 
Präsidenten Ntaryamira wird 
durch drei Raketen abgeschossen; 
alle Insassen werden getötet. In 
Kigali kommt es zum Massen- 
mord durch ruandische Regie- 
rungstruppen. Die RPF beginnt 
ihre Invasion über die Parks Vi- 
runga und Akegera. 


19. April 1994: Die UNO-Frie- 
denstruppen (2500 belgische 
Truppen) ziehen sich zurück. 


Mai 1994: Die UNO verhängt 
über die ruandische Regierung 
ein Waffenembargo, da ein Mas- 
senblutbad im ganzen Land an- 
hält. 


21. Juni 1994: Frankreich erhält 
die Genehmigung der UNO zur 
Entsendung von Truppen nach 
Ruanda. Die französischen Trup- 
pen richten Sicherheitszonen ein 
und stoßen fast mit RPF-Streit- 
kräften zusammen. 


12. Juli 1994: Eine Million Men- 
schen aus Ruanda fliehen nach 
Zaire. 


15. Juli 1994: Die RPF hat mit 
Ausnahme der französischen Si- 
cherheitszonen praktisch die 
Kontrolle über Ruanda. 


Die Royals lassen sich von 
den Untertanen feiern; 1986 
bei einem Besuch des Groß- 
herzogs von Luxemburg im 
Buckingham-Palast. 


22. bis 27. Juli 1994: Lady Lynda 
Chalker, britische Ministerin für 
überseeische Entwicklung, be- 
sucht Uganda. 


29. Juli 1994: Präsident Clinton 
sagt humanitäre Hilfsaktionen der 
USA für die ruandischen Flücht- 
linge zu, die von US-Militär 
durchgeführt werden sollen. Eine 
Untersuchung, die von der Grup- 
pe »Ärzte ohne Grenzen« in der 
ersten Augustwoche durchge- 
führt wurde, ergibt, daß seit Mitte 
Juli mindestens 80000 Menschen 
in den Lagern in Zaire — acht Pro- 
zent der in den Lagern lebenden — 
gestorben sind. 


22. August 1994: Die französi- 
schen Truppen verlassen die 
Schutzzonen. 


29, September 1994: Hilfsperso- 
nal der UNO-Flüchtlingskomm- 
sion, »Ärzte ohne Grenzen«, das 
Deutsche Rote Kreuz, Oxfam, 
Concern, Assist, Care Australia 
und Hilfspersonal aus Schweden 
und Korea zieht sich nach und 
nach aus den ruandischen Flücht- 
lingslagern in Zaire zurück. 


»In Nigeria zeichnet sich eine 
Konfrontation ab, die über die 
Katastrophe in Ruanda noch hin- 
ausgehen könnte,« hieß es in ei- 


nem außerordentlichen Leitarti- 
kel des Londoner »Independent« 
am 29. August 1994. »Die Bevöl- 
kerung Nigerias ist zehnmal so 
groß wie die Ruandas und es gibt 
noch viele Millionen mehr in den 
Nachbarländern Nigerias, die von 
deren Wirtschaft abhängen. Wenn 
es in Nigeria zur Explosion 
kommt, wird ganz Westafrika von 
den Auswirkungen betroffen 
sein.« 


Westafrika: 
Krieg gegen Nigeria 


Zu seinen »Verbrechen« gehört, 
daß das Land volle Kontrolle über 
seine eigenen Parks ausübt. Nige- 
ria erlaubt auch das Jagen mit 
Jagdschein sowie die Landwirt- 
schaft in seinen Parks. Um präzi- 
ser zu werden: unter General Sani 
Abache hat das Land unter die 
habgierige Ausplünderung durch 
den Internationalen Währungs- 
fonds (IWF) einen Strich gezo- 
gen. 


Die Forderung von 
Royal Dutch Shell 


Der »Independent« unterstützt 
den früheren Geldgeber des ugan- 
dischen Museveni, Moshood 
Abiola: »Nigeria ist fast zehn Jah- 
re seit seiner Unabhängigkeit von 
Soldaten regiert worden. Die Sol- 
daten haben zwar den Zusam- 
menbruch des Landes verhindert, 
doch kaum wenig mehr erreicht 
... Sie wurden auch schon mit der 


Moslem-Elite im Norden vergli- 
chen, die lieber kämpft als sich 
von einem aus dem Süden, wie 
Abiola, regieren zu lassen.« 


Der »Independent« sprach für die 
Ministerin für überseeische 
Entwicklung, Lady Lynda Chal- 
ker. Im Februar hat Lady Chalker 
den Führern Nigerias gedroht, 
daß Großbritannien seine Sank- 
tionen gegen Nigeria niemals auf- 
heben werde, wenn das Land 
nicht die »Demokratie« wieder- 
herstellen — Abiola an die Macht 
bringen — und seine »ungeheue- 
ren Defizite« reduzieren — den 
IWF wieder hereinholen — wür- 
de. 


In Nigeria ist Chief Salay L. Edu 
der Mann des World Wide Fund 
for Nature. Chief Edu und sein 
Sohn Aboyamo sind Mitglieder 
des 1001 Club. Die Edus kommen 
von dem Ibo-Stamm in Südosten 
Nigerias, deren Versuch im Jahre 
1967, sich von Nigeria abzuspal- 
ten, zum Biafrakrieg geführt hat. 


Im Jahre 1989 hatte Chief Edu 
Prinz Philip zu Gast, der das 
Feuchtgebiet, das an Nigeria an- 
grenzt, besucht hat — eine Reise, 
die einen neuen Flugplatz erfor- 
derlich machte. Im Jahre 1990 
hatte Edu Prinz Charles dort zu 
Besuch, der sich die Zugvögel aus 
Europa ansah. Der WWF möchte 
in dem Gebiet einen Park schaf- 
fen. Chief Edu ist auch der Mann 
für Royal Dutch Shell — eine 
Geldquelle des WWF - in Nige- 
ria. Shell kontrolliert 50 Prozent 


von Nigerias Ölproduktion, die 
sich auf zwei Millionen Barrel 
pro Tag beläuft. Über diesen Ka- 
nal hat der Fund seine Provoka- 
tionen gelenkt. 


In dem Bemühen, die Devisenzu- 
fuhr zu stoppen, organisierte 
Shell einen Streik der Olarbeiter, 
die Abiolas Freilassung aus dem 
Gefängnis und die Zahlung von 
800 Millionen Dollar Rückstand 
— die Nigeria angeblich der Royal 
Dutch Shell und anderen auslän- 
dischen Firmen schuldet — for- 
derten. »Shell steht hinter dem 
Streik«, sagte eine gut informierte 
Londoner Quelle. »Für sie ist es 
die einfachste Sache der Welt, die 
Gewerkschaft mit einer Zahlung 
zu bestechen, damit sie einen sol- 
chen Streik provoziert. Es ist eine 
politische Sache. Shell und das 
britische Außenministerium wol- 
len eine zivile Regierung, die 
schwach ist.« Der Abacha-Regie- 
rung ist es jedoch im September 
1994 gelungen, den Streik beizu- 
legen. 


Südafrika in den 
Fängen des britischen 
Geheimdienstes 


Am 26. April 1994 gab es Infor- 
mationen über ein Komplott zur 
Ermordung von Südafrikas Nel- 
son Mandela, der bald der erste 
schwarze Präsident von Südafrika 
werden sollte. Einer europäischen 
Quelle zufolge lauteten die Infor- 
mationen — die später bestätigt 
wurden -, daß »sehr viel Geld aus 
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Ruanda 

Die Politik 
der britischen 
Königsfamilie 


Großbritannien kommen würde«, 
um den Mord zu planen. Auf die 
Frage, wer genau das Geld zur 
Verfügung stellen würde, antwor- 
tete die Quelle: »Schauen Sie auf 
die Freunde von Henry Kissinger 
in Großbritannien.« 


Ziel eines solchen Komplotts, so 
die Quelle, ist es, »zwei Fliegen 
mit einer Klappe zu schlagen. Der 
Mord wird ganz offensichtlich 
den extremistischen Buren und 
Weißen zugeschrieben werden. 
Das würde sofort einen Bürger- 
krieg hervorrufen und damit wäre 
ein Vorwand geschaffen, um den 
Ausnahmezustand zu verhän- 
gen.« 


Eine Untersuchung ergab, daß 
sich die Operation gegen Mande- 
la in der Hollinger Corporation 
konzentrierte, in deren Aufsichts- 
rat auch die Lady Chalker-Förde- 
rin und ehemalige Premiermini- 
sterin Margaret Thatcher, Henry 
Kissinger, 1001 Club Mitglied 
Conrad Black und Peter Lord 
Carrington sitzen. Sowohl Kis- 
singer als auch Carrington hatten 
sich in Südafrika eingefunden, 
um den Vorwahlen-Deal mit dem 
Führer der Zulu Inkatha Partei, 
Mangosuthu Buthelezi, »auszu- 
handeln«. 


Obwohl die Ermordung nicht 
stattfand, bleibt der südafrikani- 


< 


sche Präsident in den Fängen des 
britischen Geheimdienstes. 

Ohne seine Staatskunst und sein 
unerschrockenes Engagement für 
eine Politik der Aussöhnung wür- 
de Südafrika sehr wahrscheinlich 
in einem Bürgerkrieg unterge- 


“hen. 


Die terroristischen Autobomben- 
anschläge in Johannesburg eine 
Woche vor den Wahlen am 27. 
April 1994 waren der Hinweis 
dafür, daß das Komplott gegen 
Mandela tatsächlich existiert. Mit 
den Bombenanschlägen sollte ei- 
ne Atmosphäre von Terror und 
Gewalt und das Klima für einen 
Anschlag auf den neuen Präsiden- 
ten geschaffen werden. Militäri- 
sche Geheimdienstquellen in 
Südafrika bestätigten, daß die 
Bombenanschläge nicht von der 
Terreblanche-Gruppe kamen, son- 
dern das Werk von Profis seien. 

Außerdem berichtete der Londo- 
ner »Daily Telegraph« am 29. 
April 1994, daß britische SAS- 
Vertreter einen Großteil der terro- 
ristischen Aktivitäten der »extre- 
men Rechten« in . Südafrika 
durchführen würden. Unter den 
32 Verdächtigen im Zusammen- 
hang mit den Bombenattentaten, 
die die südafrikanische Polizei in 
Gewahrsam genommen - hatte, 
war ein Kevin Conroy, der be- 
hauptete, bei der SAS gedient zu 
haben. Er tauchte im Jahre 1993 
plötzlich als Führer der Iron 
Guard der AWB und als rechte 
Hand ihres Führers Eugene Terre- 
blanche auf. Die meisten Mitglie- 
der der Iron Guard, so der »Daily 
Telegraph«, »hatten einer euro- 
päischen Akzent, der von Irland 
über Birmingham und London bis 
nach Deutschland und Mittel- und 
Osteuropa reichte«. 


World Wide Fund 


Pläne zur 
Balkanisie- 


rung 


Nord- und 


udamerikas 


Das Ausmaß des Völkermords, der von Prinz Philip und seinem 
World Wide Fund for Nature gegen die Völker Afrikas verübt 
wird, ist beispiellos in der Geschichte der Menschheit. Und um 
ihr Ziel, die Weltbevölkerung in den nächsten Jahrzehnten auf 
unter eine Milliarde zu reduzieren und eine neue weltweite 
Lehnsordnung zu schaffen, haben sich die britische Krone und 
der WWF auch in Nord- und Südamerika, Eurasien und Austra- 
lien dem Völkermord verschrieben. 


Wie die folgenden Informationen 
zeigen werden, ist jedes Pro- 
gramm, das der WWF seit dem 
Jahre 1961 in Afrika ausgeführt 
hat, jetzt auch in Nord- und Süd- 
amerika in Gang gesetzt worden. 
Einige wichtige Elemente der 
WWF-Agenda sind in Nord-, 
Mittel- und Südamerika sogar 
noch weiter fortgeschritten als ir- 
gendwo sonst auf dem Globus. 


Schutzgebiete 
als Menschenzoos 


Nirgendwo sonst auf der Welt 
wurde so viel Land als Natur- 
schutzgebiet, Tierschutzgebiet 
und anthropologische Schutzge- 
biete abgetrennt wie in Nord- 
amerika. Das westliche Drittel 
der Vereinigten Staaten steht kurz 
davor, in das weltweit größte 
Schutzgebiet verwandelt zu 
werden, wobei riesige Vorkom- 
men natürlicher Ressourcen, 
weltbesten Farmland und wichti- 
ge Wasser-, Transport- und Kom- 
munikationsverbindungen außer 
Betrieb gesetzt werden. 


In Mittel- und Südamerika haben 
der WWF und der International 
Union for the Conservation of 
Nature (TIUCN/Naturschutzbund) 
einen Präzedenzfall geschaffen: 


»Anthropologische Schutzgebie- 
te«. Es handelt sich dabei um 
»Menschenzoos«, in denen pri- 
mitive Stämme wie die Yanoma- 
mi-Indianer aus dem Regenwald 
am Amazonas absichtlich in ei- 
nem Zustand der Rückständigkeit 
gehalten und wie die afrikani- 
schen Elefanten und Nashörner 
als »gefährdete Spezies« bezeich- 
net werden. Sieben Länder La- 
teinamerikas besitzen eines oder 
mehrere solcher anthropologi- 
scher Schutzgebiete. Allein in 
Brasilien gibt es 250 solcher 
»menschlichen Wildparks«. 


Unterstützung 
für Drogenrebellen 


Nirgendwo sonst in der Welt er- 
folgt die Drogenherstellung und 
-verarbeitung in einem solch gro- 
ßen Rahmen wie in Nord- und 
Südamerika und es geschieht 
größtenteils innerhalb oder an- 
grenzend an die WWF-Schutz- 
gebiete. Gebiete, in denen Nah- 
rungsmittel angebaut werden 
könnten, wurden in Bolivien, Pe- 
ru und Kolumbien in riesige Co- 
ca-Plantagen und Kokainherstel- 
lungszentren verwandelt. 


In den Wäldern im Westen der 
USA gibt es große Marihuana- 


Plantagen, auf denen illegales 
Marihuana im Wert von schät- 
zungsweise 50 Milliarden Dollar 
pro Jahr hergestellt wird. 


In fast allen diesen Drogenher- 
stellungs-Gebieten, für die das 
Upper Huallaga River Valley in 
Peru ein typisches Beispiel ist, 
wurde den Drogenterror-Banden 
wie dem »Leuchtenden Pfad« die 
Rolle der »Parkwächter« zuge- 
wiesen, die gegen die lokale in- 
dianische Bevölkerung Völker- 
mord begangen haben. Wie im 
Falle der Guerillagruppen, die in 
den großen Wildparks und Natio- 
nalparks Afrikas trainiert und un- 
tergebracht sind, haben die Dro- 
genterroristen Südamerikas seit 
Jahrzehnten den Schutz und die 
logistische Unterstützung sowohl 
des WWF als auch der Geheim- 
dienstbehörden des Sowjetblocks 
genossen. Während der Zusam- 
menbruch der Sowjetunion der 
kommunistischen Unterstützung 
der Guerillaoperationen in Afrika 
weitgehend ein Ende gesetzt hat, 
geht die Unterstützung der Dro- 
genrebellen, Okoterroristen und 
einheimischen Separatistengrup- 
pen durch Kuba weiter. 


Ebenso haben öko-terroristische 
Gruppen wie Earth First!, Sea 
Shepherd Conservation Society, 
die Animal Liberation Front und 
das Rainforest Action Network in 
ganz Nordamerika eine Sabotage- 
kampagne gegen die Industrie, 
die moderne Landwirtschaft und 
das Stromversorgungsnetz durch- 
geführt. 


Kalifornien 
ein Wildschutzgebiet? 


Für Nordamerika und die Karibik 
machte Joel Garreau in »The Nine 
Nations of North America« (Bo- 
ston: Houghton Mifflin Co., 
1981) einen Vorschlag: Garreau 
forderte - wie andere Befürworter 
der »Balkanisierung« — die Auf- 
teilung der Vereinigten Staaten, 
Kanadas und Mexikos in kleinere 
Regionen, die nach »gemeinsa- 
men Interessen« festgelegt wer- 
den sollen. 


Der Südwesten der Vereinigten 
Staaten und die Grenzgebiete von 
Mexiko dienen der Expansion 
von Schutzgebieten unter dem 
Gesetz zum Schutz der kaliforni- 
schen Wüste (California Desert 
Protection Act), das vom ameri- 
kanischen Kongreß im Oktober 
1994 verabschiedet worden ist. 


Nach dem Gesetz wurden weitere 
3,2 Millionen Hektar Land in 
Südkalifornien weggenommen, 
das von dem US-Bureau of Land 
Management verwaltet wird. Die- 
ses vom BLM verwaltete Land 
steht oft kommerziellen Zwecken 
offen, wie dem Bergbau, der 
Landwirtschaft, als Weideland 
oder als Erholungsgebiet; die 
meisten dieser Aktivitäten sind 
nun jedoch verboten. Unter den 
anhängenden Gesetzesvorschlä- 
gen und unter existierender Ge- 
setzgebung könnten bis zum Ende 
des Jahrhunderts 80 Prozent des 
Staates Kalifornien in Wälder, 
Parks und Wildschutzgebiete ver- 
wandelt werden. 


Schutzgebiete 
in Nordamerika 


Akwesasne Mohawk Reserva- 
tion: Einer von mehreren, be- 
kannten Schmuggelwegen für 
Waffen und Drogen an der Grenze 
zwischen Kanada und den USA. 
Wildreservate und Wildparks 
sind ebenfalls wichtige Routen 
für diese Zwecke. 


Cree Indian-Ansprüche: Die 
Cree Indianer wollen eine Million 
Quadratkilometer oder zwei Drit- 
tel des Territoriums von Quebec 
als Homeland, wenn sich Quebec 
von Kanada abspalten sollte. Die 
James Bay Wasserkraftwerke in 
dem umstrittenen Gebiet liefern 
den größten Teil des Energiebe- 
darfs für den gesamten Nordosten 
der Vereinigten Staaten. 


Nunavut: Am 10. Juni 1993 rich- 
tete Königin Elizabeth II. mit Hil- 
fe von Vertretern des World Wild- 
life Fund für Inouit-Eingeborene 
autonomes Gebiet ein, das fast 
sieben Mal so groß ist wie Eng- 
land. Der WWF, die Königliche 
Kommission für Naturvölker und 
»Indigenious Survival Interna- 
tional« arbeiten daran, diesen 
Prozeß andernorts zu wiederho- 
len. Unter dem Nunavut-Gesetz 
wird das Territorium im Jahre 
1999 eine autonome »Nation« un- 
ter der Kontrolle der Krone wer- 
den. 


Kaskadengebirge: Im März 
1994 wurde im pazifischen Nord- 
westen eine Kampagne in Gang 
gesetzt, um Millionen von Hektar 
des Kaskadengebirges in einen 
internationalen Park zu verwan- 
deln. Die Menschen würden aus 
dem Park verbannt, der über die 
Grenze zwischen Washington 


und Vancouver verlaufen soll. 
Dieses Gebiet ist der Mittelpunkt 
terroristischer Aktivitäten von 
Earth First! 


Wildnis der kalifornischen 
Wüste: Am 8. Oktober 1994 be- 
stimmte der amerikanische Kon- 
greß, daß weitere 3,2 Millionen 
Hektar in Südkalifornien ge- 
schützte Wildnis und National- 
parks werden sollen. Das gesamte 
Gebiet umfaßt jetzt acht Millio- 
nen Hektar — größer als Neu- 
england - und reicht bis zur mexi- 
kanischen Grenze. 


Südwesten: Im Jahre 1991 ver- 
suchten Earth First! Terroristen 
Stromleitungen von einem Atom- 
kraftwerk in Arizona in die Luft 
zu jagen und wollten damit ein 
Druchschmelzen des Reaktors 
verursachen. 


Papago Indian Reservation: 
Verläuft bei Sonora und Arizona 
entlang der amerikanisch-mexi- 
kanischen Grenze und ist eine gu- 
te Schmuggelroute für Waffen, 
Drogen und Terroristen. 


Leclerce Botanical Gardens, 
Haiti: Im Oktober 1994 heben 
US-Soldaten ein terroristisches 
Trainingslager aus. The Gardens, 
die als »heilige Stätte der einge- 
borenen Voodoo-Religion« be- 
zeichnet werden, werden vom 
New York Botanical Garden und 
dem Biodiversity Trust, der von 
Prinz Charles geführt wird, ge- 
leitet. »The Gardens« gehören 
Catherine Dunhum, afrikanisch- 
amerikanische Choreographin, 
die eine selbsternannte »Voo- 
doo-Priesterin« ist, einst die Du- 
valier-Diktatur unterstützte und 
sich jetzt für Aristide einsetzt. 


Schutzgebiete in Mexiko 
und Mittelamerika 


Chiapas, Mexiko: Das Gebiet, in 
dem am 1. Januar 1994 der sepa- 
ratistische Aufstand der Zapatista 
National Liberation Army los- 
ging, umfaßt zwei große ökologi- 
sche Parks entlang der Grenze zu 
Guatemala. Ein langjähriger Be- 
wohner gab den folgenden Be- 
richt: 


Lagunas de Montebello Natio- 
nalpark. »Hier hat alles angefan- 
gen. Zwanzig Kilometer südlich 
der Lagunen innerhalb des Parks 
ist ein kleines Dorf mit Namen 
Tziscao. Dort sind Trainingslager 


usw. der Zapatista. Es hat immer 
Guerillas dort gegeben. Es ist ein 
dichter Dschungel.« 


Montes Azules Biosphere Reser- 
ve (331200 Hektar). »Man hat 
genau dort ein Guerilla-Lager und 
Photos gefunden; direkt an der 
Grenze zu Guatemala. Im Westen 
des Reservats, etwa auf einem 
Drittel des Weges von Süd nach 
Nord, ist Segundo Valley und das 
Dorf San Quintin. Dort gibt es ei- 
ne archäologische Forschungssta- 
tion und Guerilla-Trainingslager. 
Es liegt im Herzen des Lacan- 
don-Dschungels.« 


Agua Azul Cascades National- 
park. »In dem Gebiet gibt es eine 
Menge Konflikte. Die Guerillas 
nehmen dort Zuflucht. Die Stadt 
Bachajon ist in der Hand der Za- 
patistas. Sie bewachen sogar die 
Cascades und nehmen den Tou- 
risten, die dort hinwollen, Geld ab 
— sie haben das Gebiet praktisch 
übernommen. Es war einst wun- 
derschön, aber jetzt ist es zerstört. 
Manche Leute sagen, Unterkom- 
mandeur Marcos von den Zapati- 
stas sei in der Nähe, gerade ober- 
halb der archäologischen Zone 
von Palenque, trainiert worden.« 


El Ocote Ecological Reserve. 
»Sie liegt außerhalb der Zapati- 
sta-Zone, doch hier wird Mari- 
huana angebaut. In dem See, der 
vom Malpaso-Damm gebildet 
wird — gerade gegenüber dem 
Dorf Apitpac - gibt es eine kleine 
Insel. Dort wird es angebaut. Es 
gibt dort auch häufig Entführun- 
gen und die Opfer werden in der 
benachbarten Las Chimalapas 
Reserve versteckt.« 


In dem Gebiet gibt es auch über 
40000 guatemaltekische Flücht- 
linge, darunter Mitglieder von Ri- 
goberta Menchus URNG-Gueril- 
labasis. In dem Grenzgebiet herr- 
schen seit Jahrzehnten intensive 
Guerilla-Aktivitäten. Im Januar 
1993 führte Menchu Tausende 
von Flüchtlingen in einem 
Marsch von Chiapas nach Guate- 
mala zurück. Nahrungsmittel 
wurden über C-130 Transporte 
der British Royal Air Force, die in 
Belize stationiert war, über eine 
Luftbrücke befördert. In dem 
gleichen Grenzgebiet werden au- 
ßerdem in hohem Maße Drogen 
angebaut und sie kommen auch 
von Südamerika über die Grenze. 
Chiapas verfügt über Mexikos 
größte Ölreserven und produziert 
über die Hälfte der Energie des 
Landes aus Wasserkraft. 
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World Wide Fund 


Pläne zur 
Balkanisier- 
rung 

Nord- und 
Südamerikas 


Im Mai 1994 lobte Teddy Gold- 
smiths Magazin »Ecologist« den 
Aufstand: »Die Revolte ... war ei- 
ne würdige Reaktion auf zu viel 
Entwicklung. Sie entstand, weil 
die Menschen sich für eine würdi- 
gere Form des Sterbens entschie- 
den haben.« 


Unter Königlicher 
Charta 


Der WWF koordiniert in Partner- 
schaft mit der Regierung und pri- 
vaten Gruppen »Gemeinde-Ent- 
wicklungs«-Programme in diesen 
Parks, darunter ein Bestreben, ei- 
ne geplante, wichtige Autobahn, 
die Chiapas mit dem Zentrum von 
Mexiko verbinden soll, zu stop- 
pen, weil sie durch die El Ocote 
Reserve verlaufen würde. Im Juli 
hat der WWF in San Isidor, 
Chiapas, einen Workshop mit Ex- 
perten von der Rockefeller Foun- 
dation, dem World Forestry 
Council und dem British Council 
gesponsert. Letzterer wurde unter 
einer Königlichen Charta ge- 
schaffen. 


Belize: Belize - Mitglied des bri- 
tischen Commonwealth - ist ein 
Zentrum für ökologische Aktivi- 
täten, die sich über ganz Mexiko 
und Mittelamerika ausbreiten. An 
Belizes gemeinsamer Grenze mit 
Guatemala und Mexiko ist ein tri- 
nationaler Park geplant. »Auch 
bekannt als Azul Triangle handelt 
es sich dabei um eine riesige, 
weitgehend unbewohnte Region 
mit zahlreichen Ruinen der 
Maya«, sagt der IUCN. Als der 
Zapatista-Aufstand im Februar 
1994 auf seinem Höhepunkt war, 
besuchte Königin Elizabeth Beli- 
ze drei Tage lang auf der königli- 
chen Jacht Britannia. 


Mittelamerika: Auf einem Gip- 
fel am 14. Oktober 1994 bildeten 
die sieben Länder der Region die 
»Central American Alliance for 
Sustainable Development« zum 
Schutz der Wälder und bedrohten 
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Arten und um die Umweltschutz- 
erziehung zu fördern. Die Verein- 
barung wird allgemein als ein 
Durchbruch für die Durchführung 
der Agenda von Eco ’92 angese- 
hen. 


Im Jahre 1992 startete die U.S. 
National Geographie Society and 
Cultural Survival ein Pilotpro- 
jekt, um sich überschneidende 


reits existierenden Nationalparks 
zu einem kontinuierlichen »grü- 
nen Korridor« verbinden würde, 
der sich über eine Länge von 2500 
km von einem Ende Mittelameri- 
kas zum anderen erstrecken 
würde. Die Wildlife Conservation 
International und die Caribbean 
Conservation Corp. koordinieren 
das Projekt. Der »Path of the 
Panther« würde es, wie schon ei- 


Die Armut in Manizales, Kolumbien. In der letzten Zeit ka- 
men immer mehr Menschen vom Land, das von Banditen 
heimgesucht wurde, in die Stadt. 


ökologische Zonen und Indianer- 
gebiete in ganz Mittelamerika 
kartographisch zu erfassen. Pro- 
jektberater Bernard Nietschmann 
(University of California) meint: 
»Staaten sind expansionistisch ... 
Sie verschlingen Ressourcen und 
unterdrücken Völker ... Nicara- 
gua ist eine koloniale Schöpfung, 
die schon vorher existierenden 
und unwilligen, einheimischen 
Nationen aufgezwungen wurde.« 


Vier grenzüberschreitende, öko- 
logische Parks existieren bereits 
und sechs sind geplant. Das ehr- 
geizige Projekt ist der geplante 
»Path of the Panther«, der die be- 


nige der existierenden Parks, un- 
möglich machen, die nötigen, 
umfangreichen Infrastrukturpro- 
jekte, wie einen zweiten Panama- 
kanal über die Landenge oder ei- 
ne panamerikanische Eisenbahn- 
linie und Autobahn, die Nord- 
amerika mit der Südspitze von 
Südamerika verbinden würden, 
zu bauen. 


Miskito Coast: Das Miskito 
Cays Wildlife Refuge (502000 
Hektar) wurde im Jahre 1991 von 
Nicaragua geschaffen. Sein 
Zweck - wie von IUCN definiert 
— ist »der Schutz der Inseln, Riffs, 
Seeschildkröten und Feuchtge- 


biet an der Küste und der Schutz 
der Miskito-Indianerkultur« — in 
dieser Reihenfolge. Der WWF 
half bei der Schaffung eines »in- 
dianischen« NGO - Mikupia - 
zur Leitung des Reservats, in dem 
jetzt 15000 Miskito-Indianer le- 
ben; zur »Wiederherstellung der 
Miskito-Kultur« und zur Schaf- 
fung eines »Okotourismus« für 
Ausländer. Seine Erweiterung 
nach Honduras hinein ist bereits 
geplant. 


Die Miskito-Indianer sind eine 
britische Erfindung. Im 17. Jahr- 
hundert gaben britische Piraten 
dem Volk, das entlang der Nord- 
und Ostküste des heutigen Hon- 
duras und Nicaragua lebte, diesen 
Namen. Es handelte sich bei ih- 
nen um gemischte Abkömmlinge 
dieser Piraten, um schwarze Skla- 
ven britischer Holzfällerbanden 
und um halbnomadische, indiani- 
sche Einwohner. Die Flagge der 
Miskitos ist nach dem Modell des 
Union Jack entwickelt und ihre 
wichtigste, wirtschaftliche Akti- 
vität ist seit dem 17. Jahrhundert 
der Schmuggel und ist es bis heu- 
te geblieben. 


Schutzgebiete 
in Südamerika 


Yanomami Reserve: Im Jahre 
1991 gaben die Regierungen von 
Venezuela und Brasilien Erlasse 
heraus, nach denen ein grenz- 
überschreitendes Gebiet von ins- 
gesamt 17,8 Millionen Hektar als 
Schutzgebiet für die Yanomami, 
einer Gruppe von höchstens 
16000 halbnomadischer Indianer, 
ausgewiesen wurde. Die Yano- 
mami leben immer noch im 
Dschungel vor allem vom Jagen, 
ihre Lebenserwartung liegt bei 
durchschnittlich 30 Jahren und 
viele praktizieren Kindsmord und 
Kannibalismus. Mit dem Yano- 
mami-Projekt soll zwischen Bra- 
silien und Venezuela ein Puffer- 
staat von nahezu der Größe Uru- 
guays geschaffen werden, dem 
die nationale Souveränität abge- 
sprochen und der unter suprana- 
tionale Kontrolle gestellt werden 
würde. 


Dieser grenzüberschreitende Park 
ist ein Modell für die »nach Kate- 
gorie VII verwalteten Gebiete« 
(IUCN-Jargon) — »National Bio- 
tic Area/Anthropological. Reser- 
ves« — die als Schutzgebiete defi- 
niert werden, die »den Lebensstil 
von Gesellschaften ermöglichen, 
die in Harmonie mit der Umwelt 


leben, um — ungestört durch die 
moderne Technologie — fortzu- 
dauern«. Seit dem Jahre 1992 ver- 
fügen sieben Länder in Latein- 
amerika über Reservate der Kate- 
gorie VII: Brasilien, Kolumbien, 
Costa Rica, Ecuador, Mexiko, Pa- 
nama und Venezuela. Im Falle 
Brasiliens sind bis 1994 250 sol- 
cher Indianerreservate geschaffen 
worden, weitere 265 warten auf 
ihre offizielle Abgrenzung. Dies 
entspricht 10,5 Prozent des natio- 
nalen Territoriums, das für 
300000 Menschen oder 0,2 Pro- 
zent der Gesamtbevölkerung ab- 
getrennt wurde. Die Schaffung 
des Yanomami-Reservats war seit 
fast 25 Jahren ein persönliches 
Projekt der britischen Königs- 
familie. 


Die »Menschen«-Abteilung des 
WWF - Survival International — 
wurde im Jahre 1969 gegründet, 
um die Kampagne anzuführen. 
Prinz Charles und Prinz Philip be- 
gaben sich in den Jahren 1990 und 
1991 persönlich nach Brasilien, 
um das Projekt zu propagieren; 
der WWF hat eine internationale 
Publicity und Druckkampagne 
für den Park geführt, und Lady 
Lynda Chalker vom Ministerium 
für überseeische Entwicklung 
wurde im Jahre 1990 nach Brasi- 
lien entsandt, um es durchzu- 
bringen. 


Im Juli 1991 verkündete Sir Wal- 
ter Bodmer, Präsident der Human 
Genome Organization, daß die 
Yanomamis der erste Stamm sein 
werden, deren Gene im Londoner 
Museum für menschliche Genetik 
als erster Eintrag in eine geplante 
Gen-»Bibliothek« über »ausster- 
bende Völker« eingefroren und 
archiviert werden. 


Kolumbien: Im Jahre 1992 gab 
es 253 »anthropologische Reser- 
vate« der Kategorie VII im Land, 
wobei über sechs Millionen Hek- 
tar Territorium am Amazonas in 
solche Gebiete abgetrennt wor- 
den ist. 


Lob für die 
ökologische Allianz 


Ecuador: Im Jahre 1989 forderte 
der lokale Zweig des WWF - 
Fundacion Natura — die Regie- 
rung auf, die nationalen Schutz- 
gebiete zu erweitern, indem mehr 
»bio-anthropologische Reserva- 
te« für Einheimische geschaffen 
werden sollten. Es folgten Mas- 
senproteste verschiedener, ein- 


heimischer Bewegungen und im 
Jahre 1992 grenzte die Regierung 
in der Provinz Pastaza weitere 1,1 
Millionen Hektar für indianisches 
Territorium ab. Im Juni 1994 lob- 
te der Londoner »Latin America 
Newsletter« Ecuadors ökologi- 
sche Allianz zwischen Einheimi- 
schen und internationalen Ver- 
bänden als »die Form, wie die 
Dinge sich in ganz Lateinamerika 
entwickeln werden«. 


Fundacion Natura leitet Schu- 
lungsprogramme für Mitarbeiter 
in den Schutzgebieten des Lan- 
des, verwaltet zwei Waldschutz- 
gebiete und finanziert zahlreiche 
ökologische Projekte. Ein Teil des 
Geldes stammt dem IUCN zufol- 
ge von einem Schulden-gegen- 
Natur Swap in Höhe von 10 Mil- 
lionen Dollar aus dem Jahre 1988. 


Mit internationalen Umwelt- 
schützergruppen wird es einge- 
setzt, um die Olindustrie des Lan- 
des zunichte zu machen. Im Okto- 
ber 1994 schlug die UNDP vor, 
daß Ecuadors Galapagos Inseln 
im Pazifik der nationalen Kon- 
trolle völlig entzogen werden und 
unter internationale Überwa- 
chung gestellt werden sollten, um 
eine ökologische Verschlechte- 
rung zu verhindern. 


Upper Huallaga River Valley, 
Peru: Das Tal, das voller ökologi- 
scher Schutzgebiete ist, ist das er- 
ste Kokainherstellungs-Gebiet 
des ersten kokainproduzierenden 
Landes auf der Welt. Unter den 
Schutzgebieten befinden sich 
auch die Nationalparks Biabo- 
Cordillera Azul und Alexander 
von Humboldt, die entlang dem 
Fluß Huallaga und dem Drogen- 
handelskorridor verlaufen. Das 
Gebiet ist auch der Hauptaufent- 
haltsort der einheimischen Dro- 
genterroristen »Leuchtender Pfad«, 
die zu den Drogenhändlern eine 
symbiotische Beziehung haben. 


Apurimac Reserved Zone, Pe- 
ru: Im August 1994 haben Trup- 
pen der peruanischen Armee am 
Ostufer des Flusses En& innerhalb 
des 1669290 Hektar großen 
Schutzgebietes Apurimac 300 
Massengräber mit 1200 Leichen 
von ermordeten Ashaninka-In- 
dianern entdeckt. Die Ashaninkas 
waren nach jahrelanger Verskla- 
vung durch die von den Briten un- 
terstützten Guerillas vom 
»Leuchtenden Pfad«, die in dem 
Park operieren, erdrosselt oder 
zerstückelt worden. 

Wie die peruanische Tageszei- 


tung »La Republica« berichtete, 
hatten die Drogenterroristen die 
unkooperativen Ashaninkas An- 
fang des Jahres 1988 gezwungen, 
»von Sonnenaufgang bis Sonnen- 
untergang zu arbeiten, ihnen ihr 
Land, ihre Tiere und ihre dürftige 
Habe abgenommen, sie endlosen 
Sitzungen ideologischer Indoktri- 
nation ... unterworfen, sie über- 
wacht, gefoltert und bei dem ge- 
ringsten Hinweis auf »Verrat« 
durch politische Kommissare hin- 
richten lassen«. Wenn die Asha- 
ninkas wegen Unterernährung 
oder schlechter . Behandlung 
krank wurden, wurden sie als 
»menschliche Parasiten« einfach 
eliminiert. 


London war mindestens seit dem 
Jahre 1983 - als die Revolutionä- 
re Internationale Bewegung 
(RIM) dort gegründet wurde — die 
internationale logistische und 
Propagandabasis für den Leuch- 
tenden Pfad. RIM, eine terroristi- 
sche Internationale, der der 
Leuchtende Pfad angehört, hat 
sich die Hilfe für »den Kampf al- 
ler eingeborenen Völker« auf die 
Fahnen geschrieben. Im August 
1992 hat das britische Innenmini- 
sterium über seine Independent 
Broadcasting Authority (IBA) ei- 
nen »Dokumentarfilm« produ- 
ziert und ausgestrahlt, in dem der 
Leuchtende Pfad verherrlicht 
wird. Der Film wurde der Dro- 
genterrorgruppe dann zur interna- 
tionalen Verwendung beim Spen- 
densammeln und zu Propaganda- 
zwecken übergeben. Um den Be- 
richt zu machen hatten zwei 
IBA-Reporter den Leuchtenden 
Pfad auf ihren Verwüstungsaktio- 
nen begleitet. 


Bolivien: Dieses kaum bevölker- 
te Land soll ein großes »öko-tou- 
ristisches« Lager werden. Der 
Noel Kempff Nationalpark, ein 
Gebiet von der Größe West Virgi- 
nias an Boliviens Grenze zu Bra- 
silien steht im Mittelpunkt eines 
kombinierten staatlichen und pri- 
vaten Plans, in diesem Jahrzehnt 
bis zu einer Milliarde Dollar aus 
einem solchen »ökologischen 
Tourismus« herauszuholen. Zu 
den ausländischen Sponsoren des 
Parks gehören: die Nature Con- 
servancy, Wildlife Conservation 
Society, Conservation Interna- 
tional, die New York Academy of 
Sciences und die Agency for In- 
ternational Development der 
amerikanischen Regierung. Es 
gibt bereits Pläne dafür, die Größe 
des Parks zu verdreifachen. wo- 
mit er zwangsläufig zu einem der 


größten in Südamerika würde. 
Argentinien: Der argentinische 
Zweig des WWF - die Fundacion 
Vida Silvestre Argentina (FVSA) 
- soll den Bau einer Olpipeline im 
Gebiet Cabo Virgenes ganz im 
Süden blockieren, hat Gesetzes- 
vorschläge zur Festlegung von 
ökologischen Straftaten gemacht, 
hat Gesetzesentwürfe einge- 
bracht, die später auch verab- 
schiedet wurden und in denen der 
Einsatz von Pestiziden in der 
Landwirtschaft stark einge- 
schränkt wird und hat die Ver- 
nichtung der wichtigen Atom- 
kraft- und Raumfahrtindustrie des 
Landes auf ihre Fahnen ge- 
schrieben. 


Projekte in 
Südamerika 


Die Schutzgebiete sind zu einem 
großen Hindernis beim Bau wich- 
tiger Infrastrukturprojekte ge- 
worden, die die einzige Antwort 
auf den wirtschaftlichen Völ- 
kermord, der in Lateinamerika 
wütet, sind. 


Die gleiche Behinderung notwen- 
diger Infrastrukturprojekte gibt es 
in Nordamerika, wo durch die 
großen Landgebiete, die in den 
westlichen Staaten abgetrennt 
werden, erforderliche Wasserpro- 
jekte wie Nawapa (das nordame- 
rikanische Wasser- und Elektrizi- 
tätsbündnis) blockiert werden. 


Die folgenden drei Projekte sind 
die kritischsten in Südamerika: 


Die panamerikanische Eisen- 
bahnlinie: Sie soll von Nord- 
amerika, Mittelamerika und den 
Golf von Darien nach Kolumbien 
verlaufen und dann südlich von 
Bogota nach Santa Cruz/Bolivien 
und entlang dem schmalen Strei- 
fen Flachland an der Ostseite der 
Anden entlangführen. In Santa 
Cruz würde sie an die bereits vor- 
handene Linie nach Sao Paulo/ 
Brasilien und Buenos Aires/Ar- 
gentinien anschließen. Die beiden 
wichtigsten Ausläufer über die 
Anden würden von Iquitos nach 
Chiclayo in Peru und von Santa 
Cruz nach Arica in Chile führen. 


Diese Routen werden durch Um- 
weltschutzparks in ganz Mittel- 
amerika blockiert, wie dem ge- 
planten »Path of the Panther, 
Parks in der Nähe des Golf von 
Darien, im ganzen östlichen Teil 
der Anden und entlang beider 
Routen über die Anden. MM] 
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Königlicher 
Plan zur 
Aufteilung 
Australiens 


Kernpunkt des Versuchs, die Souveränität der australischen Na- 
tion zunichtezumachen, ist die »aboriginal land rights«-Bewe- 
gung, der lokale Zweig von Prinz Philips internationalem »indi- 
genous peoples«-Apparat. Es geht dabei um ein fast homogenes 
Territorium in der Landesmitte, das von der Nordküste des Kon- 
tinents bis zur Südküste verläuft und in größere Teile aufgeteilt 
ist, für deren Betreten allein man die Genehmigung des örtlichen 
»aboriginal land couneil« benötigt. Australiens 250.000 Urein- 
wohner - 1,5 Prozent der 17 Millionen Menschen im ganzen Land 
— haben derzeit 15 Prozent des Landes inne und haben Ansprü- 
che für weitere zehn Prozent angemeldet. 


Dieser umfangreiche Landbesitz 
bildet die Grundlage für die 
Schaffung eines »Landes der 
Aborigines«, womit Australien in 
zwei Teile geteilt würde. Dies 
wurde gefordert von Australiens 
Uniting Church Synod, der ein- 
flußreichsten kirchlichen Institu- 
tion des Landes, von Befrei- 
ungs-Theologen, die mit dem 
Weltkirchenrat in Verbindung ste- 
hen und von den kommunisti- 
schen Fußsoldaten der »aborigi- 
nal land rights«-Bewegung. 


Solche »souveränen Republiken 
der Aborigines« wurden auch auf 
der 4. und 5. Konferenz der Kom- 
munistischen Internationalen in 
den zwanziger Jahren dieses Jahr- 
hunderts gefordert und stellen 
seither standardgemäße Forde- 
rungen der Linken dar. Neben 
dem Land, das unter verschiede- 
nen »Wildnisschutz«-Vorwänden 
oder Naturschutz-Vorwänden ab- 
getrennt wurde, umfaßt das ge- 
samte Gebiet, das entweder jetzt 
oder in naher Zukunft außer Be- 
trieb genommen werden soll, 
mindestens 32 Prozent des Kon- 
tinents. 

Am 3. Juni 1992 hat der Oberste 
Gerichtshof Australiens im Fall 
Eddie Mabo gegen Queensland 
entschieden, daß das Zivilrecht 
Australiens den Rechtsanspruch 
der Eingeborenen auf Land an- 
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erkennt. Der bisherige Rechts- 
grundsatz, der auf das Jahr 1788 
zurückging und demzufolge Aus- 
tralien zu terra nullus (unbewohn- 
tem Land) erklärt worden war, be- 
vor die Briten kamen, wurde 
umgestoßen, womit der ganze 
Kontinent praktisch für jeder- 
mann zu haben ist. 


Neben privater Finanzierung 
durch diese anglophilen, australi- 


schen Aristokraten, wie den Vor- 
ständen der Australian Conserva- 
tion Foundation und des 
WWF-Australia, investiert die 
»Aboriginal and Torres Straights 
Islanders Commission (ATSIC), 
jährlich 2,2 Milliarden Dollar in 
»Rechte der Aborigines«, wovon 
den Aborigines in Wirklichkeit 
kaum etwas zugutekommt. 

Neben dem von den Aborigines 
beanspruchten Land sind große 
Teile Australiens unter zahllosen 
Stichworten wie »Naturschutz«, 
»Welterbe« oder »Schutz der 
Wildnis« konfisziertt worden. 
Mehr als 1,2 Millionen Quadrat- 
kilometer von 76824267 Qua- 
dratkilometer sind derart ausge- 
wiesen worden. Die Federal Aus- 
tralian Heritage Commission (wie 
die Australian Conservation 
Foundation, Teil der International 
Union for the Conservation of 
Nature) berichtete von 10520 
»Schutzgebieten« im Jahre 1992; 
zum Zeitpunkt ihres Jahresbe- 
richts für 1992-93 waren 18000 
aufgeführt, wobei weitere 1576 in 
Erwägung gezogen wurden. 

Wenn Prinz Philip und der WWF 
ihren Willen bekommen, wird das 


Europa Anfang des 21. Jahrhun- 
derts in das Feudalsystem zur Zeit 
der schwarzen Pest zurückge- 
worfen, das der Goldenen Renais- 
sance des 15. Jahrhunderts vor- 
ausging. 


In den letzten beiden Jahren ha- 
ben der WWF und die Heineken 
Brauerei der Niederlande, die 
sich ihm verschrieben hat, eine 
Reihe von Studien fertigen las- 


sen, in denen der Zerfall der Na- 
tionalstaaten in Europa und eine 
Steigerung von Naturschutzge- 
bieten, Wildreservaten und ande- 
ren Schutzgebieten im westlichen 
Kontinentaleuropa um das Vier- 
fache befürwortet wird. 


Die Heineken-Studie verlangt die 
Umwandlung Europas in 75 
Kleinstaaten mit einer Bevölke- 
rungszahl von höchstens 10 Mil- 
lionen Menschen. 

Vorstandschef A. J. Heineken, der 
Sponsor des Plans, ist ein langjäh- 
riger Förderer der Bemühungen 
von WWF und IUCN. Seit vielen 
Jahren hat John Loudon, ehemali- 
ger Vorstandschef von Royal 
Dutch Shell und internationaler 
Präsident des WWF von 1977 bis 
1981, einen Sitz im Heineken- 
Vorstand. 

Der Plan wurde von Ecoropa - ei- 
ner der wichtigten WWF-Zweig- 
organisationen in Europa, die von 
dem verstorbenen »universellen 
Faschisten« — wie er sich selbst 
bezeichnete« Denis de Rouge- 
mont und Teddy Goldsmith ge- 
gründet worden ist — sehr be- 
grüßt. 


Prinz Philip, Herzog von 
Edinburgh und Prinzgemahl 
der regierenden Königin des 
Vereinigten Königreichs. 


In diesem Jahr haben WWF und 
IUCN eine Studie mit dem Titel 
»Lebenslange Parks: Aktion für 
Schutzgebiete in Europa« her- 
ausgegeben, in der die Vervierfa- 
chung des abgetrennten Landes in 


Westeuropa gefordert wird. Mit 
diesem Plan würden alle anhängi- 
gen Pläne für neue Eisenbahnli- 
niennetze, Wasserprojekte und 
andere wichtige Ost-West Infra- 
strukturprojekte zunichtegemacht, 
weil all diese Verbindungen durch 
die Parks unterbrochen würden. 
Dieser Entwurf stimmt mit dem 
Heineken-Vorschlag überein und 
fordert den Ersatz der National- 
staaten durch eine neue, politi- 
sche Geographie auf der Basis 
von »Bio-Regionen«. 


Um sicherzustellen, daß diese Re- 
feudalisierung auch erfolgreich 
sein wird, kaufen viele reiche 
WWF-Förderer — darunter zahl- 
reiche Mitglieder des 1001 Clubs 
- in Gebieten, die für künftige 
Parks und Schutzgebiete vorgese- 
hen sind, angeblich große Land- 
flächen. 


Wenn Prinz Philip und der 
WWF-IUCN Apparat auf Wider- 
stand gegen diese Pläne stoßen, 
verfügen sie über eine wachsende 
Bewegung Grüner Parteien auf 
dem ganzen Kontinent, auf die sie 
als Schlägertrupp zurückgreifen 
können. Die Bewegung der Grü- 
nen in Europa wurde als gemein- 
sames Projekt von WWF und den 
ehemaligen Geheimpolizeibehör- 
den des Sowjetblocks, insbeson- 
dere der ostdeutschen Stasi 
(Staatssicherheitsdienst) geschaf- 
fen. 


Kambodschas Pol Pot 


als Modell für den WWF 


Pol Pot, Führer der Khmer Rouge 
von Kambodscha, ist von einem 
wichtigen Führer des World Wide 
Fund for Nature — Edward Gold- 
smith — als ökologisches Vorbild 
gerühmt worden. Während der 
vier Jahre (1975-79), die die 
Khmer Rouge in Kambodscha an 
der Macht gewesen sind, wurden 
drei Millionen Menschen von der 
sieben Millionen Menschen um- 
fassenden Bevölkerung entweder 
ermordet oder sie starben an Hun- 
ger oder Entkräftung. 


Im Londoner »Guardian« schrieb 
der Journalist Patrick Wright, daß 
Teddy Goldsmith Anfang der 
siebziger Jahre ein »Jäger und 
Sammler-Ideal« verfolgt habe. 
Dies hat im Jahre 1972 zur Veröf- 
fentlichung des »einflußreichen« 
Buches »Blueprint for Survival« 
geführt. Wright schreibt: »Wie 
andere, die am anderen Ende ei- 
ner Aufklärung begannen, die als 


rationalistisch, mechanistisch und 
gänzlich untragbar zurückgewie- 
sen wurde, haben Mitglieder die- 
ses Kreises von Weltuntergangs- 
Propheten bizarre und jämmerli- 
che Schlußfolgerungen gezogen. 
Sie prophezeiten für Polizei und 
Gerichte eine wichtige Rolle bei 
der Überwachung der kataklys- 
mischen Änderungen, die mit Si- 
cherheit kommen würden, be- 
schrieben Rassentoleranz als Zei- 
chen des kulturellen Niedergangs 
und schafften es sogar, das Pol 
Pot Regime der Khmer Rouge als 
Pioniere einer dezentralisierten, 
ländlichen Gesellschaft zu be- 
zeichnen.« 


Teddy Goldsmith kannte diesen 
Mann sehr gut. Territorium in 
Kambodscha, das in den neunzi- 
ger Jahren unter Kontrolle der 
Khmer Rouge stand, wurde durch 
Pol Pot dem World Wide Fund for 
Nature streng unterstellt. In der 
»Bangkok Post« vom 31. Januar 
1991 schrieb der Journalist James 
Pringle diese Geschichte über den 
Massenmörder: 


»Pol Pot, der berüchtigte Führer 
der Khmer Rouge, hat die Kam- 
bodschaner aufgerufen, bedrohte 
Arten zu schützen. Er meint damit 
natürlich die immer weniger wer- 
denden Tiere in freier Wildbahn 
in Kambodscha, obwohl in der 
Zeit der Herrschaft der Khmer 
Rouge die menschliche Spezies 
die bedrohteste war.« 


Pol Pot setzte seine Worte auch in 
Taten um und gab eine Anwei- 
sung heraus, derzufolge die Kam- 
bodschaner keine Vögel und an- 
dere Tiere unberechtigt erlegen 
dürfen und sie auch nicht aus be- 
liebigem Grund erschießen sollen 
— wohl auch dann nicht, wenn sie 
zum Verzehr bestimmt sind. 


»Einer der treuesten Leutnants 
des Khmer Rouge Führers, Ta 
Mok, der bei den Kambodscha- 
nern wegen seiner extremen 
Grausamkeiten als »der Schläch- 
ter< bekannt ist, setzt sich jetzt 
auch sehr für ökologische The- 
men und den Schutz bedrohter 
Arten ein«, berichtete Pringle. 


»Jedermann, der entlang der 
Nordgrenze Kambodschas, wo Ta 
Mok operiert, gegen Pol Pots 
»grüne< Anweisung verstößt, wird 
vor ein Dschungelgericht ge- 
bracht und normalerweise zu vier 
Tagen Zwangsarbeit verurteilt, 
bei der er Zäune für Tierschutzge- 
biete errichten muß.« DO 


William Engdahl 


Mit der Ölwaffe zur Weltmacht — 
Der Weg zur neuen Weltordnung 


400 Seiten, DM 19,80 
ISBN 3-725925-15-6 


Seit gut hundert Jahren bildet Öl den Angelpunkt, 
um den sich die Weltpolitik dreht. Was für den ein- 
zelnen der Brotkorb, ist für Nationen die Energie- 
versorgung. Wer sie kontrolliert, der bestimmt, was 
als „Wohlverhalten” gelten und welche ‚„Ordnung” 
die internationalen Beziehungen regeln soll. Der 
Kampf um die ‚neue Weltordnung” ist schon ein 
Jahrhundert alt. Sie hat uns zwei Weltkriege und 
mit dem sogenannten Versailler System eine Wirt- 
schafts- und Finanzordnung beschert, die für die 
Unterentwicklung weiter Teile der Erde verantwort- 
lich ist. Nun hat sie uns in die schärfste Wirt- 
schaftsdepression dieses Jahrhunderts und an 
den Rand eines neuen „Dreißigjährigen Krieges” 
geführt. Das Buch zeigt die diplomatischen, han- 
dels-, wirtschafts- und finanzpolitischen Prozesse 
dahinter auf. Die bekannte Geschichte der letzten 
hundert Jahre erscheint als Ölkrieg um die Welt- 
herrschaft in ganz neuem Licht. 


Mehr-Wissen-Buchdienst 
Lise-Meitner-Str. 11 
40764 Langenfeld 


World Wide Fund 

Die Legionen 
der Oko- 
Terroristen 


Neben dem ungeheuren militärischen und terroristischen Ap- 
parat, der vom World Wildlife Fund in Afrika geschaffen worden 
ist, hat der WWF direkt ein weltweites Netzwerk von Organisa- 
tionen geschaffen, um terroristische und proto-terroristische 
Operationen durchzuführen, worunter alles fällt von Wirt- 
schaftsblockaden und öffentlichen Demonstrationen bis zu terro- 
ristischer Gewalt und Sabotage. Obwohl der WWF versucht hat, 
nicht direkt mit diesen Oko-Terroristen in Verbindung gebracht 
zu werden, zeigen öffentliche Dokumente und Augenzeugenbe- 
richte, daß jeder der offenkundig »öko-terroristischen« Grup- 
pen, die seit Anfang des Jahres 1969 aus dem Boden schoß, direkt 
vom WWF finanziert und gelenkt wird. 


Diese Operation hat mehrere 
Phasen. In der ersten Phase der 
Jahre 1969-71 schuf der WWF 
Greenpeace und Friends of the 
Earth, um »Direktaktionen« ge- 
gen, vom WWF auserwählte, Zie- 
le durchzuführen. In dieser Phase 
ging es bei den proto-terroristi- 
schen Aktivitäten normalerweise 
nicht um die Zerstörung von Le- 
ben oder Eigentum. 


Ende der siebziger Jahre — auf 
dem Höhepunkt der Aktivitäten 
solcher terroristischen Gruppen 
im Untergrund wie den Wea- 
thermen, der Baader-Meinhof 
Gruppe und den Roten Brigaden — 
entstanden aus den Organisatio- 
nen der ersten Generation Split- 
tergruppen zur Durchführung 
weitaus gewalttätigerer »Direkt- 
aktionen«, bei denen es um die 
Zerstörung von Eigentum und in 
manchen Fällen auch um Mord 
ging. Da der WWF auf die Me- 
dien der freien Welt eine unge- 
heure Kontrolle ausübt, wurde je- 
de dieser sukzessiven Eskalatio- 
nen im Oko-Terrorismus in der 
Presse weitgehend stark begrüßt. 


Die wichtigste der internationalen 
Oko-Terror-Organisationen, Green- 
peace, wurde vom WWF im Jahre 
1971 in Vancouver, Britisch Co- 
lumbia, einem bekannten Zen- 
trum britischer Geheimdienstope- 
rationen — das heißt, der briti- 
schen Krone - in der westlichen 
Hemisphäre, gegründet. Mitglie- 
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Führung, Finanzierung und logi- 
stische Basis dieser Organisatio- 
nen entstammen meist der glei- 
chen Quelle. Susan Pardee bei- 
spielsweise, die Mitglied des 
Greenpeace-Büros in Seattle, 
Washington, ist, ist auch lokale 
Leiterin von Earth First! und Lei- 
terin des Native Forest Network. 


Aufgrund dieser WWF-Bemü- 
hungen sind die Vereinigten Staa- 
ten und andere Länder zuneh- 
mend Opfer eines Krieges einer 
gewissen Intensität, der von 
Oko-Terroristen geführt wird. 
Von diesem Krieg wird auch in 
der Presse selten berichtet. Ter- 
rorakte finden in den Vereinigten 
Staaten täglich statt, darunter 
Bombenattentate auf Sägemühlen 
und Auktionshäuser, in denen 
Vieh versteigert wird. Zerstörung 
von landwirtschaftlichem Gerät 
und Anlagen von Sägemühlen, 
Bergwerksanlagen und Ficherei- 
gerät sowie Sabotage von biome- 
dizinischen Forschungsanlagen. 

Die Kampagne der Sea Shepherds 


Prinz Bernhard der Niederlande, Gründer der Bilderberger, 
mußte als Chef von WWF-International zurücktreten, da er 
von der Lockheed Corporation Bestechungsgelder an- 


nahm. 


der von Greenpeace waren am 
Anfang Angehörige der Vancou- 
ver Liberation Front, einem 
Zweig der Weathermen in den 
Vereinigten Staaten, Maoisten, 
Gegenkultur-Anhänger und Qua- 
ker — gesponsert von der Familie 
Cadbury —. Hauptgeldquelle von 
Greenpeace war zu Beginn der 
WWF, der auch die ursprüngliche 
Greenpeace-»Flotte« gekauft und 
ausgerüstet hat. 


Eine Reihe radikalerer Organisa- 
tionen entstand aus Greenpeace 
heraus, darunter die Sea Shepherd 
Society, Earth First! und People 
for the Ethical Treatment of Ani- 
mals/Animal Liberation Front. 


gegen die Walfangindustrie ist- 


beispielhaft. Paul Watson, ein 
Mitglied der Vancouver Libera- 
tion Front, der in die Schießerei 
mit Vertretern der amerikani- 
schen Bundespolizei beim India- 
nerreservat Wounded Knee im 
Jahre 1973 verwickelt war, und 
auch Gründungsmitglied von 
Greenpeace ist, hat im Jahre 1977 
eine radikalere Splittergruppe mit 
Namen Sea Shepherd Conserva- 
tion Society geschaffen. Watsons 
Geldgeber war vom ersten Tag an 
Cleveland Amory, WWF-Akti- 
vist in den USA, Chef des Fund 
for Animals und Chef der briti- 
schen Royal Society for the Pre- 
vention of Cruelty to Animals. 


Dieses Geld wurde für den Kauf 
eines britischen Fischereiboots 
verwendet, mit dem das portugie- 
sische Walfangschiff Sierra ge- 
jagt wurde. 


Am 17. Juli 1979 rammte die Sea 
Shepherd die Sierra vor der portu- 
giesischen Küste. Schiffe der por- 
tugiesischen Küstenwache kaper- 
ten die Sea Shepherd und wollten 
sie als Sicherheit festhalten, bis 
Watson für den an der Sierra ver- 
ursachten Schaden bezahlte. An- 
statt die Reparaturrechnung in 
Höhe von 750.000 Dollar zu be- 
zahlen, versenkte Watson die Sea 
Shepherd am 31. Dezember 1979 
im portugiesischen Hafen Lei- 
xoes. 


Terrorismus der 
Sea Shepherds 


Kurz danach — am 5. Februar 
1980 — jagte ein Team von drei 
Oko-Terroristen die Sierra in Lis- 
sabon in die Luft. Eine anonyme 
Frauenstimme meldete sich im 
Lissaboner UPI-Büro telefonisch 
von Spanien aus und sagte: »Die 
Sea Shepherd ist gerächt! Es be- 
steht kein Zweifel. Das war kein 
Unfall. Es war ein vorsätzlicher 
Sabotageakt! Die Sierra wird kei- 
ne Wale mehr töten! Wir haben es 
für die Sea Shepherd getan!« 


Am 27. April 1980 wurden die Is- 
ba I und die Isba II, zwei von fünf 
spanischen Walfangschiffen, im 
Hafen von Marin in der Nähe von 
Vigo in Spanien in die Luft ge- 
sprengt. Watson zufolge wurden 
die spanischen Walfangschiffe 
von den gleichen drei anonymen 
Oko-Terroristen in die Luft ge- 
jagt, die auch schon die Sierra 
zwei Monate zuvor in die Luft ge- 
jagt hatten. 

Von diesem Startpunkt aus hat 
Watsons Sea Shepherd eine Ter- 
rorkampagne gegen die Fische- 
rei- und Walfangschiffe vieler 
Länder geführt. Watson rechnet 
sich den Verdienst an für das Ver- 
senken mehrerer isländischer und 
norwegischer Walfangschiffe. 
Außerdem hat die Sea Shepherd 
Dutzende von Schiffen gerammt, 
Netze durchgeschnitten und an- 
dere Aktionen durchgeführt, die 
nach internationalem Recht als 
Piraterie gelten. Trotz all dieser 
Aktionen und einer strafrechtli- 
chen Verurteilung in Norwegen 
ist Watson ein freier Mann, der 
von den amerikanischen Rechts- 
durchsetzungsbehörden unbelä- 
stigt bleibt. D 


Kanada 


Die Depor- 
tation der 
Eskimos 


Wenn die Maßstäbe der Nürnberger Prozesse bei dem angewen- 
det würde, was die britische Oligarchie den Eskimos angetan hat, 
käme Ihre Majestät Elizabeth II., Königin von Kanada, in große 
Schwierigkeiten. Im Jahre 1953 hat die kanadische Regierung 
mehrere Familien der Inuiten aus Inukjuak, Quebec, weit oben 
in die Arktis deportiert, »um ihnen das wiederzugeben, was als 
ihr natürlicher Zustand angesehen wurde«. Das ganze lief unter 
der Bezeichnung »Rehabilitationsprojekt« ab. 


In einem Bericht der Königlichen 
Kommission des Jahres 1994 
über Ureinwohner sagte ein an 
der Resolute Bay stationierter, ka- 
nadischer Militärangehöriger, der 
Zeuge des Experiments war, daß 
»er nicht verstanden habe, warum 
den Inuiten auf dem Stützpunkt 
keine Unterkünfte gewährt wur- 
den und warum ihnen die reich- 
haltigen Lebensmittel, die es auf 
dem Stützpunkt gab, nicht zur 
Verfügung gestellt wurden«. 


In dem Bericht hieß es weiter: 
»Den Soldaten wurde gesagt, die 
Inuiten seien dort, um sich zu re- 
habilitieren ... um zu lernen, wie 
sie selbständig überleben können 
und um zu ihrer alten Lebenswei- 
se zurückzukehren. Mit dem Pro- 
jekt wollte man feststellen, ob sie 
in dieser Umgebung dort überle- 
ben können, in der die Inuiten frü- 
her einmal gelebt haben ... Tem- 
peraturen von -50 °C waren im 
Winter keine Seltenheit.« 


Den Soldaten wurde auch gesagt, 
daß sie ausschließlich in Beglei- 
tung der Königlich-Kanadischen 
Polizei, die das Projekt durch- 
führte, mit den Inuiten Kontakt 
aufnehmen dürften. 


Diese irrsinnige Situation erinnert 
an die Schilder »Bitte nicht füt- 
tern«, die im Londoner Zoo über- 
all zu sehen sind. In diesem Fall 
war die kanadische Polizei der 
Zoobesitzer. Den Eskimos wur- 
den sogar Schilder umgehängt: 
sie mußten eine Metallplakette 
mit einer Kette um den Hals tra- 
gen. In vielen offiziellen Regie- 


Königin Elizabeth Il. ist 
gleichzeitig Königin von 


Kanada. Kurz nach ihrer 
Krönung begann die Depor- 
tation der Eskimos. 


rungsunterlagen ist der Name ei- 
nes Inuiten zusammen mit seiner 
Nummer aufgeführt. 


Das Umsiedlungsprojekt 
im Hohen Norden 


Die kanadische Regierung, eine 
Institution, die seit Mitte des acht- 
zehnten Jahrhunderts von der bri- 
tischen Monarchie geführt wird, 
betrachtete die Eskimos als eine 
andere Spezies von Tieren. Doch 
wie die schwarzen Sklaven, die 
von den Sklavenherren der briti- 
schen Konföderation in den südli- 
chen USA zum Baumwollpflük- 
ken »dressiert« wurden, wurden 
die Eskimos »gezähmt«, um für 
die Hudson Bay Company des 
britischen Empires die Fallen 


aufzustellen. Die Lebensbedin- 
gungen für die Eskimos um die 
von der Hudson Bay Company 
geführte Handelsniederlassung 
herum waren sehr schlecht. Man 
könnte diese Niederlassungen 
rechtmäßig als »Plantagen in der 
Arktis« bezeichnen. 


Dem Bericht zufolge »ist die Be- 
völkerung in der Westarktis Ka- 
nadas im Jahre 1930 von den 
2000, die die Region noch ein 
Jahrhundert zuvor bewohnten, 
auf ca. 200 gefallen. 


Realität ist, daß die Gesundheits- 
fürsorge der Inuiten in den zwan- 
ziger und dreißiger Jahren dieses 
Jahrhunderts insbesondere in der 
östlichen Arktis praktisch nicht 
existent war ... Die Sterbenden 
wurden nicht medizinisch ver- 
sorgt -— man wendete sich von ih- 
nen ab, wenn sie in ein medizini- 
sches Versorgungszentrum kom- 
men konnten oder man ließ sie in 
einem Schneehaus oder Zelt 
sterben, wenn sie bereits in einem 
der wenigen Behandlungszentren 
waren ... Kanada war peinlich be- 
rührt von der öffentlichen Kritik, 
die über das amerikanische Mili- 
tär zurückgelangte, das im Zwei- 
ten Weltkrieg in die Arktis kam 
und es heißt, wenn die ganze 
Wahrheit publik gemacht worden 
wäre, hätte sich die kanadische 
Regierung, die bereits sehr verle- 
gen war, für vieles verantworten 
müssen.« 


Wegen des internationalen Drucks 
wurden die »Eskimos im Jahre 
1945 erstmals ... öffentlich als 
Bürger anerkannt, indem sie Fa- 
milienbeihilfe erhielten«, die für 
den »Unterhalt, die Fürsorge, die 
Erziehung und Ausbildung und 
den Fortschritt der Kinder ge- 
dacht war«. Diese Beihilfen wur- 
den später als »Ersparnisse« be- 
zeichnet und den Kindern der 
Familien, die Teil des »Umsied- 
lungsprojekts« waren, in Wirk- 
lichkeit verweigert. 


Während der Mobilmachung für 
den Zweiten Weltkrieg um das 
Jahr 1940 herum wurden viele Es- 
kimos in Nordkanada und in der 
Arktis für den Aufbau von militä- 
rischen Einrichtungen und ähnli- 
chem eingesetzt und einige von 
ihnen wurden später beispiels- 
weise darin geschult, beim Füh- 
ren von Wetterstationen mitzu- 
helfen. 


»Die Folge verbesserter Gesund- 
heitsfürsorge nach dem Zweiten 


Weltkrieg war, daß die Sterblich- 
keitsziffer zu sinken begann und 
die Bevölkerung der Inuiten ab 
Mitte oder Ende der fünfziger 
Jahre allmählich zunahm.« 


Elizabeth II. 
besteigt den Thron 


Doch im Jahre 1952 wurde Eliza- 
beth II. zur Königin gekrönt. Im 
Jahre 1953 begann das Eski- 
mo-Deportationsprojekt. Von 
Inukjuak, einer großen Inuit- 
Siedlung in Nord-Quebec, hieß 
es, daß sie langsam »übervölkert« 
sei— etwa 500 Menschen lebten in 
dem Gebiet —. Doch der böse Ge- 
dankengang hinter der sogenann- 
ten Notwendigkeit für die Um- 
siedlung war die Tatsache, daß die 
Eskimos mehr und mehr wie die 
Weißen wurden, das heißt, zu zi- 
vilisiert: »In Inukjuak gab es Ge- 
sundheitseinrichtungen, eine Kir- 
che, eine Schule, eine Handels- 
niederlassung für Pelze, einen 
Laden, einen Hafen etc... So wur- 
den die Eskimos allmählich Teil 
der ganzen Gesellschaft. Auch 
wenn die meisten von ihnen noch 
auf die Jagd gingen, so stellte das 
doch nicht mehr ihre Hauptnah- 
rungsquelle dar. Viele von ihnen 
erhielten, wie alle anderen Ka- 
nadier, die von dem allgemeinen 
sozialen Netz profitierten, irgend- 
eine Form von Zuwendung, sei es 
ein Gehalt, eine Familienbeihilfe 
oder eine Altersrente.« 

Doch Ihrer Majestät Elizabeth II. 
zufolge sollten sich die Inuiten 
nicht wie Menschen benehmen, 
weil es Eskimos sind und Eski- 
mos leben in Iglus und jagen ir- 
gendwo am Nordpol Robben, 
Walrosse und Polarbären — so 
steht es in der »Encyclopedia 
Britannica«. So erließ eine der 
Abteilungen im britischen Empi- 
re — die kanadische Regierung — 
eine Richtlinie, um das Problem 
zu »korrigieren«. Die Regierung 
deportierte mehrere Familien, 
insbesondere jene, von denen 
man meinte, daß sie die »Rehabi- 
litierung« mehr nötig hätten, zum 
Beispiel die, die »Lebensart der 
Weißen« angenommen hatten. In 
dem Bericht hieß es: »Man aner- 
kannte in der Regierung, daß die 
zyklische Form des Jagens zu pe- 
riodischer Hungersnot und Hun- 
gertod führen könnte und auch 
dazu führte. Dies wurde als der 
Naturzustand des Inuiten be- 
trachtet. Ziel der Umsiedlung war 
es, den Inuiten das wiederzuge- 
ben, was als ihr natürlicher Zu- 
stand angesehen wurde.« 
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Kanada 

Die Depor- 
tation der 
Eskimos 


In der Arktis war die kanadische 
Polizei die Regierung. »Jahrzehn- 
telang und bis in die fünfziger 
Jahre hinein war die kanadische 
Polizei die Verkörperung und die 
Wächter der Politik der kanadi- 
schen Regierung und sie führten 
fast jede Regierungsfunktion aus, 
von der Ausgabe der Familienbei- 
hilfen bis zur Rechtsdurchsetzung 
in der Arktis«, hieß es in dem Be- 
richt. »Die kanadische Polizei 
wurde als Institution betrachtet, 
die außergewöhnliche Rechts- 
kraft besaß und einen außerge- 
wöhnlichen Ruf dafür, die Resul- 
tate dieser Rechtskraft liefern zu 
können.« 


Der Irrsinn 
eines Programms 


Etwas, das die Irrsinnigkeit des 
ganzen Projektes zeigt und auch 
den Stempel der Königsfamilie 
trägt, ist die Tatsache, daß die ka- 
nadische Polizei nicht nur ange- 
wiesen war, »die Eskimos autark 
und unabhängig zu halten«, son- 
dern auch dazu angehalten war, 
die »Gesetze für die Tiere in freier 
Wildbahn« durchzusetzen. Die 
Inuiten durften keine Moschus- 
ochsen töten und keine Karibus 
jagen, deren Häute für Decken 
und warme Kleidung unbedingt 
gebraucht wurden. 


Generalmajor Hugh Andrew 
Young, stellvertretender Minister 
für Ressourcen und Entwicklung, 
setzte das »Rehabilitationspro- 
jekt« mit Hilfe seines kriminellen 
Partners, Korvettenkapitän Bent 
Gestur Sivertz, einem erklärten 
Freimaurer und früheren Leiter 
des Officer Training Establish- 
ment of the Canadian Navy in 
Halifax, der im Jahre 1945 zum 
Offizier des britischen Empires 
gemacht worden war, die ganze 
Befehlskette hinunter durch. 

Am 20. Februar 1953 schrieb 
Young an den Chef der kanadi- 
schen Polizei, Nicholson: »Wie 
Sie wissen, haben wir die Mög- 
lichkeit erwogen, ein paar Eski- 
mo-Familien aus überbevölkerten 
Gebieten weit oben in die Arktis 
zu verlagern... Diese kleinen 
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Siedlungen könnten nur unter Ih- 
rer Mithilfe gegründet werden, da 
an diesen Orten sonst niemand ist, 
der diesen Leuten dabei helfen 
könnte, sich an die neuen Bedin- 
gungen anzupassen... Wir könn- 
ten die Eskimos nicht an der Re- 
solute Bay plazieren, wenn es 
dort niemanden gäbe, der nach ih- 
nen schaut und ihre Aktivitäten 
lenkt... Ich würde deshalb von Ih- 
nen gerne erfahren, ob Sie dort 
noch in diesem Jahr eine Station 
einrichten werden.« Der Polizei- 
chef antwortete: »Ich wäre gerne 
bereit, einen guten Mann auszu- 
wählen, der dort mit der spezifi- 
schen Aufgabe stationiert würde, 
sich der Eingeborenen anzu- 
nehmen. Er könnte sie sogar zur 
Jagd und zum Fallenstellen er- 
muntern und die Pelze für sie 
verkaufen.« 


Eine Opposition 
kam auf 


Es gab Leute in der Regierung, 
die gegen diese irrsinnige Idee 
waren. In einem Memorandum 
vom 2. Mai 1952, das von einem 
hochrangigen Vertreter der kana- 
dischen Polizei, Mr. Carlson, der 
über eine dreißigjährige Erfah- 
rung in der Arktis verfügte, 
stammt, hieß es: »Wenn der Le- 
bensstandard der Eskimos ange- 
hoben werden soll, dann brau- 
chen sie Ausbildung und die wird 
sich mit ihrem Nomadenleben 
nicht vertragen, doch ihr Leben 
wurde bereits in hohem Maße 
eliminiert, indem man sie von Jä- 
gern zu Fallenstellern machte. 
Durch das Aufstellen von Fallen 
für die Pelztierjagd werden sie re- 
lativ nahe an den Handelsnieder- 
lassungen gehalten, zu denen sie 
oft mit ihren Fellen kommen und 
natürlich ermuntern die Händler 
sie, so viele Fallen wie möglich 
aufzustellen. Wenn die Eskimos 
ihr wahres Nomadenleben führen 
würden, würden sie größtenteils 
hunderte von Meilen von den 
Handelsniederlassungen entfernt 
leben, den Karibuherden folgen, 
an Seen oder Flüssen fischen oder 
sich in Robben- und Walroßge- 
bieten niederlassen... 


Es gibt wirklich keinen guten 
Grund dafür, warum die Eskimos 
in der Arktis weiter zu Jägern 
oder Pelztierjägern gemacht oder 
dazu ermuntert werden sollten, 
besonders wenn sie nicht wol- 
len... Je mehr andere Beschäfti- 
gungen man für die Eskimos fin- 
det, umso besser. Ich denke, es 


bringt nichts, zu sagen, sie sollten 
ihr ursprüngliches Eingeborenen- 
leben wiederaufnehmen.« 


Doch da Kanada nun einmal ist, 
wie es ist, gibt es nicht viele Leu- 
te, die die moralische Courage 
besitzen, sich einem Befehl oder 
auch nur einem Wunsch, der von 
dem Oberbefehlshaber Ihrer Kö- 
niglichen Hoheit, Elizabeth IL, 
kommt, zu widersetzen, wie 
wahnwitzig er auch sein mag. 


Das Thema 
Souveränität 


Die Deportation fiel mit einer 
»Sorge« der Briten in Bezug auf 
die Vereinigten Staaten und die 
Inseln in der Arktis zusammen. In 
dem Bericht hieß es: »Bis zum 
Jahre 1945 hatte die US-Präsenz 
im Norden erheblich abgenom- 
men, doch nach wenigen Jahren 
sollte sie wieder zunehmen. Der 
Kalte Krieg führte zu mehreren 
Großprojekten in der Arktis, die 
diesmal auch die Inseln dort be- 
trafen. Als erstes kamen die ge- 
meinsamen Wetterstationen, ge- 
folgt von den Radarstationen des 
Frühwarnsystems. Eine Vielzahl 
von amerikanischen Schiffen wa- 
ren an der Seeversorgung für die- 
se Operationen beteiligt. Im 
Laufe der Zeit wurde der An- 
spruch Kanadas auf die arkti- 
schen Gewässer zur vorherr- 
schenden Angelegenheit, die es 
auch heute noch ist.« 


In dem Bericht hieß es ferner: 
»Mr. Denhez meinte, daß die 
Schaffung eines Wildreservats 
dort die Ausübung der kanadi- 
schen (d.h. britischen) Souveräni- 
tät mit sich bringen und die Kon- 
trolle über die Arktis erneut be- 
kräftigen würde. Genannter 
Zweck dieses Wildreservats war 
die Erhaltung des Wildes zum 
Nutzen der eingeborenen Bevöl- 
kerung Kanadas. Doch zu der Zeit 
hat es dort auf den Inseln in der 
Arktis keine eingeborene Bevöl- 
kerung gegeben. Die Frage, die 
sich dann erhob, war die Bedeu- 
tung der Bevölkerung der Inseln 
in der Arktis mit Eingeborenen 
als logistische Konsequenz für 
solche Maßnahmen. Mr. Denhez 
behauptete, daß die Umsiedlung 
in den Jahren 1953-55 vor dem 
Hintergrund langjähriger Regie- 
rungsbemühungen, in der Arktis 
eine kanadische Präsenz zu si- 
chern, gesehen werden muß und 
daß es da jene gab, die die Um- 
siedlung als eine weitere Geltend- 


machung kanadischer Souveräni- 
tät ansahen.« Ein Memorandum 
der kanadischen Regierung aus 
dem Jahre 1929 wurde in dem Be- 
richt zitiert: »Die Schaffung die- 
ses Wildreservats und sein Er- 
scheinen auf unseren Karten dient 
dazu, der Welt zu zeigen, daß die 
Gebiete zwischen dem 60. und 
141. Längenkreis bis zum Pol un- 
ter kanadischer Souveränität ste- 
hen.« 


Es geht um die 
strategische Kontrolle 


Wie in einem Bericht in der Ja- 
nuar-Ausgabe von CODE gezeigt 
wird, ist die Schaffung von 
»Wildreservaten« des World Wild- 
life Fund for Nature der britischen 
Monarchie auf der ganzen Welt 
nur ein Vorwand dafür, für die 
Zwecke irregulärer Kriegsfüh- 
rung die strategische Kontrolle 
über bestimmte Gebiete zu erhal- 
ten. 


In dem Bericht der Königlichen 
Kommission geht es weiter: »In 
einem Memorandum vom 29. De- 
zember 1952 an J.W. Pickersgill, 
Sekretär des Kronrats und des 
Kabinetts, wird die Offnung von 
kanadischen Polizeiposten in der 
Arktis in den Kontext einer Dis- 
kussion über die Bedeutung der 
Aufrechterhaltung der kanadi- 
schen Souveränität in der Arktis 
gestellt. In dem Memorandum 
heißt es, daß »Vor etwa einem Jahr 
Mr. Pearson (Staatssekretär für 
externe Angelegenheiten) inoffi- 
ziell bemerkte, daß er sich dar- 
über wundere, wie gut unser An- 
spruch auf bestimmte Gebiete in 
der Arktis doch sei... Weitaus 
wichtiger ist wahrscheinlich die 
Art von de facto US-Souveräni- 
tät, die im letzten Krieg so viel 
Schwierigkeiten verursacht hat 
und die vielleicht wieder ausge- 
übt werden könnte.«« 


Ein Sprecher der Königlichen 
Kommission sagte, daß es im 
Laufe der Jahre »Hunderte sol- 
cher Rehabilitationsprojekte ge- 
geben habe«, im Zuge derer viele 
Menschen ihr Leben lassen muß- 
ten. Er sagte, solche Projekte gäbe 
es noch immer. m 
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In der Januar-Ausgabe beschäftigte sich CODE eingehend mit 
dem bevorstehenden Niedergang des Hauses Windsor und einer 
weltweit operierenden Oligarchie, des »Club of the Isles« - ange- 
führt von der britischen Königsfamilie, bei der Verübung von 
Völkermord auf dem ganzen Globus. Um die Wirtschafts- und 


Finanzkrise, die den ganzen Planeten jetzt erfaßt hat, erfolgreich 
zu lösen, muß die Welt von dem Einfluß dieser oligarchischen 


Macht befreit werden. 


Diese Krise ist das Ende eines 500 
Jahre dauernden Kreislaufs in der 
europäischen Geschichte. Der 
neue Kreislauf, der im 15. Jahr- 
hundert an die Oberfläche kam, 
wurde bestimmt durch die Kon- 
flikte zwischen den beiden füh- 
renden Kräften innerhalb der eu- 
ropäischen Kultur in jenem Jahr- 
hundert. 


Die Windsors sind die 
venezianische Partei 


Auf der einen Seite waren da die 
Kräfte der Goldenen Renaissance 
um solche Personen wie Kardinal 
Nicolaus von Cusa und das Flo- 
renzer Konzil von 1439-40. Auf 
der anderen Seite die wiederauf- 
tauchende Macht der in Venedig 
konzentrierten aristokratischen 
und Finanzoligarchie Europas. 
Die ganze europäische Geschich- 
te wurde innerhalb Europas und 
weltweit seit dem 15. Jahrhundert 
von dem kulturellen Konflikt 
zwischen dem Einfluß der Re- 
naissance und der entgegenge- 
setzten, von Venedig aus in Gang 
gesetzten Kraft der sogenannten 
»Aufklärung« beherrscht. 

Die britische Königsfamilie von 
heute verkörpert die veneziani- 


sche Partei und setzt das Erschei- 
nungsbild und die Methoden ei- 
ner oligarchischen Gruppe fort, 
die bis in die Antike zurückgeht. 
Der Oligarchismus ist ein Prinzip 
irrationaler Herrschaft, die mit 
der vererbten Oligarchie, dem 
Erbadel, und mit bestimmten ad- 
ligen Priestern in Zusammenhang 
steht. Im Mittelpunkt der Oligar- 
chie steht der Gedanke, daß be- 
stimmte Familien dazu geboren 
wurden, als eine tyrannische Elite 
zu herrschen, während die große 
Mehrheit jeder Bevölkerung zu 
Unterdrückung, Leibeigenschaft 
oder Sklaverei verurteilt ist. 


Die meiste Zeit in den letzten 
2500 Jahren haben Oligarchen die 
philosophischen Schriften von 
Aristoteles unterstützt und die Er- 
kenntnistheorien Platos abge- 
lehnt. Aritstoteles hat behauptet, 
daß Sklaverei eine notwendige 
Institution ist, weil einige zum 
Herrschen geboren sind, und an- 
dere dazu, regiert zu werden. Er 
reduzierte die Frage menschli- 
chen Wissens auch auf die primi- 
tivste Form von Gefühlssicher- 
heit und Wahrnehmung von 
»Tatsachen«. Der Formalismus 
von Aristoteles ist ein Mittel, um 
jegliche Kreativität des Men- 


schen abzutöten und repräsentiert 
deshalb das absolut Böse. Das 
Böse drückt sich aus in den be- 
stialistischen Ansichten der Oli- 
garchen, daß Menschen das Glei- 
che seien wie Tiere. 


Teilen und 
Erobern 


Oligarchen betrachten Reichtum 
als reinen Geldwert und praktizie- 
ren Wucher, Monetarismus und 
Plünderung auf Kosten des tech- 
nologischen Fortschritts und tat- 
sächlicher Produktion. 


Oligarchen wurden immer mit der 
willkürlichen Ablehnung wahrer, 
wissenschaftlicher Entdeckungen 
zugunsten einer offenen Anti- 
Wissenschaft oder einer subtile- 
ren, obskurantistischen Pseudo- 
wissenschaft in Verbindung ge- 
bracht. 


Die Oligarchie ist seit Jahrtausen- 
den der Meinung, daß die Erde 
überbevölkert ist. Der Kommen- 
tar der Oligarchie zum Trojani- 
schen Krieg lautet: dieser Kon- 
flikt war nötig, um zu verhindern, 
daß Mutter Erde von zu vielen 
Menschen unterdrückt wird. Die 
Oligarchie hat die Rasse und Ras- 
senmerkmale ständig betont, oft 
als Mittel, um Sklaverei zu recht- 
fertigen. 


In internationalen Angelegenhei- 
ten empfehlen Oligarchen solche 
Methoden wie die Geopolitik, die 
verstanden wird als die Methode 
von »Teilen und Erobern«, wo- 
durch eine Macht gewinnt, indem 
ihre Gegner gegeneinander aus- 
gespielt werden. Oligarchische 
Politik hat zum Ziel, zu ihrem ei- 
genen Vorteil ein Machtgleichge- 
wicht unter solchen Gegnern 
aufrechtzuerhalten, doch dieser 
Ansatz schlägt langfristig immer 
fehl und führt zu neuen Kriegen. 


Der Kernpunkt des Oligarchis- 
mus läßt sich zusammenfassen als 
die Vorstellung von einem Impe- 
rium, in dem sich eine Elite für 
die Herrenrasse hält und über eine 
degradierte Masse von Sklaven 
oder anderen, unterdrückten Op- 
fern regiert. Wenn man zuläßt, 
daß die Menschheit von oligar- 
chischen Methoden beherrscht 
wird, so führt das immer zu einer 
schweren Krise für die Zivilisa- 
tion mit wirtschaftlicher Depres- 
sion, Krieg, Hungersnot, Pest und 
anderen Seuchen. Beispiele dafür 
sind der Schwarze Tod im 14. 


Jahrhundet und der Dreißigjähri- 
ge Krieg (1618-48), die beide 
vom venezianischen Geheim- 
dienst geschaffen worden sind. 


Die post-industrielle Gesellschaft 
und die Derivate-Krise haben das 
Potential für einen neuen Zusam- 
menbruch der Zivilisation in un- 
serer heutigen Zeit geschaffen. 
Diese Krise läßt sich nur dann 
aufhalten, wenn die Axiome der 
oligarchischen Denkweise in der 
Praxis zurückgewiesen werden. 


Das »fondo« - 
die Säule des Systems 


Eine Säule des oligarchischen Sy- 
stems ist der Familienschatz oder 
»fondo«, wie er auf italienisch 
heißt. Die Kontiuität des Fami- 
lienschatzes, der sich durch Wu- 
cher und Plünderung vermehrt, ist 
oft wichtiger als die biologische 
Kontinuität über Familiengenera- 
tionen hinweg, denen dieser 
Schatz gehört. 


In Venedig war die Stiftung der 
Basilika von St. Markus, die mit 
dem venzianischen Staatsschatz 
eng in Verbindung stand und dem 
die Familienschätze der Adligen 
zufielen, die ohne Erben starben, 
der größte »fondo«. Dieser 
»fondo« wurde von den »Ver- 
mittlern« von St. Markus verwal- 
tet, deren Position zu der mäch- 
tigsten unter dem venezianischen 
System gehörte. 


Um diesen zentralen »fondo« her- 
um waren die einzelnen Familien- 
schätze der großen oligarchischen 
Familien wie der Mocenigos, der 
Cornaros, der Dandolo, der Con- 
tarini, der Morosini, der Zorzi und 
der Tron gruppiert. Bis zum Ende 
des 18. Jahrhunderts hatte etwa 
ein Dutzend der reichsten vene- 
zianischen Familien Besitztümer, 
die mit den sehr reichen Familien 
anderswo in Europa vergleichbar 
waren oder noch darüber hinaus- 
gingen. 


Als die venezianische Oligarchie 
viele ihrer Familien und Vermö- 
genswerte nach Nordeuropa ver- 
lagerte, lieferten die veneziani- 
schen »fondi« den Grundstock für 
die große Bank of Amsterdam, 
die Europa im 17. Jahrhundert be- 
herrschte und die Bank von Eng- 
land, die zur führenden Bank im 
18. Jahrhundert wurde. 


In der vorchristlichen Welt um 
das Mittelmeer gehörte Babylon 
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in Mesopotamien zu den oligar- 
chischen politischen Kräften. Die 
»Hure von Babylon«, die in der 
Apokalypse des Heiligen Johan- 
nes verurteilt wird, ist keine my- 
stische Deutung, sondern ein 
ganz bestimmtes böses Machtkar- 
tell oligarchischer Familien. Zu 
anderen oligarchischen Zentren 
gehörten Hiram von Tyros und 
die Phönizier. Das Persische 
Reich war eine Oligarchie. 


In der griechischen Welt war der 
Tempel von Apollo in Delphi das 
Zentrum des oligarchischen Ban- 
kenwesens und des Geheimdien- 
stes; zu dessen späteren Agenten 
zählten unter anderem Lycurgus 
von Sparta und später Aristoteles. 
Der delphische Apollo versuchte 
vergebens Griechenland durch 
das Persische Reich zu erobern. 
Dann entwickelte er den Isokra- 
tes-Plan, in dem gefordert wurde, 
daß König Philip von Mazedo- 
nien Athen und die anderen gro- 
ßen Stadtstaaten erobern solle, 
um ein oligarchisches Reich zu 
errichten, das als westliche Ver- 
sion des Persischen Reichs fun- 
gieren sollte. Dieser Plan schei- 
terte, als Philip starb und die Pla- 
to-Akademie in Athen Alexander 
den Großen maßgeblich beein- 
flußte, der dann schließlich das 
Persische Reich zerstörte, bevor 
er von Aristoteles getötet wurde. 
Später griff der delphische Apollo 
in die Kriege zwischen Rom und 
den etruskischen Städten ein, um 
Rom zur Hauptmacht Italiens und 
dann der des ganzen Mittelmeers 
zu machen. 


Die herrschenden 
Dynastien von Byzanz 


Rom beherrschte das Mittelmeer 
um 200 vor Christus. Es folgte ei- 
ne Reihe von Bürgerkriegen, die 
die Entscheidung darüber bringen 
sollten, wo die Hauptstadt des 
neuen Reichs und wer die Herr- 
scherfamilie sein würde. Diese 
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Kriege stehen mit dem Konflikt 
zwischen Marius und Sulla, dem 
ersten Triumvirat — Julius Cäsar, 
Pompeius dem Großen und L. 
Crassus — und dem zweiten 
Triumvirat —- Oktavian, Mark An- 
ton und Lepidus -— in Zusam- 
menhang. Mark Anton und Cleo- 
patra wollten, daß Alexandria in 
Agypten die Hauptstadt des 
neuen Reichs sein sollte. Okta- 
vian (Augustus) schuf eine Al- 
lianz mit dem mystischen Kult 
von Sol Invictus Mithra, schlug 
seine Mitbewerber und wurde 
Kaiser. Nach einer Reihe von Un- 
geheuern — Tiberius, Caligula, 
Nero und anderen stagnierte das 
Reich zwischen 80 und 180 nach 
Christus, unter solchen Figuren 
wie Hadrian und Trajan. Zwi- 
schen 180 und 280 nach Christus 
brach es dann zusammen. 


Von Aurel, Diokletian und Kon- 
stantin wurde es mit einer Reihe 
von Maßnahmen wiederaufge- 
baut, die sich auf das Verbot jegli- 
cher Veränderungen in der Tech- 
nologie der Produktionsmittel 
und auf eine sehr hohe Besteue- 
rung konzentrierten. Das Pro- 
gramm Diokletians führte zu ei- 
ner Entvölkerung der Städte, 
Leibeigenschaft für die Bauern, 
zum Zusammenbruch der Zivili- 
sation und in ein langes, tiefes 
Mittelalter hinein. 


Das Römische Reich im Westen 
brach im Jahre 476 nach Christus, 
schließlich zusammen. Doch das 
Römische Reich im Osten, 
manchmal auch Byzantinisches 
Reich genannt, dauerte bis zum 
Jahre 1453 noch fast tausend Jah- 
re an. Und wenn man das Ottoma- 
nische Reich als die ottomanische 
Dynastie eines fortdauernden By- 
zantinischen Reichs betrachten 
will, so dauerte das Byzantinische 
Reich bis kurz nach dem Ersten 
Weltkrieg. Mit gewissen Ausnah- 
men haben die herrschenden Dy- 
nastien von Byzanz die oligarchi- 
sche Politik von Diokletian und 
Konstantin fortgesetzt. 


Venedig, die Stadt, die auf den 
Lagunen und dem Sumpfland in 
der nördlichen Adria gebaut wor- 
den ist, soll von Flüchtigen aus 
dem italienischen Mutterland ge- 
gründet worden sein, die im Jahre 
452 nach Christus vor Attila, dem 
Hunnen, flohen. Schon bald wur- 
de Venedig auf der Insel des Hei- 
ligen Georg zu einem Benedikti- 
nerkloster. St. Georg ist kein 
christlicher Heiliger, sondern 
eher eine Tarnung für Apollo, 


Perseus und Marduk - Götzen der 
Oligarchie. 


Um 700 nach Christus haben die 
Venezianer angeblich ihren ersten 
Dogen oder Herzog gewählt. Die- 
se Position wurde nicht vererbt, 
sondern man wurde hineinge- 
wählt, doch an dieser Wahl durfte 
sich nur der Adel beteiligen. Des- 
halb bezeichnete sich Venedig 
fälschlicherweise als Republik. 


Venedig gehörte nie zur 
westlichen Zivilisation 


Um 800 nach Christus versuchte 
Karl der Große, König der Fran- 
zosen, die Zivilisation aus dem 
tiefen Mittelalter heraus wieder- 
zubeleben, indem er sich die 
Ideen des Heiligen Augustus zu- 
nutzemachte. Venedig war der 
Feind von Karl dem Großen. Der 
Sohn von Karl dem Großen, Kö- 
nig Pepin von Italien, versuchte 
vergeblich die venezianische La- 
gune zu erorbern. Karl der Große 
war gezwungen, Venedig als Teil 
des östlichen und byzantinischen 
Reichs unter dem Schutz von Kai- 
ser Nicephorus anzuerkennen. 
Venedig war nie Teil der westli- 
chen Zivilisation. 


In den nächsten vier Jahrhunder- 
ten entwickelte sich Venedig 
durch Eheschließungen mit be- 
stimmten byzantinischen Dyna- 
stien und durch Konflikte mit 
dem Heiligen Römischen Reich 
zur zweiten Hauptstadt des By- 
zantinischen Reichs. Die venzia- 
nische Wirtschaft wuchs durch 
Wucherei und Sklaverei. Ab dem 
Jahre 1082 genossen die Venezia- 
ner steuerfreie Handelsrechte im 
ganzen Byzantinischen Reich. 


Die Venezinaer waren einer der 
Hauptfaktoren hinter den Kreuz- 
zügen gegen die moslemische 
Macht im östlichen Mittelmeer- 
raum. Im vierten Kreuzzug des 
Jahres 1202 nach Christus setzten 
die Venezianer eine Armee fran- 
zösischer Lehnsritter ein, um 
Konstantinopel, die orthodoxe 
christliche Stadt, die die Haupt- 
stadt des Byzantinischen Reichs 
war, einzunehmen und auszu- 
plündern. Der venezianische Do- 
ge Enrico Dandolo wurde zum 
Herrn über ein Viertel und ein 
Halb eines Viertels des Byzantini- 
schen Reichs erklärt und die Ve- 
nezianer schufen einen kurzlebi- 
gen Marionettenstaat mit dem 
Namen lateinisches Reich. An 
diesem Punkt war Venedig By- 


zanz als Träger des oligarchi- 
schen Erbes des römischen 
Reichs gefolgt. 


Im Verlaufe des 13. Jahrhunderts 
machten sich die Venezianer, die 
sich jetzt auf dem Höhepunkt ih- 
rer militärischen und Seemacht 
befanden, daran, ein neues Römi- 
sches Reich mit Venedig als Mit- 
telpunkt zu schaffen. Sie drangen 
bis auf die griechischen Inseln, 
das Schwarze Meer und das italie- 
nische Mutterland vor. Sie halfen 
mit, die Hohenstaufen in 
Deutschland und Italien zu be- 
siegen. 


Der venezianische Geheimdienst 
unterstützte Dschingis Khan, als 
dieser Staaten angriff und aus- 
löschte, die sich Venedig wider- 
setzt hatten. Die Venezianer wa- 
ren für den Tod des Richters und 
Politikers Dante Alighieri ver- 
antwortlich, der das Konzept des 
modernen Nationalstaates ent- 
wickelt hatte, das im Gegensatz 
zu den venezianischen Plänen für 
das Reich stand. Eine Reihe von 
Kriegen mit Genua führte später 
zur de facto-Zusammenlegung 
von Venedig und Genua. 


Die venezianischen Banker be- 
gannen damit, viele Teile Europas 
mit wucherischen Darlehen aus- 
zuplündern. Heinrich II. von 
England wurde nach 1255 zah- 
lungsunfähig, nachdem er bei ih- 
nen umfangreiche Kredite zu 120 
bis 180 Prozent Zinsen genom- 
men hatte, um ausländische Krie- 
ge damit zu finanzieren. Diese 
Transaktionen schufen die Grund- 
lage für die venzianische Partei in 
England. Als die venezianischen 
Banker bankrott gingen, weil die 
Engländer nicht zahlten, folgte 
daraus eine Krise in der gesamten 
europäischen Wirtschaft. Das führ- 
te zu einem erneuten Zusammen- 
bruch der europäischen Zivilisa- 
tion und dem Beginn der Pest 
(Schwarzer Tod), die die Entvöl- 
kerung des Kontinents mit sich 
brachte. 


Inmitten dieses Chaos ermunter- 
ten die Venezianer ihren Verbün- 
deten Edward III. von England, 
Krieg gegen Frankreich zu füh- 
ren. Dieser Konflikt wurde zum 
Hundertjährigen Krieg (1339-1453), 
der Frankreich ins Chaos stürzte, 
bis Jeanne d’Arc, die Jungfrau 
von Orleans, die Engländer be- 
siegte. Dem folgten die Rosen- 
kriege in England. Aufgrund der 
Herrschaft durch Venedig war das 
14. Jahrhundert zu einer Katastro- 


phe für die Zivilisation gewor- 
den. 


Die Grundlage für die 
Goldene Renaissance 


Inmitten der Krise des 14. Jahr- 
hunderts schufen die Freunde von 
Dante und Petrarca die Grundlage 
für Italiens Goldene Renaissance, 
die mit Nicolaus von Cusa, Papst 
Pius II. und dem von den Medici 
gesponserten Florenzer Konzil 
des Jahres 1439 ihren Höhepunkt 
erreichte. Die Venezianer be- 
kämpften die Renaissance mit ei- 
ner Expansionspolitik in das ita- 
lienische Mutterland hinein, das 
sie bis in die Außenbezirke von 
Mailand brachte. Und mehr noch 
- sie propagierten die heidnische 
Philosophie von Aristoteles ge- 
genüber dem christlichen Plato- 
nismus der Florentiner. Bei der 
Schule von Rialto handelte es sich 
um eine aristotelische Akademie, 
an der venezianische Patrizier ih- 
ren Leiblingsphilosophen lasen 
und studierten. Autoren wie Bar- 
baro und Bembo machten das 
Volk mit einem aristotelischen 
»Humanismus« bekannt. Die 
Universität von Padua wurde zum 
großen europäischen Zentrum für 
aristotelische Studien. 


Venedig unterstützte auch die ot- 
tomanischen Türken darin, gegen 
Konstantinopel vorzurücken, das 
inzwischen von den Paläologen 
kontrolliert wurde. Als es Cusa 
und seinen Freunden gelungen 
war, die römisch-katholische Kir- 
che und die orthodoxe und andere 
östliche Kirchen auf dem Floren- 
zer Konzil wieder zu vereinigen, 
versuchten die Venezianer dies zu 
sabotieren. Gekrönt wurde dies 
letztendlich durch die Eroberung 
Konstantinopels im Jahre 1453 
durch die Ottomanen, bei der ve- 
nezianische Agenten und Provo- 
kateure mithalfen. Venedig lehnte 
es ab, Papst Pius II. (Aeneas Sil- 
vius Piccolomini) zu antworten, 
als dieser die Wiedererlangung 
Konstantinopels verlangte. 


Das Programm von Cusa, Pius II., 
Machiavelli, Leonardo da Vinci 
und anderen Führern der italieni- 
schen Renaissance zur Schaffung 
mächtiger Nationalstaaten erwies 
sich in Italien als undurchführbar. 
Der erste Nationalstaat wurde in 
Frankreich von König Ludwig 
XI. zwischen 1460 und 1470 ge- 
schaffen. Seine erfolgreichen, 
staatsaufbauenden Methoden er- 
regten in England und Spanien 


Prinz Philip mit seinem weltweiten milliarden-schweren kö- 
niglichen Trust repräsentiert die venezianische Partei. 


Aufmerksamkeit und führten zur 
Nachahmung. Trotz ihrer unauf- 
hörlichen Intrigen waren die Ve- 
nezianer nun mit großen Natio- 
nalstaaten konfrontiert, deren Mi- 
litärmacht bei weitem alles über- 
traf, was Venedig mobiliseren 
konnte. 


Die Liga 
von Cambrai 


Die Venezianer versuchten die 
Macht der neuen Nationalstaaten, 
besonders Frankreich, dazu zu 
nutzen, Mailand zu zerstören und 
eine weitere Expansion Venedigs 
zu ermöglichen. Doch im Dezem- 
ber 1508 trafen sich Botschafter 


des französischen Königs und des : 


österreichischen Kaisers in Cam- 
brai und einigten sich auf die 
Gründung einer europäischen Li- 
ga zur Aufteilung Venedigs. Der 
Liga von Cambrai schlossen sich 
bald Frankreich, Spanien, 
Deutschland, der Papst, Mailand, 
Florenz, Savoyen, Mantua, Ferra- 
ra und andere an. Bei der Schlacht 
von Agnadello im April 1509 
wurden die venezianischen Söld- 
ner von den Franzosen geschla- 
gen und Venedig verlor vorüber- 
gehend das Land, das es in den 
vergangenen 800 Jahren erobert 
hatte. 


Die venezianische Diplomatie 
machte sich die Habgier des ge- 
nuesischen Papstes Julius II. Del- 
la Rovere zunutze und bestach ihn 


dazu, die Liga von Cambrai zu 
zerstören. Aufgrund von raschen 
diplomatischen Manövern gelang 
es Venedig zu überleben, obwohl 
es mehrere Male so aussah, als 
würde die Lagune von ausländi- 
schen Armeen überrannt werden 
und obwohl die Stadt selbst prak- 
tisch bankrott war. Diese langfri- 
stigen Aussichten waren für Ve- 
nedig ziemlich düster, besonders 
weil die Portugiesen um das Kap 
der Guten Hoffnung herum eine 
Route nach Asien geöffnet hatten. 
Die Venezianer zogen den Bau ei- 
nes Suezkanals in Erwägung, 
aber entschieden sich dann doch 
dagegen. 


Die protestantische 
Revolution 


Ein Ergebnis der Cambrai-Krise 
war die Entscheidung des vene- 
zianischen Geheimdienstes, die 
protestantische Reformation ins 
Leben zu rufen. Ziel war es, Euro- 
pa für ein oder zwei Jahrhunderte 
lang in Religionskriege zu ver- 
wickeln, die verhindern sollten, 
daß je wieder so etwas wie die Li- 
ga von Cambrai gegen Venedig 
geschaffen werden könnte. 


Die Hauptfigur der protestanti- 
schen Reformation, sozusagen 
der erste Protestant in Europa, 
war Gasparo Contarini. Contarini 
war ein Schüler von Pietro Pom- 
ponazzi, dem Aristoteles-Anhän- 
ger aus Padua, der die Unsterb- 


lichkeit der menschlichen Seele 
leugnete. Contarini war der erste, 
der die protestantische Doktrin 
der Erlösung allein durch den 
Glauben propagierte, ohne daß 
dabei die Nächstenliebe eine Rol- 
le spielte. 


Contarini organisierte eine Grup- 
pe italienischer Protestanten mit 
Namen »gli spirituali«, der auch 
Oligarchen wie Vittoria Colonna 
und Giulia Gonzaga angehörten. 
Contarinis Netzwerk förderte und 
schützte Martin Luther und später 
Johann Calvin aus Genf. Contari- 
ni schickte seinen Nachbarn und 
Verwandten Francesco Zorzi 
nach England, um den Plan von 
König Heinrich VII. zu unter- 
stützen, die Scheidung von Ca- 
therine von Aragon durchzufüh- 
ren. Zorzi war der Berater Hein- 
richs VII. in Sachen Frauen. Der 
König schuf danach die Anglika- 
nische Kirche nach einem vene- 
zianisch-byzantinischen Vorbild 
und eröffnete eine Phase der 
Feindseligkeiten gegenüber Spa- 
nien. 


Von da an benutzten die Venzia- 
ner England für Angriffe gegen 
Spanien und Frankreich. Zorzi 
gründete am englischen Hof eine 
rosenkreuzerisch-freimaurerische 
Partei, die später Schriftsteller 
wie Edmund Spenser und Sir Phi- 
lip Sydney hervorgebracht hat. 
Contarini war auch der Führer der 
katholischen Gegenreformation. 
Er sponserte St. Ignatius von 
Loyola und erreichte die Zustim- 
mung des Papstes zur Gründung 
der Gesellschaft Jesu als offiziel- 
lem Orden der Kirche. Contarini 
startete auch den Prozeß zur Or- 
ganisierung des Tridentinischen 
Konzils mit einem Schreiben zur 
Kirchenreform, in dem Aristote- 
les gepriesen wurde, während 
man Erasmus, den führenden Pla- 
ton-Anhänger verurteilte. Die Ve- 
nezianer beherrschten das Kardi- 
nalscollege und schufen den In- 
dex verbotener Bücher, mit dem 
die Werke von Dante und Aeneas 
Silvius Piccolomini (Papst Pius 
II.) verboten wurden. 


Während die Gegenreformation 
weiterging, spalteten sich die 
Contarini-Netzwerke in zwei 
Flügel. Der eine waren die prote- 
stantischen »spirituali«, die spä- 
ter zur Partei der venzianischen 
Oligarchie mit Namen »giovani« 
wurden und den wachsenden 
Netzwerken in Frankreich, Hol- 
land, England und Schottland 
dienten. Der andere Flügel waren 
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Der Krieg 
Venedigs 
gegen die 
westliche 
Zivilisation 


die »zelanti«, die sich zu Unter- 
drückung und Inquisition hin 
orientierten und durch Papst Paul 
IV. Caraffa verkörpert wurden. 
Die »zelanti« wurden zu der oli- 
garchischen Partei der »vecchi«, 
die den venezianischen Netzwer- 
ken in den Herrschaftsgebieten 
des Vatikan und der Habsburger 
dienten. Der augenscheinliche 
Konflikt zwischen den beiden 
Gruppen wurde inszeniert, um die 
venezianischen Projekte zu fi- 
nanzieren. 


Ein neuer Ansatz 
zur Zerstörung 
der Wissenschaft 


In den Jahrzehnten nach 1570 
versammelten sich bei der Fami- 
lie Ridotto Morosini die Erben 
des pro-protestantischen Flügels 
der »spirituali«, die »giovani«. 
Deren Netzwerke waren in Fran- 
kreich, England, Holland und 
Schottland am stärksten. Die Zen- 
tralfigur war der servitische 
Mönch Paolo Sarpi, der von sei- 
nem Stellvertreter Fulgenzio Mi- 
canzio unterstützt wurde. In der 
Zeit des päpstlichen Interdikts ge- 
gen Venedig im Jahre 1606 war 
Sarpi der Hauptpropagandist Ve- 
nedigs gegen den Papst. Sarpi und 


Micanzio standen in engem Kon-. 


takt zu dem Hof der Stuarts in 
London und besonders zu Sir 
Francis Bacon und Thomas 
Hobbes, die ihre Ideen aus Sarpis 
»Pensieri« und »Arte di Ben Pe- 
nare« nahmen. Sarpis Agenten in 
Prag, Heidelberg und Wien orga- 
nisierten vorsätzlich den Dreißig- 
jährigen Krieg, in dem die Hälfte 
der Bevölkerung Deutschlands 
und ein Drittel der Bevölkerung 
ganz Europas getötet wurde. 


Sarpi markiert auch den Wende- 
punkt in den Methoden, die der 
venezianische Geheimdienst ver- 
wendet hat, um die Wissenschaft 
zu bekämpfen. Unter Zorzi und 
Contarini waren die Venezianer 
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offen feindselig gegen Cusa und 
andere führende Wissenschaftler. 
Sarpi erkannte, daß sich die Vene- 
zianer jetzt als die großen Ver- 
fechter der Wissenschaft präsen- 
tieren müssen, jedoch auf der 
Grundlage des aristotelischen 
Formalismus und der Gefühlssi- 
cherheit. Indem sie die Kontrolle 
über die wissenschaftliche Ge- 
meinschaft von innen heraus be- 
kamen, konnten sie die wissen- 
schaftlichen Methoden verderben 
und den Entdeckungsprozeß er- 
sticken. Sarpi sponserte und lenk- 
te die Laufbahn von Galileo Ga- 
lilei, den die Venezianer für ihren 
empiristischen Gegenangriff ge- 
gen die Platomethoden von Jo- 
hannes Kepler benutzten. 


Wachstum der 
venezianischen Partei 


Im Verlaufe des 17. Jahrhunderts 
wurden die venezianischen »fon- 
di« gen Norden transferiert, zu- 
nächst zur Bank of Amsterdam 
und später zu der neu gegründeten 
Bank von England. Während der 
Regierungszeit von Maria der 
Blutigen, der Stuart-Periode, des 
Bürgerkriegs in England, der Dik- 
tatur Cromwells, der Wiederein- 
setzung der Stuarts und der In- 
thronisierung von Wilhelm von 
Oranien als König von England 
durch die pro-venezianische eng- 
lische Oligarchie im Jahre 1688 
nahm die venezianische Partei 
von England immer mehr an 
Macht zu. 


In der ersten Hälfte des 18. Jahr- 
hunderts wurden die Hauptaktivi- 
täten des venezianischen Ge- 
heimdienstes von einem Treff- 
punkt namens »conversazione fi- 
losofica e felice« gelenkt, der sich 
um Antonio Schinella Conti her- 
um versarnmelte. Conti war ein 
venezianischer Adliger, ursprüng- 
lich ein Anhänger Descartes, der 
eine Zeit lang in Paris lebte, wo er 
Malebranche nahestand. Conti 
ging dann nach London, wo erein 
Freund von Sir Isaac Newton 
wurde. Seine Aktivitäten dort 
führten dann dazu, daß Newton 
international berühmt wurde. 


Conti gründete beispielsweise vor 
allem eine pro-Newton Partei 
französischer Anglophiler und 
»Anglomaniacs«, die als die fran- 
zösische Aufklärung bekannt 
wurden. Zu Contis Agenten bei 
diesen Bemühungen gehörten un- 
ter anderem Montesquieu und 
Voltaire. Conti war auch aktiv bei 


den Intrigen gegen den deutschen 
Philosophen und Natur- und Wirt- 
schaftswissenschaftler Gottfried 
Wilhelm Leibniz, den Conti als 
Plagiator Newtons bezeichnete. 
Conti hetzte Georg Ludwig von 
Hannover, den späteren König 
Georg I. von England, gegen 
Leibniz auf. 


Die Conti-»conversazione« wur- 
den auch von den oligarchischen 
Familien Emo und Memmo ge- 
sponsert. Zu den Teilnehmern ge- 
hörten Giammaria Ortes, der ve- 
nezianische Wirtschaftswissen- 
schaftler, der behauptete, daß die 
Tragkraft von Planet Erde drei 
Milliarden Menschen niemals 
überschreiten könne. Ortes war 
ein Student des pro-Galileo-Akti- 
visten Guideo Grandi von Pisa. 


Ortes wandte Newtons Methode 
auf die sogenannten Sozialwis- 
senschaften an. Er bestritt die 
Möglichkeit des Fortschritts oder 
höherer Lebensstandards, unter- 
stützte den Freihandel, war gegen 
eine dirigistische Wirtschaft und 
polemisierte gegen die Ideen der 
amerikanischen Revolution. 


Die Ideen von Conti, Ortes und 
deren Netzwerk wurden unter der 
Führung von William Petty, dem 
Earl of Shelburne, der zur Zeit der 
amerikanischen Revolution der 
de facto Doge der britischen Oli- 
garchie war, nach Großbritannien 
gebracht. Die Autoren um Shel- 
burne wie Adam Smith, Jeremy 
Bentham, Thomas Malthus, Ja- 
mes Mill, John Stuart Mill, Char- 
les Darwin und andere Vertreter 
des britischen philosophischen 
Radikalismuss nahmen _ ihre 
Hauptideen alle von Conti und 
besonders von Ortes. 


Friedrich II. ein 
britischer Verbündeter 


Francesco Algarotti, Autor einer 
Abhandlung über die newtonsche 
Wissenschaft für Damen, war ein 
anderer Venezianer im Wirkungs- 
kreis der Conti-»conversazione«. 
Algarotti stand Voltaire nahe und 
half zusamnen mit dem französi- 
schen Naturwissenschaftler Pier- 
re Louis de Maupertuis dabei, den 
homosexuellen Harem um den 
britischen Verbündeten Friedrich 
den Großen von Preußen zu bil- 
den. Friedrich der Große war in 
dem Siebenjährigen Krieg gegen 
Frankreich, als die britischen Sie- 
ge in Indien und Kanada das Land 
zu der wichtigsten Seemacht der 


Welt machten, Großbritanniens 
Hauptverbündeter auf dem Kon- 
tinent. Der homosexuelle Fried- 
rich machte Algarotti in seinem 


Schloß Sanssouci zu seinem 


Hofschatzmeister. 


Maupertuis war berühmt gewor- 
den, als er nach Lappland ging, 
um vor Ort einen Grad des Län- 
genkreises auszumessen, und zu- 
rückkam und behauptete, er habe 
eine von Newtons Behauptungen 
bestätigt. Friedich der Große 
machte ihn zum Präsidenten der 
Berliner Akademie der Wissen- 
schaften. Friedrich der Große 
stand sein Leben lang in Einklang 
mit Voltaire, der zwischen 1750 
und 1753 in Sanssouci und Berlin 
lebte. Voltaire stritt sich mit Mau- 
pertuis und griff ihn in seiner 
»Hetzschrift des Doktor Akakia« 
an. Die Mathematiker Leonhard 
Euler aus der Schweiz und Joseph 
Louis Lagrange aus Turin standen 
mit der Kabale Friedrichs des 
Großen ebenfalls in Verbindung. 


Agitation im Namen 
übernationaler Werte 


Die »conversazioni« um Conti 
lenkten auch die Aktivitäten von 
Giacomo Casanova, einem Agen- 
ten des venezianischen Geheim- 
dienstes und Proteg& des homo- 
sexuellen Senators Bragadin. Ca- 
sanova wurde hauptsächlich für 
Operationen gegen König Lud- 
wig XV. von Frankreich einge- 
setzt. Im spanischen Erbfolge- 
krieg hatten die Venezianer den 
Briten dabei geholfen, auf Kosten 
von Holland und Spanien zu einer 
Großmacht zu werden. Im öster- 
reichischen Erbfolgekrieg und im 
Siebenjährigen Krieg halfen die 
Venezianer den Briten dabei, die 
Franzosen als Weltseemacht zu 
schlagen und sie aus Indien und 
Kanada hinauszuwerfen. Später 
destabilisierte der venezianische 
Agent Alessandro Cagliostro 
Ludwig XV. durch die Halsket- 
tenaffaire der Königin im Jahre 
1785, die Napoleon Bonaparte 
zufolge den Beginn der Französi- 
schen Revolution darstellte. 


Nach seiner Eroberung durch Na- 
poleon im Jahre 1797 und der 
Übernahme durch die Österrei- 
cher unter dem Vertrag von Cam- 
po Formio hat Venedig als selb- 
ständiger Staat aufgehört zu exi- 
stieren. Doch der Einfluß der ve- 
nezianischen Oligarchie auf Kul- 
tur und Politik ist immer groß 
geblieben. 


Bosnien 


Befreiungs- 


kriege 


werden nicht 
verloren 


Aus der Rede des bosnischen Präsidenten Alija Ezetbegovic am 
5. Dezember 1994 vor der KSZE-Konferenz in Budapest. 


Es liegt mehr als ein Hauch von 
Ironie darin, daß ich vor diesem 
hohen Forum einer vor 20 Jahren 
mit dem in ihrem Namen ausge- 
drückten Ziel der Sicher- 
heit und Zusammenarbeit ge- 
schaffenen Organisation über das 
Gegenteil — Unsicherheit und 
verweigerte Zusammenarbeit - 
sprechen muß. Es ist noch 
milde, die Geschehnisse in 
Bosnien auf die Schwäche des 
Westens zu schieben. Leider ist 
der Grund sehr viel substantiel- 
ler. 


Nichts ist 
unternommen worden 


Vor einem Monat nahm die 
Aggression gegen Bosnien- 
Herzegowina eine neue Wen- 
dung. Die aufständischen Ser- 
ben in Kroatien hatten das 
5. Armeekorps von der soge- 
nannten UNPA-Zone aus ange- 
griffen, was die sogenannte 
»Bihac-Krise« auslöste. Von 
einer UN-Schutzzone in einem 
Land wurde eine UN-Sicher- 
heitszone in einem anderen Land 
angegriffen. Nichts wird unter- 
nommen, vielmehr wird verkün- 
det, daß nichts getan werden 
könnte. Die gesamte internatio- 
nale Gemeinschaft, verkörpert 
von den Vereinten Nationen und 
der mächtigen NATO, ist nicht in 
der Lage, eine bedrohte Stadt zu 
retten! 


In den sechs Monaten vor dem 
Angriff auf die Region Bihac 
wurde die dort lebende Be- 
völkerung vorsätzlich ausgehun- 


gert, indem kaum noch huma- 
nitäre Konvois durchkamen (von 
153 Konvois kamen nur 12 
durch, während 131 abgewiesen 
wurden). Vor dem Angriff wurde 
das französische Batail- 
lon abgezogen. Es wurde durch 
eine Einheit aus Bangladesch 
ersetzt, die sehr klein und man- 
gelhaft ausgerüstet war. Über die 
gesamte Region wurde eine 
Nachrichtensperre verhängt, kein 
einziger ausländischer Journalist 
blieb zurück, während UNPRO- 
FOR in ihren Berichten stets 
Bedeutung und Umfang der 
Angriffe herunterspielte. Kann 
diese Abfolge von Ereignissen 
Zufall sein? 


Ein gewisser Herr, eine hochran- 
gige Persönlichkeit, verkündet 
der Welt mit zynischem Gleich- 
mut, die Serben seien die Sieger. 
Als wäre es ein Fußballspiel, 
kam von ihm der Abpfiff. Aber 
weil es in dieser Schlacht ums 
Überleben geht, ist dies nicht das 
Ende. Bihac, Kladusa, Cazin und 
Krupa werden seit einem Monat 
beschossen und leisten immer 
noch Widerstand. 


»Paris und London übernahmen 
von Anfang an die Rolle der 
Beschützer Serbiens, sie haben 
den Sicherheitsrat und die 
NATO blockiert und alle 
Versuche, den serbischen An- 
griffskrieg aufzuhalten, verhin- 
dert.« Dies sind nicht meine 
Worte, sondern ein jüngeres 
Zitat der Gesellschaft für 
bedrohte Völker aus Göttingen. 
Rußland blockiert die Reso- 
lutionen des Sicherheitsrates 


und stimmt dafür, daß an die 
Serben in Kroatien Treibstoff 
geliefert wird, während sie 
gleichzeitig verhindern, daß 
Nahrungs- und Arzneimittel zu 
den hungernden Menschen in der 
Region Bihac gelangen. Und 
natürlich die unvermeidliche 
Frage: Karadzics Serben haben 
in Bosnien mehr als 150 
Raketenabschußrampen instal- 
liert. Woher haben sie diese 
bekommen? 


Was soll bei diesem Krieg her- 
auskommen, der jetzt durch eine 
Mixtur aus Zögerlichkeit, Un- 
fähigkeit und manchmal sogar 
bösem Willen von seiten des 
Westens verlängert wird? Das 
Resultat wird sein: eine diskredi- 
tiertte UNO, eine ruinierte 
NATO, demoralisierte Europäer 
mit einem Gefühl des Versagens 
gegenüber der ersten Krise nach 
dem Kalten Krieg. Wir werden 
eine veränderte, schlimmere 
Welt erleben, in der die Be- 
ziehungen zwischen Europa und 
den USA, dem Westen und 
Rußland sowie dem Westen und 


der islamischen Welt sich 
unwiederbringlich verändern 
werden. 

Eine diskreditierte 
UNO, eine 

ruinierte NATO 

Offenbar haben viele die 


Ereignisse in Bosnien unter- 
schätzt. Zuerst war es eine regio- 
nale Krise, dann wurde daraus 
eine europäische, und jetzt ist es 
zweifellos eine Weltkrise. Des- 
halb ist die Verteidigung oder der 
Fall von Bihac von globaler 
Bedeutung, und diese Frage geht 
uns alle hier an. Angesichts bru- 
taler Aggression, Völkermord in 
einem seit langen nicht mehr 
erlebten Ausmaß und Kon- 
zentrationslagern reagierte der 
Westen mit der sogenannten 
»humanitären Antwort«. Bei 
einer ernsten Erkrankung verab- 
reichten sie Beruhigungsmittel, 
bis der Krankheitsherd erwar- 
tungs- oder vielleicht sogar 
plangemäß weiter um sich griff. 


Und jetzt ist aus der »huma- 
nitären Antwort« Epressung 
geworden, jüngst doppelte Er- 
pressung für unser Volk. 


Wir verdienen, daß man uns hilft, 
denn wir haben nicht tatenlos 
dagesessen. Wir haben Wider- 
stand geleistet, was für viele von 


Ihnen unerwartet und unerklär- 
lich war. Aus nur etwa 100 klei- 
nen Gruppen von je 20 bis 150 
leicht bewaffneten Leuten zu 
Beginn der Aggression haben wir 
eine Armee von 150.000 Sol- 
daten gemacht, die Zehn- 
tausende von Angreifern neutra- 
lisiert und mehr als 1000 Panzer 
und Panzerfahrzeuge zerstört hat. 
Je stärker unsere Verteidigung, 
desto geringer wurde Ihre Hilfs- 
bereitschaft. Warum? 


In Bosnien spielt sich ein Kampf 
zwischen der Demokratie und 
der schlimmsten Form des 
Nationalismus oder Rassismus 
ab. Ich möchte einige Herren, die 
sich so eifrig darum bemühen, 
aus diesem Unding, das sich 
Serbische Republik nennt, einen 
Staat zu machen - einige sitzen 
hier in diesem Saal -— fragen: 
Werden sie morgen die 
Anerkennung diesesr »Repub- 
lik« fordern, damit deren 
Gründer nächstes Mal hier auch 
mit dabei sind? 


Menschen kämpfen 
für ihre Freiheit 


Morgen werde ich nach Genf zur 
Konferenz der Organisation 
Islamischer Staaten fahren. Wie 
vor Ihnen hier werde ich dort, vor 
den Regierungen und Völkern 
der islamischen Staaten, die 
Wahrheit über die Geschehnisse 
in Bosnien-Herzegowina und 
was ihnen zugrunde liegt, be- 
richten. 


Befreiungskriege haben eine 
undefinierbare Dimension, die 
keiner Analyse zugänglich ist. 
Infolgedessen kommen be- 
stimmte militärische und politi- 
sche Fachleute immer wieder zu 
falschen Prognosen. Unsere 
Menschen kämpfen für ihre 
Freiheit und mehr als das, um ihr 
Überleben. Eine solche Schlacht 
ist schwierig zu schlagen, aber 
auch schwierig zu verlieren. In 
den letzten 50 Jahren wurde kein 
Befreiungskrieg verloren. Ich 
wüßte nicht, warum der unsrige 
verloren gehen sollte. Niemand 
kann unsere 150.000 Soldaten 
zwingen, ihre Waffen niederzu- 
legen. 


Ich hoffe, die Freunde Bosniens 
fühlen sich durch meine Worte 
nicht beleidigt, und was die ande- 
ren denken, ist mir nach allem, 
was geschehen ist, gleichgültig. 
Ich danke Ihnen. 
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Bosnien: Die 
militärischen 
Realitäten 


Die schwache Position der serbi- 
schen Truppen in Bosnien ist der 
unausgesprochene Grund für den 
britisch-französischen Vorstoß, 
den Krieg jetzt zu beenden. Die 
militärische Lage wurde vom frü- 
heren kroatischen Verteidigungs- 
minister General Martin Spegelj 
zutreffend analysiert. Er stellte 
fest, daß die serbischen Erobe- 
rungen in Bosnien und Kroatien 
zwar umfangreich, aber sehr zer- 
stückelt seien. Zum Schutz ihrer 
Eroberungen hätten die Serben 
70.000 Mann in Bosnien, aber 
die Front sei 2000 km lang. 


Die serbischen Truppen verfüg- 
ten zwar über viele Panzer und 
Artillerie, aber ihre Moral sei 
schlecht. Inzwischen umfaßten 
die kombinierten Streitkräfte der 
Regierung Bosnien-Herzego- 
winas und der kroatischen 
Verbände rund 230.000 Mann. 
Der gesamte serbische Nach- 
schub für fast alle besetzten 
Gebiete verlaufe durch den 
engen Posavina-Korridor in 
Nordbosnien, der unterbrochen 
werden könne, wenn Kroaten 
und Bosnier gemeinsam dagegen 
militärisch vorgingen. Der serbi- 
sche Völkermord habe in der 
bosnischen und kroatischen 
Bevölkerung den unbeugsamen 
Willen erzeugt, bis zum Sieg 
weiterzukämpfen. Dies drücke 
sich in der hohen Moral ihrer 
Streitkräfte aus. Die schon 
immer mutige bosnische Armee 
sei im letzten Jahr zu einer 
höchst disziplinierten Kampf- 
truppe geworden. 


Spegelj betonte, die bosnische 
Armee sei von der Taktik des 
statischen Haltens der Stellungen 
abgegangen. Immer mehr. werde 
ein Bewegungskrieg geführt. 
»Es wird nach schwach vertei- 
digten Stellungen und schwach 
kontrollierten Gebieten der 
Serben gesucht und dort ange- 
griffen... Man kann sehen, daß 
der Kampf dort aufgenommen 
wird, wo der Feind es am wenig- 
sten erwartet«, meinte Spegelj. 
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Entscheidend sei außerdem der 
wachsende internationale Stim- 
mungsumschwung zuungunsten 
der Serben. »Ein anderes 
Kennzeichen der gegenwäärti- 
gen Lage besteht darin, daß die 
proserbische Politik Groß- 
britanniens, Frankreichs und 
Rußlands endlich, völlig ent- 
blößt vor der Öffentlichkeit 
steht. Sie haben sich als Be- 
schützer des Aggressors de- 
maskierten müssen«. 


Die USA unter Clinton verfolg- 
ten zusammen mit Deutschland 
eine Politik, die Opfer der serbi- 
schen Aggression zu unterstüt- 
zen. Dies sei an der von 
Washington gestützten kroa- 
tisch-bosnischen Allianz deut- 
lich geworden, die Anfang 1994 
entstand. Diese Allianz in ein 
funktionierendes Militärbündnis 
zu verwandeln, um große, abge- 
stimmte militärische Vorstöße zu 
unternehmen, werde ausschlag- 
gebend dafür sein, wie schnell 
die überzogenen serbischen 
Militärpositionen in den näch- 
sten Monaten zusammenbrechen 
werden. 


Britisch- 
französische 
Schachzüge 


Die »Belgrad-Mission« des briti- 
schen Außenministers Douglas 
Hurd und seines französischen 
Amtskollegen Alain Juppe ist ein 
taktischer Schachzug, um einen 
»Siegfrieden« in Bosnien-Herze- 
gowina herbeizuführen, bevor 
politische Schritte der USA und 
die militärische Lage in Bosnien 
selbst einen Umschwung zugun- 
sten der Serben herbeiführen. 
Die von Rußland unterstützte 
britisch-französische Taktik zielt 
darauf ab, mit dem Angebot ei- 
ner großserbischen »Konfödera- 
tion« die serbische Zustimmung 
zu dem Teilungsplan (49:51) für 
Bosnien zu bekommen. 


Im Anschluß an das Außen- 
ministertreffen der Kontakt- 
gruppe äußerte US-Außen- 
minister Christopher, die USA 
würden eine großserbische Kon- 
föderation nicht akzeptieren. 
Entgegen einer massiven transat- 
lantischen Medienkampagne hat 
die Regierung Clinton ihre 
Bosnienpolitik nicht geändert. In 
den Medien wurde behauptet, 


die USA hätten eine »deutliche 
Wende« zugunsten einer Eini- 
gung mit den Serben vollzogen. 
Die Schlacht um Bihac habe 
angeblich gezeigt, daß Bosnien 
»den Krieg verloren« habe. 
Bosnien zu unterstützen, sei eine 
»verlorene Sache«, wofür eine 
Kluft in der NATO, die die 
Allianz spalten könnte, nicht ris- 
kiert werden dürfte. 


Typische Beispiele für diese 
Kampagne waren die »Washing- 
ton Post« vom 29. November 
1994 (»Clinton-Berater für Kon- 
zessionen an die Serben«) und 
die »New York Times« (»USA 
nehmen Abstand von Strafmaß- 
nahmen gegen die Serben«). 
Beide Artikel stützten sich 
angeblich auf »Hintergrundge- 
spräche« mit ungenannten Re- 
gierungsbeamten. 


Doch die Medienkampagne stieß 
ins Leere. Am 29. November 
1994 wandte sich die Sprecherin 
des Weißen Hauses Dee Dee 
Myers gegen diese Pressedar- 
stellungen und dementierte eine 
»wesentliche politische Wende«. 
Lyndon LaRouche sagte am 
1. Dezember: »Wie offizielle 
stellungnahmen vom Weißen 
Haus belegen, haben die interna- 
tionalen Nachrichtenmedien 
Europa und die Vereinigten 
Staaten gründlich belogen, als 
sie fälschlich behaupteten, Präsi- 
dent Clinton habe vor London 
und Paris, den Verbündeten 
Serbiens, in der Balkanpolitik 
kapituliert.« 


Darüber hinaus kann eine groß- 
serbische Konföderation nicht 
geschaffen werden, solange die 
bosnische Regierung einer Zer- 
splitterung Bosnien-Herzego- 
winas nicht zustimmt. Am 
3. Dezember bezeichnete die 
bosnische Regierung jedenfalls 
den Vorschlag einer »serbischen 
Konföderation« als »inakzepta- 
bel« und »unsinnig« und erklär- 
te, man werde weiter mit dem 
Weißen Haus, das heißt Clinton 
zusammenarbeiten. Abgesehen 
von der prekären Lage in Bihac 
ist die militärische Gesamtlage 
eher zum Vorteil der bosnischen 
Regierung denn der Serben. 


Der britische Außenminister 
Hurd bestätigte dies in gewisser 
Weise selbst. In Belgrad erklärte 
er dem serbischen Präsidenten 
Milosevic, die Hurd-Jupp&-Mis- 
sion sei eine letzte schwache 
Chance für einen proserbischen 


Frieden, bevor Washington ernst 
mache und das Waffenembargo 
gegen Bosnien aufhebe. Die bri- 
tisch-französische Position ist 
ansonsten äußerst unsicher, da 
aus Rußland zwar verbale diplo- 
matische Unterstützung kommt, 
aber der russische Staat wegen 
der Krise im eigenen Land kaum 
willens oder fähig ist, weiterge- 
hend auf dem Kriegsschauplatz 
des Balkans einzugreifen. Unter 
diesen Umständen liegt der 
Abzug der britischen und franzö- 
sischen Unprofor-Truppen aus 
Bosnien schon kurzfristig im 
Bereich des Möglichen. 


Ehemaliger 
Nato-Offizier 
greift britisch- 
französische 
Politik an 


Am 2. Dezember veröffentlichte 
die größte Wochenzeitung Kroa- 
tiens »Globus« ein Interview mit 
Generalmajor (a.D.) Johann Adolf 
Graf von Kielmansegg. Kiel- 
mansegg war, bevor er im April 
1993 in den Ruhestand trat, 
Stabschef der Armeegruppe 
Nord der NATO in Mönchen- 
gladbach. 1992 wurde er beauf- 
tragt, den Operationsplan für die 
Verlegung dieser NATO- 
Kommandobehörde nach Bos- 
nien auszuarbeiten, die dort als 
militärisches Hauptquartier der 
Unprofor dienen sollte. In dem 
Interview beschreibt er, wie 
Frankreich und Großbritannien 
dies systematisch sabotierten 
und statt der NATO-Struktur 
eine fast völlig britisch und fran- 
zösisch dominierte Kommando- 
struktur durchsetzten. 


Kielmansegg kritisiert in sehr 
deutlicher Sprache die geopoliti- 
schen Machenschaften Frank- 
reichs und Großbritanniens, 
durch die sie die Zerstückelung 
Bosnien-Herzegowinas herbei- 
führen wollen. sie unterstützen 
den serbischen Eroberungskrieg, 
Völkermord und Massenver- 
treibung; sie setzen auf Groß- 
serbien als Hegemonialmacht in 
Südosteuropa. Diese groß- 
serbische Politik richte sich 
gegen Mitteleuropa, besonders 
gegen Deutschland und Öster- 
reich. Er berichtet auch von sei- 
nem Treffen mit dem britischen 


«n\ 


PYi 


Kommandeur der UN-Truppen 
General Sir Michael Rose, der 
nach Meinung General Kielmans- 
eggs nur Instruktionen aus 
London ausführt. Der frühere 
NATO-General beschuldigt die 
britischen Truppen, in Ex- 
Jugoslawien das gleiche Ver- 
halten an den Tag zu legen, für 
das sie in den ehemaligen 
Kolonien berüchtigt waren. 


Das Interview erschien unter der 
Überschrift „General Michael 
Rose sabotiertt NATO-Inter- 
vention und unterstützt serbi- 
schen Krieg gegen Kroaten und 
Moslems«. Generalmajor Kiel- 
mansegg hatte Kroatien in der 
zweiten Novemberhälfte besucht 
und sich dort mit dem früheren 
kroatischen Verteidigungsmini- 
ster General Martin Spegelj und 
dem früheren Außenminister 
Prof. Zvonimir Separovic getrof- 
fen. Srecko Jurdana, der das 
Interview führte, gehört zu den 
führenden strategischen und 
Militärexperten Kroatiens. D 


Die wirkliche 
US-Balkan- 
politik 


Niemals wurde die amerikani- 
sche Politik gegenüber Bosnien 
schärfer formuliert als von 
Senator Robert Dole in den letz- 
ten Tagen. Dole ist nicht nur 
neuer Mehrheitsführer im Senat, 
sondern auch einer der aussichts- 
reichsten Kandidaten für den 
US-Präsidentschaftswahlkampf 
1996. Außerdem haben Regie- 
rungssprecher nicht nur betont, 
die amerikanische Bosnien- 
politik habe sich nicht geändert, 
sondern auch bestätigt, daß Dole 
seine Schritte mit dem Weißen 
Haus abgestimmt habe. Auf die 
Frage, ob Doles Reise und seine 
Außerungen die amerikanische 
Politik gegenüber Bosnien kom- 
pliziertt habe, sagte die 
Sprecherin des Außenmini- 
steriums Christine Shelley am 
30. November 1994, das State 
Department »arbeitet sehr, sehr 
eng« mit Dole in der Balkanfrage 
zusammen. 


Während seiner Reise nach 
Brüssel und London Ende No- 
vember hatte Dole Großbritannien 
als »Haupthindernis« für eine 
gerechte Lösung der Bosnien- 
krise bezeichnet. Nach einem 


Treffen mit dem britischen 
Premier John Major in London 
erklärte er unverblümt: »Die bri- 
tische Bosnienpolitik ist falsch«. 


Zweitens übte Dole scharfe 
Kritik an der NATO, die sich den 
Vereinten Nationen untergeord- 
net hätte. »Hinter das Verhalten 
der NATO muß wegen ihres ver- 
heerenden, demütigenden Auf- 
tretens ein großes Fragezeichen 
gesetzt werden«, sagte er am 4. 
Dezember. Die UNO habe sich 
in Bosnien »entsetzlich« aufge- 
führt. Das Ergebnis der von 
Großbritannien dominierten 
europäischen Politik gegenüber 
Bosnien seien »200.000 Tote, 
darunter unschuldige Frauen und 
Kinder, viele Soldaten der 
Schutztruppe sind in Gefangen- 
schaft geraten oder als Geisel 
genommen worden, einige wur- 
den getötet oder verwundet«. 


Dole forderte weiter, der US- 
Kongreß müsse das Waffenem- 
bargo gegen Bosnien aufheben. 
In einer Fensehsendung am 30. 
November erklärte er: »Wenn 
niemand anderes etwas unter- 
nimmt, so sollten wir den 
Bosniern die Möglichkeit geben, 
sich selbst zu verteidigen. Sie 
sind ein unabhängiges Land.« 
Dole forderte die britische 
Regierung öffentlich dazu auf, 
ihre Unprofor-Einheiten aus 
Bosnien abzuziehen. oO 


Anglo-franzö- 
sischer »Neo- 
imperialimus« 


Der Londoner »Daily Tele- 
graph«, der zur Hollinger Cor- 
poration gehört, veröffentlichte 
am 2. Dezember 1994 ein erfri- 
schend offenes Bekenntnis, daß 
die britischen und französischen 
Operationen in Bosnien strikt 
nach dem Vorbild der früheren 
imperialen Politik in Indien und 
Afrika gestaltet sind. 


In seinem Artikel, in dem er der 
harten Kritik des amerikanischen 
Senators Bob Dole an der anglo- 
französischen Politik entschie- 
den entgegentritt, schreibt der 
Verteidigungsexperte und Mili- 
tärhistoriker John Keegan: 
»Großbritannien und Frankreich, 
alte imperiale Mächte mit langer 
Erfahrung darin, Unordnung in 
zu Gewalt neigenden Regionen 


der Welt zu bekämpfen, haben 
eine viel abgestuftere Ansicht 
(als Dole). In Nordafrika und in 
Indien waren sie daran gewöhnt, 
bewaffnete Dissidenten zu 
bekämpfen, die immer zum 
Krieg bereit waren, wenn sie 
Schwäche oder die Möglichkeit 
eines Vorteils spürten. Ihre Her- 
angehensweise war das genaue 
Gegenteil des >Alles oder 
Nichts<, sie hofften nicht auf den 
totalen Sieg. Sie akzeptierten, 
daß die Welt böse ist, und such- 
ten dies mit einer Bandbreite von 
Maßnahmen zu begrenzen - die 
Kultivierung persönlicher Be- 
ziehungen und die Ausnutzung 
von Korruption ebenso einge- 
schlossen wie Drohung und 
Strafe. Man könnte es die 
»Polizeibeamten<-Methode nen- 
nen. Diese erfuhr in Bosnien eine 
Wiederbelebung. General Sir 
Michael Rose hat sich in der Tat 
wie ein Polizeibeamter auf natio- 
naler Ebene verhalten... In impe- 
rialen Zeiten hätte man gedacht, 
der Feldzug verläuft zufrieden- 
stellend.« OD 


Die europäi- 
schen Verbin- 
dungen zum 
Aufstand in 
Chiapas 


Vor der Amtseinführung des 
neuen mexikanischen Präsi- 
denten Erneste Zedillo bekräftig- 
ten die aufständischen Zapatisten 
ihre Drohung, eine neue Welle 
separatistischer Destabilisierung 
im mexikanischen Bundessstaat 
Chiapas einzuleiten. In diesem 
Zusammenhang berichtete nun 
die mexikanische Presse über das 
europäische Unterstützernetz- 
werk der Zapatisten. 


So hat die Universität Tübingen 
Samuel Ruiz die Ehrendoktor- 
würde verliehen. Der schismati- 
sche katholische Bischof von 
San Cristobal de las Casas in 
Chiapas wird in Mexiko 
»Commandante Samuel« ge- 
nannt. Die Tübinger Universität, 
eines der internationalen Zentren 
der »Befreiungstheologie«, ver- 
lieh ihm den Titel »in An- 
erkennung seines leidenschaftli- 
chen Einsatzes für die Rechte der 
indianischen Völker und seines 
außerordentlichen Beitrags zum 


Aufbau einer lokalen propheti- 
schen Kirche im indianischen 
Geist«, berichtete Excelsior. Die 
Auszeichnung lobt Ruiz’ Projekt 
als Modell für den ganzen 
Kontinent: »[Ruiz] wurde ein 
Hoffnungsträger für viele india- 
nische Völker nicht nur in 
Mexiko, sondern auf dem ganzen 
Kontinent. Sein Kampf für die 
eingeborenen Kulturen hat ihm 
internationale Anerkennung ver- 
schafft, aber auch zu Verfolgung, 
Drohungen und Tod geführt.« 


Darüber hinaus fließt Geld aus 
Europa an die Zapatisten. Mise- 
reor, das Hilfswerk der deutschen 
katholischen Bischofskonferenz 
unter Vorsitz des Heidegger- 
Anhängers Karl Lehmann, sam- 
melte Gelder für »Comman- 
dante« Ruiz. »El Financiero« 
berichtete am 14. November, 
Misereor habe im August mit 
einer Anzeige in der Süd- 
deutschen Zeitung um Spenden 
geworben, in der es hieß: »Bei 
Bischof Ruiz ist ihre Spende an 
Misereor in guten Händen.« 


Zwei Tage später erschien eine 
von »progressiven« Gruppen aus 
Europa unterzeichnete Anzeige 
»zur Verteidigung von Don 
Samuel Ruiz« in der mexikani- 
schen Tageszeitung »La Jour- 
nada«, die mit den Zapatisten 
sympathisiert. Darin werden die 
»ominösen Angriffe, Verleum- 
dungen und Aggressionen gegen 
Ruiz« beklagt und verlangt, daß 
die Regierung Untersuchungen 
gegen seine Gegner durchführt: 
insbesondere gegen die »Bürger- 
front San Cristobal«, die aus 
Landwirten und Geschäftsleuten 
in Chiapas besteht, und die mit 
LaRouche verbundene Ibero- 
amerikanischen Solidaritäts- 
bewegung (MSIA). Zu den 
Unterzeichnern der Anzeige für 
Ruiz gehören u.a. Pax Christi in 
Düsseldorf, Lateinamerikanische 
Christen im Ausland (Belgien), 
der Okumenische Hilfsdienst 
(CIMADE) (Frankreich), die 
Caritas der Schweiz. Diese 
Unterstützung für Ruiz und die 
Zapatisten ist das Ergebnis der 
Europareise des Kopfes der 
Demokratisch-Revolutionären 
Partei (PRD) Cuauhtemoc Carde- 
nas und des unterlegenen Gou- 
verneurskandidaten der PRD in 
Chiapas Amada Avendano Ende 
Oktober. Die PRD und die Za- 
patisten behaupten, Avendano 
habe die Wahlen gewonnen, und 
kündigten an, er werde am 8. De- 
zember »sein Amt antreten«. 
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Serbien 


Was wird aus 
dem Krieg im 
ehemaligen 

Jugoslawien? 


In der letzten Oktoberwoche 1994 hatte die bosnische Armee da- 
mit begonnen, das Blatt gegen den Aggressionskrieg der Serben 
auf dem Balkan zu wenden. Von drei Seiten wurde von Bihac aus 
ein Vorstoß gegen Bosanska Krupa am Ostufer des Una und in 
Richtung Bosanski Petrovac und von Tomislavgrad und dem Ge- 
biet südlich von Bugojna nach Kupres unternommen, das am 
3. November an die bosnische Armee fiel, sowie von außerhalb 
Trnovo, dem Tor zu den östlichen Enklaven in Richtung des be- 
setzten Ostbosnien. In der Nähe von Bihac, wo die Ebene von 
Grmusko-Srbljanska eingenommen wurde, geriet die bosnische 
Armee in den Besitz einer Menge von Panzern und Panzerfahr- 
zeugen, über die sie wegen des UNO-Waffenembargos bisher 
praktisch nicht verfügte. Die Frontlinie der Serben, die sich über 
eine Länge von 2000 Kilometern erstreckt, ist jetzt deutlich auf- 


gerissen. 


Die Serben haben auf die Offensi- 
ve in Nordwestbosnien reagiert, 
indem sie »von Stützpunkten in- 
nerhalb der Unproforzone« im 
besetzten Kroatien aus den Städ- 
ten Cazina, Buzim und Velika 
Kladusa und die Vororte von Bi- 
hac beschossen haben. 


Diese Helden haben auch ge- 
droht, schwere Artillerie auf die 
wichtigsten Städte in Bosnien 
abzufeuern, während der Unpro- 
for-Chef, der britische General 
Sir Michael Rose, davon sprach, 
NATO-Luftangriffe gegen Posi- 
tionen der bosnischen Armee zu 
starten. Indem er die gleichen 
Worte benutzte wie der Sprecher 
des russischen Außenministe- 
riums, Karasin — der gesagt hat, 
»es wäre katastrophal, wenn 
nichts getan wird, um die bosni- 
sche Offensive zu stoppen« -, 
sagte Rose: 


»Das strategische Gleichgewicht 
wendet sich langsam gegen die 
serbische Armee in Bosnien ... 
Wenn die bosnische Regierung... 
zu einem umfassenden Krieg zu- 
rückkehrt... wäre es eine Kata- 
strophe für die Menschen dieses 
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Landes.« Man vermutet, er meint 
England. 


»Wir haben uns auf 
unsere eigenen Kräfte 
verlassen« 


Über die Siege in den letzten 
Monaten, bei denen über 250 
Quadratkilometer befreit wurden, 
sagte der bosnische Befehlshaber 
in einer öffentlichen Erklärung: 
»Anfang des Jahres gelang es der 
bosnischen Armee, die wesentli- 
chen Voraussetzungen dafür zu 
schaffen, um von der Defensiv- 
phase in die Befreiungsphase des 
Krieges zu gelangen. Deshalb 
wurden Operationen durchge- 
führt, die nach der Art, in der sie 
durchgeführt werden, offensiv, 
ihrem Charakter nach aber defen- 
siv sind, weil sie auf bosnischem 
Territorium stattfinden. Die bos- 
nische Armee hat die Kontrolle 
über mehr Verbindungswege und 
Berge bekommen und eine gute 
territoriale Basis abgesteckt, mit 
der die Verteidigung der freien 
Regionen verstärkt und diese Re- 
gionen erweitert werden können. 
Das gesamte befreite Gebiet ist 


jetzt 1300 Quadratkilometer 
groß. Das Waffenembargo, das 
nur der bosnischen Armee scha- 
det, hat zu einem künstlichen 
Ungleichgewicht, besonders an 
schwerer Artillerie, geführt... 


Es hat sich gezeigt, daß der er- 
folgreiche Weg der ist, sich auf 
unsere eigenen Kräfte zu verlas- 
sen. Wir danken den Soldaten der 
bosnischen Armee für ihre Treue, 
ihren Mut und ihren Patriotismus, 
den sie bei jeder Gelegenheit zum 
Ausdruck brachten.« 


In der Schlacht um Kupres ist die 
Präsenz der HVO, der kroati- 
schen Armee, von großer Bedeu- 
tung. UNO-Beobachter bestäti- 
gen Truppenbewegungen von To- 
mislavgrad nach Osten, die mit 
der bosnischen Armee zusam- 
mentreffen werden, welche süd- 
westlich von Bugojno angreift 
und sie haben in dem Gebiet kroa- 
tische Raketenwerfer und Panzer 
wahrgenommen. Dem UNO- 
Sprecher Paul Risley in der kroa- 
tischen Hauptstadt Zagreb zufol- 
ge hat sich die HVO auch südlich 
von Bihac der bosnischen Armee 
angeschlossen und greift serbi- 
sche Positionen am Westufer des 
Una an und hat ebenfalls damit 
begonnen, serbische Streitkräfte 
in der serbisch besetzten Region 
von Krajina in Kroatien anzu- 
greifen, wo es in den letzten Wo- 
chen Berichte über sehr harte 
Kämpfe zwischen bosnischen 


Kommandostellungen jenseits 
der Grenze und den serbischen 
Truppen gegeben hat. 


Kroatien erscheint 
erneut auf dem 
Schlachtfeld 


Diese Ereignisse werden die Ver- 
suche der Londoner Kontakt- 
gruppe, den kroatischen Präsi- 
denten Franjo Tudjman dazu zu 
bewegen, mit dem serbischen 
Präsidenten Slobodan Milosevic 
zu verhandeln, nicht nur zunich- 
temachen; es geht unter anderem 
um die Zustimmung, den Serben 
Zugang zum Meer zu gewähren, 
sondern sie werden ihn auch unter 
starken Druck setzen, eine umfas- 
sende militärische Offensive in 
der Region Krajina und in Ostslo- 
wenien zu starten. Was noch 
wichtiger ist — die Siege der letz 
ten Wochen - die das amerikani- 
sche Außenministerium als 
»Notwendigkeit« beschrieben hat 
— »die bosnische Regierung hat 
verständlicherweise beschlossen, 


ihr Recht auf Verteidigung mit 
Waffengewalt auszuüben« -, ha- 
ben die Vereinbarungen mit der 
Londoner Kontaktgruppe zer- 
schlagen und sie de facto nutzlos 
und alle Überlegungen null und 
nicht gemacht, da die militärische 
Anordnung auf dem Gelände 
praktisch vollständig geändert 
wurde. Die Teilung Bosniens ist 
praktisch weg von der Tagesord- 
nung. 


England kein 
freundschaftliches Land 


Es können kaum Zweifel darüber 
bestehen, daß die Regierung Clin- 
ton mit der jüngsten positiven 
Wende der Dinge zu tun hat. Wie 
zu erfahren ist wurde am 19. Ok- 
tober 1994 angekündigt, daß die 
Vereinigten Staaten General John 
Galvin und 15 US-Offiziere ent- 
senden, um das kroatisch-bosni- 
sche Militärbündnis »wirksam zu 
machen« und um diesen Termin 
herum war auch Gregory Trever- 
ton vom Nationalen Geheim- 
dienstrat in Bosnien. Es existiert 
jetzt die fast beispiellose Situa- 
tion, daß Offiziere, Unteroffiziere 
und Mannschaften von drei ver- 
schiedenen Ländern — den Verei- 
nigten Staaten, England und 
Frankreich, die alle eigentlich 
Verbündete in einen Militärpakt 
mit Namen NATO sind - in einem 
großen Krieg, der auf dem Terri- 
torium zweier anderer Länder ge- 
führt wird, de facto auf gegneri- 
schen Seiten kämpfen. Mit an- 
dern Worten, die Regierung Clin- 
ton zeigt jetzt durch ihre Taten, 
was sie mit Worten noch nicht ge- 
sagt hat: sie betrachtet England 
nicht mehr als freundschaftliches 
Land. 


Was eine bestimmte französische 
Gruppierung betrifft, die unter ei- 
nem Codenamen bekannt ist, der 
aus einer mittelalterlichen Lob- 
preisung der Päderastie ent- 
stammt — »L’important c’est la 
Rose« (The Rose, ’tis the Matter) 
—, so waren sie eifrig damit be- 
schäftigt, für den französisch-bri- 
tischen Gipfel am 18. November 
weitreichende militärische Ko- 
operationsvereinbarungen mit Eng 
land aufzusetzen, während sie 
gleichzeitig die ganze Zeit wie 
Lamas auf Präsident Bill Clinton 
spucken. 


Vor dem Korrespondenten der Pa- 
riser Tageszeitung »Liberation« 
in Sarajevo beschuldigte ein fran- 
zösischer Offizier die Regierung 


Clinton, »die gewissenhafte Ar- 
beit der Unprofor absichtlich zu 
sabotieren«, die sich in der Tat in 
den letzten Wochen gewissenhaft 
selbst damit beschäftigt hat, auf 
die bosnischen Truppen am Berg 
Igman zu feuern, um die letzte 
Landroute der Bosnier in das bela- 
gerte Sarajevo abzuschneiden. 


Ein anderer hochrangiger franzö- 
sischer Offizier sagte der Zeitung: 
»Fragen Sie sich selbst, wessen 
Flugzeuge über Bosnien fliegen, 
wenn die Überwachung mit 
AWACS erfolgt und prüfen Sie 
die erhöhte Aktivitätsstufe an 
US-Stützpunkten in Deutsch- 
land.« 


Ungefähr 30 km nordwestlich 
von Sarajevo, in Visko, wurde der 
Flughafen offenbar wiederaufge- 
baut - so der französische Vertre- 
ter, dank der Amerikaner —, damit 
dort schwere Frachtflugzeuge 
landen können, um die Kriegsbe- 
mühungen über alles, was bisher 
durchführbar war, hinaus logi- 
stisch zu unterstützen. 


Der bosnische Präsident Alija 
Izetbegovic war nach seinem Ge- 
spräch Ende Oktober mit dem 
französischen Verteidigungsmi- 
nister Frangois L£otards in Sara- 
jewo so wütend, daß er es ab- 
lehnte, an L&otards Pressekonfe- 
renz, die nach dem Gespräch an- 
gesetzt war, teilzunehmen. Leo- 
tard hatte seinem Gastgeber unter 
dem Deckmantel des Rückzugs 
der Unprofor mit einer Einstel- 
lung der Lebensmittelhilfe ge- 
droht, wenn das Waffenembargo 
aufgehoben würde. 


Niedergang 
des »hochrangigen 
Tschetnik« 


Der kleine Verein der britischen 
Enthusiasten am Hofe des Füh- 
rers der bosnischen Serben, Ra- 
dovan Karadzic in Pale — die 
schreckliche Miss Beloff, Sir Al- 
fred Sherman und der Wissen- 
schaftler John Zametica -, hatten 
also eine schlimme Woche. Ihr 
Einpeitscher, General Sir Michael 
Rose, bei den Bosniern bekannt 
als »jener hochrangige Tschet- 
nik«, hat eine Vorliebe für’s 
Briefeschreiben. Viele von uns 
schreiben und haben schon dum- 
me Dinge geschrieben, die sie 
später bereut haben. 


Doch nur wenige Glückliche füh- 
ren eine herzliche private Korres- 


pondenz mit General Ratko 
Mladic, dem Befehishaber der 
serbischen Streitkräfte in Bos- 
nien. Ja, diese beiden schreiben 
sich auf eine sehr offene Art und 
Weise! Besorgt über das anarchi- 
stische Verhalten serbischer Mi- 
liz, die den Amerikanern einen 
Entschuldigungsgrund dafür lie- 
ferten, Luftangriffe gegen die 
Serben zu fordern, weil sie sich 
unklugerweise mit Unprofortrup- 
pen angelegt hatten, schrieb 
»L’important, c’est la Rose« am 
30. September: 

»Ich möchte bestätigen, daß die 
UNO es immer bedauert, wenn 
sie bei ihrer Friedensmission Ge- 
walt anwenden muß. Als Befehls- 
inhaber stimme ich mit Ihnen völ- 
lig darin überein, daß wir in Zu- 
kunft jegliche Situationen ver- 
meiden müssen, die den Einsatz 
von Gewalt erforderlich machen, 
sei es am Boden oder in der Luft. 
Wir können dies nur durch eine 
engere Verbindung und Koopera- 
tion tun... Dies sind schwierige 
Zeiten für alle und wir dürfen 
nicht zulassen, daß taktische Vor- 
fälle auf lokaler Ebene den Weg 
zum Frieden unterminieren.« 
Der Brief gelangte auf mysteriöse 
Weise zur diplomatischen Kor- 
respondentin der Londoner »Ti- 
mes«, Eve-Ann Prentice, die im 
Juni 1994 auf Verlangen des Spre- 
chers von Lord David Owen bei 
den Genfer Verhandlungen vom 
UNO-Presse-Pool ausgeschlos- 
sen worden war. Er hatte durch- 
gedreht, als Mrs. Prentice ähnlich 
offene Kommentare, die der Spre- 
cher ihr gegenüber nicht vertrau- 
lich, sondern ganz offiziell ge- 
macht hat, veröffentlichte. 
Diejenigen, die die Ohren offen- 
halten, berichten, daß General 
Rose einen beträchtlichen Teil 
seiner äußerst wertvollen Zeit der 
Angelegenheit dieses Schreibens 
gewidmet haben soll, das — so be- 
merkte Mrs. Prentice der »Times« 
gegenüber bescheiden - »in Was- 
hington wahrscheinlich für Auf- 
ruhr sorgen wird, die Kluft zwi- 
schen NATO und UNO vertiefen 
und die Forderungen der bosni- 
schen Regierung zum Rücktritt 
von General Rose erneuern 
wird«. 

Erbittert mag der Humor im Krieg 
sein, doch er kann trotzdem ziem- 
lich komisch sein. m 


Jugoslawien 


Briten und 


ı 


Franzosen 
sabotieren 
Hoffnung auf 
Frieden 


»Wir, der britische und französische Außenminister, flogen also 
zusammen hin, wir überlegten zusammen, wir sprachen und 
handelten zusammen - als zwei der Vertreter Europas, die die 
meisten Truppen entsenden, wir sprachen mit einer Stimme und 
hatten eine Botschaft ... In diesen Tagen in Sarajewo, in Pale und 
Belgrad konnten wir dank der guten Arbeit unseres Stabs spre- 
chen, fast als würden wir der gleichen Regierung angehören und 
manchmal sogar noch besser als das unter Mitgliedern der glei- 
chen Regierung möglich ist. Wir unterstützten unsere gegenseiti- 
gen Darstellungen, unterrichteten jeweils die Presse der anderen 
Seite. Und unser Stab und die Leute, mit denen wir sprachen, wa- 
ren überrascht, wie weit dies ging ... Und wir konnten dies tun, 
weil wir beide und unsere Soldaten und unsere Diplomaten na- 
türlich Monat für Monat in Bezug auf Bosnien zusammengear- 
beitet hatten. Und ich bezweifle dies nicht, während wir mit Bos- 
nien weitermachen und Bosnien bleibt ein akutes, schwieriges 
und gefährliches Problem, nicht nur wegen des Elends der Men- 
schen, die dort leben, sondern auch wegen der Gefahren, die für 
die Teilung bestehen und der großen Schwierigkeiten innerhalb 
des atlantischen Bündnisses.« Außenminister Douglas Hurd vor 
dem französisch-britischen Rat am 25. Oktober 1994 über den 
Besuch von Jupp&€ und Hurd in Bosnien im Juli 1994. 


Speziell dank der Entente Cordia- 
le zwischen den Regierungen, die 
Hurd und sein Kollege Alain Jup- 
pe vertreten, stehen jetzt in einem 
Land, das 20 Minuten Flugzeit 
von Rom oder Wien und 90 Minu- 
ten Flugzeit von Berlin entfernt 
ist, eine halbe Million Menschen 
kurz vor dem Tod, weil sie ohne 
Lebensmittel und ohne Wasser 
sind. Sämtliche Kraftstoffkonvois 
nach Bosnien hinein wurden auf 
Befehl von General Mladic, der 
die Miliz der serbischen Rebellen 
in Bosnien kommandiert, ge- 
stoppt und die »Friedens«-Truppe 
der UNO, Unprofor, selbst arbei- 
tet jetzt nur noch mit Notrationen. 
Das bedeutet, daß die Konvois 
nicht mehr nach Bosnien hinein- 
kommen können und die Bewoh- 
ner keinen Brennstoff zum Ko- 
chen oder Heizen haben. 


In der Provinz Bihac im Westen, 
wo die bosnische Armee territo- 
riale Gewinne zu verzeichnen hat 
und sogar ins serbisch besetzte 
Krajina auf kroatischem Territo- 
rium vorgedrungen ist, gibt es der 
UNO-Flüchtlichtskommission zu- 
folge jetzt fast keine Lebensmittel 
mehr. Ihr Sprecher Kris Janowski 
meinte, die Zustände in den En- 
klaven von Ostbosnien seien glei- 
chermaßen erschreckend. In Ze- 
pa, Srebrenica und Gorazde gibt 
es fast keine medizinischen Hilfs- 
güter mehr, keinen Strom und 
kaum mehr Nahrungsmittel. 


Die UNO auf der 
Seite der Serben? 


Am 25. Oktober 1994 kündigten 
die Serben an, daß sie insgesamt 
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33 Tonnen Benzin durchlassen 
würden — 14 Tonnen für die 
Hauptstadt, neun Tonnen für Zepa 
und 20 Tonnen für die östlichen 
Enklaven, ein riesiges Gebiet, in 
dem fast 200000 Menschen unter 
Bedingungen gefangen sind, die 
Philippe Salignon von »Ärzte oh- 
ne Grenzen« als »Freiluft-Ge- 
fängnisse« bezeichnete. Unprofor 
hatte 700 Tonnen Benzin, verteilt 
auf 11 Konvois, und 12 Lebens- 
mittelkonvois verlangt. 


Diese Gebiete stehen alle unter 
UNO-»Schutz«, das heißt, daß 
die Unprofor die Vollmacht dar- 
über haben sollte, die Konvois 
passieren zu lassen. Da dieses 
Mandat nicht ausgeübt wird, ist 
klar, daß die UNO mit den Serben 
zusammenarbeitet, um die bosni- 
sche Armee zur Kapitulation zu 
zwingen, indem man die Bevöl- 
kerung vor ihren Augen verhun- 
gern läßt. 

In der zweiten Oktoberhälfte hat 
es in Sarajewo über die Versuche 
des UNO-Generals Sir Michael 
Rose einen Aufruhr gegeben, der 
auf Drängen der Serben versucht 
hatte, die bosnische Armee vom 
Berg Igman, einer strategischen 
Hochburg nicht weit von der bos- 
nischen Hauptstadt entfernt, zu 
verdrängen. Unprofor hatte am 6. 
Oktober 1994 gegen 550 bosni- 
sche Truppen, die den einzigen, 
noch offenen Landweg nach Bos- 
nien hinein geschützt haben, eine 
Militäraktion unternommen, bei 
der sie bosnische Bunker und 
Gräben in die Luft jagten. Dann 
begann die Unprofor mit der Dro- 
hung von »Luftangriffen« gegen 
die bosnische Armee, wenn der 
Weg zum Berg Igman nicht frei- 
gegeben würde. 


Diese Route hat eine große Be- 
deutung, da der Flughafen von 
Sarajewo, den die Unprofor nicht 
angemessen schützen will, sehr 
verwundbar ist und von serbi- 
schen Heckenschützen jederzeit 
angegriffen werden kann. Es 
bleibt eine einzige Überlandroute 
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von und nach Sarajewo, die über 
den Berg Igman zum Meer führt. 
Wenn diese Route abgeschnitten 
würde, könnte die Hauptstadt je- 
derzeit an die serbischen Streit- 
kräfte fallen. 


Auf Verlangen der Serben wurde 
das Gebiet Ende des Jahres 1993 
zur entmilitarisierten Zone er- 
klärt, doch die bosnische Armee 
und Miliz begannen sie heftig zu 
infiltrieren, als klar wurde, daß 
die UNO nichts unternahm, um 
sie offenzuhalten. 


Der Haß der 
bosnischen Bevölkerung 


Das alles änderte sich in der letz- 
ten Oktoberwoche, als die bosni- 
sche Regierung unter heftigen mi- 
litärischen Drohungen seitens der 
Partner der Entente Cordiale zu- 
stimmte, ihre Truppen vom Berg 
Igman abzuziehen, obwohl Un- 
profor keine weiteren Zusagen 
darüber abgegeben hatte, die 
Route offenzuhalten. 


Intensiver und offen zum Aus- 
druck kommender Haß herrscht 
jetzt zwischen der bosnischen Be- 
völkerung und britischen Vertre- 
tern, die ihr Land besetzen. Am 
22. Oktober kam es zwischen 
dem UNO-Botschafter Bosniens, 
Mohammed Sacirbey, und dem 
Chef des UNO-Sicherheitsrats, 
Sir Peter Hannay, zu einer schar- 
fen Auseinandersetzung. Sacir- 
bey verlangte, daß General Rose 
vor ein Militärgericht gestellt 
wird. 


Drei Tage später verabschiedete 
das bosnische Parlament einstim- 
mig einen Beschluß, in dem ge- 
fordert wurde, daß Rose von sei- 
nem Posten als UNO-Befehlsha- 
ber in Bosnien abgesetzt wird, 
nicht weil er offen mit den Serben 
zusammenarbeitet, sondern weil 
er bei seinen Bemühungen, die 
Interessen der Briten zu schützen, 
die UNO-eigenen Beschlüsse 
nicht durchsetzen würde. 


Der bosnische Minister Hasan 
Muratovic meinte dazu: »Ziel der 
Unprofor-Mission ist es, zunächst 
die gegenwärtige Situation ein- 
zufrieren, von der serbischen Sei- 
te für jede Aktion, die sie unter- 
nehmen, die Zustimmung zu be- 
kommen und die Zustimmung der 
Serben für ihre Selbstversorgung 
zu bekommen ... Das bosnische 
Parlament war sich darin einig, 
daß dieses Einfrieren der Situa- 


tion unakzeptabel ist, »auch um 
den Preis des Rückzugs der Un- 
profor«.« 


Es gibt in der Tat noch viel mehr, 
was Douglas Hurd Sorgen berei- 
ten sollte. Bei zwei NATO-Tref- 
fen in der Woche vom 17. Okto- 
ber lag sich die USA mit dem 
UN-Befehlshaber im früheren 
Jugoslawien, Bertrand de La- 
presle, über Luftangriffe in den 
Haaren. Die Gespräche endeten 
in einer vollständigen Pattsitua- 
tion und die Aussagen des Spre- 
chers des Weißen Hauses, Dee 
Myers, vom 18. Oktober bezüg- 
lich der Möglichkeit, daß die 
USA das Waffenembargo gegen 
Bosnien am 15. November einsei- 
tig aufheben könnten, wurden 
zwei Tage später von Präsident 
Clinton in Abrede gestellt. 


Am 19. Oktober wurde dennoch 
bekanntgeben, daß die US-Regie- 
rung General John Galvin, den 
früheren Oberbefehlshaber der 
Alliierten Streitkräfte in Europa, 
zusammen mit 15 amerikani- 
schen Offizieren entsendet, um 
»der bosnischen Armee und ihren 
kroatischen Verbündeten zu hel- 
fen, ihre Kräfte zusammenzufas- 
sen«, so verlautete aus hochrangi- 
gen Quellen in Amerika und 
Kroatien. 


In der gleichen Woche traf Gre- 
gory Treverton vom Nationalen 
Geheimdienstrat, angeblich in ei- 
ner Vorausmission, in Bosnien 
ein. Unprofor — das heißt, die Bri- 
ten und Franzosen — behandelten 
ihn so schäbig wie möglich: für 
seine Fahrt nach Zentralbosnien 
wurde ihm ein gepanzertes Fahr- 
zeug verwehrt und er war einer 
Reihe von Schikanen und Belei- 
digungen ausgesetzt. 


Trotz der US-Aktionen ist man im 
bosnischen Lager allgemein der 
Ansicht, daß von der amerikani- 
schen Regierung kurzfristig 
nichts zu erwarten ist und zwar 
weder im Hinblick auf Luftan- 
griffe noch im Hinblick auf eine 
anschließende Aufhebung des 
Waffenembargos und daß deshalb 
eine vollständige, interne Umor- 
ganisation die einzige Hoffnung 
für einen Sieg darstellt. 

Ende Oktober wurde bekannt, 
daß der bosnische Präsident Alija 
Izetgebovic dem kroatischen Prä- 
sidenten Franjo Tudjman vorge- 
schlagen habe, der berühmte 
kroatische General Speglj sollte 
zum Befehlshaber eines gemein- 
samen Militärkommandos von 


bosnischer Armee und kroati- 
scher Miliz in Bosnien gemacht 
werden. Speglj, der in Kroatien 
sehr populär ist, weil er die Offen- 
sive der Serben in Ostslowenien 
gestoppt hat, ist in der Umgebung 
des gegenwärtigen Verteidi- 
gungsministers Susak, der wie 
Präsident Tudjman ein Verfechter 
von »Kompromissen« ist, aller- 
dings weniger beliebt. 


Doch von eisernem Kampfgeist, 
ganz zu schweigen von eiserner 
Moral, ist im westlichen Lager 
nichts zu spüren. Nach der letzten 
Runde von Vorschlägen des fran- 
zösischen Außenministers Juppe 
organisierte der französische 
UDF-Abgeordnete Yves Rous- 
set-Rouard, wahrscheinlich im 
Namen der Londoner Kontakt- 
gruppe für Bosnien, am 17. Okto- 
ber eine Konferenz über die »Ein- 
heit auf dem Balkan«. Rousset- 
Rouard, der -— wenn man seinem 
Lebenslauf Glauben schenken 
will — offenbar in erster Linie die 
französische Filmindustrie ver- 
tritt, propagierte die Idee eines 
neu konstituierten Jugoslawien 
unter einem neuen Namen und 
schien sehr überrascht, als seine 
»Mini-Friedenskonferenz«, von 
der er erwartet hatte, daß die di- 
plomatischen Vertreter von Bos- 
nien und Kroatien mit serbischen 
Vertretern ruhig am gleichen Po- 
dium zusammensitzen würden, in 
einem sechsstündigen, absoluten 
Chaos zusammenbrach. 


Die Konferenz erreichte ihren 
Tiefpunkt, als Professor Marc 
Gjidara, der an der Pariser Uni- 
versität Völkerrecht lehrt, auf- 
stand und Juppes Vorschlag an- 
griff, mit dem die selbsternannte 
»Serbische Republik Bosnien« 
mit Großserbien vereinigt werden 
und Ostbosnien somit als Aus- 
tausch dafür, daß die Regierung 
Sarajewo behält, hergegeben wer- 
den sollte und mit dem die Serben 
als Austausch für einen Kompro- 
miß bei den Teilen von Ostslo- 
wenien, die sie eingenommen 
haben, die Gegend um Dubrow- 
nik bekommen sollten. Nach Gji- 
daras Ansicht sollten solche Ge- 
biete autonom werden. Darauf 
antwortete der Chef der franzö- 
sisch-serbischen Parlamentsver- 
einigung, Xavier de Roux, ein 
Anwalt, der einst auf sowjetische 
Handelsverträge spezialisiert 
war: »Recht? Wofür gibt es 
menschliche Kreativität sonst als 
dafür, neue Gesetze, neues Recht 
zu schaffen? »Recht wird erfun- 
den, mein Lieber!«« DO 


Are 


je Tui 


Rußland 


Die Fassade 
der Stabilität 
ist gefallen 


Rußland leidet jetzt unter den schrecklichen Folgen der Tatsa- 
che, daß sein Regime den aus dem Westen importierten Diktaten 
des »Monetarismus« gefolgt ist. Im russischen Parlament und in 
der russischen Presse gibt es immer mehr Forderungen nach ei- 
nem anderen Weg, doch keine politische Kraft innerhalb des 
Landes hat mit der Machtbefugnis eingegriffen, um einen ande- 
ren Weg zu finden, bevor es in der politischen und sozialen Land- 


schaft zu einer Explosion kommt. 


Am 11. Oktober 1994 fiel der rus- 
sische Rubel um 25 Prozent ge- 
genüber dem Dollar, was einem 
kumulativen Fall von 50 Prozent 
in einem Zeitraum von zwei Mo- 
naten gleichkommt. Nach massi- 
ven Rubelkäufen durch die russi- 
sche Zentralbank erholte er sich 
von 3926 je Dollar auf ungefähr 
3000 Rubel je Dollar. Die Krise 
hat den Mythos der »Stabilisie- 
rung« zerstört, den das Regime 
Jelzin der Welt und den interna- 
tionalen Finanzinstituten bot. 


Die Armee hilft 
Jelzin nicht mehr 


Präsident Boris Jelzin hat den 
amtierenden Finanzminister Ser- 
gey Dubinin sofort entlassen und 
der Chef der Zentralbank, Viktor 
Geraschenko, trat wenige Tage 
später zurück. Das Schicksal von 
Premierminister Viktor Scherno- 
myrdin und seiner gesamten Re- 
gierung ist inmitten von Gerüch- 
ten über seinen Rücktritt und ein 
Mißtrauensvotum durch das Par- 
lament am 27. Oktober, das die 
Regierung fast unversehrt über- 
stand, unsicher. 


Vitali Tretyakow, Chefredakteur 
der einflußreichen Tageszeitung 
»Nezavisimaya Gazeta«, schrieb 
in einem Leitartikel, daß Scher- 
nomyrdins Rücktritt nur »eine 
Frage der Zeit« sei. 


Am 27. Oktober 1994 überlebten 
alle Minister der Regierung mit 
Ausnahme des Landwirtschafts- 
ministers Viktor Khlystun das 


Mißtrauensvotum, doch 100 Par- 
lamentsabgeordnete verließen 
aus Protest den Saal, als die Ver- 
trauensfrage im Zusammenhang 
mit Verteidigungsminister Pavel 
Grachow gestellt wurde. 


Die Themen hinter dieser De- 
monstration wurden in einem of- 
fenen Brief eines Sergey Lyuzh- 
kov, einem Oberst aus der Pres- 
seabteilung des Generalstabs der 
russischen Armee, erläutert, der 
am 22. Oktober in der »Nezavi- 
simaya« erschien. In dem Brief 
hieß es, die Zeit für die Unterstüt- 
zung Jelzins und seines Verteidi- 
gungsministers, General Gra- 
chov, nähere sich ihrem Ende. Die 
Situation bei den bewaffneten 
Streitkräften habe sich über jede 
Toleranzgrenze hinaus ver- 
schlimmert: verschärfte Woh- 
nungs- und soziale Situation, 
fehlende, angemessene Ausrü- 
stung, Korruption, Erniedrigung 
der Soldaten und eine sich ver- 
stärkende Demoralisierung. Lyu- 
zhkov wies darauf hin, daß die 
Armee Jelzin nicht ein zweites 
Mal zu Hilfe kommen würde, wie 
sie es im Oktober 1993 taten, als 
der Oberste Sowjet, das frühere 
russische Parlament, gewaltsam 
zu Fall gebracht wurde. 


Die Krise 
des Rubel 


Die Krise des Rubel zeichnete 
sich schon Wochen vor dem 
Schwarzen Dienstag, dem 11. Ok- 
tober 1994, ab. Als die Firma 
MMM, ein selbsternannter In- 


vestmentfonds, der der größte 
von Rußlands betrügerischen, 
privaten Spekulationsfirmen war, 
im Juli zusammenbrach, wende- 
ten sich eine Vielzahl anderer sol- 
cher Fonds und die neureichen 
Spekulanten, von denen sie ge- 
führt wurden, der Währungsspe- 
kulation und Abwärtsmanipula- 
tion des Rubel zu, um rasche Fi- 
nanzgewinne zu machen, bevor 
sich der Zusammenbruch von 
MMM andernorts wiederholte. 


Während der Rubel von 2000 Ru- 
bel je Dollar auf 3000 Rubel je 
Dollar abglitt, ein Verhältnis, das 
im Juli oder August als katastro- 
phal angesehen worden wäre, un- 
ternahm das Regime nichts. Am 
Abend des 11. Oktober dann sik- 
kerte aus einer Notstandssitzung 
der russischen Zentralbank durch, 
daß »zehn Banken sich insgeheim 
verständigt hätten, Rubel auf den 
Markt zu schütten«. Zunächst 
sagte Vizepremier Shokhin, daß 
dies das Ergebnis eines Kom- 
plotts sei und ein Ausschuß unter 
der Leitung von Beamten der 
Staatssicherheit wurde ernannt, 
um die Ursache für die Krise zu 
finden. 


Die russische Regierung hätte die 
Abwertung des Rubel insgeheim 
begrüßen können, da dies die 
Lohnrückstände, die der Staat sei- 
nen Mitarbeitern in Industrie und 
Verwaltung seit mehreren Mona- 
ten schuldet, verbilligte. Doch 
nach den Rettungsaktionen des 
12. Oktober und der nachfolgen- 
den Tage sind ein großer Teil der 
russischen Währungsreserven 
dahin. Die Zentralbank hat der 
»Nezavisimaya Gazeta« vom 15. 
Oktober zufolge für Währungsin- 
terventionszwecke gerade eben 
1,8 Milliarden Dollar zur Verfü- 
gung, während die russischen Re- 
serven im Sommer bei neun Mil- 
liarden Dollar lagen. 


Ein Schock für 
die Bevölkerung 


Mit dem Zusammenbruch der 
Währung schnellte auch die Infla- 
tion wieder in die Höhe. Die 
Preise für die Grundnahrungsmit- 
tel wie Brot und Milch stiegen di- 
rekt am Schwarzen Dienstag um 
15 Prozent, doch im Gegensatz 
zum Kurs des Rubel nahmen sie 
nicht die andere Richtung. Dieser 
Schock traf eine Bevölkerung, in 
der die meisten seit vielen Mona- 
ten kein Gehalt mehr bekommen 
haben und in der nahezu die Hälf- 


te vor dem Monat Oktober am 
Existenzminimum oder darunter 
lebte. 


Viele große Industriefirmen wur- 
den wegen der unbezahlten Löh- 
ne bestreikt, doch durch eine Kri- 
se wegen ausbleibender Zahlun- 
gen unter den Firmen und dem 
Zusammenbruch der Lieferungen 
waren sie ohnehin schon gelähmt. 
Die industrielle Produktion sinkt 
mit einer jährlichen Rate von 
10-20 Prozent, berichtet der ehe- 
malige russische Premierminister 
Ivan Silayev, der derzeit dabei ist, 
eine Gewerkschaft der Maschi- 
nenbauer zu gründen, doch in der 
Maschinenbauindustrie sinkt die 
Produktion jährlich bereits um 
40-45 Prozent. 


Mangelnde Brotversorgung, eine 
sichere Voraussetzung für gesell- 
schaftlichen Aufruhr, könnte sich 
Anfang des Jahres abzeichnen. 
Im Frühsommer berichtigte das 
Landwirtschaftsministerium_ sei- 
ne Schätzungen der Getreideernte 
von 99 Millionen Tonnen auf 90 
Millionen Tonnen. Bis zum 
13. Oktober waren Interfax zufol- 
ge erst 89 Prozent der Felder ab- 
geerntet und Vertreter des Mini- 
steriums ließen verlauten, daß im 
vergleich zu 91,2 Millionen zur 
gleichen Zeit im Vorjahr nur 77,6 
Millionen Tonnen gedroschen 
worden sind. Leonid Sche- 
schinsky, Chef einer russischen 
Brotherstellungsfirma, sagte, die 
Weizenernte könnte im Vergleich 
zum Jahre 1993, wo sie 43 Millio- 
nen Tonnen betrug, nur bei 31-32 
Millionen Tonnen liegen, was bis 
zur ersten Hälfte des Jahres 1995 
zu Fehlmengen für die Backindu- 
strie führen wird. 


Eine Einladung 
zum Desaster 


Der Internationale Währungs- 
fonds (IWF) und die Weltbank 
verlangen von Rußland im Na- 
men monetärer »Stabilisierung« 
eine weitere Strangulierung von 
Industrie und Landwirtschaft. 
Auf dem IWF-Jahrestreffen in 
Madrid vom 2.-4. Oktober 1994, 
das ansonsten als Geheimsitzung 
verzweifelter Bankrotteure be- 
zeichnet wurde, die »zwar die 
Handschrift auf der Mauer sehen, 
sie aber nicht lesen können«, sag- 
ten IWF-Vertreter den Russen, sie 
sollten über 100 Billionen Rubel 
aus dem Staatshaushalt streichen, 
sonst dürften sie keine Kredite 
vom IWF mehr erwarten. 
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Rußland 


Die Fassade 
der Stabilität 
ist gefallen 


Eine IWF-Delegation, die Mos- 
kau genau in der Woche des 
Schwarzen Dienstag besuchte, 
stellte einen Kredit von 4,1 Mil- 
liarden Dollar und die Schaffung 
eines »Rubel-Stabilisierungs- 
fonds« eventuell bis zum kom- 
menden Frühjahr in Aussicht, 
womit allerdings neue Sparmaß- 
nahmen verbunden wären. Nach- 
dem die Inflation im Sommer — 
unter anderem dadurch, daß Löh- 
ne einfach nicht bezahlt wurden — 
monatlich auf fünf Prozent ge- 
drückt worden war, erfuhren rus- 
sische Regierungsvertreter, daß 
sie die Ausgaben noch weiter kür- 
zen sollten, um eine monatliche 
Inflationsrate von ein Prozent zu 
erreichen. 


John Odlington, Chef der Ruß- 
land-Abteilung des IWF, wurde in 
der Londoner »Financial Times« 
vom 17. Oktober wie folgt zitiert: 
»Es ist derzeit nicht angebracht, 
den einfachen Weg zu gehen und 
dem Druck, der von der Industrie 
kommt, nachzugeben«, während 
der IWF-Chefökonom Michael 
Mussa erklärte: »Solange die 
Ausgaben nicht gekürzt werden, 
besteht keine Hoffnung, die 
Haushaltssituation in den Griff zu 
kriegen. Das muß von der Regie- 
rung demonstriert werden.« 


Schuld an dem Zusammenbruch 
des Rubel und der neuerlichen In- 
flation ist nach Meinung eines 
Experten, der mit der IWF-Politik 
im Hinblick auf Rußland eng ver- 
bunden ist, die Tatsache, daß die 
Zentralbank dem Agrarsektor und 
Rußlands äußerstem Norden stän- 
dig Kredite gegeben hat. Auf die 
Frage, ob Rußland zur Stabilisie- 
rung der Industrie Kredite verge- 
ben solle, meinte er: »Nein! Sie 
müssen damit aufhören. Das ist 
das Problem. Sie dürfen das nicht 
tun. Sie haben der Industrie Kre- 
dite gegeben und das verhindert 
die Neustrukturierung. Die alten 
Industrien sollen aufgegeben 
werden.« 


In Madrid, so meinte dieser Herr, 
»dachten die Russen, sie würden 
auf der Grundlage ihrer gegen- 
wärtigen Politik Kredite be- 
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kommen. Sie dachten, weil sie die 
Inflation auf fünf Prozent pro Mo- 
nat heruntergebracht hatten, wür- 
den sie Kredite bekommen. Doch 
die Russen müssen sich daran 
gewöhnen, daß der Westen nicht 
der Meinung ist, daß sie genug 
getan haben ... Es ist an der Zeit, 
daß Rußland einen ernsthaften 
Job macht. Sie müssen den Rubel 
stabilisieren. Es muß etwas korri- 
giert werden. Im Augenblick be- 
läuft sich das Haushaltsdefizit 
Rußlands auf ungefähr zehn Pro- 
zent des BNP; es muß auf unter 
fünf Prozent des BNP gebracht 
werden.« 


Unerfüllbare 
Forderungen 


Bei dem derzeitigen Wechselkurs 
entsprechen fünf Prozent des rus- 
sischen BNP 129 Billionen Rubel 
oder 43 Milliarden Dollar. 


Indem sie versucht, diese Forde- 
rungen zu erfüllen, ist die Regie- 
rung dabei, Selbstmord zu bege- 
hen. Am 20. Oktober hatte Scher- 
nomyrdin in einer Kabinettssit- 
zung hinter verschlossenen Türen 
den Vorsitz, in der der Entwurf für 
einen Sparhaushalt im Jahre 1995 
angenommen wurde. Nach der 
Sitzung versuchte der Premiermi- 
nister das Vertrauen der Offent- 
lichkeit zu gewinnen, indem er 
versicherte: »Es gibt absolut kei- 
nen Grund zur Panik.« 


In dem Haushaltsentwurf werden 
die Ausgaben in Landwirtschaft 


und Industrie gekürzt, besonders 
drastisch auf dem Kohlesektor — 
wie es speziell von der Weltbank 
verlangt wurde -, obwohl die 
Bergarbeiter bereits mit Streiks 
drohen. 


In einem jüngsten Memorandum 
an die russische Regierung emp- 
fahl die Weltbank, die russische 
Kohleproduktion um fast 50 Pro- 
zent zu kürzen. Als Vorausset- 
zung für einen 1,5 Milliarden 
Dollar schweren Kredit sollte 
Rußland 40 Bergwerksbetriebe 
mit einer Gesamtproduktion von 
140 Millionen Tonnen Kohle pro 
Jahr schließen. Die Kohleproduk- 
tion in Rußland liegt derzeit bei 
300 Millionen Tonnen jährlich. 
Die Weltbank würde es gerne se- 
hen, wenn die staatliche Kohlebe- 
hörde Rosugol vollständig aufge- 
löst und der Kohlesektor privati- 
siert würde. 


Rückwirkungen für 
den Westen 


Arbeiter im Energie- und Trans- 
portsektor demonstrierten am 27. 
Oktober landesweit, um gegen 
die Sparmaßnahmen und die 
mangelnde Investitionspolitik der 
Regierung zu demonstrieren. In 
Moskau trugen einige Demon- 
stranten Schilder mit sich, auf de- 
nen es hieß: »Boris Jelzin. Das 
Volk hat kein Vertrauen mehr in 
Dich.« In Sankt Petersburg füllte 
die Demonstration den größten 
Platz in der Stadt. 

Auch in politischen Kreisen gibt 


Hat Boris Jelzin noch die 
Macht, sich von den mör- 
derischen, monetaristischen 


Praktiken des IWF loszu- 


sagen? 


es Rückwirkungen und wachsen- 
den Zorn gegen den Westen, der 
eine solche Politik gegenüber 
Rußland zuläßt. Am 8. Oktober 
veröffentlichte die Tageszeitung 
»Sovetskaya Rossiya« eine Auf- 
stellung über russische Exporte 
unter der Überschrift »Wer ver- 
schlingt die natürlichen Ressour- 
cen Rußlands?« In der Ausgabe 
der »Rabochaya Tribuna« vom 
11. Oktober erschien ein Artikel 
über die Kohleindustrie mit dem 
Titel »Die Finanzmogulen des 
Westens verurteilen jeden zwei- 
ten russischen Kohlebergmann 
zur Arbeitslosigkeit.« 


Die hohlen 
Versprechungen des 
Westens 


In »Rabochaya Tribuna« vom 20. 
September fragte der Wirtschafts- 
wissenschaftler Dr. Vilen Perla- 
mutrov vom Institut für Markt- 
probleme der russischen Akade- 
mie der Wissenschaften, ob die 
gegenwärtige Politik nicht zu ei- 
ner Wiederholung des drakoni- 
schen »Kriegskommunismus« 
vom Anfang der Sowjetära führe. 
Weil Firmen wie MMM gefördert 
wurden, schrieb Perlamutrov, 
»floß das Geld von der Produk- 
tion zu den »Kauf- und Ver- 
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kaufs-Organisationen«, weil sie 
den schnellsten Kapitalumsatz 
und folglich anständige Gewinne 
bieten. Unterdessen sinkt das ge- 
samte Produktionsvolumen im 
Land, weil die Hersteller kein 
Geld haben. Was unsere Lehrer 
und Wohltäter im Westen angeht, 
so haben sie uns zwar alles Mögli- 
che versprochen - erst 24 Milliar- 
den Dollar, dann vier Milliarden 
Dollar —, aber am Schluß haben 
sie gar nichts gegeben und wer- 
den dies auch nicht tun.« 


Im September präsentierten die 
Oppositionsvertreter Yuri Sko- 
kov, der frühere Sekretär des Si- 
cherheitsrats, und Sergej Gla- 
zyev, Leiter des Wirtschaftsaus- 
schusses im russischen Parla- 
ment, dem 3. Kongreß der russi- 
schen Produzenten ein Arbeitspa- 
pier über die Ursachen der Wirt- 
schaftskrise in Rußland sowie 
Möglichkeiten, das herauszube- 
kommen. Ihr Entwurf ist mit einer 
Fortsetzung des IWF-Kurses un- 
vereinbar. 

Skokov und Glazyev schrieben 
ihr Arbeitspapier noch vor der 
Rubelkrise und meinten darin, 
daß die amtlichen Statistiken, die 
einen Stop in der sinkenden Pro- 
duktion, eine Inflation von fünf 
Prozent pro Monat im Juli und 
August und einen 10-12 prozenti- 
gen Anstieg des Realeinkommens 
im Jahre 1994 zeigen, nicht nur 
keine Stabilisierung zeigen, son- 
dern auch »den Beginn einer 
neuen Phase in der Krise ver- 
schleiern«. Sie sagten, wirkliche 
»Stabilisierung« würde Wachs- 
tum in den verarbeitenden Sekto- 
ren der Industrie erfordern, einen 
Anstieg der Investitionen und ein 
Wachstum des monetären Ein- 
kommens in den güterproduzie- 
renden Sektoren, während Ruß- 
land eher eine »strukturelle De- 
pression« als irgendetwas wie das 
oben Erwähnte erleben würde. 


Druck mit den 
mörderischen 
IWF-Praktiken 


Glazyev und Skokov bezeichne- 
ten den »unwiederbringlichen 
Verlust der verbleibenden techno- 
logischen Positionen der Wirt- 
schaft und der Fähigkeit, sie zu 
schaffen«, als den gefährlichsten 
Prozeß und sie wiesen darauf hin, 
daß »die Produktion von High- 
Tech-Produkten und wissen- 
schaftsintensiven Produkten auf 
praktisch allen Sektoren rascher 
sinkt als alles andere«. 


In dem Versuch, »Richtungen für 
einen Weg aus der Krise« aufzu- 
zeigen«, setzt das Glazyev-Doku- 
ment Ziele, die ein Bruch mit den 
mörderischen, monetaristischen 
Praktiken des IWF erfordern 
würden: die Aufrechterhaltung 
der Produktion auf dem kritischen 
Niveau, das für den Wiederauf- 
bau, die Erneuerung und die tech- 
nologische Modernisierung - 
50-60 Prozent Kapazitätsausnut- 
zung — nötig ist; Schutz der In- 
landsmärkte vor dem Wettbewerb 
aus Importen, vor allem im Ma- 
schinenbau; Bildung von inländi- 
schen Finanzressourcen in der 
Produktion, die für ihre Erneue- 
rung ausreichen; Schutz und Nut- 
zung des Investitions- und wis- 
senschaftlich-technologischen 
Potentials; Schaffung von institu- 
tionellen Investoren, vor allem 
Großunternehmen, die in der La- 
ge sind, Wirtschaftsressourcen zu 
mobilisieren. 


Am Vorabend des Mißtrauensvo- 
tums vom 27. Oktober berief Gla- 
zyev eine Pressekonferenz ein, 
auf derer Rußlands Haushaltsent- 
wurf für das Jahr 1995 heftig kri- 
tisierte. »Sie nennen den Haushalt 
schwierig. Ich sage, er ist verant- 
wortungslos und es mangelt ihm 
an Ideen«, behauptete Glazyev. 
»Rußland stimmt einem zehn pro- 
zentigen Rückgang in der Indu- 
strie und geringerer Investitions- 
tätigkeit zu.« 


»Und selbst dann noch weist der 
Haushalt ein Defizit auf«, fügte 
Glazyev hinzu. Er sagte, die Pläne 
zur Deckung des Defizits durch 
Ausgabe von Staatsanleihen erin- 
nern ihn an eine Verschachte- 
lungsstruktur wie die berüchtigte 
Investmentstruktur von MMM: 
»Ich beneide eine Regierung, die 
diese Anleihen im Jahre 1996 zu- 
rückzahlen muß, nicht.« D 


Rußland 


Jelzin unter- 
stutzt das 


Militär 


Am 14. November 1994 wendete sich der Präsident der russi- 
schen Föderation, Boris Jelzin, an die gesamte russische Militär- 
führung und eröffnete eine dreitägige Konferenz, auf der die 
Probleme, die das Militär plagt, diskutiert werden sollten - und 
das unter den Bedingungen eines eskalierenden Zusammen- 
bruchs der russischen Wirtschaft — Probleme, die Jelzin selbst 
heraufbeschworen hat, indem er den Internationalen Währungs- 
fonds hereinholte, um die Wirtschaft des Landes zu diktieren. 


Die Rede, bei der der Präsident 
sich auf die Seite des militärisch- 
industriellen Komplexes schlug, 
zeigt, daß Jelzin sich abstrampelt, 
um ein »national-patriotisches« 
Profil anzunehmen und anti-west- 
liche Rhetorik ausspuckt, um sein 
eigenes Überleben zu verlän- 
gern. 


Von der militärischen Seite her 
waren anwesend der Verteidi- 
gungsminister, General Pavel 
Grachov, die Kommandeure der 
Dienstleistungszweige, die Füh- 
rung des Generalstabs und die Di- 
rektorien des Verteidigungsmini- 
steriums und alle militärischen 
Distrikt- und Flottenkomman- 
deure. Der Konferenz wohnten 
auch der Chef des Sicherheits- 
dienstes und Nachfolger des 
KGB, Sergej Stepashin, Innenmi- 
nister Viktor Yerin und Premier- 
minister Viktor Schernomyrdin 
bei. Alles — außer Jelzins Rede — 
fand hinter verschlossenen Türen 
statt. 


Für die Schocktherapie 
ist »der Westen« 
verantwortlich 


Sowohl beim Militär als auch in 
der russischen Bevölkerung ins- 
gesamt haben drei Jahre brutaler 
Schocktherapie, die allgemein 
mit »dem Westen« in Verbindung 
gebracht werden, eine zuneh- 
mend anti-westliche Stimmung 
geschaffen. Die Kabinettsumbil- 
dungen Jelzins haben nicht dazu 
beigetragen, die Dinge zu ver- 
einfachen. Im Gegenteil, das En- 


gagement der Regierung, die 
Währungspolitik zu verfolgen, 
wird die Menschen nur noch är- 
gerlicher machen. 


Jelzin gab sich große Mühe, sich 
als der Verfechter der Belange des 
Militärs zu präsentieren. Er tat es 
dem Militär nach und gab die 
Hauptschuld für ihre Probleme 
der Regierung. Die Reformen im 
Führungsstab und in der Umorga- 
nisation gehen zu langsam, gab er 
zu. Er kritisierte die Wohnungs- 
probleme für Offiziere und deren 
Familien und forderte Premiermi- 
nister Schernomyrdin, der mit im 
Raum war, auf, dafür zu sorgen, 
daß die bewaffneten Streitkräfte 
genug Gelder für die Bereitschaft, 
die Beschaffung und die Lebens- 
bedingungen bekommen. 


Das war ein unverhüllter Angriff 
auf Schernomyrdins Sparhaushalt 
des Jahres 1995, der im Vergleich 
zu der bereits nichtssagenden Zu- 
wendung im Jahre 1994 eine 
20-30prozentige (effektive) Kür- 
zung im Militärhaushalt vorsieht. 
Ende November 1994 sollte Mik- 
hail Malei, ein Top-Vertreter des 
militärisch-industriellen Kom- 
plexes, im russischen Sicherheits- 
rat dem Vorsitzenden des russi- 
schen Sicherheitsrats, Oleg Lo- 
bov, und Präsident Jelzin seinen 
Bericht über den verheerenden 
Zusammenbruch in der militäri- 
schen Beschaffung vorlegen. 


Schernomyrdin versucht, die Re- 
volte hinauszuzögern, indem er 
dem militärisch-industriellen Kom- 
plex raschen Zugang zu Bargeld 
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Rußland 


Jelzin unter- 
stützt das 
Militär 


durch lukrative Waffenverkäufe 
an die arabischen Golfstaaten — 
traditionell britische Kunden - 
und an Saudi Arabien anbietet. 
Diese Waffenverkäufe erreichten 
ihren Höhepunkt angesichts einer 
Reise einer hochrangigen russi- 
schen Delegation unter Führung 
von Schernomyrdin und Führern 
des russischen militärisch-indu- 
striellen Komplexes. 


Jelzins anti-westliche 
Signale 


Die außenpolitische Seite von Jel- 
zins Rede am 14. November 1994 
gab auch anti-westliche Signale. 
Jelzin, der auf die Reihe von Kon- 
flikten entweder entlang oder na- 
he an der südlichen Peripherie 
von Rußland und der ehemaligen 
UdSSR aufmerksam machte, be- 
tonte die Gefahr der Ausbreitung 
dieser Konflikte. Es besteht die 
Gefahr, daß sich die existierenden 
militärischen Konflikte auweiten 
und neue auftauchen, in die Ruß- 
land wegen seiner geopolitischen 
und geostrategischen Interessen 
verwickelt werden wird. 

Jelzin wies auch zum ersten Mal 
öffentlich auf das hin, was sich als 
eine neue, negative Beziehung zu 
den Vereinigten Staaten entwik- 
keln könnte: »Nach dem Sieg der 
Konservativen bei den US-Wah- 
len können wir damit rechnen, 
daß die USA in der Außenpolitik 
und in militärischen Fragen einen 
härteren Standpunkt einnehmen.« 


Diese dreitägige Konferenz war 
eine von mehreren, mit dem Mili- 
tär verbundenen Treffen für Jelzin 
im November und Dezember. Am 
10. November 1994 hatte Jelzin 
ein inoffizielles Treffen mit Ver- 
teidigungsminister Grachov, In- 
nenminister Yerin und dem Chef 
des Sicherheitsdienstes, Steparshin. 
Besonders in seiner Rede am 
14. November hatte Jelzin eine 
engere Kooperation zwischen der 
Armee und Truppen des Innenmi- 
nisteriums gefordert. Er wird sich 
mit den Kommandeuren der 
Dienstzweige der bewaffneten 
Streitkräfte der russischen Armee 
gesondert treffen. 
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Am 16. November 1994 hatte Jel- 
zin ein stark publik gemachtes 
Treffen mit dem russischen ortho- 
doxen Patriarchen Aleksi II. und 
dem Schriftsteller Alexandr Sol- 
schenizyn, dem führenden Publi- 
zisten für die Idee eines erneuten 
»pan-slawistischen« russischen 
Empire, das aus den vier slawi- 
schen Republiken der ehemaligen 
UdSSR bestehen soll: Rußland, 
Ukraine, Weißrußland und Ka- 
sachstan. 


Ein wütendes 
Offiziertskorps 


Die brodelnde Unzufriedenheit 
im Offizierskorps ist der Gegen- 
stand einer Studie der Friedrich 
Ebert-Stiftung mit dem Titel: 
»Militäreliten in Rußland 1994, 
Ein Fragebogen an 615 Offiziere 
der bewaffneten Streitkräfte der 
russischen Armee in den Militär- 
regionen Moskau, St. Petersburg, 
Wolga-Ural, Nord-Kaukasus, 
Nordsee-Flotte, Sibirien, Kali- 
ningrad«. Trotz der verheerenden 
methodologischen Fehler von 
Meinungsumfragen ist die Studie 
weitgehend korrekt. Verteidi- 
gungsminister Grachow, der in 
den militärischen Rängen allge- 
mein für ihre Not verantwortlich 
gemacht wird, fühlte sich ge- 
zwungen, eine öffentliche Denun- 
ziation herauszugeben und nannte 
das Ganze eine »dreckige Erfin- 
dung«. 


Die erste Frage, die den Offizie- 
ren gestellt wurde, lautete, wie sie 
die gegenwärtige Situation sehen. 
Dreiundvierzig Prozent der inter- 
viewten Offiziere betrachten sie 
als schlecht und 20 Prozent sagen, 
sie sei sehr schlecht. Nur ein Pro- 
zent sagte, daß sie zufrieden sei- 
en. Zweiunddreißig Prozent 
meinten, daß es in einem Jahr 
noch schlimmer sein werde und 
42 Prozent sahen keine Verbesse- 
rungen in Sicht. Neunundvierzig 
Prozent bezeichneten die wirt- 
schaftliche Lage in Rußland als 
schlecht und 31 Prozent sagten, 
sie sei sehr schlecht. Achtund- 
dreißig Prozent meinten, sie wer- 
de sich im nächsten Jahr ver- 
schlechtern und 43 Prozent er- 
warten keine Verbesserung. 


Was Jelzin betrifft, so waren 59 
Prozent mit ihm als Präsident 
unzufrieden, nur 17 Prozent 
meinten, daß er einen guten Job 
macht und 24 Prozent lehnten es 
ab, zu antworten. Die Politiker im 
allgemeinen wurden sehr negativ 


bewertet, in vielen Fällen noch 
schlechter als Jelzin. Der Kom- 
munist und Ex-Präsident Gorbat- 
schow führte die Gruppe mit einer 
Negativbewertung von 79 Pro- 
zent an und der russische, chauvi- 
nistische Politiker Wladimir Zhi- 
rinowsky, der in den Parlements- 
wahlen im Dezember 1993 große 
Gewinne erzielte, mit einer Nega- 
tivbewertung von 69 Prozent. Nur 
23 Prozent waren dafür, daß Ruß- 
land die sogenannte »Reform«- 
Politik der letzten drei Jahre ver- 
folgt. 


Verteidigungsminister Grachow 
hatte eine Negativbewertung von 
52 Prozent. Die populärste Figur 
war General Lebed mit einem po- 
pulären Vertrauensvotum von 57 
Prozent, gefolgt von dem stellver- 
tretenden Verteidigungsminister 
Boris Gromov mit 54 Prozent. 


Jelzins Mannschaft 
wird fallen 


Aller Wahrscheinlichkeit nach 
wird das Militär in der nächsten 
Phase der Regierungskrise im 
Hintergrund aktiv sein und die 
Schritte an der Front den Führern 
des militärisch-industriellen Kom- 
plexes und den führenden Figuren 
des Parlaments überlassen, die 
mit ihnen zusammenarbeiten. Zu 
dieser Gruppe gehört Yuri Sko- 
kov, der Chef des russischen In- 
dustriellenverbandes und ehema- 
liger Vorsitzender des russischen 
Sicherheitsrats, und Mikhail Ma- 
kei, verantwortlich für »wissen- 
schaftlich-technische Fragen der 
Rüstungsindustrie« im russischen 
Sicherheitsrat. Mit ihnen arbeitet 
der Vorsitzende des Parlaments, 
Ivan Rybkin, und der Vorsitzende 


des Wirtschaftsausschusses im 
Parlament, Sergei Glazyev, eng 
zusammen. 


Die erste bedeutende Intervention 
in die gegenwärtige politische 
Krise in Rußland durch den mili- 
tärisch-industriellen Komplex und 
mit dem Militär verbundene Insti- 
tutionen war der Bericht, der von 
der Kommission des russischen 
Sicherheitsrats, die von Jelzin er- 
nannt worden ist, um die Ursa- 
chen der Krise des Rubel zu un- 
tersuchen. Der Bericht der Kom- 
mission war eine Anklage der Re- 
gierung und ihrer symbiotischen 
Beziehung zu den führenden rus- 
sischen Staats- und Privatban- 
ken. 


Eine der Banken, die für einen 
Angriff ausgesucht wurde, war 
die Mosbank, die als Tarnorgani- 
sation für die Finanzinteressen 
des »Mafia-Nomenklatura«-Kom- 
plexes gilt, der vom Moskauer 
Bürgermeister Yuri Luzhkow, be- 
kannt als der »König der Diebe« 
geführt wird, der bisher politisch 
unantastbar war. 


Das wirkliche Feuerwerk wird 
bald kommen, wenn der Malei- 
Bericht über die tödliche Krise 
des militärisch-industriellen Kom- 
plexes Jelzin unterbreitet wird. 
Zwei unvereinbare Kräfte werden 
Kopf an Kopf stehen: das Militär 
und der militärisch-industrielle 
Komplex auf der einen Seite und 
auf der anderen Seite die gegen- 
wärtige Regierung mit monetari- 
stischen Technokraten als Versa- 
ger und Nieten, die Rußland in 
den Ruin treiben. Jelzins Mann- 
schaft wird fallen. Was danach 
kommt ist derzeit die große, offe- 
ne Frage in Rußland. 


-„ 
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Frankreich 


Die Falle der 


Nation 


Jacques Cheminade 


Jacques Cheminade kündigt seine Kandidatur für die französi- 
schen Präsidentschaftswahlen an und zeigt damit die Grenzen 
der politischen Debatte in dieser wichtigen europäischen Na- 


tion. 


Für unser Land wurde eine höchst 
gefährliche Falle aufgestellt. Sie 
lautet: »Entweder Du bist für na- 
tionale Unabhängigkeit und ge- 
gen das »Kohl-Europa< oder Du 
bist für die französisch-deutsche 
Allianz und gegen den National- 
staat.« Mit diesem vorgetäusch- 
ten Dilemma soll Frankreichs 
Beitrag zu einem Europa vom At- 
lantik bis zum Ural lahmgelegt 
werden und könnte dem Frieden 
durch gemeinsame Wirtschafts- 
entwicklung auf unserem Konti- 
nent den Todesstoß versetzen. 


Mit meiner Präsidentschaftskan- 
didatur soll in erster Linie diese 
Falle deutlich gemacht, die Men- 
schen vor einer »Entente Cordia- 
le« mit der britischen Finanzoli- 
garchie gewarnt und eine Politik 
definiert werden, die wirklich un- 
serer nationalen Aufgabe und 
nicht einer Parodie davon dient. 
Deshalb müssen wir an der richti- 
gen Stelle beginnen — was keiner 
unserer Politiker tut: Wir müssen 
als erstes die wichtige Herausfor- 
derung definieren, die an uns ge- 
stellt wurde und sie dann mit den 
politischen Mitteln angehen, die 
die Geschichte uns zur Verfügung 
gestellt hat. 


Europa sollte ein 
Vorbild werden 


Die erste Herausforderung be- 
steht darin, eine internationale 
Finanz- und Währungsordnung 
zurückzuweisen, die die Volks- 
wirtschaft zerstört, und sie durch 
eine neue Ordnung zu ersetzen, 
die auf einem Aufbau der Infra- 
struktur und produktiven Investi- 
tionen besteht. Europa sollte in 
dieser Wende ein Vorbild sein und 
Frankreich muß zusammen mit 
Deutschland der Motor für dieses 
Europa werden. Kontinentaleuro- 


Währungs- und Zahlungssystem 
kontrollieren. Die Statistiken der 
Bank of International Settlements 
enthüllen deren Identität: Von 
dem weltweiten Handel auf den 
Aktienmärkten machen die 
Transaktionen auf den Londoner 
Finanzmärkten 34,1 Prozent aus. 
Wenn man die beiden Finanzable- 
ger des Commonwealth, Hong- 
kong und Singapur, noch hinzu- 
rechnet, kommt man auf rund 50 
Prozent, während die Märkte in 
Nordamerika weniger als 25 Pro- 
zent ausmachen. 


Die britische Finanzoligarchie 
mit ihren Verbündeten im östli- 


Charles de Gaulle, hier mit seiner Frau: »Unser Erbfeind war 
nicht Deutschland, sondern England ...« 


pa mit seinen Verbindungen nach 
Eurasien und Eurafrika verfügt 
über den einzigartigen Schatz an 
Wissen, Fähigkeiten und wirt- 
schaftlichen und kulturellen 
Möglichkeiten, um als Dreh- und 
Angelpunkt für diese dringende 
Verpflichtung zu dienen. 

Wer ist dagegen? Die gleichen 
Leute, die das gegenwärtige 


chen Establishment der Vereinig- 
ten Staaten repräsentiert deshalb 
nicht eine Nation, sondern eine 
supranationale Institution, die auf 
der systematischen Ausplünde- 
rung der Weltressourcen für ihre 
Zinszahlungen basiert. 


Der Beweis dafür liegt in der 
Tatsache, daß Warentransaktio- 


nen oder Transaktionen an echten 
Dienstleistungen nur zwei Pro- 
zent der Transaktionen auf den 
weltweiten Devisenmärkten aus- 
machen - in England beträgt die- 
ser Prozentsatz 0,56 Prozent und 
das ist das Gleiche, als wenn man 
sagen würde, daß bei 98 Prozent 
des Aktienhandels kein wirkli- 
ches Vermögen geschaffen wird! 
Ganz im Gegenteil — das System 
lebt von der Plünderung wirkli- 
chen Vermögens, denn die Logik 
kurzfristiger Einnahmen ver- 
drängt mittel- und langfristige 
wertschaffende Anlagen. 


Nun, da wir die Herausforderung 
und den Feind benannt haben, 
wollen wir untersuchen, was in 
Politik und Wirtschaft passiert. 
Diese Interessen zehren systema- 
tisch an den produktiven Syste- 
men Frankreichs und Deutsch- 
lands. 


Die Weiterentwicklung 
von Kontinentaleuropa 


Margaret Thatcher zeigte in ihren 
Memoiren deutlich, daß sie alles 
getan hätte, um die deutsche Wie- 
dervereinigung zu verhindern und 
eine Entwicklungspolitik für 
Kontinentaleuropa zu stoppen. 
Was sie direkt und geradeheraus 
tat, versucht die Regierung Major 
von innen heraus als Trojanisches 
Pferd. Bereits Ende des 19. Jahr- 
hunderts tat Großbritannien seine 
Außerstes, um die Friedenspläne 
durch wirtschaftliche Weiterent- 
wicklung in Kontinentaleuropa 
zu vereiteln, besonders jene, die 
in Frankreich begannen und über 
Deutschland führten und von 
Rußlands Graf Sergej Witte und 
Frankreichs Gabriel Hanotaux 
geschmiedet worden waren, die 
Rußlands Auftauchen aus der Iso- 
lation prophezeiten. Die erste En- 
tente Cordiale, die in Frankreich 
von The&ophile Delcass& entwik- 
kelt worden war, war eine Waffe 
gegen das Projekt für eine euro- 
päische Wirtschaftseinheit. 


Wenn wir in die jüngere Vergan- 
genheit schauen — hat irgendje- 
mand die regelmäßige, totale Of- 
fensive der anglo-amerikanischen 
Presse gegen Frankreich, beson- 
ders gegen die Politik der franzö- 
sisch-deutschen Entente be- 
merkt? In der Zeitschrift »For- 
bes« vom 15. August 1994 geht 
Sir Alan Walters, einst bevorzug- 
ter Berater von Mrs. Thatcher und 
einer der entschiedensten Gegner 
des europäischen Währungssy- 
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stems auf unser Land los und 
hetzt die Investoren auf der gan- 
zen Welt auf, ihre Investitionen 
zurückzunehmen. »Denken Sie 
daran, was passierte, als im De- 
zember 1993 die Stavisky-Affaire 
ausbrach!« ruft der britische Wal- 
ters zusammen mit seinem ameri- 
kanischen Mitautor Steve Hanke 
von der Johns Hopkins Universi- 


ty. 


Ähnliche Artikel sind im »Ameri- 
can Spectator«, im »Wall Street 
Journal« und im Londoner 
»Economist« und der »Financial 
Times« erschienen. In ihnen allen 
wird eine »arrogante« französi- 
sche Regierung denunziert, die 
»von der Unmäßigkeit gepackt 
ist«, die sich zum »Gefangenen 
der deutschen Politik« gemacht 
hat und sich den ausdrücklichen 
Befehlen der Spekulanten wider- 
setzt. 

Das »Wall Street Journal« be- 
schuldigte Jacques Delors und 
Premierminister Edouard Balla- 
dur der »Paranoia«, weil sie im 
August 1993 »ein Komplott der 
angelsächsischen Finanzwelt ge- 
gen den Franc und das europä- 
ische Währungssystem verurteilt 
hätten«. Das ist eine erstaunliche 
Definition des Wortes »Para- 
noia«: die anglo-amerikanische 
Presse posaunte einstimmig Frank- 
reichs Schwäche aus und die 
»Nichtansässigen«, die meisten 
von ihnen Engländer und Ame- 
rikaner, verschleuderten ihre 
französischen Schuldverschrei- 
bungen und Aktien eiligst. Man 
müßte also sagen, daß »Paranoia« 
dem Wort »Realität« entspricht. 


Unser Erbfeind: 
die britische Oligarchie 


Ohne das grundlegende Wirt- 
schaftsspiel dieser Politik ganz 
verstanden zu haben, hat Charles 
de Gaulle seinen geopolitischen 
Ausdruck vollkommen verstan- 
den. Wie in Alain Peyrefittes 
»C’Etait de Gaulle« zitiert: »Un- 
ser größter Erbfeind war nicht 
Deutschland, sondern England ... 
England will uns davon abhalten, 
den Gemeinsamen Markt zu ei- 
nem guten Ende zu führen. Es 
stimmt zwar, daß sie in beiden 
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Frangois Mitterrand bekommt in den letzten Monaten seiner 
Präsidentschaft immer größere Schwierigkeiten mit der bri- 
tischen Oligarchie. 


Kriegen unsere Verbündeten 
waren, aber sie wünschen uns 
nicht spontan Gutes. Bei 
Deutschland dagegen ist es klar, 
daß wir gemeinsame Interessen 
haben, die immer mehr werden. 
Deutschland braucht uns ebenso 
wie wir Deutschland brauchen ... 
England wird dem Gemeinsamen 
Markt erst dann beitreten, wenn 
es seinen Kolonialraum und seine 
Symbiose mit den Amerikanern 
aufgegeben hat.« 


Oh, nun, manche werden sagen, 
die Zeiten haben sich geändert 
und das Großbritannien Ende des 
19. Jahrhunderts ist nicht das 
Großbritannien der sechziger 
Jahre dieses Jahrhunderts. Das 
stimmt genau in Bezug auf 
Großbritannien, aber überhaupt 
nicht in Bezug auf die britische 
Oligarchie, die die gleiche ist wie 
eh und je. Der Hauptfeind der bri- 
tischen Oligarchie heute ist ein in 
ein europäisches Entwicklungs- 
programm integriertes Deutsch- 
land und ein Europa im Prozeß 
wirtschaftlicher Vereinigung. Zahl- 
lose Artikel in der britischen Pres- 
se beweisen dies. 


Das übliche politische 
Geschäft mit der Angst 


Diese Presse, die bereits heftig 
auf Präsident Clinton geschossen 
hat — Clinton, der mit Ausnahme 


Kennedys von der britischen Al- 
lianz weiter entfernt ist als alle 
seine Vorgänger der Nachkriegs- 
zeit —, hat ihre Attacken und Ver- 
leumdungen seit dem Besuch des 
amerikanischen Präsidenten in 
Deutschland vom 10. bis 12. Juli 
1994 verdoppelt. Der Grund da- 
für ist, daß Clinton Deutschland, 
und nicht mehr Großbritannien, 
in den Rang des wichtigsten euro- 
päischen Partners erhoben hat 
und eine Entwicklungspolitik für 
den Kontinent unterstützte, die 
auf der französisch-deutschen Al- 
lianz ruht. Symbol für diese Tat- 
sache war sein Treffen mit dem 
Präsidenten der Europäischen 
Kommission, Delors, und dem 
deutschen Bundeskanzler Helmut 
Kohl. 


Angesichts dieser Situation ver- 
suchten die britischen Führer und 
die britische Presse Frankreich 
mit allen Mitteln Angst einzuja- 
gen — daß sie »allein« dastehen 
würden vor den »Riesen« 
Deutschland und Amerika und sie 
versuchten, uns glauben zu ma- 
chen, daß eine »Entente Cordia- 
le« nationaler Unabhängigkeit 
gleichkäme. 


Jimmy Goldsmith unterstützt 
gleichmäßig den »Nationalis- 
mus« eines Philippe de Villiers 
und eine französische Version der 
»Operation saubere Hände«, die 
die traditionellen Parteien der 


Nachkriegszeit in Italien wegge- 
fegt und ihre Führer reihenweise 
in Ungnade oder gar ins Gefäng- 
nis gebracht hat. Denken wir nur 
daran, daß er von einer »neuen 
Stavisky-Affaire« spricht. 


Unter diesen Umständen fällt auf, 
daß die Operation »Saubere 
Hände« — die von Jimmy Gold- 
smith gesponsert wird — genau auf 
all die französischen Großfirmen 
abzielt — Alcatel-Alsthom (Kom- 
munikation, Transport), Generale 
des Eaux und Lyonnaise des Eaux 
(städtische Wassersysteme), Saint- 
Gobain (Chemie), Schneider 
(Ausrüstung) — die die Hauptstüt- 
zen eines europäischen und indu- 
striellen Entwicklungsplan dar- 
stellen. 

Es ist also klar: Eine französisch- 
deutsche Allianz für den Frieden 
durch Entwicklung in Europa 
paßt der britischen und anglo- 
amerikanischen Finanzoligarchie 
nicht, die traditionell und ihrer 
Art nach der Hauptfeind unseres 
Nationalstaats und der produkti- 
ven Volkswirtschaft ist. Demge- 
genüber stehen die politischen 
Orientierungen — sicherlich un- 
vollständig, aber im Prinzip ent- 
gegengesetzt — von Bundeskanz- 
ler Kohl und Präsident Clinton, 
die von den gleichen Medien an- 
gegriffen werden, die es auch auf 
Frankreich abgesehen haben. 


In Richtung auf eine 
Entente Cordiale 


Was denunzieren also die Herren 
de Villiers und Chevenement — 
diese guten »Nationalisten«? Das 
Komplott durch Deutschland, ei- 
ne »rheinländische Verschwö- 
rung«. Jean-Pierre Chevenement 
sieht Delors in »Le Monde« vom 
18. Oktober 1994 als den »Kandi- 
daten der deutschen Christde- 
mokraten«, während Philippe de 
Villiers und Jean-Marie Le Pen 
Zeter und Mordio geschrien ha- 
ben - und ohne zuerst in den Spie- 
gel oder sich im Freundeskreis 
umgeschaut zu haben — eine um- 
fassende Operation »Saubere 
Hände« forderten, die Frankreich 
destabilisieren würde, wie es in 
Italien geschehen ist. 

Gleichzeitig hat die berühmte 
Achse Frankreich-Deutschland 
von Pariser Seite aus die Konsi- 
stenz eines Marshmallow. In einer 
Regierung ohne großen Weitblick 
finden wir die kuriosen Genossen 
von »Maastricht«-Europäern und 
jenen, die Maastricht verachten, 
wobei ihre einzige Gemeinschaft 


PT 
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Katastrophen nichts als Katastrophen, Klimakatastrophe, Gift in der Nahrung, 
Ozonloch, Energiesteuer, Wasser-, Wegegeld, Umweltauflagen, -abgaben, -steuer, 
-gebühren, -spenden und immer wieder neue Umweltauflagen: Das alles begann mit 
dem Buch einer US-Beamtin »Der Stumme Frühling« und der Kampagne gegen DDTI. 


Fast jeder glaubt inzwischen die Propaganda gegen DDI. Trotzdem ist sie falsch. 

Sie war nur ein erfolgreicher Versuch der britischen Elite, die »Herde« Menschen auf 
ein gewünschtes Maß zu beschneiden und den verblödeten Rest beherrschbarer zu 
machen. Wer den Anfang (im Prinzip), »Die DDI-Story« kennt, versteht, was uns mit 
»Umweltschutz« angetan wird, und wie es dazu kommen konnte. 


Die DDI-Story, Sonderausgabe der Zeitschrift FUSION DM 9,50 
zu beziehen über 
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darin besteht, daß sie die Maas- 
trichter Verträge als den obligato- 
rischen Bezugspunkt für Europa 
akzeptieren. 


Unterdessen kommen sich — was 
noch gefährlicher ist - Franzosen 
und Briten in Bosnien näher und 
das geht über eine Kooperation 
weit hinaus — was an sich unak- 
zeptabel ist —. Douglas Hurd, 
Chef des britischen Außenmini- 
steriums, beglückwünschte sich 
selbst in einer Sitzung des franzö- 
sisch-britischen Rats zu den »gro- 
ßen Ähnlichkeiten zwischen 
Frankreich und Großbritannien ... 
Es gibt zwar vielleicht Meinungs- 
verschiedenheiten in einem oder 
zwei Punkten, was unsere Ein- 
schätzung der Weltgeschehnisse 
betrifft, aber wenn die Dinge ernst 
werden, stehen wir immer Seite 
an Seite.« 


Indem es die Karte der militäri- 
schen Kooperation ausspielt, 
hofft London, eine Wiedergeburt 
der Entente Cordiale gegen das 
Europa von Kohl und Delors un- 
ter Clintons Schirmherrschaft zu 
erreichen. Zunächst einmal wird 
in einer Vereinbarung, die auf der 
anderen Seite des englischen Ka- 
nals von General Philippe Moril- 
lon — dem Mann der UNO und der 
Briten und Franzosen in Bosnien 
-— geschlossen wurde, eine 
»Kopplung« der Landtruppen der 
British Rapid Development Force 
und Einheiten unserer French Ra- 
pid Action Force (FAR) ange- 
schnitten. Als zweites haben bei- 
de Länder eine Kommission ein- 
gesetzt, die untersuchen soll, wie 
die Marinestreitkräfte beider Län- 
der mit ihren Raketen-U-Booten 
gemeinsame Patrouillen durch- 
führen und sich die Einsatzzonen 
teilen können. 


Schließlich planen das Vereinigte 
Königreich und Frankreich die 
Schaffung einer gemeinsamen 
Luftwaffe, die die Einheiten bei- 
der Länder zugunsten von Frie- 
densoperationen im Rahmen der 
UNO oder gemeinsamer bilatera- 
ler Aktionen trainieren und schüt- 
zen könnte. Dieses Projekt wurde 
während des französisch-briti- 
schen Gipfels in Chartres am 
18. November 1994 untersucht. 
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Unter dem Vorwand des Aufbaus 
von Europa mit einer variablen 
Geometrie von einem Bereich 
zum anderen, wo unser Militär 
zusammen mit den Briten kämp- 

‚fen wird, gibt es also eine Annä- 
herung zu jenen, die wir anfangs 
als unseren historischen Feind be- 
zeichnet haben. Unser Außenmi- 
nister Alain Jupp& war sehr deut- 
lich in diesem Punkt, als er über 
die Zerstückelung Bosniens und 
territorialen Austausch entschied, 
während der Völkermord am Bo- 
den ratifiziert wurde. 


Die Verunglimpfung 
Deutschlands 


Gleichzeitig gibt es eine systema- 
tische Kampagne zur Verun- 
glimpfung Deutschlands, beglei- 
tet von Ausdrücken der Wert- 
schätzung für Großbritannien. 
Die Zeitschrift »Valeurs Actuel- 
les« beschreibt am 22. Oktober 
1994 beispielsweise ein Frank- 
reich, dessen Wirtschaft »leiden 
wird«, weil »Deutschland durch 
Steuererhöhung und Reduzierung 
öffentlicher Ausgaben schwer auf 
unserem Aufschwung lasten wird«. 


Andere Artikel zeigen die verhee- 
renden Konsequenzen der Politik 
des »starken Franc« — die gänz- 
lich Bonn zugeschrieben wird — 
und loben den Bruch der Briten 
mit dem europäischen Wäh- 
rungssystem, was auf den briti- 
schen Inseln zu einem starken 
Wiederaufschwung geführt haben 
soll! In Großbritannien lebt der 
Child Poverty Action Group zu- 
folge im Jahre 1993 ein Kind von 
drei unter der Armutsgrenze. 


Doch Pierre Juillet übertrifft sie 
alle, wenn er in »Le Monde« am 
28. Oktober 1994 schreibt: »Wer 
entlarvt die deutsche Partei, die 
uns mit ihrer Propaganda über- 
schwemmt wie es die spanische 
Partei unter Ludwig XIIL., die bri- 
tische Partei zwischen den Krie- 
gen und die amerikanische Partei 
unter der Fünften Republik getan 
hat? Niemand.« Er fährt fort mit 
der rhetorischen Frage: »Wer 
wehrt sich gegen die Entschei- 
dung von Bundeskanzler Kohl, 
unser Land in die Integration zu 
treiben, in ein föderatives Ganzes 
bis zur Unwiderruflichkeit, wo 
doch die Unabhängigkeit das 
Schlagwort des Gaullismus war? 
Niemand.« 


Erinnern wir uns kurz daran, daß 
General de Gaulle zu sagen pfleg- 


te — auch hier zitieren wir wieder 
aus Alain Peyrefitte —: »Die Euro- 
päische Wirtschaftsgemeinschaft 
ist kein Selbstzweck. Sie muß in 
eine politische Gemeinschaft um- 
gewandelt werden ... Weil die Bri- 
ten nicht bereit waren, einer poli- 
tischen Gemeinschaft beizutre- 
ten, mußte ihnen schließlich der 
Beitritt zur Wirtschaftsgemein- 
schaft verweigert werden.« 


Französisch-deutsche 
Allianz »und« 
Souveränität 


Einige werden an dieser Stelle 
sagen: Hier verteidigen Sie jetzt 
das Europa von Jacques Delors 
und Helmut Kohl, unterstützt 
durch Präsident Clinton, ein 
»deutsch-amerikanisches« Eu- 
ropa. Unsere Antwort: Im Gegen- 
satz zu jenen, die wegen ihrer ei- 
genen kolonialen französischen 
Natur die koloniale Hand Lon- 
dons nicht sehen wollen, denken 
wir nicht in den Schemata von 
vergangenen Systemen. 


Ich sage klar und deutlich, daß ich 
wie Delors und andere ein Pro- 
gramm eurasischer und euro-afri- 
kanischer Infrastrukturentwick- 
lung und industriellen Aufbaus 
unterstütze, aber daß wir noch 
viel weiter gehen müssen. 


Das erste Problem ist, daß Delors 
und seine Umgebung eine zu bü- 
rokratische Sicht der Dinge ha- 
ben, nicht eine politische im Sin- 
ne der Politik, wie wir sie hier 
versucht haben, zu definieren. 
Die Ablehnung der britischen 
Oligarchie ist also der Ausgangs- 
punkt für eine europäische 
Wachstumsinitiative. 


Das zweite Problem ist in der Tat 
die Frage des Föderalismus und 
des Nationalstaates. Mit den deut- 
schen Christdemokraten denken 
wir, daß Frankreich und Deutsch- 
land eine fundamentale Rolle in 
der Welt spielen sollten und daß 
sie sie nur spielen können, wenn 
sie zusammenarbeiten. Doch im 
Gegensatz zu den deutschen 
Christdemokraten und in der Tra- 
dition des Nationalstaates sind 
wir der Meinung, daß dieses Ziel 
nicht in einer multinationalen 
Struktur, sondern nur durch eine 
Allianz souveräner Republiken 
erreicht werden kann. 

Auf einer noch tieferen Ebene - 
und das ist Delors’ drittes Pro- 
blem - sind wir vollständig davon 
überzeugt, daß eine umfassende 


europäische Wachstumsinitiative 
nur dann durchgeführt werden 
kann, wenn für die existierenden 
Finanz- und Währungsstrukturen 
der Konkurs eingeleitet wird. De- 
ren Existenz, die sich in Finanz- 
einkünften manifestiert, sind in 
der Tat mit einer Entwicklungs- 
politik inkompatibel. Jetzt haben 
sich die Berater von Delors - die- 
jenigen, die der »L’Express« vom 
27. Oktober seine »Vorkämpfer« 
nennt — stattdessen durch ihre 
konstante Anpassung an die Poli- 
tik der internationalen Finanz- 
einnahmen, die der britischen 
Oligarchie, ausgezeichnet. Elisa- 
beth Guigou war die Standard- 
Überbringerin des verheerenden 
Maastricht-Europa, die mehr ge- 
gen Europa getan hat als die 
schlimmsten Anti-Europäer. 
Segoulene Royal fordert in 
Frankreich eine Operation »Sau- 
bere Hände« und nimmt damit 
das auf, was Philippe de Villiers 
und Le Pen, der Führer der Na- 
tionalfront, unter der Schirmherr- 
schaft von Jimmy Goldsmith wie- 
derholt haben, mit dem Ziel, un- 
ser Produktionssystem und die 
Schwerindustrie zu lähmen. Das 
sind sogar diejenigen, die die Zu- 
stände der Korruption geschaffen 
haben und heute über deren Exi- 
stenz verärgert sind. 


Die Falle 
ist eindeutig 


Philippe Lafayette, ehemaliger 
Direktor des Kabinetts von De- 
lors, war als Wirtschafts- und Fi- 
nanzminister der Schöpfer der 
Deflation und Währungspolitik 
von Maastricht, einer Form von 
supranationaler Sparpolitik, die 
mit dem System monetärer Dere- 
gulation und weltweitem Frei- 
handel, das jetzt existiert, voll in 
Einklang steht - dem System der 
britischen Finanzoligarchie. 
Jean-Baptiste de Foucauld ist der 
Mann, der die Idee vortrug, daß 
man die Probleme der Arbeitslo- 
sen und der sozial Ausgestoßenen 
nur dann lösen kann, wenn man 
die Armut teilt und die Sozialhilfe 
sparsam verteilt, während er 
gleichzeitig die finanziellen und 
monetären Interessen, die für die- 
se Probleme verantwortlich sind, 
zu erwähnen vergaß - das heißt, 
er sprach zwar über den Käfig, 
aber kam nicht heraus. 

Die Falle ist eindeutig: Sie funk- 
tioniert, wenn man das Gesetz des 
herrschenden Systems anwendet, 
doch das ist das Gesetz, das wir 
zurückweisen müssen. m 


Islamische Heilsfront 


Algerien 
versinkt im 
Bürgerkrieg 


Am vierzigsten Jahrestag des Beginns des Befreiungskriegs ge- 
gen die Kolonialmacht Frankreich stürzt Algerien mit voller Un- 
terstützung bestimmter Bereiche der französischen Elite in einen 
Bürgerkrieg. Obwohl es aus strikt militärischer Sicht eine Illu- 
sion ist, zu glauben, daß die staatlichen Kräfte eine Opposition 
ausradieren können, die große Unterstützung in der Bevölke- 
rung genießt, spekulieren die Regierung und das Militär genau 


mit einem raschen, blutigen Sieg. 


Algeriens Präsident Liamine Zer- 
oual kündigte am 1. November 
1994 in einer Fernsehansprache 
zum Jahrestag des Befreiungs- 
krieges an, daß der Dialog mit der 
Islamischen Heilsfront (FIS) ab- 
gebrochen worden ist. Zeroual 
gab einem der beiden FIS-Führer, 
Ali Benhadj, der aus dem Gefäng- 
nis entlassen wurde, aber unter 
Hausarrest stand, die Schuld für 
die Entscheidung und meinte, daß 
Benhadj die Militanten der be- 
waffneten islamistischen Gruppe 
dazu angestachelt hätte, einen be- 
waffneten Kampf zu verfolgen. 
Abassi Madani, der ältere der bei- 
den FIS-Führer, schickte am 
nächsten Tag einen Brief an Zer- 
oual und drängte ihn, »seine 
Weisheit zu demonstrieren, der 
Mann der Lösungen zu bleiben 
und sein Volk nicht in die irrsinni- 
ge Sackgasse zu führen, wie seine 
Vorgänger das getan hätten«. 


An dem Tag jedoch hat das Innen- 
ministerium eine Erklärung her- 
ausgegeben, daß man »entschlos- 
sen sei«, diejenigen, die für den 
Terrorismus und die Gewalt ver- 
antwortlich sind, »zu vernich- 
ten«. 


Eine Greueltat beispielloser Bru- 
talität hat die öffentliche Meinung 
auf die Eskalation vorbereitet. 
Während der Feierlichkeiten zum 
Jahrestag des Befreiungskrieges 
gegen Frankreich explodierte auf 
dem Friedhof von Mostaganem 
eine Bombe, bei der fünf Kinder 
getötet wurden, die die National- 
helden ehrten. Fernsehteams vor 
Ort photographierten alles unmit- 


telbar und die Bilder waren im 
ganzen Land zu sehen und die Re- 
gierung ergriff die Gelegenheit 
ihr hartes Durchgreifen bei den 
Islamisten zu rechtfertigen, in- 
dem der Mord sofort den Islami- 
sten zugeschrieben wurde. 


Die FIS reagiert auf ungewöhnli- 
che Weise. Sie verurteilte den An- 
schlag und verwickelte die Regie- 
rung direkt in die Tat. In einer in 
ganz Europa zirkulierten Erklä- 
rung wurde es von FIS-Führungs- 
kräften als »Massaker bezeichnet, 
das die Gräber der Freiheitskämp- 
fer zum Ziel hatte und unschuldi- 
ge Kinder dabei auf die gemeinste 
Weise tötete«. In der Verlautba- 
rung wurde auch auf Passagen in 
Zerouals Rede bezug genommen, 
die dieser am Abend vor dem 
Bombenattentat gehalten hatte, 
indem angeblich »auf Angriffe 
auf die Gräber von Freiheits- 
kämpfern angespielt worden war, 
obwohl« — so wird in dem Kom- 
munique erläutert — »in den letz- 
ten zweieinhalb Jahren solche 
Anschläge nicht mehr vorgekom- 
men sind. Vielmehr wurde mit der 
Anspielung an die Entweihungen 
von Friedhöfen vor den algeri- 
schen Wahlen (1992) erinnert, die 
die FIS gewinnen sollte. 


In dem FIS-Kommunique& wurde 
»Schock zum Ausdruck gebracht, 
der uns überrascht und erschreckt 
hat«, als die Nachricht von dem 
Bombenattentat auf dem Friedhof 
nach Zerouals Rede bekannt 
wurde. »Die FIS verurteilt diesen 
gemeinen Mord und seine Täter 
aufs Tiefste«, hieß es. Das Kom- 


muniqu& schloß mit Beileidsbe- 
zeugungen an die Familien der 
Opfer. Kurz gesagt, die FIS be- 
schuldigte die Sicherheitsdiente, 
daß sie hinter dem Bombenatten- 
tat auf dem Friedhof stehen. Der 
französischen Presse zufolge 
wurde der Verdacht von vielen 
geteilt. 


Totaler Krieg 
gegen die Opposition 


Die Entscheidung, den Dialog 
abzubrechen, wurde von dem al- 
gerischen Militär in Absprache 
mit Kreisen in Frankreich getrof- 
fen. Der Pariser Tageszeitung »Le 
Monde« zufolge war der algeri- 
sche Stabschef der Armee, Mo- 
hammed Lamari, der gerade in 
den neu geschaffenen Generals- 
rang des Armeecorps befördert 
worden war, kurz vor dem Sin- 
neswandel in der Regierung in 
Frankreich gewesen. In Paris sag- 
ten ihm französische militärische 
und politische Führer, darunter 
auch General Jacques Massu, ihre 
Unterstützung für den totalen 
Krieg gegen die islamistische Op- 
position zu. Nach Lamaris Reise 
führte der französische Innenmi- 
nister Charles Pascqua die bisher 
größte Razzia gegen mutmaßliche 
islamistische Anhänger durch, wo- 
bei 95 Personen verhaftet wur- 
den. 


Die Franzosen sollen auch zuge- 
stimmt haben, Algerien militäri- 
sche Ausrüstung für den Krieg zu 
liefern. »Le Monde« berichtete, 
daß Waffen und Ausrüstung in 
Frachtmaschinen eingeflogen wür- 
den. Zu den Lieferungen sollen 
sauerstoffabsorbierende Bomben 
und Nachtkampfausrüstung für 
russische MI-24 Helikopter ge- 
hören. Am 16. November 1994 
wurde die Nachricht veröffent- 
licht, daß Frankreich auch einen 
Vertrag zum Verkauf von neun 
Ecureuil-Helikoptern für Anti- 
Terrorzwecke an das algerische 
Innenministerium unterzeichnet 
hätte. 


Die Situation innerhalb Algeriens 
ist zu einem regelrechten Krieg 
eskaliert. Fast 1000 Zivilisten 
starben zwischen dem 1. und 9. 
November 1994 einer FIS-Ver- 
lautbarung zufolge; Regierungs- 
quellen zufolge geht die Zahl in 
die Hunderte. Exekutionen und 
Greueltaten, für die die Islamisten 
verantwortlich gemacht werden — 
obwohl viele Manipulationen 
durch die Regierung vermuten -, 


werden in den Medien, die voll- 
ständig unter staatliche Kontrolle 
gebracht worden sind, weithin 
verbreitet und die Regierungs- 
streitkräfte verteilen Waffen an 
die Bevölkerung. 


Noch Grund 
zur Hoffnung 


Obwohl Algerien hoffnungslos in 
einem Bürgerkrieg verstrickt zu 
sein scheint, gibt es immer noch 
Möglichkeiten, das Blutvergie- 
ßen zu stoppen. Im Land ist be- 
kannt, daß nicht die ganze militä- 
rische Führung die Ansichten des 
Hardliners Lamari teilt, der in er- 
ster Linie dafür verantwortlich 
war, Zeroual dazu zu drängen, 
den Dialog abzubrechen. Es ist 
nicht unvorstellbar, daß Lamari 
durch einen nationalistischen Mi- 
litaristen ersetzt wird, der eine 
vernünftige Vereinbarung mit der 
FIS und anderen Oppositions- 
streitkräften im Interesse einer 
nationalen Aussöhnung erarbei- 
tet. Eine solche Option würde Un- 
terstützung von jenen Sektoren in 
Frankreich erforderlich machen, 
die sich immer noch einer Politik 
des Dialogs verschrieben haben. 
Frankreich ist jedoch in den letz- 
ten Tagen des Mitterrand-Regi- 
mes in einem Vakuum gefangen. 


Ein weiterer wichtiger Faktor in 
der Algerienkrise ist Washington. 
Die Politik des Dialogs, die von 
Pasqua-Lamari Anfang Novem- 
ber aufgegeben wurde, ist von der 
US-Regierung sehr stark begrüßt 
worden. Präsident Clinton hat ei- 
ne Verbindung zur FIS hergestellt 
und bei seiner Frankreichreise im 
Juli 1994 betonte er die Notwen- 
digkeit, Kontakte mit den mode- 
raten Islamisten zu entwickeln, 
um eine militärische Eskalation 
zu vermeiden. Die Frage, wie 
wohl die Regierung Clinton auf 
die dramatische Wende der Ereig- 
nisse in Algerien reagiert, scheint 
von dem stellvertretenden ameri- 
kanischen Außenminister Robert 
Pelletreau in einer Pressekonfe- 
renz am 15. November beantwor- 
tet zu sein. 

»Le Monde« zufolge brachte Pel- 
letreau seine Sorge über die »Ex- 
zesse der Sicherheitskräfte« und 
über den »wachsenden Einfluß 
der stärksten Hardliner in der Mi- 
litärhierarchie« in Algerien zum 
Ausdruck. Diese Tendenz »wirft 
Zweifel auf die Lebensfähigkeit 
einer Wahl, die das Regime im 
Jahre 1995 durchführen will«, 


sagte er. 
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Hintergrund- 
Journal 


Beispielloses 
Expose 
über Kissinger 


David Halberstam, ein Insider 
des liberalen US-Establishments, 
beschuldigte in der Oktober- 
Ausgabe des Magazins »Vanity 
Fair« den ehemaligen US- 
Außenminister Henry Kissinger, 
durch seine doppelzüngige, intri- 
gante Politik den letzten Rest 
von Integrität in der amerikani- 
schen Außenpolitik zerstört zu 
haben. Halberstam charakteri- 
siert Kissinger als »paranoid«, 
»heimtückisch«, »manipulativ« 
und »neurotisch«. Kissinger 
habe 1968 während des Präsi- 
dentschaftswahlkampfes den 
demokratischen Präsidentschafts- 
kandidaten Hubert Humphrey, 
Richard Nixon und den macht- 
hungrigen Nelson Rockefeller 
gezielt gegeneinander ausge- 
spielt und dabei Geheimin- 
formationen aus den Pariser 
Friedensgesprächen über Viet- 
nam verwendet. Kissinger wollte 
sicherstellen, daß er in der neuen 
Regierung einen hohen Posten 
bekäme, egal unter welchem 
Präsidenten. 


Halberstam bescheinigt Kissin- 
ger krankhaften Ehrgeiz und ver- 
schweigt auch nicht Kissingers 
eigenartige sexuelle Neigungen, 
die bisher in den etablierten 
Medien tabuisiert waren. Halber- 
stam schreibt: »Einer seiner 
[Kissingers] Mitarbeiter erinner- 
te sich daran, mit Kissinger, H. 
R. Haldeman und John Ehr- 
lichman im Aufzug des West- 
flügels gefahren zu sein. Einer 
der Männer machte eine Be- 
merkung über einen Artikel in 
der Washington Post über ein 
Abendessen Kissingerss am 
Vorabend mit einer jungen Frau. 
Daß Henry dem weiblichen 
Geschlecht zugeneigt ist, rief 
große Überraschung hervor. 
Man habe doch immer gehört, er 
bevorzuge junge Männer.« 


Kürzlich veröffentlichte der 
Hollywood-Filmregisseur, 
Drogenkonsument und -dealer 
Robert Evans eine Autobio- 
graphie voll schlüpfriger Anek- 
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doten über seine Beziehungen zu 
Kissinger. Evans sagte am 21. 
September gegenüber der »Chi- 
cago Tribune«: »Kissinger nahm 
mich ins Weiße Haus mit, bis ins 
Oval Office. Wir telefonierten 
ein ganzes Jahrzehnt lang, von 
1970 bis 1980, jeden Tag mitein- 
ander.« ii 


UNO warnt 
vor 
schrecklicher 
Hungersnot 


Die Nahrungsmittel- und Land- 
wirtschaftsorganisation (FAO) 
der UNO und das World Food 
Program sagten in einem Bericht, 
die Irakis würden unter »starkem 
Mangel, chronischem Hunger, 
endemischer Unterernährung des 
größten Teils der Bevölkerung 
und an einer rasch zunehmenden 
Zahl völlig verarmter Menschen 
leiden«. 


Dies sind »allgemein anerkannte 
Indikatoren für eine drohende 
Hungersnot«, die »große Besorg- 
nis« hervorrufen, sagten die 
Behörden. Amir Abdulla Khalil, 
der FAO-Vertreter im Irak, 
sagte, er werde an die Weltge- 
meinschaft appellieren, damit sie 
dem Irak zu Hilfe komme. »Ich 
kann sagen, daß die Situation 
ernst ist«, sagte er zu Reuters. 
»Wir müssen etwas tun.« 


Der größte Druck zur Fort- 
setzung des völkermörderischen 
Embargos gegen den Irak kommt 
von den Vereinigten Staten und 
den benachbarten, ölproduzie- 
renden arabischen Scheich- 
tümern, die offenkundige anglo- 
amerikanische Aktiva darstellen. 


Clinton und 
Carrol 


Quigley 


Die Tatsache, daß Präsident 
Clinton am 10. November 1994 
eine Vorlesungsreihe an der 
Georgetown-Universität zu Eh- 
ren von Carroll Quigley eröffne- 
te, hat die Aufmerksamkeit auf 
Quigleys Rolle als Erzieher meh- 
rerer Generationen führender 
amerikanischer Politiker gelenkt 
und unterstreicht einen wesentli- 


chen Grund für die britischen 
Ausfälle gegen den Präsidenten. 
Bekannt wurde Quigley insbe- 
sondere durch seine Bloßstellung 
der britischen Round Table- 
Gruppe, aus der das Royal 
Institute of International Affairs 
(RIIS) und der Council on 
Foreign Relations hervorgingen. 
Nicht weniger interessant ist 
weiterhin Quigleys Konzept des 
»Vorrangs der Zukunft«. Dies 
ist, wie Präsident Clinton in sei- 
ner Rede am 10. November her- 
vorhob, »der Glaube, daß die 
Zukunft besser sein kann als die 
Gegenwart und daß wir ver- 
pflichtet sind, sie besser zu 
machen«. Auf der Grundlage 
dieses Konzepts lehrte Quigley, 
so Clinton, die westliche 
Zivilisation sei die beste aller 
Zivilisationen und Amerika »der 
beste Ausdruck dieser westli- 
chen Zivilisation«. Clinton 
schloß seinen Vortrag: »Wir 
können die Zukunft besser 
machen... Vor 30 Jahren sagte 
Carroll Quigley in dieser Halle 
den Erstsemestern, zu denen 
auch ich gehörte, daß unsere 
Größe auf dem außergewöhn- 
lichen Glauben der Amerikaner 
beruht, daß wir die Zukunft bes- 
ser machen können als die 
Vergangenheit. Heute haben 
viele Amerikaner diesen Glau- 
ben verloren, aber die Beweise 
sind da, und die Zukunft ist da. 
wir müssen den Mut haben, nach 
diesem Glauben zu handeln, um 
die Zukunft zu ergreifen und 
unser Volk optimistisch, weit- 
blickend und stark zu erhalten.« 


Die extreme Rechte in Amerika 
hat versucht, Quigley als 
Sprecher für ihre populistische 
Rhetorik zu vereinnahmen. 
Dagegen lag Quigleys Haupt- 
augenmerk vielmehr darin, die 
entscheidenden Unterschiede 
zwischen den politischen und 
wirtschaftlichen Systemen Eng- 
lands und Amerikas herauszuar- 
beiten. In seinem 1949 verfaßten 
Buch »Das anglo-amerikanische 
Establishment« schrieb er über 
das politische System Englands: 
»Kein Land, das seine Sicherheit 
schätzt, sollte zulassen, was 
Milners Gruppe erreicht hat - 
nämlich, daß eine kleine Zahl 
von Menschen eine solche 
Macht in der Regierung und der 
Politik ausübt, fast völlige 
Kontrolle über die Veröffent- 
lichung von Dokumenten über 
ihre Aktivitäten erhält, einen sol- 
chen Einfluß auf die Infor- 
mationswege ausübt, welche die 


öffentliche Meinung bestimmen, 
und in der Lage ist, die Schriften 
und Lehren über die Geschichte 
der eigenen Zeit so vollkommen 
zu monopolisieren.« Clinton 
lenkte in seinen Bemerkungen 
über Quigley die Aufmerk- 
samkeit auf den wesentlichen 
Unterschied zwischen Groß- 
britannien und den Vereinigten 
Staaten: Die verfassungsmäßige 
Verpflichtung des amerikani- 
schen Präsidenten zur Beför- 
derung des Fortschritts. 


Quigley, ein Nachfahre armer 
irischer Einwanderer, wurde in 
den 30er Jahren an der Harvard- 
Universität als Historiker ausge- 
bildet. 1941 ging er nach 
Georgetown, wo er mit der 
Ausbildung des Personals für 
den diplomatischen und militäri- 
schen Dienst betraut wurde, das 
nach dem Krieg in Italien, 
Deutschland und Japan einge- 
setzt werden sollte. 1964 mußten 
alle Erstsemester der außenpoli- 
tischen Schule seine Vorle- 
sungen über die westliche Zivi- 
lisation hören, und Clinton 
gehört zu den 200 Studenten, die 
davon profitierten. 


Nahost: 
Frontlinien 
gezogen 


Die Möglichkeit zur Schaffung 
eines »europäisch-mediterranen 
Wirtschaftsraums«, wie sich EU- 
Präsident Jacques Delors aus- 
drückte, ist ganz wesentlich 
abhängig von der zukünftigen 
»Entwicklungsbank für Nahost 
und Nordafrika«, die mit 24 
Milliarden Dollar Grundkapital 
ausgestattet werden soll. Eine 
deutliche Gegenposition dazu 
haben verschiedene britisch 
beeinflußte Kreise bezogen. 


Am deutlichsten wurde die Ab- 
lehnungsfront auf der Konferenz 
in Casablanca durch die Welt- 
bank und den Internationalen 
Währungsfonds mit Unter- 
stützung mehrerer Zentral- 
banken, darunter der amerikani- 
schen, deutschen und israeli- 
schen, vertreten. Auch Außen- 
minister Kinkel drückte Skepsis 
aus. Walter Weiner, Vorsit- 
zender der Republic National 
Bank des windigen Finanziers 
Edmond Safra sprach sich offen 
gegen die Bank aus. 


Die Golfstaaten und Saudi- 
Arabien erklärten, sie könnten 
wegen des Golfkriegs und des 
Olpreisverfalls kein Geld für die 
Bank zur Verfügung stellen. 
Auch Kanada opponierte gegen 
die Bank. Alles wird davon 
abhängen, wer letztlich die poli- 
tische Kontrolle über die Bank 
ausübt und ob die Ent- 
wicklungsvorhaben mit »projekt- 
orientierten Krediten« finanziert 
werden. Man sollte die Lehren 
aus der gescheiterten Osteuropä- 
ischen Entwicklungsbank zie- 
hen, deren Hauptfunktion es war, 
die Durchsetzung der rücksichts- 
losen Schocktherapie in Ost- 
europa zu überwachen. DO 


»Corriere« 
über Hinter- 
sründe des 
Herrhausen- 
Mordes 


Fünf Jahre nach dem Mord an 
Alfred Herrhausen veröffentlich- 
te die größte italienische Tages- 
zeitung »Corriere della Sera« 
einen Artikel, der wesentliche 
Elemente der Hintergründe von 
Herrhausens Tod bestätigt. Die 
Zeitung gehört der Agnelli- 
Gruppe. Am 29. November 
schreibt Massimo Nava dort, es 
gebe Hinweise auf ein Komplott, 
in das Kreise der Wall Street, der 
Stasi und der von Thatcher domi- 
nierten neuen Entente Cordiale 
zwischen London und Paris ver- 
wickelt seien. Herrhausen war 
»ein globaler Spieler, der beim 
Treffen des Weltwährungsfonds 
für eine Schuldenreduktion der 
Dritten Welt kämpfte«, so Nava, 
er habe »Kennedy-artige Erwar- 
tungen wachgerufen, als er eini- 
ge Tage vor seinem Tode im 
»Wall Street Journal< seine öko- 
nomische »Ostpolitik< heraus- 
brachte, die Vision von Deutsch- 
land und der Deutschen Bank als 
»Brücken< zwischen Ost und 
West, als Motor der industriellen 
Konversion und der neuen demo- 
kratischen Entwicklung«. 


Nava weist die offizielle Ver- 
sion, die eine dritte RAF- 
Generation für den Mord verant- 
wortlich macht, zurück und erin- 
nert an die Protektion westlicher 
Terroristen durch die Stasi. »Ist 
es reine Phantasie zu denken, 


östliche Geheimdienste könnten 
einen letzten Schlag machen, um 
den Gang der Dinge zu verän- 
dern?« Nava bemerkt zu dem 
politischen Umfeld 1989: Da- 
mals sei Mitterrand »der DDR 
im Todeskampf mit dem Ver- 
sprechen von Hilfe an die 
Regierung Modrow zu Hilfe 
gekommen. Man sprach vom 
‚Vierten Reich« und der »Super- 
D-Mark«. Thatchers Memoiren 
decken die britischen Angste vor 
einer >zu schnellen< Wiederver- 
einigung auf. In internationalen 
Finanzkreisen gibt es Irrita- 
tionen.« Die »Verschwörungs- 
theorie« könne zwar keine defi- 
nitiven Beweise vorlegen, so der 
»Corriere«, entbehre aber nicht 
der Substanz. oO 


Die diktatori- 
schen Rezepte 
der Liberalen 


Angesichts offener finanzieller 
Zerfallserscheinungen und wach- 
sender Arbeitslosigkeit in den 
westlichen Ländern setzen sich 
die angeblich liberale Mont- 
Pelerin-Gesellschaft und die 
Kreise Friedrich von Hayeks 
jetzt für offen autoritäre Herr- 
schaftsformen ein. In »Die Wo- 
che« hat der aus diesem Umfeld 
stammende liberale Vordenker 
Sir Ralf Dahrendorf geäußert, 
daß der »asiatische Autoritaris- 
mus« durchaus »eine realistische 
Alternative zur Demokratie« im 
Westen darstellen könnte. 


Ohne Sinn für die asiatischen 
Werte oder die »dirigistische« 
Wirtschaftspolitik in Asien 
behauptet Dahrendorf, der demo- 
kratische »Wohlfahrtsstaat« der 
Nachkriegszeit sei am Ende, und 
unter sich verschärfenden Kri- 
senbedingungen werde sich ein 
politisches System herausbilden, 
in dem Pressefreiheit, Toleranz 
und Schutz der politischen 
Opposition mehr und mehr 
zurückgedrängt werde. Dahren- 
dorf: »Ich glaube, daß die öffent- 
liche Meinung in Deutschland 
genauso unsicher ist wie in vie- 
len anderen Ländern auch. Und 
daß man wahrscheinlich eine 
ganze Menge Öffentliche Zu- 
stimmung kriegen könnte mit 
einem Programm, in dem auch 
Elemente dessen stecken, was 
ich asiatischen Autoritarismus 
nenne.« 


Dahrendorfs Bemerkungen ent- 
sprechen den politischen »An- 
weisungen«, die auf dem Jahres- 
treffen der Mont-Pelerin-Ge- 
sellschaft am 20.-25. August in 
Cannes ausgegeben wurden. 
Dort hatte der Franzose Alain 
Madelin geäußert, das »soziale 
und demokratische System« der 
Nachkriegszeit sei kollabiert. 
Der Grundsatz »Ein Bürger, eine 
Stimme« müsse in Frage gestellt 
werden, da die Regierungen 
nicht mehr in der Lage seien, die 
notwendigen Mittel für Arbeits- 
losigkeit, Renten, Gesundheits- 
fürsorge und ähnliche Sozial- 
programme aufzubringen. Diese 
»Botschaft« wird jetzt durch das 
Netz der weltweiten Mont- 
Pelerin-Institutionen verbreitet, 
darunter das Adam Smith Insti- 
tute und das Institute for Eco- 
nomic Affairs in London, die 
Atlas Research Foundation und 
die Reason Foundation in den 
USA sowie das Center for App- 
lied Economic Research in Rom. 


Sind 
Menschen 
»überflüssige 
Biomasse«? 


Am 28. November fand in Genf 
eine große, exklusive Spenden- 
veranstaltung für den World 
Wide Fund for Nature (WWF) 
und dessen finanziellen Arm, 
den 1001 Nature Trust statt. Im 
Anschluß an ein Benefizkonzert 
des London Philharmonic Orche- 
stra für den WWF fungierte 
WWF-Präsident Prinz Philip per- 
sönlich als Gastgeber eines 
Dinners für 500 ausgewählte 
Gäste. Einige der »angesehen- 
sten« britischen und Schweizer 
Finanzkreise sponserten die 
Veranstaltung, u.a. Kleinwort 
Benson, British Bank for the 
Middle East, Lombard Odier und 
Pictet & Cie. Kurz zuvor 
bestätigte das führende WWF- 
Mitglied John Aspinall die 
unmenschlichen Ansichten die- 
ser Kreise, die in dem Dossier 
»Der Untergang des Hauses 
Windsor« von uns beschrieben 
worden sind. 


Am 27. November schreibt 
Aspinall im Londoner »Ob- 
server«: »Ich stehe zu dem, was 
ich vor langer Zeit über die gro- 
teske Überbevölkerung gesagt 


habe.« Er zitierte im Buch, das er 
Anfang der siebziger Jahre 
geschrieben hatte: »Vor mehr als 
20 Jahren stand die enorme Über- 
lastung an Menschen bei 3,5 
Milliarden. Diese überflüssige 
Biomasse ist nun angeschwollen 
auf nahezu sechs Milliarden. Bis 
2050 sehen Demographen eine 
Bevölkerung von neun bis zehn 
Milliarden voraus.« Dann zitiert 
er Sir Julian Huxley, der 1961 im 
Dienste der britischen Monarchie 
den WWF mitgegründet hatte: 
»Wenn ein intelligentes Wesen 
diesen Planeten vom fernen 
Weltraum betrachtete, würde sie 
das unkontrollierte Wachstum 
der Menschen für krebsartig und 
alles verzehrend halten.« 


Naturpark des 
WWF wird 
zur Aus- 
bildung von 
Terroristen 
benutzt 


Die argentinische Zeitung »La 
Nacion« berichtete am 25. No- 
vember, der stellvertretende israe- 
lische Verteidigungsminister Mor- 
dechai Gur habe dem israelischen 
Parlament mitgeteilt, daß das 
Grenzgebiet zwischen Paraguay, 
Argentinien und Brasilien am 
Iguazu zur Finanzierung und zur 
Ausbildung von Terroristen der 
Hezbollah genutzt wird. Isra- 
elische und amerikanische Nach- 
richtendienste hatten solche Vor- 
würfe schon früher erhoben. Die 
Hezbollah versucht sich auf die 
beträchtliche libanesisch-schiiti- 
sche Bevölkerung in diesem 
Gebiet zu stützen. Das von der 
Hezbollah genutzte Gebiet am 
Dreiländereck ist beinahe iden- 
tisch mit dem Naturpark Iguazu- 
Fälle. Vor kurzem begann die 
argentinische Vertretung des 
Worldwide Fund for Nature 
(WWF) eine Kampagne zur 
Verschärfung des »Natur- 


schutzes« im Park und beklagte, 
die vielen Touristen zerstörten 
die »natürliche Umwelt«. m) 
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Johannes Paul II. 


Wer hat 
Angst vor 
dem Papst’ 


Wenn der fernsehsüchtige Durchschnittsbürger das neue Buch 
von Papst Johannes Paul II. kauft und glaubt, es handele sich da- 
bei um »leichte« oder gar unterhaltsame Lektüre, wäre seine 
Enttäuschung verständlich. Doch wenn eine Zeitung wie die 
»Washington Post«, die einen Teil des amerikanischen Establish- 
ments repräsentiert, oder der Londoner »Independent« - der das 
britische Establishment repräsentiert, -— Kommentare veröf- 
fentlicht, in denen »Crossing the Threshold of Hope« als Fehl- 
schlag bezeichnet wird, weil Religion nicht im Seifenopernstil 
dargestellt wird und in denen der Autor mit erstaunlicher, verba- 
ler Gewalt angegriffen wird, dann ist das etwas anderes. 


Und wenn jemand im Zusam- 
menhang mit der Nominierung 
von 30 neuen Kardinälen durch 
den Papst auf die Tatsache hin- 
weist, daß der Papst bei seiner 
Wahl von der Überlegung geleitet 
wurde, zu schauen, daß die Füh- 
rungskontinuität der katholischen 
Kirche in der Zukunft gesichert 
ist, dann ist das eine offensichtli- 
che Bemerkung. Doch wenn von 
dem Ereignis stattdessen durch 
einen Journalisten als Vorwand 
dafür berichtet wird, um zu ar- 
gumentieren, der Papst plane sei- 
ne Nachfolge, weil er krank und 
dem Tod sehr nahe ist und um 
nahezulegen, daß der Papst lieber 
zurücktreten solle, bevor er der 
Kirche Schaden zufügt, so kön- 
nen wir das als schwarze Propa- 
ganda bezeichnen. Und das ist es, 
was die internationalen Medien 
taten, nachdem der Vatikan am 
Sonntag, den 30. Oktober 1994 
die Liste mit den 30 neuen Kardi- 
nälen bekanntgab, die vom Papst 
ernannt worden sind. 


Wir haben es mit 
Feinden des 
Papstes zu tun 


Die schwarze Propaganda in den 
Medien war so allgegenwärtig, 
daß selbst Vittorio Messori, der 
Autor des buchlangen Interviews 
mit Wojtila, von »einer Opera- 
tion« und »einem nicht sehr ver- 
steckten Versuch, ihn zum Rück- 
tritt zu zwingen« sprach. 
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Unterdessen bot Papst Johannes 
Paul II. bei seiner Reise nach Sizi- 
lien vom 3. bis 5. November allen 
Gerüchten über seine Gesundheit 
die Stirn. Er hat seine Krankhei- 
ten nie verborgen, ganz im Ge- 
genteil. Doch zum ersten Mal 
sprach er stehend und nicht sit- 
zend vor der versammelten 
Menge, was zeigt, daß er sich von 
seiner Hüftoperation vor sechs 
Monaten, bei der ihm ein künstli- 
ches Hüftgelenk eingesetzt wor- 
den war, gut erholt. 


Bei der Ankündigung seiner Rei- 
se nach Manila zum Internationa- 
len Treffen der Jugend im Januar 
1995 meinte der Papst auch 
scherzhaft, daß er seinen Stock 
mitnehmen werde, auch wenn er 
ihn zur Stützung seines Beins 
nicht mehr braucht. Zu der ihm 
zujubelnden Menge sagte er 
dann: »Ich sehe, daß Sie für den 
Stock und nicht dagegen sind.« 


Ein Alptraum 
für seine Feinde 


Sowohl im Zusammenhang mit 
den Reaktionen auf das Buch von 
Papst Johannes Paul II. als auch 
im Zusammenhang mit den Reak- 
tionen auf die 30 neuen Kardinäle 
haben wir es außerhalb und inner- 
halb der katholischen Kirche mit 
Feinden zu tun, die Kreise reprä- 
sentieren, die sich durch Wojtilas 
Bemühungen, den Zustand der 
Menschheit sowohl geistig wie 


materiell zu verbessern, sehr ver- 
letzt fühlen. Für solche Kreise, 
die den Papst gerne aus seinem 
Amt entfernt sehen wollen, ist der 
Gedanke eines Nachfolgers, der 
die Aktionen von Johannes Paul 
II. fortsetzt, ein Alptraum. 


Nach dem persönlichen Sieg des 
Papstes im Zusammenhang mit 
den Entvölkerungsprojekten auf 
der internationalen UNO-Konfe- 
renz über die Bevölkerung und 
Entwicklung in Kairo, ist Wojtilas 
Buchinterview ein machtvolles 
Instrument für die Katholiken 
weltweit, um ihren Glauben in 
Christus zu stärken und die Kir- 
che im Kampf um die Verbesse- 
rung des geistigen und materiel- 
len Zustands der Menschheit zu 
motivieren. 


Wojtilas Buch, das erste, das je 
von einem Papst im Amt für eine 
allgemeine Öffentlichkeit ge- 
schrieben worden ist, hat nicht 
nur eine standfeste Doktrin, son- 
dern es ist in seiner Annäherung 
zu anderen Religionen auch 
ökumenisch: man muß kämpfen. 
Punkt. 


Wojtila sagt nicht einfach nur, daß 
man das Böse bekämpfen muß, 
sondern er benennt das Böse sehr 
genau, sowohl von einem kultu- 
rellen wie auch von einem politi- 
schen Standpunkt aus. 


In kultureller Hinsicht ist es das 
heutige »neopositivistische Zeit- 
alter«, das die Fortsetzung einer 
Wende in der philosophischen 
Geschichte darstellt, die die Mo- 
ral von der Wahrheit loslöst und 
die von Ren& Descartes ausging, 
und von Immanuel Kant und allen 
britischen Empiristen fortgesetzt 
wurde. 


In politischer Hinsicht macht der 
Papst sehr deutlich, daß das Böse 
von der Fortdauer des britischen 
Imperialismus repräsentiert wird, 
wenn er sich Mahatma Gandhis 
Kritik des Christentums an- 
schließt: »Könnte ein Mensch, 
der für die Befreiung seiner gro- 
ßen Nation von kolonialer Ab- 
hängigkeit kämpft, das Christen- 
tum in der gleichen Form akzep- 
tieren wie es seinem Land von 
eben diesen Kolonialmächten 
auferlegt worden ist?« 


Das ist auch der Grund, warum 
die Erben der Kolonialmächte in 
der Gegenwart so aufbrausend 
auf sein Buch reagiert haben und 
Artikel veröffentlichen wie die 


Kolumne von Coleman McCar- 
thy, die am 1. November 1994 in 
der »Washington Post« und in der 
»International Herald Tribune« 
erschienen ist. 


Ein Großangriff 
auf Wojtila 


»»Crossing the Threshold of Ho- 
pe< von Johannes Paul II. als 


Buch zu bezeichnen, ist eine 
Übertreibung«, schrieb McCar- 
thy. »Oberflächliche Notizen 


kommt den Tatsachen näher. Ein 
passender Titel für dieses 227 Sei- 
ten umfassende Werk, das eine in- 
ternationale Auflage von 20 Mil- 
lionen hat und in das sechs Millio- 
nen Dollar investiert wurden, wä- 
re gewesen: >Ein paar flüchtige 
Gedanken, die ich hinklatsche, als 
ich gerade nicht mit der Leitung 
der Kirche beschäftigt war.«« 


Man könnte alles mögliche gegen 
das Buch des Papstes sagen, nur 
nicht, daß es oberflächlich ist. 


Und der Schreiberling der »Was- 
hington Post« widerspricht sich in 
dem Zusammenhang später 
selbst, wenn er, gequält von Woj- 
tilas Betonung der Figur Christus’ 
schrieb: »Solche Worte und Ideen 
sind erbaulich. Sie sind aufrichtig 
und edel, aber es ist keine Litera- 
tur.« 


Während er es dem Leser über- 
läßt, was seine Definition von Li- 
teratur ist, beendet McCarthy sei- 
ne Phantastereien mit den Wor- 
ten: »Indem er ein billiges Buch 
um den Preis eines großen Ge- 
schäftes akzeptiert, läßt sich der 
Papst einfach zu einem weiteren 
Pseudoautor machen, der Agen- 
ten und Verleger mit seinem be- 
rühmten Namen zu reichen Leu- 
ten macht. Das Ansehen des 
Papstamtes wird dadurch herab- 
gesetzt.« 


Der andere Großangriff gegen 
Wojtila kam direkt aus den briti- 
schen Kreisen. Im »Independent« 
bezeichnet Monica Furlong das 
Buch als »fade« und den Stil des 
Papstes als »kaum durch Humor 
und Vorstellungskraft gekenn- 
zeichnet«. Der Geist des Papstes 
»wurde dazu programmiert, auf 
Schienen zu laufen«. 


Ein anderes britisches Organ, das 
Satiremagazin »Private Eye«, 
sendete in seinen Angriffen auf 
das Papstbuch eine Reihe von 
Botschaften aus. Es schrieb, daß 


»das, was Wojtila über Descartes 
sagt, ein Zerrbild sei«, und daß 
»noch beunruhigender sei, daß 
dieser Papst offenbar jetzt glaubt, 
daß das Attentat aus dem Jahre 
1981, das er überlebt hat, nichts 
geringeres gewesen ist als eine di- 
rekte Botschaft von Gott«. 


Das Unbehagen von »Private 
Eye« mag nicht überraschen, wo 
doch der britische Geheimdienst 
der Hauptverdächtige für diesen 
Anschlag ist. 


Ein trojanisches 
Pferd innerhalb 
der Kirche 


Die andere Handlung des Papstes, 
die Nominierung von 30 neuen 
Kardinälen, rief feindselige Re- 
aktionen von einer Gruppe von 
Neo-Ketzern aus Tübingen her- 
vor, deren Kandidat der Mainzer 
Bischof Karl Lehmann war. Leh- 
mann wurde nicht zum Kardinal 
ernannt, obwohl er Leiter der 
deutschen Bischofskonferenz ist. 
Dafür gibt es einen Grund: Leh- 
mann, ein Schüler des nazi- 
freundlichen Philosophen Martin 
Heidegger, gehört zu einer be- 
stimmten Gruppe von Katholi- 
ken, die nicht an Christus und an 
die ewige Wahrheit glauben und 
dies durch religiöse »Verhal- 
tensweisen« ersetzt haben, die 
wie alle anderen Verhaltenswei- 
sen an die Sitten angepaßt werden 
müssen. Lehmanns Verhalten hat 
zunehmend zu einem Konflikt 
mit Rom geführt, besonders zum 
Thema Familie. 


Vor der Kairoer Konferenz hatte 
Lehmanns Bischofskonferenz ein 
pro-malthusianisches Papier ge- 
billigt; kürzlich hat er die Kir- 
chendoktrin verletzt, die die Ehe 
als ein heiliges Sakrament be- 


handelt. Aus diesem Grund wur- 
de er nach Rom zitiert, wo er ein 
offizielles Dokument in Empfang 
nehmen mußte, in dem seine 
Praktiken verurteilt werden. 


Lehmanns Ernennung zum Kar- 
dinal war höchst unwahrschein- 
lich. Dennoch bezeichnete Hans 
Küng, der zu seinen Anhängern 
zählt, die Tatsache, daß er nicht 
zum Kardinal ernannt wurde, als 
»Affront gegen die deutsche 
Kirche«. »Somit wurde der Weg 
für einen progressiven, deutschen 
Kardinal versperrt«, sagte Küng 
und fügte hinzu, daß »sich die 
größte Mehrheit der deutschen 
Katholiken« durch Kardinäle wie 
Joseph Ratzinger, Joachim Meis- 
ner und Alfons Stickler »nicht 
vertreten fühlt«. 


Ein anderer Lehmann-Freund, 
Eugen Drewermann - der in 
Deutschland eine Bewegung des 
Widerstands gegen den Vatikan 
angeführt hat —, bezeichnete den 
Papst als »Vampir in Priester- 
kleidung«. 


Angriffe gegen den Papst in 
Deutschland sind nicht nur im 
Hinblick auf die Zukunft der ka- 
tholischen Kirche von Bedeu- 
tung. Im Zusammenhang mit den 
oligarchischen Plänen für eine 
Wiederholung des Szenarios des 
Jahres 1914 auf dem europäi- 
schen Kontinent, entscheidet der 
Weg, den die katholische Kirche 
in Deutschland nimmt, auch über 
den Weg, den das Land in Europa 
und gegenüber Rußland nimmt. 
Das Vorhandensein einer starken, 
moralischen Autorität, die von 
der katholischen Kirche unter der 
Führung des Papstes repräsentiert 
wird und deren Auswirkungen 
auf das Verhalten anderer Kir- 
chen, ist ein großes Hindernis für 
die Destabilisierung. 


Indien 


Die Banker 
haben die 
Regierung in 
der Hand 


Trotz des Aufschreis in Indien gegen die Haushaltskürzungen für 
Infrastruktur und im Gesundheitswesen, die vom Internationa- 
len Währungsfonds und der Weltbank veranlaßt worden sind 
und die vor kurzem zum Ausbruch der Pest dort führten, prah- 
len die Londoner Banker und ihre Weltbankberater damit, daß 
die IWF-»Reformen« in Indien fortgesetzt werden. Finanzmini- 
ster Manmohan Singh, so sagen die Banker, wird ihre Befehle 


ausführen. 


»Ich denke nicht, daß es irgend- 
welche Kehrtwendungen« weg 
von der IWF-Schocktherapiepoli- 
tik geben wird, meinte Will 
Mansa, Chefsprecher für den 
Londoner Hauptsitz der Standard 
and Chartered Bank, der ältesten 
Bank des britischen Empire in In- 
dien seit dem 19. Jahrhundert. Fi- 
nanzminister Singh und seine 
Leute, sagte er einem Journali- 
sten, »erkennen, daß diese Ziele 
zwar hart für die Wirtschaft und 
politisch unpopulär sind, doch 
das Beeindruckendste an der indi- 
schen Regierung ist, daß sie sehr 
hart an der Liberalisierung fest- 
hält, weil sie die ausländischen 
Großbanken in großem Rahmen 
brauchen ... Banken wie unsere 
und auch die Citibank, die Bank 
of America, Hongkong and 
Shanghai sind für diesen Prozeß 
lebenswichtig.« 


Das tun, was die 
Banken wollen 


»Die Pest ist nicht so schlimm. 
Die ist jetzt im Griff«, sagte der 
Ökonom der World Bank India, 
Anandarup Ray, einem Untersu- 
chungsbeamten. »Die Pest kön- 
nen wir vergessen. Das ist wirk- 
lich kein bedeutender Faktor ... 
Das Reformprogramm wird nicht 
umgekehrt ... Ich vertraue dar- 
auf«, sagte er, »daß Singh das tun 
wird, was die Banken weltweit 
wollen.« 


»Vom Standpunkt der privaten In- 
vestoren denke ich, daß es jetzt an 
der Zeit ist, einzugreifen«, meinte 
Ray. »Sie haben Reserven in Hö- 
he von 19 Milliarden Dollar, der 
Aktienmarkt boomt Um 
schnelles Geld zu machen, ist In- 
dien also ein guter Tip!« 


Die Londoner Banker lachen über 
Singhs Behauptungen, Indiens 
Programm sei »homemade« und 
unabhängig. Die Seuche wird 
weitere Haushaltskürzungen 
nicht verhindern, sagte Papan 
Datta, Indiens Top-Okonom beim 
Londoner American Express, 
»weil die Reform von Indiens 
IWF-Programm ausgeht. Die 
Seuche hat nicht viel Auswirkun- 
gen darauf ... Das Reformpro- 
gramm wurde im Jahre 1991 un- 
ter der Schirmherrschaft des IWF 
begonnen und obwohl die Zah- 
lungsbilanz besser wurde, kommt 
der Unterbau doch von der IWF- 
Weltbank ... Wenn man das zu- 
rückverfolgt, würde das jedem 
ein falsches Signal aussenden, 
nicht nur dem IWF, sondern auch 
den ausländischen Investoren, 
den Bankern und Exporteuren.« 
IWF- und Weltbankberater befin- 
den sich noch immer in New Del- 
hi und helfen bei der Durchfüh- 
rung des Programms. »Sie sind 
sehr, sehr aktiv an den meisten 
politischen Fragen beteiligt«, 
sagte Datta. »Die IWF-Führung 
bleibt und es läuft nach IWF/ 
Weltbanklinien.« 
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Indien 


Die Banker 
haben die 
Regierung in 
der Hand 


Es waren die 40 Prozent Kürzun- 
gen im Krankheitsverhütungs- 
budget, die der IWF im Jahre 
1991 durchgesetzt hat, die zu der 
Seuchenwelle führte. Das letzte 
Mal wurde Indien im Jahre 1966 
von der Seuche heimgesucht und 
Premierministerin Indira Gandhi 
Jjagte den IWF daraufhin aus dem 
Land. 


Zum Teufel mit 
dem Bazillus 


Während die Banker sprachen, 
fielen in Rajasthan 4000 Men- 
schen der tödlichen Malaria zum 
Opfer, genauso viel Menschen, 
wie sich die Pest zugezogen hat- 
ten, berichtete der »Indian Ex- 
press«. Auch die Kontrolle der 
Malariaerreger wurde auf Verlan- 
gen der Weltbank um 40 Prozent 
eingeschränkt, sagte Dr. D. Ba- 
nerji, Professor emeritus, von der 
Jawaharlal Nehru Universität. 


Viele internationale Politiker wa- 
ren für die Überholung des verfal- 
lenen sozialistischen Systems der 
Nachkriegszeit in Indien. Doch 
wie die Gesundheitssituation 
zeigt, haben die »Reformen« im 
IWF/Weltbank-Stil die »Volks- 
wirtschaft« zerstört. 


Die Singh-Reformen bestanden 
aus der Aufhebung finanzieller 
Beschränkungen und aus Haus- 
haltskürzungen. Während neue 
Auslandsbestimmungen zu einem 
großen Zustrom an »heißem 
Geld« geführt und einige schnell 
reich gemacht haben, ist im Hin- 
blick auf die Produktion nichts 
geschehen. Die größten Haus- 
haltskürzungen hat es in den Be- 
reichen Energie, Bahn und Ge- 
sundheit gegeben. 


Ohne Unterstützung durch Infra- 
struktur sieht Indiens Industrie 
aus, als sei auch sie von der Seu- 
che getroffen worden. Die indu- 
strielle Produktion lag im Steuer- 
jahr, das im April 1994 endete, bei 
zwei Prozent und das Wachstum 
reicht nicht aus, um die steigende 
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Arbeitslosigkeit zu stoppen. Der 
IWF verlangt von Indien, es solle 
den öffentlichen Sektor der 
Schwerindustrie verkaufen und 
auch der private Sektor hat in den 
letzten vier Jahren nur Verluste 
gemacht und konnte deshalb nicht 
in neue Technologien investieren. 


Deshalb steht er jetzt davor, in 
großem Stil von ausländischen 
Firmen übernommen zu werden. 


Das Handelsdefizit 
hat sich erhöht 


Die Singh-Clique prahlt, daß In- 
diens Bankrott des Jahres 1991 
behoben ist und die Rupie wie ei- 
ne Eins dasteht, doch selbst diese 
Finanzerfolge sind ein Schwin- 
del. Von den fünf Milliarden Dol- 
lar an jährlichem Devisenzustrom 
in den letzten beiden Jahren sind 
weniger als eine Milliarde Dollar 
in Wirtschaftsinvestitionen ge- 
flossen. Der größte Teil der an- 
geblichen 19 Milliarden Dollar 
Devisenreserven sind heißes Geld 
wie das auf dem Aktienmarkt in 
Bombay, das sich jede Minute 
verflüchtigen könnte. Das Han- 
delsdefizit hat sich von einer Mil- 
liarde Dollar im Steuerjahr 1994 
auf voraussichtliche zwei Milliar- 
den in diesem Finanzjahr erhöht 
und die IWF-Bande fordert eine 
starke Abwertung der Rupie. 


Dennoch sagte Finanzminister 
Singh selbst Zuhörern in Singa- 
pur, die IWF-Schocktherapie 
werde fortgesetzt. Die Reformen 
»machen einen breiten Konsens 
und politische Akzeptabilität er- 
forderlich. Deshalb müssen wir 
mit einem Tempo vorgehen, in 
dem unser System das Tempo der 
Reformen fortsetzen kann«, sagte 
er dem World Economic Forum. 
»Demnach gibt es keinerlei 
Grundlage für die Schlußfolge- 
rung, daß die Reformen verlang- 
samt werden« meinte er. »Unsere 
Einnahmen entsprechen weitge- 
hend den gesetzten Zielen.« 
Singh sagte, die Regierung hatte 
eine Fünf-Jahres-Agenda, um die 
Reformen durchzuführen und er 
habe die Absicht, eindrucksvoll 
vorzugehen und Indiens Defizit 
noch weiter zu senken. Er ver- 
sprach auch, die staatlichen Sub- 
ventionen für die Landwirtschaft 
zu kürzen. 


Was die Zukunft betrifft, so hat 
der IWF versucht, Indien vor wei- 
tergehenden Ausgaben im Ge- 
sundheitswesen, in der Infra- 


struktur und bei wichtigen 
Dienstleistungen abzuhalten, in- 
dem sie weiter Druck hinsichtlich 
Haushaltskürzungen ausüben und 
sich vorrangig auf die Zahlungen 
der riesigen Staatsschuld des Lan- 
des konzentrieren. Unter der 
IWF-Deregulation der Zinsen, 
die die Regierung für die Schul- 
den zahlt, sagte Grefar Dolenc, 
der Kreditbeauftragte der World 
Bank India, zahlt Indien jetzt 11 
bis 12 Prozent, während es vorher 
billigere Kredite bekam. 


Schulden vor 
Leben 


Seuche? »Was soll’s?« sagte Do- 
lenc’einem Ermittlungsbeamten. 
»Die Reformen sind auf Kurs ... 
Es ist das Steuerdefizit in Indien, 
was jetzt angeschaut werden 
muß«, meinte er. »Die Staats- 
schulden bringen Probleme mit 
sich, die denen der Vereinigten 
Staaten nicht unähnlich sind. Et- 
wa ein Drittel des Haushalts sind 
Zinszahlungen auf die Schulden 
und der Schuldendienst ist noch 
höher ... Die Regierung hat we- 
nig Spielraum zur Erhöhung der 
Sozialausgaben, denn bei den 
vorhandenen Einnahmen ist be- 
reits von Anfang an festgelegt, 
wofür sie bestimmt sind.« 


»Wir wollen, daß sie beim Haus- 
halt die harten Bandagen anle- 
gen«, sagte Ray von der Weltbank 
und fordert umfangreiche Entlas- 
sungen von Arbeitern sowohl im 
öffentlichen wie privaten Indu- 
striesektor, der mit »Personal 
überbesetzt« ist, wie er meinte. 


Der IWF und die Weltbank möch- 
ten als nächstes den kritischen 
Agrarsektor deregulieren, so 
meinten die Banker, obwohl Mil- 
lionen von Indern kaum genug zu 
essen haben. »Das bedeutet, daß 
Subventionen für Düngemittel, 
Energie und Wasser abgeschafft 
werden sollen«, sagte Mr. Dalta 
von American Express. Politisch 
gesehen ist das sehr schwierig. 


Die Subventionskürzungen für 
Düngemittel werden enorme 
Auswirkungen haben; sie wurden 
nicht in dem Ausmaße gesenkt, 
wie es ursprünglich für möglich 
gehalten wurde, doch es gibt 
Pläne, dies zu tun.« 


Die Banker sind optimistisch, daß 
das indische Volk dies dulden 
wird, denn die einzige Alternative 
zu Premierminister Narasimha 


Raos regierender Kongreßpartei 
ist das Chaos früherer Zeiten und 
Rassenkrieg, wie er von den Fun- 
damentalisten in der Bharatiya Ja- 
nata Oppositionspartei befürwor- 
tet wird, die die Ayodhya-Mo- 
schee im Jahre 1991 brutal zer- 
stört haben. 


Die Banker sind 
optimistisch 


»Wenn Rao in den Wahlen am 1. 
und 5. Dezember in seinem Hei- 
matstaat Andhra Pradesh einen 
eindeutigen Sieg davontragen 
wird«, sagte Ray, »sieht es in der 
Zukunft mit beschleunigten Re- 
formen sehr gut aus.« 


»Es herrscht genügend Konsens 
darüber, daß die Alternative weit- 
aus schlimmer ist«, sagte Datta 
von American Express. Die Ban- 
kengemeinde zählt auf Premier- 
minister Rao, daß er Singh und 
seine IWF-Reformen um jeden 
Preis beibehalten wird. »Es gibt 
wirklich nur eine Person«, mit der 
die Banker rechnen können, sagte 
Datta, »und das ist der Finanz- 
minister. Wenn er sich dieser 
neuen Wirtschaftspolitik nicht 
voll und ganz verschrieben hätte, 
wäre das ganze Gebäude in gro- 
Ber Gefahr.« 


Trotz der Meinung des Bankers 
ist das indische Volk dennoch 
wütend. Premierminister Raos 
Wahlkampfbehauptungen, daß er 
die Wirtschaft wieder hat gesun- 
den lassen, können niemanden 
hinters Licht führen und sie wer- 
den als üble Lüge angesehen. Fi- 
nanzminister Singh muß gehen 
und die Kongreßpartei muß die 
Reformen von den Finanzmani- 
pulationen weg und hin zu Infra- 
struktur-- und High-Tech-Ent- 


wicklung im Industriesektor füh- 


a 


ren. 


Korea 


Asien 


befürwortet 
Clintons 


Pakt 


China, Südkorea und Japan haben Technologie, Handel und In- 
vestitionen in Nordostasien rasch erweitert und damit den Ver- 
trag des amerikanischen Präsidenten Bill Clinton über den nu- 
klearen Wiederaufbau von Nordkorea offenkundig befürwortet. 
Der chinesische Premierminister Li Peng unterzeichnete wäh- 
rend seiner fünftägigen Reise im November 1994 nach Seoul Ver- 
träge über den Bau von Atomkraftwerken in China durch Süd- 
korea, zwei gemeinsame Lufttransportabkommen und einen 
Vertrag über Investitionen auf dem Elektroniksektor im Wert 


von drei Milliarden Dollar. 


Als der amerikanische Außenmi- 
nister Warren Christopher am 8. 
November 1994 in Seoul eintraf, 
um südkoreanische Führer zu un- 
terrichten, wurde angekündigt, 
daß Präsident Clintons Korea 
Energy Development Organiza- 
tion (KEDO), das aus sechs Län- 
dern bestehende Konsortium zur 
neuerlichen Ausstattung Nordko- 
reas mit Atomkraft, am 16. No- 
vember sein erstes Treffen in Pe- 
king abhalten werde. 


Die kommende 
Wiedervereinigung 


In einer Rede in Seoul sagte Han 
Seung-soo, Südkoreas Botschaf- 
ter in Washington, dem südkorea- 
nischen Parlamentsausschuß für 
auswärtige Angelegenheiten, daß 
KEDO in Peking ein Sekretariat 
einrichten wird, um Befürchtun- 
gen in dem von Wahnvorstellun- 
gen geschüttelten Pjonjang zu 
zerstreuen und die Verhandlun- 
gen zu beschwichtigen. US-Ver- 
treter in der Delegation von Chri- 
stopher meinten, es sei verfrüht, 
über einen Standort zu sprechen, 
doch sie betonten, daß erfolgrei- 
che Bemühungen unternommen 
werden, um China in die friedli- 
che Entwicklung Koreas einzu- 
beziehen. 

Der südkoreanische Präsident 
Kim Young-sam kündigte unter- 


dessen an, daß Seoul zum ersten 
Mal seit dem Koreakrieg sein 
Verbot für Geschäftskontakte mit 
Nordkorea aufheben werde und 
die Schaffung von Handelsbezie- 
hungen Pjongjangs mit dem rest- 
lichen Asien befürwortet. Indem 
Seoul diesen Durchbruch zu ei- 
nem Zeitpunkt ankündigte, der 
mit der Ankunft von Christopher 
zusammenfiel, rechnet Kim Prä- 
sident Clinton den vollen Ver- 
dienst für die kommende Wieder- 
vereinigung Koreas an. 


Es wurde auch verkündet, daß 
China in Japan einen 15 Milliar- 
den Dollar Kredit beantragt hat. 
Ein Teil der Einnahmen daraus 
könnte dazu verwendet werden, 
chinesische Atomtechniker nach 
Nordkorea zu entsenden. Der ja- 
panische Premierminister Tomii- 
chi Murayama hat einen Besuch 
Chinas im Dezember und den Be- 
such der Vereinigten Staaten im 
Januar geplant, wie die Tokioer 
»Yomiuri News« berichtete. 


Die Hauptgefahr für eine Ver- 
einbarung, die ein paar Milliarden 
Asiaten glücklich gemacht hat, ist 
eine Handvoll »neokonservati- 
ver« Liberaler britischen Stils un- 
ter Führung der US-Senatoren 
Robert Dole, Jesse Helms und 
John McCain, die den Präsiden- 
ten absurderweise für seine 
»Appeasementpolitik« in Nord- 


korea kritisiert haben. Wenn sie 
so dumm sein sollten, die Kon- 
trolle, die sie bei den Wahlen am 
8. November 1994 über den ame- 
rikanischen Kongreß gewonnen 
haben, dazu zu benutzen, den Ko- 
reavertrag zunichtezumachen, 
wird es nicht das erste mal sein, 
daß sie sich als britische Schach- 
figuren erwiesen und genau die 
Art von supranationaler »Neuer 
Weltordnung« unter Führung der 
UNO begünstigt haben, von der 
einige dieser Politiker vorgege- 
ben haben, sie zu bekämpfen. 


Atomkraft 
für China 


Unterdessen forderte der Nordko- 
reaexperte Selig Harrison von der 
Washingtoner Carnegie Endow- 
ment in einem Kommentar in der 
»New York Times« die Regie- 
rung auf, als Teil eines Schrittes 
zur friedlichen Nutzung der 
Atomkraft in ganz Asien auch das 
US-Verbot von Atomexporten 
nach China aufzuheben. »Die Re- 
gierung hat einen diplomatischen 
Triumph erzielt«, schrieb er, »und 
verdient volle Unterstützung.« 


Doch anstatt hauptsächlich auf 
Südkorea zu setzen, die alle 
neuen Atomkraftwerke im Nor- 
den bauen sollen, »wäre es stabi- 
ler, die Verpflichtung« zur atoma- 
ren Entwicklung Nordkoreas »zu 
erfüllen«, »wenn man das Kon- 
sortium um China herum aufbaut, 
wobei Südkorea und Japan sekun- 
däre Finanzierungsparts überneh- 
men sollten. Peking könnte dazu 
veranlaßt werden, den größten Fi- 
nanzierungsanteil zu überneh- 
men, wenn Washington sein Ver- 
bot für den Verkauf von amerika- 
nischen Atomreaktoren an China 
für Chinas eigenes Energiepro- 
gramm aufheben würde. 


»Es wäre politisch unhaltbar für 
die USA, solche Reaktoren an 
Nordkorea zu liefern und sie Chi- 
na gleichzeitig zu verweigern«, 
meinte er korrekterweise. »Der 
Kongreß hat im Jahre 1985 ein 
chinesisch-amerikanisches Atom- 
kooperationsabkommen zum 
Scheitern gebracht, um Peking 
für den Verkauf von Raketentech- 
nologie an Pakistan zu bestrafen. 
Doch inzwischen hat China den 
Atomwaffensperrvertrag unter- 
zeichnet.« 


»Die USA könnten das Konsor- 
tium auch effektiver führen, wenn 
sie einen Anteil von den vier Mil- 


liarden Dollar übernehmen wür- 
den. Präsident Clinton sollte den 
Kongreß um die Abschaffung der 
gesetzlichen Beschränkungen aus 
der Zeit des Kalten Krieges bit- 
ten, die Unterstützung, Handel 
und Investitionen im Norden 
verbieten.« 


Die Freunde von 
George Bush 


Harrisons Artikel »Vorsicht vor 
den Falken in Seoul« war durch- 
setzt mit mehreren Angriffen auf 
Amerikas wertvolle Verbündete 
in Südkorea, doch Quellen in 
Seoul sagten, daß viele koreani- 
sche Patrioten ihn verstehen. 
»Das Problem ist, daß die Freun- 
de von George Bush in Seoul ge- 
genüber Clinton und seinen Ver- 
einbarungen zu kritisch sind«, äu- 
Berte ein Diplomat. 


Die Idee besteht eigentlich darin, 
die jetzigen Verträge, die sich um 
Südkorea drehen, zum Funktio- 
nieren zu bringen, indem man den 
rechten Flügel in Seoul unter 
Druck setzt, sie nicht zu ruinieren, 
sagte ein Diplomat. »Wenn wir 
diejenigen im Zaum halten kön- 
nen, die es um jeden Preis ableh- 
nen, mit Pjongjang ins Geschäft 
zu kommen, wie beispielsweise 
die Reichen Emigranten aus 
Nordkorea, dann werden die Ge- 
mäßigten wie Präsident Kim und 
Außenminister Han Seung-soo in 
einer stärkeren Position sein. Die 
Entscheidung, südkoreanische 
Geschäfte in Nordkorea zuzulas- 
sen, zeigt, daß Kim schon stärker 
geworden ist. 


»Die große Frage dreht sich dar- 
um, ob der Norden wirklich eine 
Vielzahl südkoreanischer Techni- 
ker hereinkommen lassen wird, 
um mit ihnen über einen längeren 
Zeitraum zusammenzuarbeiten 
und ob sie ihre Leute zur Schu- 
lung nach Seoul schicken werden. 
Wenn Vertrauen aufgebaut wer- 
den kann, könnte dies geschehen 
und Seoul wird gerne die Reakto- 
ren bezahlen. Doch die Falken in 
Südkorea können das Ganze 
zerstören, indem sie Mißtrauen 
säen.« 


Wenn die Rivalitäten unter den 
Koreanern zu groß sind, »dann 
könnte China eine größere Rolle 
spielen«, sagte er. »China könnte 
ein wichtiger Partner werden. Ei- 
nige Reaktoren könnten in China 
gebaut werden und Nordkoreaner 
könnten zur Schulung dorthin 
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Korea 


Asien 
befürwortet 
Clintons 
Pakt 


gehen.« Vielleicht könnte dies 
mit japanischen Krediten bezahlt 
werden. Er meinte: »Auf jeden 
Fall sollten die USA bereit sein, 
die Kooperation für China inter- 
essant zu machen, indem sie das 
Verbot für den Export von Nu- 
kleartechnologie nach China 
lockern. Das wäre ein starker An- 
reiz für China die Verträge zu ret- 
ten.« 


Als Teil des Abkommens zwi- 
schen Clinton und Korea wird es 
erforderlich sein, daß die beiden 
Koreas, die Vereinigten Staaten 
und China schließlich Friedens- 
verträge unterzeichnen, mit de- 
nen der Koreakrieg aus dem Jahre 
1953 beendet wird. Diskussionen 
über die Idee eines neuen Sicher- 
heitspakts für die Region haben 
sich bei dem Besuch des chinesi- 
schen Premierministers Li Peng 
in Seoul bereits abgezeichnet. 
Das südkoreanische Kabinett trat 
am 6. November 1994 zuzsam- 
men, um den möglichen Ersatz 
des Waffenstillstands des Korea- 
kriegs durch einen Friedensver- 
trag zu diskutieren, berichtete das 
koreanische Fernsehen. Li Peng 
sagte den Südkoreanern, daß Chi- 
na vor kurzem seine Leute von 
der koreanischen entmilitarisier- 
ten Zone abgezogen hat, weil Pe- 
king den bestehenden »Waffen- 
stillstand« durch ein echtes »mul- 
tilaterales Sicherheitsabkom- 
men« ersetzen möchte. 


Der südkoreanische Außenmini- 
ster Han Seung-soo sprach nach 
dem Kabinettstreffen mit Seouls 
Botschaftern in Japan, den USA, 
China und Rußland und man war 
sich darin einig, daß eine neue Po- 
litik im Hinblick auf Nordkorea 
erforderlich sein. Sie »bespra- 
chen die Schaffung eines nordost- 
asiatischen Sicherheitsforums«, 
um einen neuen, umfassenden 
Vertrag »zu befürworten und zu 
garantieren«, berichtete der ko- 
reanische Rundfunk am 6. No- 
vember 1994. 


Unterdessen sagte der südkorea- 
nische Botschafter in Peking, 
Hwang Byung-tai, der südkorea- 
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nischen Nachrichtenagentur, daß 
Vertreter der Korea Electric Po- 
wer Corporation und des Korea 
Atomic Energy Insitute am 23. 
November 1994 Peking besuchen 
wollten, um einen Investmentver- 
trag zum Bau von Atomanlagen 
in China zu unterzeichnen. »Der 
Bau von Leichtwasserreaktoren 
nach südkoreanischem Vorbild in 
China wird Nordkorea unter 
Druck setzen«, sagte Hwang, die 
Clinton-Vereinbarung zur Reali- 
tät werden zu lassen und dem Sü- 
den zu erlauben, Atomreaktoren 
in Nordkorea zu bauen. 


Die Industrie Südkoreas ist begei- 
stert von Präsident Kim Young- 
sams Ankündigung, daß im Nor- 
den Investitionen getätigt werden 
dürfen. »Wir werden in Regionen 
beginnen, wo wir zur Verbesse- 
rung des Lebensstandards der 
nordkoreanischen Bevölkerung 
beitragen und einen nationalen 
Commonwealth errichten können 
und die Regierung wird es regio- 
nalen Firmen erlauben, zusam- 
men mit kleinen Pilotprojekten 
zur Wirtschaftskooperation Büros 
in Nordkorea zu eröffnen«, sagte 
Kim am 7. November 1994 im 
Fernsehen von Seoul. 

Vertreter in Seoul meinten, unge- 
fähr 40 südkoreanische Firmen 
würden sobald wie möglich in 
Nordkorea investieren. »Das 
Tempo der Wirtschaftsbeziehun- 
gen zwischen Süden und Norden 
wird sich immer mehr steigern«, 
sagte Kim Sagn-nyun, Sprecher 
der Hyundai-Gruppe. »Spitzen- 
vertreter von Hyundai sind in Pe- 
king bereits mit nordkoreani- 
schen Vertretern zusammenge- 
troffen«, berichtete er. 
Christopher lobte auf seinem Weg 
nach Seoul Präsident Kims Ent- 
scheidung, das Verbot der Ge- 
schäftsbeziehungen aufzuheben. 
»Das ist ein sehr wichtiger Schritt 
vorwärts«, sagte er. »Er zeigt, daß 
Präsident Kim erkennt, daß der 
Vertrag auch andere, sehr wichti- 
ge Fortschritte mit Nordkorea 
ermöglicht.« 

Christopher sagte der Presse in 
Seoul am 9. November, daß er 
nach den US-Wahlen den Mehr- 
heitsführer im Senat, Robert Do- 
le, und andere Republikaner in 
Washington angerufen hätte und 
man ihm die Unterstützung für 
Clintons Koreapolitik zugesichert 
hätte. Es wird jedoch ein weltwei- 
ter Druck auf die »Grand Old 
Party« (die Republikaner) nötig 
sein, um sicherzustellen, daß sie 
sich vor parteiischer Sabotage zu- 
rückhalten. 


Mexiko 


Nach 


Cardenas 
und Zapatista 


seht der 
Krieg weiter 


Während der mexikanische Kongreß am 7. November 1994 zu- 
sammentraf, um Ernesto Zedillo als neuen, designierten Präsi- 
denten offiziell zu bestätigen, sprach der geschlagene Präsident- 
schaftskandidat der linken Partei der Demokratischen Revolu- 
tion (PRD), Cuauhtemoc Cärdenas, vor dem Kongreßgebäude 
vor einer Versammlung von Anhängern und verlangte, daß die 
Wahlen vom 21. August 1994 annulliert und ein »Interim-Präsi- 
dent« ernannt werden sollte. Es ist kein Zufall, daß es sich dabei 
um die gleichen Forderungen wie die der Zapatista National Li- 
beration Army (EZLN) in Chiapas handelt. 


Zedillo, der die regierende Revo- 
lutionary Institutional Party (PRI) 
vertritt, wurde mit 51 Prozent der 
Stimmen gewählt. Cärdenas er- 
hielt nur 17 Prozent der Stim- 
men. 


Cärdenas kündigte für den 1. 
Dezember, den Tag der Amtsein- 
führung von Präsident Zedillo 
und für den 8. Dezember, wenn 
der designierte PRI-Gouverneur 
in Chiapas, Eduardo Robledo, in 
sein Amt eingeführt wird, auch 
Protestdemonstrationen und Mär- 
sche an. Cärdenas und die Zapati- 
stas verlangen auch, daß für Ro- 
bledo ein Interim-Gouverneur er- 
nannt wird. Cärdenas sagte über 
die EZLN in Chiapas: »Durch ih- 
re Gegenwart gibt es in der Tat 
zwei Kräfte in Mexiko, die nicht 
unterschiedlicher sein könnten.« 


In Chiapas hat der geschlagene 
Gouverneurskandidat der PRD, 
Amado Avendano, angekündigt, 
daß die »bürgerliche Gesell- 
schaft« am 8. Dezember »die De- 
mokratie eigenhändig durchfüh- 
ren werde«. Er verlangte die Inbe- 
sitznahme des Gouverneurspa- 
lasts, die Einrichtung einer 
»Übergangsregierung« mit sich 


selbst an der Spitze und die »Ein- 
berufung einer verfassungsge- 
benden Versammlung, um eine 
neue Verfassung für Chiapas 
vorzubereiten«. Das ist scheinbar 
Avendanos »Demokratie«-Kon- 
zept: Die Durchsetzung der For- 
derungen mit Gewalt, wenn sie 
über die Wahlurne nicht durch- 
setzbar waren. 


Die ganze Welt wartet darauf, was 
Zedillo nun tun wird. Deshalb ha- 
ben sich die Zapatistas jetzt für 
den Krieg entschieden und wollen 
versuchen, das Land vor seiner 
Amtseinführung in Flammen zu 
setzen. 


Der Aufstand der Zapatista ba- 
siert auf dem von den Windsors, 
der britischen Königsfamilie, 
propagierten Modell, nach dem 
der Separatismus mit Bürgerkrieg 
und Völkermord kombiniert 
wird, wie jüngst in Mexico City 
behauptet wurde. Wie es in der 
Abendausgabe von »Exce£lsior« 
am 4. November zu lesen war, 
sagte ein Korrespondent auf einer 
Pressekonferenz, daß »der World 
Wildlife Fund (jetzt der World 
Wide Fund for Nature unter Lei- 
tung von Prinz Philip) für das 


Training der EZLN verantwort- 
lich ist.« Es wurde hinzugefügt, 
daß »EZLN-Guerrilas in den La- 
gunen von Montebello, einem 
ökologischen Gebiet, das von der 
oben genannten Vereinigung un- 
ter Schutz gestellt worden ist, ihr 
Training bekamen, so daß sie, 
wenn sie auch nicht an den Mili- 
tärübungen beteiligt waren, doch 
wußten, was diese Leute taten 
und sie sie nicht angezeigt haben, 
was sie automatisch zu Kompli- 
zen macht«. 


Trommeln für einen 
separatistischen Krieg 


Die Zapatistas haben wiederholt 
gesagt, daß ein Krieg ausbrechen 
wird, wenn die Regierung Roble- 
do als Gouverneur von Chiapas 
einsetzen wird. und Avendano 
sagte bei seinem letzten Europa- 
besuch in Madrid, wenn Robledo 
als Gouverneur eingesetzt wird, 
»könnte es zu spät sein, einen 
neuen Krieg zu verhindern«. 


Nachdem er von seiner Reise zu- 
rückgekehrt war, gestand Aven- 
dano offen, daß eines der Ziele 
der Zapatistas sei, das Öölreiche 
Chiapas von Mexico zu trennen. 
In einer Rede vor dem zweiten 
Treffen der nationaldemokrati- 
schen Konvention (CND) der Za- 
patistas in Tuxtla Cutierrez, 
Chiapas, sagte Avendano, daß er 
in Spanien Dokumente bekom- 
men hätte, in denen die Wege be- 
schrieben werden, die von eini- 
gen Gemeinden dieses Landes 
verfolgt werden, um zu ihrer 
»Autonomie« zu gelangen. 


Avendano war in der baskischen 
Region Spaniens, aus der die ter- 
roristische Organisation ETA her- 
vorgegangen ist und traf dort mit 
Cärdenas zusammen, der zufällig 
zur gleichen Zeit dort war. In ei- 
nem Interview mit dem Magazin 
»Siempre« am 3. November 1994 
erklärte der PRI-Kongreßabge- 
ordnete aus Chiapas, Cuauhte- 
moc Löpez Sänchez, daß das In- 
teressanteste an Avendanos Reise 
die Tatsache gewesen sei, daß er 
»während seines Aufenthalts in 
Spanien mit Cuauht&moc Cärde- 
nas in Euzkadi, der Region der 
ETA, zusammengetroffen sei. 
Was suchte er da? Um was ging es 
ihm? Will er die separatistischen 
Gefühle des Volks von Chiapas 
wiederbeleben? Eine solche 
Möglichkeit ist unreal, aber des- 
halb nicht weniger beunruhi- 
gend.« 


In seiner Rede vor der CND äu- 
Berte Avendano, daß »die Auto- 
mie des Volkes innerhalb einer 
einzelnen Nation möglich ist; das 
ist bereits in anderen Ländern ge- 
schehen und es kann auch hier 
geschehen«. Er sagte, er werde 
die separatistischen Dokumente 
aus Spanien dem Kongreßabge- 
ordneten der PRD, Antonio Her- 
nändez Cruz, der auch Führer der 
pro-Zapatista Independent Union 
of Agricultural Workers and Pea- 
sants ist, und anderen Führern des 
State Council of Indian and Pea- 
sant Organizations aushändigen. 


Beide Organisationen gehören zu 
einer Gruppe von Zapatista-Tarn- 
organisationen, die »Territorium« 
in Chiapas mit Gewalt »befreit« 
haben. 


Letztlich geht 
es um Ol 


Der Kongreßabgeordnete Her- 
nändez sagte der Tageszeitung 
»La Jornada«, daß »die Indianer 
ein Anrecht auf alle Ressourcen 
hätten, die auf ihrem Territorium 
existieren: Boden, Untergrund, 
Flüsse und Flora«. Auf die Frage, 
wie er über das Ol denke, das von 
der jetzigen mexikanischen Ver- 
fassung als nationales Erbe ange- 
sehen werde, antwortete Her- 
nändez: »Ja, aber wer ist die Na- 
tion jetzt?« 


Zuvor, am 21. Oktober, hatte 
Margarito Ruiz, Koordinator der 
Indian Peoples Front, erklärt, daß 
die Autonomie des indianischen 
Volkes »Territorium, Ressourcen 
und Verwaltung jener Ressourcen 
ohne Loslösung vom Staat be- 
deutet«. Zusammen mit der Inde- 
pendent Union of Agricultural 
Workers and Peasants und dem 
State Council of Indian and Pea- 
sant ÖOrganizations, hatte die 
Front in den letzten Wochen, be- 
sonders in den nördlichen Grenz- 
gebieten von Chiapas, Territo- 
rium »befreit«. Als Teil ihrer 
»Autonomie«-Erklärung haben 
sie Schulen geschlossen und ge- 
droht, Krankenhäuser zu schlie- 
ßen und die Wasser- und Strom- 
versorgung zu unterbrechen. 


Präsident Carlos Salinas de Gota- 
ri sagte in einem Fernsehinter- 
view am 7. November, daß »Au- 
tonomie kein Vorschlag von der 
großen Mehrheit der Gemeinden 
der Eingeborenen sei. In erster Li- 
nie betrachten sich diese als 
Mexikaner ... Außerdem birgt der 


Autonomievorschlag vor allem in 
dieser Zone von Chiapas, die an 
ein anderes Land angrenzt, die 
Gefahr einer Abspaltung von Ter- 
ritorium und wir Mexikaner wer- 
den dies niemals akzeptieren -— 
nicht einmal die ungeheuere 
Mehrheit von Indianern, die eben- 
falls in dieser Region leben.« 


Die britische Politik 
wiederholt sich 


Was in Chiapas passiert, ähnelt 
sehr stark dem, was die Briten vor 
einigen Jahrzehnten für die Über- 
nahme von Peru vorgeschlagen 
haben, wo die Drogenterrorbande 
Shining Path Tausende von Asha- 
ninka-Indianer versklavt und er- 
mordet hat, von denen die Inter- 
national Union for the Conserva- 
tion of Nature der Königsfamilie 
meinte, daß sie »im Weg seien«. 


Nach dem Buch »The National 
Parks of Peru« aus dem Jahre 
1978 vom damaligen TUCN-Di- 
rektor Mark Dourojeanni, gab es 
Pläne, in Cutivireni — innerhalb 
dem Apurimac-Reservat, wo der 
Shining Path seine Konzentra- 
tionslager für die Ashaninka hatte 
— einen 235900 Hektar großen 
Nationalpark zu schaffen, doch 
das Projekt war zum Stillstand 
gekommen, weil das Gebiet 
»durch eine große Population von 
Campa (Ashaninka)-Indianern 
heruntergekommen ist. Sie fi- 
schen und jagen und bestellen den 
Boden unter dem übermäßigen 
Einfluß von Siedlern und religiö- 
sen Organisationen«. Der Park ist 
später — durch die Shining Path — 
von Eingeborenen und religiösen 
Organisationen »gesäubert« wor- 
den. 


Auf die gleiche Weise wollen die 
Zapatistas, Cärdenas und ihre 
Tarnorganisationen all diejenigen 
eliminieren, die ihren separatisti- 
schen Plänen im Wege stehen, 
seien es die Institutionen von 
Chiapas, die landwirtschaftlichen 
Erzeuger oder die große indiani- 
sche Bevölkerung. 


Auch wenn Präsident Salinas 
behauptet, daß der Waffenstill- 
stand mit den Zapatistas hält und 
daß die Gewalt zuende ist, ist es 
eine Tatsache, daß die Regierung 
und die mexikanische Armee die 
einzigen sind, die die Waffenruhe 
einhalten. Die Zapatistas dringen 
weiterhin in privates und öffentli- 
ches Eigentum ein und benutzen 
die Gewalt im Stile von Perus 


Shining Path gegen die Bevölke- 
rung und die Volkswirtschaft. 
Wie die Coalition of Citizen Or- 
ganizations of Chiapas am 8. No- 
vember aufeiner Pressekonferenz 
in Mexico City sagte, »selbst dort, 
wo eine militärische Waffenruhe 
herrscht ... wird in Wirklichkeit 
von kriegerischen Gruppierungen 
unter dem Schutz der Zapatistas 
gegen die Bevölkerung von Chia- 
pas Krieg geführt. Sie setzen ihre 
Destabilisierungstaktiken durch 
... Morde, Entführungen, Land- 
invasionen, Raub und willkürli- 
che Eintreibung von Straßenzöl- 
len fort.« 


Der Krieg gegen die 
Chiapas geht weiter 


Die Koalition, die für über 180 
Organisationen spricht, die die 
ländliche und städtische Bevölke- 
rung von Chiapas repräsentieren, 
sagte auch, daß wegen des Auf- 
ruhrs der Zapatista die geplanten 
lokalen Privatinvestitionen in Hö- 
he von 66 Millionen Dollar aus- 
gesetzt worden seien, der Handel 
sei um 40 Prozent gesunken, der 
Tourismus erfuhr eine Talfahrt 
und es hat wegen der Invasion 
von 140000 Hektar Land, das für 
Viehzucht und den Anbau von 
Bananen und Kaffee gedacht war, 
hohe Verluste und Arbeitslosig- 
keit gegeben. Chiapas produziert 
50 Prozent von Mexikos Kaf- 
feernte. Außerdem sind »20000 
Familien« aus der Konfliktzone 
»ausgesiedelt« worden. 


Zur Krise hinzu kommen die 
wohlbegründeten Befürchtungen, 
daß nach der Ermordung des Prä- 
sidentschaftskandidaten der PRI, 
Luis Donaldo Colosio, und des 
PRI-Generalsekretärs Jose Fran- 
cisco Ruiz Massieu noch mehr 
Morde auf hoher Ebene auftreten 
könnten. 


Zu denjenigen, die das Land de- 
stabilisieren wollen, gehört der 
ehemalige Friedensrichter in 
Chiapas, Manuel Solis Camacho, 
der gesagt hat, daß er am 1. De- 
zember 1994, dem Tag, an dem 
seine Memoiren veröffentlicht 
wurden, wieder in die Politik zu- 
rückkehren wird. Camacho ist ein 
Feind sowohl von Colosio als 
auch Zedillo, weil sie die Nomi- 
nierung zum Präsidentschafts- 
kandidaten der PRI bekommen 
haben, die seiner Meinung nach 
ihm zugestanden hätte und er hat 
sich die Destabilisierung Mexi- 
kos zur Aufgabe gemacht. 
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Vertrauliches 


Delors 
verzichtete 
unter Druck 


Bei der Entscheidung Jacques 
Delors', auf eine Kandidatur bei 
den französischen Präsident- 
schaftswahlen zu verzichten, soll 
seine Furcht vor einem Mord- 
anschlag eine wesentliche Rolle 
gespielt haben. Delors' Wahl- 
kampf hätte ganz im Zeichen der 
von ihm propagierten eura- 
sischen Infrastrukturvorhaben 
gestanden. Dieser Delors-Plan 
ist durchaus mit den Eisenbahn- 
Vorhaben des französischen 
Außenministers Gabriel Hano- 
taux und des russischen Grafen 
Sergej Witte im 19. Jahrhundert 
vergleichbar. Der »Delors-Plan« 
war auch vom amerikanischen 
Präsidenten Clinton und von 
Bundeskanzler Kohl sowie hoch- 
rangigen Vertretern Rußlands 
und Chinas begrüßt worden. Die 
britische Führungselite steht 
indes dieser eurasischen Ent- 
wicklungsperspektive deutlich 
ablehnend gegenüber. 


Delors ist sich dieser grundsätz- 
lichen philosophischen und poli- 
tischen Gegensätze bewußt. In 
einer Rede auf der Konferenz der 
europäischen sozialistischen 
Parteien am 8. Dezember in 
Essen sprach er sich »gegen die 
ultra-liberale Wirtschaftspolitik« 
von Thatcher und Reagan aus. 
Lady Thatcher glaube, »die 
Marktgesetze könnten die Politik 
ersetzen. Aber wir haben die Flut 
erfolgreich eingedämmt. Wir 
leben in einer besseren Gesell- 
schaft als diejenigen vorschla- 
gen, welche rechtsgerichteten 
Doktrinen anhängen. Die Gesell- 
schaft befindet sich im Fluß. Wir 
wollen nicht, daß eine kleine 
Elite den Ton angibt und alle 
Vorteile des Fortschritts genießt.« 


Angesichts dieser deutlichen 
Töne ist ein offener Brief bemer- 
kenswert, der am 7. Dezember in 
der französischen Tageszeitung 
»Le Monde« unter der Über- 
schrift »Mein lieber Jacques 
Delors« veröffentlicht wurde. Er 
stammt aus der Feder Alain 
Madelins, des französischen In- 
dustrieministers, der im August 
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auf dem Jahrestreffen der Mont- 
Pelerin-Gesellschaft in Cannes 
die Eröffnungsrede gehalten 
hatte. Im Namen der Ideologen 
der »radikalen freien Markt- 
wirtschaft« stellte Madelin Delors 
ein unmißverständliches Ultima- 
tum, sich nicht um die Präsi- 
dentschaft zu bewerben. Madelin 
erklärte, Delors sei von der Idee 
der dirigistischen Wirtschafts- 
planung De Gaulles, der »plani- 
fication«, geradezu besessen, 
welche später von Delors' 
Mentor Pierre Mendez-France in 
leicht veränderter Form fortge- 
setzt worden sei. 


Im Sinne der Anhänger der 
»konservativen Revolution« er- 
klärte Madelin, jede wirkliche 
Reform habe immer damit be- 
gonnen, den Einfluß des Staates 
zurückzudrängen. Delors' Pläne 
erzeugten »künstlich« neue 
Arbeitsplätze mit Hilfe von 
Projekten, die mit Subventionen 
und neuen Bestimmungen ver- 
bunden seien. Sie förderten eine 
neue Richtung, die eine Mittel- 
stellung zwischen Planwirtschaft 
und Freimarktwirtschaft einnäh- 
me. Delors setze sich für einen 
»dritten Weg« zwischen einem 
exzessiven Kapitalismus und 
Sozialismus ein, der sozialisti- 
sches Denken und das Erbe 
bestimmter Fraktionen der So- 
ziallehre der katholischen Kirche 
vereinigte, schrieb Madelin. Am 
13. Dezember hatte das »Wall 
Street Journal Europe« Madelin 
als den »französischen Newt 
Gingrich« bezeichnet und sich 
dabei ausdrücklich auf Madelins 
Unterstützung des »angelsächsi- 
schen Modells der Freimarkt- 
politik« bezogen. 


Whitewater- 
Psychokrieg 
gegen 
Präsident 
Clinton 


Die britischen und amerikani- 
schen Medien setzen ihre psy- 
chologische Kriegsführung ge- 
gen Präsident Clinton im 
Rahmen der Whitewater-Affäre 
fort. Die Medien überschlagen 
sich mit Geschichten, wonach 
der soeben angeklagte ehemalige 
stellvertretende Justizminister 
und Clinton-Freund Webster 


Hubell bereit sei, »auszupacken« 
und Clinton ernsthaft zu scha- 
den. Hubell hat mit Sonder- 
ermittler Kenneth Starr ein 
Teilschuldgeständis ausgehan- 
delt. Kenner der Washingtoner 
Szene betonen, es gebe keinen 
Grund zur Annahme, Hubell 
habe sich gegen den Präsidenten 
gewendet. Die neokonservative 
Presse berauscht sich derzeit an 
einer Flut von Gerüchten, 
Tratsch und Spekulationen ge- 
gen den Präsidenten. 


Auch die jüngste Rede der 
Whitewater-Skandalkampagne 
wurde von Ambrose Evans- 
Pritchard von der Hollinger- 
Gruppe eingeleitet. Er behaupte- 
te, Starr untersuche den Mord am 
früheren Sicherheitschef des 
Clinton/Gore-Wahlkampfstabes 
Jerry Parks. Er insinuiert, daß 
eine »Verwicklung« Clintons in 
diesen Todesfall untersucht 
werde. Evans-Pritchard hatte 
bereits im Frühjahr Parks’ Witwe 
interviewt und dabei Clintons 
»Verwicklung« impliziert. Am 
11. Dezember behauptete er 
unter der Überschrift »Schlinge 
um Clintons Hals wird enger«, 
von allen Seiten »regne es 
Ermittlungen« gegen Clinton, 
und im Januar werde der 
Kongreß die _Whitewater- 
Anhörungen fortsetzen. Der 
große Unterschied gegen- 
über früher sei nun, schrieb er 
hämisch, daß die Republikaner 
jetzt die Bankenausschüsse im 
Senat und im Repräsentanten- 
haus kontrollieren und nach 
Belieben Anhörungen durch- 
führen können. Insbeson- 
dere begrüßte er den Eifer 
des Vorsitzenden des Senats- 
bankenausschusses Alphonse 
D'Amato. 


Zwei Tage nach Evans-Pritch- 
ards Artikel gab D’Amato bei 
einer Pressekonferenz bekannt, 
die Anhörungen würden aus 
»Rücksicht auf Starrs Ermitt- 
lungen« um mehrere Monate 
aufgeschoben. D’Amato geht 
davon aus, daß diese An- 
hörungen bis ins Präsident- 
schaftswahljahr 1996 hinein 
andauern werden Dahinter ver- 
birgt sich die Taktik jener 
Republikaner, die meinen, 
»übermäßiger Eifer könnte rach- 
süchtig erscheinen... Wir wollen 
Clinton nicht umbringen. Wir 
wollen, daß er lebt, aber so 
schwer angeschlagen wird, daß 
wir ihm bei den Wahlen fertigma- 
chen können.« Dieses Zitat, das 


Evans-Pritchard im »Telegraph« 
brachte, ist um so bemerkens- 
werter, da Evans-Pritchard einen 
gewissen Larry Nichols sehr 
hochgespielt hat, der offen droh- 
te, den Präsidenten zu töten. Die 
amerikanischen Behörden unter- 
suchen Evans-Pritchards Verbin- 
dungen zu den Morddrohungen 
gegen Präsident Clinton. DO 


Alpha-Laser 
bereit zum 
Weltraumtest 


Die »New York Times« berich- 
tete, die Vorbereitungen für den 
ersten Weltraumtest eines Laser- 
systems zur Raketenabwehr 
seien schon weit fortgeschritten. 
Die Entwicklung des Alpha- 
Laser-Systems, des chemischen 
Lasers als solchem (Energieer- 


zeugung- und Fokussierung, 
Miniaturisierung, Kühlung), 
Computer-- und Kommuni- 


kationsanlagen sowie Zieler- 
fassungs- und Feuerleiteinrich- 
tungen, erlaubt jetzt einen Test 
im Weltraum. Bei einem 
Dutzend Bodentests habe der 
Alpha-Laser Raketenattrappen 
erfolgreich zerstört. Wesentlich 
ist, daß es sich hier im Gegensatz 
zu den Kinetischen Raketenab- 
wehrsystemen um ein System 
gerichteter Energie handelt. 


»Aviation Week« berichtete am 
12. Dezember, daß auch die 
Arbeit am Luftgestützten Laser- 
system (ABL) fortschreitet. Im 
Oktober zerstörte ein Miracl- 
Lasersystem bei einem erfolgrei- 
chen Bodentest den 2 mm star- 
ken Metallmantel Scud-ähnli- 
cher Raketen. Ein solcher Laser 
soll in einem Flugzeug der 
Boeing 747-Klasse installiert 
werden. Das ABL-System kann 
in 15.000 m Flughöhe Kurz- und 
Mittelstreckenraketen während 
ihrer Aufstiegsphase über der 
Wolkendecke zerstören. Das 
Gewicht des ABL und seines 
chemischen »Treibstoffes« Konn- 
te stark reduziert werden. Auch 
bei der adaptiven Optik, die die 
Ablenkung des Laserstrahls 
durch atmosphärische Störungen 
und die Vibration des Flugzeugs 
kompensiert, wurden große Fort- 
schritte gemacht. 


Die Entwicklungsarbeit an kine- 
tischen Antiraketensystemen 
wird vom Raketenkommando 


der US-Armee mit einem 500- 
Millionen-Dollar-Vertrag zur 
abschließenden Entwicklung der 
Erint-Abfangrakete fortgesetzt. 
Das Erint-System wird die 
Abfangraketen vom Typ Patriot 
ablösen, die 1991 im Golfkrieg 
gegen die irakischen Scud- 
Raketen weitgehend versagten. 
Man erwartet, daß die Republi- 
kaner in der kommenden Legis- 
laturperiode des US-Kongresses 
eine Resolution zur Abwehr bal- 
listischer Raketen verabschieden 
werden, die die Regierung dazu 
verpflichtet, innerhalb von 60 
Tagen darüber zu berichten, wie 
sie das Programm zur frühzeiti- 
gen Bereitstellung einer »robu- 
sten Raketenabwehr« realisieren 
will. 


Regierung 
Clinton geht 
härter gegen 
Rauschgift vor 


Entgegen der republikanischen 
Propaganda nimmt die Regie- 
rung Clinton eine härtere Hal- 
tung gegenüber Rauschgiften ein 
als jede andere US-Regierung 
der jüngeren Geschichte. Im 
Zentrum der Drogenpolitik steht 
Dr. Lee Brown. Er leitet das Amt 
für die Drogenbekämpfung im 
Weißen Haus und hat Ka- 
binettsrang. Dr. Brown betonte 
wiederholt, daß die Regierung 
Clinton die Legalisierung von 
Rauschgiften strikt ablehnt. Am 
21. November gab er der 
Wochenzeitung »New Federa- 
list«, ein Interview. Brown 
betonte, die Regierung Clinton 
sei »völlig anderer Meinung« als 
die Befürworter der Freigabe 
von Rauschgiften: »Legali- 
sierung würde nicht nur denen 
»grünes Licht« geben, die schon 
jetzt Rauschgifte konsumieren, 
sie würde mehr Menschen veran- 
lassen, damit zu experimentieren 
und die Zahl der Abhängi- 
gen vergrößern.« Er betonte, 
Rauschgifte müßten als »gefähr- 
lich und illegal« charakterisiert 
werden. 


Besonders besorgniserregend sei 
die »Zunahme des Drogen- 
konsums« unter der amerikani- 
schen Jugend, da »die jungen 
Menschen für die Zukunft der 
Nation das Wertvollste sind, was 
wir haben«. Er sagte, die Re- 


gierung werde rigorose Maß- 
nahmen ergreifen, um die 
Geldwäsche von Drogenprofiten 
zu bekämpfen: »Drogenhändler 
wollen Geld verdienen. Die 
Regierung glaubt, daß eines der 
wirksamsten Mittel, dem 
Drogenhandel zu schaden, darin 
bsteht, ihr kriminell erworbenes 
Geld und den damit beschafften 
Besitz zu beschlagnahmen.« 
Auf dem panamerikanischen 
Gipfeltreffen gab Brown am 9. 
Dezember Pläne bekannt, die 
Technologie der Strategischen 
Verteidigungsinitiative (SDI) im 
Krieg gegen den Rauschgift- 
handel einzusetzen. So sollen in 
den 80er Jahren im Rahmen der 
SDI entwickelte Neutronen- 
strahltechnologien genutzt wer- 
den, um in Frachtcontainern 
Rauschgift aufzuspüren. Der 
Plan wurde vom Zentrum des 
Weißen Hauses für Techno- 
logien zur Drogenbekämpfung 
(CTAC) entwickelt und vorläu- 
fig vom amerikanischen Zoll 
eingesetzt. Während des Miami- 
Gipfels gab Präsident Clinton 
auch die Entlassung der Ge- 
sundheitsministerin Jocelyn 
Elders bekannt. Dieser Schritt 
folgte auf ihre Erklärung, bei der 
Sexualkunde sollten Schüler 
über Masturbationspraktiken 
»belehrt« werden. Doch Quellen 
aus der Umgebung der Re- 
gierung betonen, der eigentliche 
Grund für Elders' Entlassung sei 
ihre legalisierungsfreundliche 
Haltung in der Drogenfrage 
gewesen. 


Die harte Drogenpolitik der 
Regierung Clinton demoralisiert 
die Legalisierungslobby in den 
USA. Vom 16.-19. November 
1994 hielt die Stiftung Drogen- 
politik (DPF) in Washington ihre 
Jahresversammlung ab und muß- 
te eingestehen, daß die Le- 
galisierung des Rauschgiftkon- 
sums aufgrund der harten 
Haltung der Regierung in weite 
Ferne gerückt sei. Der einzige 
»Silberstreif am Horizont« für 
die Rauschgiftlobbyisten sei der 
Sieg der Kandidaten der »kon- 
servativen Revolution« bei den 
Kongreßwahlen im November. 
Ideologen der Mont-Pelerin- 
Gesellschaft wie William F. 
Buckley jr. und Milton Friedman 
sind eifrige Befürworter der 
Rauschgiftfreigabe.e Am Vor- 
abend der Konferenz erhielt die 
DPF eine großzügige finanzielle 
Unterstützung vom Megaspeku- 
lanten George Soros in Höhe von 
drei Millionen Dollar. 


China setzt 
auf Groß- 
projekte 


In der chinesischen Regierung 
bildet sich offensichtlich die 
wachsende Erkenntnis heraus, 
daß die gewaltige Infrastruktur- 
lücke des Landes geschlossen 
werden müsse, um wirtschaftli- 
che Entwicklung und politische 
Stabilität sicherzustellen. Vor 
allem in den Bereichen Kern- 
energie, Wasserwirtschaft und 
dem Bau neuer Städte nimmt die 
chinesische Regierung derzeit 
Großprojekte in Angriff. Dabei 
sieht sich die Staatsführung in 
einer schwierigen und komple- 
xen Situation, denn der Großteil 
der chinesischen Bevölkerung 
lebt nach wie vor in Armut im 
bäuerlichen Hinterland. Auch 
wenn die Infrastrukturvorhaben 
nicht den tatsächlichen Bedürf- 
nissen des Landes Rechnung tra- 
gen, zeigen sie dennoch, daß ein 
Großteil der chinesischen Füh- 
rung nicht gewillt ist, die verhee- 
rende »neoliberale Reform- 
politik« nach russischem Vorbild 
einzuschlagen. Zu den geplanten 
Großprojekten gehören: 


Das Projekt »Drei Schluchten« 
zur Regulierung des Jangtse, mit 
dem kürzlich begonnen wurde. 
Dieses Projekt war bereits vom 
ersten chinesischen Präsidenten 
Dr. Sun Jat-sen Anfang dieses 
Jahrhunderts vorgeschlagen 
worden. Es verbindet wichtige 
Regulierungsmaßnahmen mit 
Energieerzeugung und macht 
auch den oberen Verlauf des 
Jangtse für größere Kähne 
schiffbar. 


Pläne für den Bau von etwa 200 
neuen Millionenstädten, die im 
Verlauf der nächsten 20 bis 30 
Jahre mit Unterstützung von 
Beratern aus Kanada, England, 
den USA, Japan und Singapur 
errichtet werden sollen. In den 
vergangenen Jahren sind bereits 
56 neue Städte, meistens Klein- 
oder mittlere Großstädte, gebaut 
worden. 


Chinas erster Hochgeschwindig- 
keitszug wird im Dezember zwi- 
schen Guangzhou und der 
Sonderwirtschaftszone in Shen- 
zen seinen Betrieb aufnehmen. 
Mit 160 km/h liegt die 
Fahrgeschwindigkeit dieses 
Zuges doppelt so hoch wie im 


Landesdurchschnitt. Wissen- 
schaftler der Universität Jiaotong 
im Südwesten des Landes erklär- 
ten am 6. Dezember, sie hätten 
das »Versuchsmodell« einer 
Magnetbahn entwickelt. 


Das chinesische Eisenbahnmini- 
sterium will in aller Eile die 
längste Eisenbahnneubaustrecke 
der Welt zwischen Peking und 
Kowloon bis Ende 1995 fertig- 
stellen, das heißt, zwei Jahre vor 
dem anvisierten Termin. 


Für das umfangreiche Süd-Nord- 
Wasserprojekt wurden erste 
Vorarbeiten begonnen. Geplant 
ist, Wasser aus dem oberen 
Jangtse-Verlauf in den gelben 
Fluß zu leiten, um der dortigen 
ständigen Trockenheit Herr zu 
werden. Noch zwei weitere 
Vorhaben sind geplant: eines im 
unteren Verlauf des Jangtse und 
ein weiteres, das Wasser aus 
dem unteren Verlauf des Jangtse 
in den großen Kanal in der 
Region Peking-Tianjin leiten 
soll. 


Vogelschützer 
blockieren 
Verkehrs- 
projekt 


Die Hochgeschwindigkeitsstrecke 
Hannover-Berlin ist eines der 
Schlüsselprojekte in den 17 
»Verkehrsprojekten Deutsche 
Einheit« mit einem Gesamt- 
volumen von 460 Milliarden 
DM. Diese Bahnstrecke ist 
gleichzeitig Teil des Ver- 
kehrskorridors  Paris-Berlin- 
Moskau und soll planmäßig 
1997 fertiggestellt sein. Bereits 
jetzt ist das Projekt aber schon 
ein Jahr im Verzug. Grund hier- 
für ist das »Internationale 
Vogelschutzgebiet« bei Rathe- 
now nahe Berlin. Die Trasse 
bedroht angeblich den Bestand 
der dort lebenden »Groß- 
trappen«. In Bonn vertritt man 
den Standpunkt, die Vögel wür- 
den durch Wälle entlang der 
Strecke ausreichend geschützt. 
Das letzte Wort hat jetzt die EU- 
Kommission. Sollte die Kom- 
mission eine Streckenführung 
am Rande oder unterhalb des 
Schutzgebietes beschließen, er- 
höhe dies die Baukosten um 
mehrere hundert Millionen DM. 
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Bill Clinton 


Londons 


bittere 


Kämpfe gegen 
den US- 
Präsidenten 


Die Beziehungen zwischen Washington und London haben eine 
schwierige Stufe erreicht. Seit der Suez-Krise im Jahre 1956 wa- 
ren die beiden Länder über einen längeren Zeitraum nicht mehr 
so uneins, sagen Diplomaten auf beiden Seiten des Ozeans. 


Das war die Einschätzung von 
John Darnton, einem Journali- 
sten, der dies in der »New York 
Times« schrieb. Das Thema, das 
er anschnitt, ist ein Thema, das 
seit Dezember 1993 diskutiert 
wird, als die von den Briten ge- 
lenkte Hollinger Corporation die 
Whitewater-Skandale gegen Prä- 
sident Clinton in Gang setzte. Im 
Verlauf des ganzen Jahres 1994 
war der Konflikt zwischen der 
amerikanischen und der briti- 
schen Regierung ein immer wie- 
derkehrendes Thema, das manch- 
mal dramatische Proportionen 
annahm, wie im Fall von Irland 
und dem Balkankrieg und manch- 
mal nur im Hintergrund vor sich 
hin gärte. 


Die besonderen 
Beziehungen 


Der Streit zwischen Amerika und 
Großbritannien wäre weniger 
bemerkenswert, wenn offiziell 
nicht diese besondere »anglo- 
amerikanische Beziehung« exi- 
stieren würde, die nach dem offe- 
nen Bruch zum Zeitpunkt der 
Suez-Krise wieder entstanden 
war. Zu dem Zeitpunkt drohte 
Präsident Dwight D. Eisenhower 
mit militärischen Aktionen, wenn 
die Briten und Franzosen die Un- 
terstützung des israelischen An- 
griffs auf den Suezkanal fortset- 
zen würden. 

Seither wurden die britischen und 
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amerikanischen Interessen, unter- 
stützt durch die Bedeutung erklär- 
ter britischer Agenten wie Henry 
Kissinger und seiner Proteges in 
außenpolitischen Kreisen als 
identisch dargestellt. Obwohl 
»sub rosa« sicher ein Geheim- 
dienstkrieg im Gange war, ging 
die offizielle Annäherung von 
Ansichten und Aktivitäten in der 
Beziehung zwischen der briti- 
schen Premierministerin Marga- 
ret Thatcher und Präsident Geor- 
ge Bush bis zur Obszönität. 

Am 11. Juni 1994 stand Präsident 
Clinton in Berlin kurz davor, die- 
se besondere Beziehung aufzu- 
heben. In einer Pressekonferenz 
mit Bundeskanzler Helmut Kohl 
zollte der Präsident der »wahrlich 
einzigartigen« Beziehung zwi- 
schen den Vereinigten Staaten 
und Deutschland Anerkennung. 
Als er von britischen Reportern 
gefragt wurde, ob er die besonde- 
re Beziehung der USA zu Groß- 
britannien in den Hintergrund 
stelle, sagte der Präsident, daß 
»zwischen den Vereinigten Staa- 
ten und Deutschland in gewisser 
Weise eine unmittelbarere und 
fühlbarere Beziehung herrscht«, 
besonders angesichts der Fragen 
der wirtschaftlichen Entwicklung 
Rußlands und des Ostens. Wenn 
man zwischen den Zeilen liest, so 
erklärte die britische Presse, daß 
der US-Präsident die besondere 
Beziehung beendet hat. 

Doch das wichtigste am Bruch 
zwischen der Clinton-Regierung 


und London liegt nicht in Erklä- 
rungen formaler Treue oder ande- 
rer diplomatischer Nettigkeiten. 
Was im Laufe der Amtszeit Clin- 
tons vor sich gegangen ist, war ei- 
ne zunehmende Tendenz der Ver- 
einigten Staaten, sich von der do- 
minanten britischen Geopolitik 
nach dem Zweiten Weltkrieg zu- 
rückzuziehen. Auch wenn es kei- 
ne kohärente außenpolitische 
Doktrin Clintons gegeben hat, hat 
die Tendenz Clintons zum Re- 
spekt nationaler Souveränität und 
eine Perspektive der Nutzung 
wirtschaftlicher Kooperation zur 
Lösung schwieriger Konflikte ihn 
auf einen Kurs gebracht, der die 
Kombination von Krisenmanage- 
ment und Eine-Welt-Diktatur, die 
London und die von den Briten 
beherrschte UNO geltend ma- 
chen, herausgefordert. 


Die großen 
Konfliktbereiche 


Wir möchten uns nun die heraus- 
ragendsten Konfliktbereiche zwi- 
schen London und der Regierung 
Clinton anschauen. 


Es hat keinen beständigeren Kon- 
fliktbereich zwischen der Regie- 
rung Clinton und Großbritannien 
gegeben als der Krieg im ehema- 
ligen Jugoslawien. Auch wenn er 
hinter seiner Wahlkampfzusage 
zurücksteckte, daß er mit George 
Bushs Appeasement-Politik ge- 
genüber den serbischen Aggres- 
soren brechen werde, so hat Präsi- 
dent Clinton häufig seine eigene 
Ansicht wiederholt, daß das Waf- 
fenembargo der UNO gegen die 
Regierung von Bosnien-Herzego- 
wina aufgehoben werden und daß 
die Regierung die Möglichkeit 
bekommen sollte, die Kontrolle 
über ihr Territorium, das ihr ge- 
waltsam genommen wurde, wie- 
derzuerlangen. 


Doch jedes Mal, wenn der Präsi- 
dent bei den Vereinten Nationen 
oder einseitig dieser Zusage nach- 
kommen wollte, traf er auf die 
vernichtende Opposition des bri- 
tischen Außenministeriums oder 
britischer Sprecher, die im Rah- 
men der UNO handelten. 


Die auslösenden Momente für die 
Zusammenstöße sind zu zahl- 
reich, als daß sie hier aufgezählt 
werden könnten. Sie reichen von 
der Abschnürung Sarajewos 
durch die Serben über die Zerstö- 
rung geschützter Gebiete wie Sre- 
brenica bis zu den jüngsten 


Greueltaten durch die Serben im 
Gebiet der sogenannten geschütz- 
ten Stadt Bihac. Jedes Mal, wenn 
die Regierung Clinton aggressi- 
vere NATO-Luftangriffe fliegen 
wollte, waren die Briten oder de- 
ren Generäle bei den UNO- 
Schutztruppen dagegen. Jede 
Diskussion über die Aufhebung 
des Waffenembargos wurde von 
britischen Drohungen, sich ganz 
aus dem Gebiet zurückzuziehen 
oder durch andere, nicht spezifi- 
zierte Drohungen an die bosni- 
sche Regierung abgebogen. 


Clintons 
Interventionen 


Präsident Clinton hat die richtige 
Position eingenommen, daß es 
sich bei dem Angriff der Serben 
nicht um einen Bürgerkrieg han- 
delt und daß die Bosnier das sou- 
veräne Recht besitzen, sich selbst 
zu verteidigen. Die Briten, die die 
Franzosen und Russen — welche 
ihre eigenen historischen Bezie- 
hungen zu den Serben haben - auf 
ihre Position ausgerichtet haben, 
haben dagegen protestiert, daß 
dies ein jahrhundertealter Kon- 
flikt ist, der in sich selbst verpuf- 
fen muß. Selbst nachdem die bos- 
nische Regierung zugestimmt 
hat, daß sie ihren Antrag auf Auf- 
hebung des Waffenembargos um 
sechs Monate auf das nächste 
Frühjahr verschieben werde, er- 
klärte die britische Regierung, 
daß sie nicht bereit sei, im UNO- 
Sicherheitsrat eine Abstimmung 
zuzulassen. 


So hat Präsident Clinton versucht, 
sie zu umgehen, indem er das Mi- 
litärbündnis zwischen den Kroa- 
ten und Bosniern schuf und jetzt, 
indem er die Durchsetzung des 
Waffenembargos gegen die Bos- 
nier von der Marine her formell 
einstellte. Es bleibt jedoch ein un- 
behaglicher Waffenstillstand, da 
die serbischen Angreifer ihren 
volksmörderischen Krieg fort- 
setzen. 


Vielleicht hat nichts die Regie- 
rung Ihrer Majestät mehr verär- 
gert, als Präsident Clintons per- 
sönliche Intervention, um in 
Großbritanniens Hinterhof, Ir- 
land, Friedensverbindungen zwi- 
schen den kriegerischen Parteien 
zustandezubringen. Wie im Falle 
Bosniens war das Clinton-Team 
in die Situation in Irland schon 
verwickelt, bevor er zum Präsi- 
denten gewählt wurde und er hat- 
te in diesem Fall versprochen, für 


das Nordirland-Problem einen 
Sondergesandten zu ernennen. 
Doch das Feuerwerk begann erst 
nach seiner Wahl. Der erste Af- 
front war die Ernennung der 
Schwester von Senator Ted Ken- 
nedy, Jean, zur Botschafterin in 
Dublin; der zweite war die Ernen- 
nung eines früheren außenpoliti- 
schen Beraters Kennedys als Mit- 
glied des Nationalen Sicherheits- 
rats (NSC). 


In seinem ersten Jahr als Präsi- 
dent war auch im Gespräch, Ger- 
ry Adams, den Chef der Sinn 
Fein, dem zivilen Zweig der 
Irisch-Republikanischen Armee 
(IRA) für Gespräche in die Verei- 
nigten Staaten zu holen. Entspre- 
chende Anträge wurden abge- 
wiesen, doch die Situation änder- 
te sich im Januar/Februar 1994. 
Trotz persönlicher Interventionen 
durch den britischen Außenmini- 
ster Douglas Hurd, daß Adams 
kein Visum erteilt werden sollte, 
sorgte Präsident Clinton dafür, 
daß er eines bekam. Die Presse 
beschrieb den Besuch als die Ge- 
legenheit für einen »großen Riß in 
den Beziehungen zwischen den 
USA und Großbritannien«. 


Doch Präsident Clinton ließ es da- 
mit nicht gut sein. Dem ersten 
48-Stunden-Besuch von Adams 
folgte die Erteilung eines Visums 
an einen Führer der Northern Ire- 
land Union und einen anderen 
Führer der IRA, Joe Cahill, dem 
die Einreise zuvor verboten wor- 
den war. Das erste wichtige Er- 
gebnis war die Erklärung der IRA 
über ihren einseitigen Waffen- 
stillstand am 31. August 1994. 
Die britische Regierung schäumte 
weiterhin vor Wut und machte die 
internen Differenzen in der Clin- 
ton-Regierung zwischen dem 
NSC, der Clintons Irlandpolitik 
unterstützte, und dem Außenmi- 
nisterium, das sich mehr auf die 
Seite der Briten stellte, publik. 
Gegen die Einwände der Briten 
erhielt Adams im Oktober ein 
zweites Visum. 


Londons Sabotage 
des Nahost-Friedens 


Man wird die britische Regierung 
zwar nicht dabei erwischen, daß 
sie sich gegen das Friedensab- 
kommen zwischen Israelis und 
Palästinensern äußert, doch es be- 
steht kein Zweifel daran, daß 
London bemüht ist, den Durch- 
bruch vom September 1993 zu 
sabotieren. Man muß nur Lon- 


US-Präsident Bill Clinton will die aggressivste der »Eine- 
Welt-Regierungs«-Behörden der UN schließen. 


dons Hände und Füße und die Fä- 
den anschauen, über die London 
die verschiedenen Spieler auf 
dem Feld kontrolliert, um festzu- 
stellen, daß dies der Fall ist. 


Im Leitartikel der Londoner »Fi- 
nancial Times« vom 31. Oktober 
1994 wurde Londons zynische 
Opposition ziemlich deutlich zum 
Ausdruck gebracht. Es war darin 
von der Wirtschaftsentwick- 
lungs-Konferenz in Casablanca 
und die Perspektive von Staats- 
männern wie dem israelischen 
Außenminister Shimon Peres die 
Rede, der die Notwendigkeit 
massiver Wirtschaftsentwicklung 
betont hat, um sicherzustellen, 
daß der Frieden Erfolg haben 
wird und es hieß in dem Leitarti- 
kel weiter: »Die Teilnehmer täten 
gut daran, sich daran zu erinnern, 
daß die Region weit davon ent- 
fernt ist, die Schwerter zu Pflug- 
scharen zu machen, wie die ver- 
stiegeneren der israelischen Füh- 
rer anregen«. und »sie ist immer 
noch dringend auf der Suche nach 
politischen Lösungen, die eine 
wichtige Voraussetzung für die 
Weiterentwicklung darstellen«. 


Im Gegenteil — die Voraussetzung 
für das israelisch-palästinensi- 


sche Abkommen, wie es unter der 
Schirmherrschaft von Präsident 
Clinton im September 1993 un- 
terzeichnet worden ist, war, daß 
die wirtschaftliche Weiterent- 
wicklung eine Vorbedingung für 
den Frieden war. In den Vereinba- 
rungsprotokollen und in Aussa- 
gen des Vorsitzenden der Palästi- 
nensischen Befreiungsorganisa- 
tion, Yassir Arafat, und von Peres 
insbesondere wurde dieser Punkt 
unterstrichen. Das Hauptproblem 
kam mit dem Verhalten der 
Weltbank, die die zugesagte Fi- 
nanzierung für die neue palästi- 
nensische Entität verzögert hat, 
bis bestimmte Vorbedingungen 
erfüllt werden. 


Präsident Clinton hat einer neuen 
Mideast Development Bank au- 
ßerhalb der Weltbank seine Un- 
terstützung zugesagt. London hat 
den Ansatz von Weltbank und In- 
ternationalem Währungsfonds 
(IWF) unterstützt. 


Londons Versuch, den Frieden zu 
stabilisieren, zeigt sich auch dar- 
in, daß sie ihre Terroristen sowohl 
nach Israel als auch auf die arabi- 
sche Seite entsenden. Das Massa- 
ker in Hebron am 25. Februar 
1994 wurde von Extremisten 


ausgeführt, die mit der Jewish 
Defense League in Verbindung 
stehen, deren Geheimdienstkon- 
trolle bis zur Quatuor Coronati 
Freimaurerloge in London zu- 
rückgeht. Auf der arabischen Sei- 
te ist der terroristische Flügel der 
Hamas dafür bekannt, daß er briti- 
schen Geheimdienstkreisen ent- 
stammt. 


Die Bemühungen der Regierung 
Clinton, die Konflikte mit Alge- 
rien, dem Sudan und dem Yemen 
zu schlichten, trafen ebenfalls auf 
britische Opposition. 


Die Politik 
in Asien 


Die Krisen sowohl in Korea als 
auch China haben die Gelegen- 
heit für Konflikte zwischen der 
Regierung Clinton und London in 
Asien geliefert. In beiden Fällen 
ging die Regierung Clinton an die 
Sache heran, indem sie das Recht 
der nationalen Souveränität ver- 
teidigt und wirtschaftliche Ent- 
wicklung als Weg zur Stabilität 
unterstützt. Das war am überra- 
schendsten in der Koreakrise, wo 
die traditionell antinuklear einge- 
stellte demokratische Regierung 
am 12. August 1994 zu einer Eini- 
gung gelangte, bei der Nordko- 
reas souveränes Recht, auf Atom- 
energie zu bauen, erhalten wurde, 
indem neue Leichtwasser-Reak- 
toren im Gegenzug für das Ab- 
stellen der Nuklearanlagen vom 
sowjetischen Typ geliefert wer- 
den. 


London und seine Eine-Welt-Ver- 
fechter bei* der Internationalen 
Atomenergiebehörde (IAEA) ta- 
ten ihr Möglichstes, um die Krise 
zwischen der Weltgemeinschaft, 
besonders den Vereinigten Staa- 
ten und Nordkorea, im Frühjahr 
1994 zu produzieren, indem sie 
zahlreiche Berichte über die an- 
gebliche atomare Bedrohung 
durch den Norden herausgaben. 
Sprecher der Clinton-Regierung, 
die seit über einem Jahr über 
Nordkoreas Nuklearprogramm in 
Verbindung standen, waren ge- 
zwungen, die »Geheimdienstbe- 
richte« der JAEA ständig in Abre- 
de zu stellen. Londoner Denk- 
tanks wie das Internationale Insti- 
tut für Strategische Studien (IISS) 
und Jane’s »Deffense Weekly« 
brachten »Analysen« bis zur Er- 
schöpfung, in denen eine ameri- 
kanische Militärkonfrontation 
mit Nordkorea verlangt wurde, 
weil das Land sich weigerte, sich 
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Bill Clinton 
Londons 
bittere Kämpfe 
gegen den 
US-Präsidenten 


an den Vertrag über die Nichtwei- 
tergabe von Atomwaffen zu hal- 
ten. 


Präsident Clinton ließ das Szena- 
rio der Briten und der UNO ent- 
gleisen, indem er den ehemaligen 
Präsidenten Jimmy Carter vom 
16. bis 18. Juni 1994 nach Pjong- 
jang entsandte, um direkt mit dem 
nordkoreanischen Präsidenten 
Kim Il-sung zu verhandeln. Die 
Verhandlungen, die zu dem Zeit- 
punkt zwar angesetzt waren, sich 
wegen des Todes des nordkorea- 
nischen Staatsoberhauptes dann 
jedoch verzögerten, führten 
schließlich zur Unterzeichnung 
eines Vertrages über die atomare 
Neuentwicklung Nordkoreas am 
21. Oktober 1994. 


Londons Bestreben 
in China 


Weniger ein »Krisenherd«, aber 
dennoch genauso bedeutend im 
Zusammenhang mit dem Konflikt 
zwischen amerikanischer und bri- 
tischer Politik war China. In der 
aktuellen Situation haben die Bri- 
ten in China noch eine Menge 
einzusetzen, denn sie haben 
Hongkong noch inne und besitzen 
traditionell enge Verbindungen 
zur chinesischen Finanz und der 
kommunistischen Partei selbst. 
Ihre Perspektive zur Handhabung 
der Situation zeigte sich teilweise 
in einer Studie vom März 1994, 
die vom IISS veröffentlicht wor- 
den ist. Die 64seitige Studie, die 
vom IISS-Asienexperten Gerald 
Segal geschrieben wurde, pro- 
phezeit den wahrscheinlichen 
Ausgang einer Krise, die zu einer 
Aufteilung Chinas führen würde. 
Quellen in China selbst haben 
auch über ihre Beobachtung be- 
richtet, daß die Briten eine Politik 
verfolgen, derzufolge China min- 
destens in drei Teile aufgeteilt 
werden soll. 


Im Gegensatz dazu versucht die 
Regierung Clinton die Politik der 
wirtschaftlichen Ausbeutung, die 
zu einer Dezentralisierung in Chi- 
na führt, zu wenden und sie durch 
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eine neue zu ersetzen, bei der die 
»wirtschaftliche Sicherheit« ge- 
währleistet sein wird. 


Der wichtigste Schritt, den Clin- 
ton in diese Richtung unternahm, 
bestand darin, Handelsminister 
Ron Brown Ende August 1994 
nach China zu entsenden. Brown 
verkündete auf einer Pressekon- 
ferenz am 30. August, daß Präsi- 
dent Clinton »wichtige Signale 
gesendet habe, die zeigen, daß wir 
China als Handelspartner be- 
trachten, — daß Chinas lange Ge- 
schichte Respekt verdient und 
China hat reagiert«. Brown wurde 
von zwei Dutzend Firmenchefs 
begleitet, die in China wichtige 
Infrastrukturprojekte besprechen 
wollten und erklärte, daß Clinton 
»eine 12jährige Tradition der lais- 
sez-faire Regierung über Bord ge- 
worfen habe«, um Aufträge für 
die USA hereinzuholen, die beim 
Bau dieser Projekte helfen sol- 
len. 


Eine alternative 
Strategie 


Ein Überblick über die Konflikte 
zwischen London und der Regie- 
rung Clinton wäre nicht vollstän- 
dig ohne Erwähnung der Ost- 
West-Beziehungen. Trotz Aussa- 
gen von Vizepräsident Al Gore 
und Strobe Talbott aus dem Au- 
Benministerium im Winter 1993-94 
über die verheerenden Auswir- 
kungen der IWF-Politik auf die 
russische Wirtschaft, hat die Re- 
gierung Clinton die IWF-Politik 
in Bezug auf Rußland nicht auf- 
gegeben. Doch Clintons Vorliebe 
für den Abschluß von bilateralen 
Verträgen auf der Basis gemein- 
samer Wirtschaftsinteressen — 
wie in Nahost und Korea - anstatt 
sich auf weltweite Institutionen 
zu verlassen, versetzt London in 
ständige Furcht, daß er ihre Poli- 
tik der Ausplünderung Rußlands 
zunichtemachen könnte. 


Clintons Unterstützung des Ost- 
West-Infrastrukturprogramms, das 
vom Präsidenten der Europäi- 
schen Kommission, Jacques De- 
lors, im Juli 1994 vorgebracht 
worden war, stellt auch eine Ge- 
fahr für die Haltung Großbritan- 
niens zu Europas Zukunft dar. 
Der Delors-Plan ist nicht gestor- 
ben, obwohl Sprecher für London 
und Freimarkt-Wirtschaftler ver- 
suchen, ihn zu töten, indem sie 
den Einsatz von Staatskrediten 
für die benötigten Infrastruktur- 
projekte ablehnen. 


Naher Osten 


Präsident 
Clinton 
unterstützt 
Entwick- 
lungsbank 


Der dreitägige Blitzbesuch von Präsident Clinton vom 26. bis 
28. Oktober 1994 in Nahost hat dem Friedensprozeß im Nahen 
Osten einen großen Auftrieb gegeben. Der Prozeß war durch eine 
Reihe von Terrorakten, die in dem Bombenanschlag auf einen Bus 
im Tourismusgebiet von Tel Aviv am 20. Oktober, bei dem 
20 Menschen starben, ihren Höhepunkt fanden, stark gefährdet. 
Nach dem Anschlag schlossen die Israelis vorübergehend ihre 
Grenze zu dem von Palästinensern kontrollierten Gaza-Streifen 
und zur West Bank, wodurch vielen Palästinensern, die in Israel 
arbeiten, der Zugang verwehrt wurde. 


Das Busattentat war der dritte 
Terrorakt in mehreren Wochen. 
Am 9. Oktober liefen zwei mit 
Automatikwaffen, Handgrana- 
ten und Sprengstoff bewaffnete 
Terroristen in einer geschäftigen 
Gegend in Jerusalem Amok und 
töteten eine Person und verwun- 
deten neun andere. In einem 
Hamas-Flugblatt wurde die 
Aktion als vierter Racheakt für 
das Massaker am Machpela-Grab 
im Februar 1994 bezeichnet, wo 
der Kach-Extremist Baruch 
Goldstein auf Moslems, die sich 
in einer Moschee beim Gebet 
befanden, mit einem Maschinen- 
gewehr losfeuerte. 


Am 11. Oktober erklärten dann 
die Izzadin Kassam, der bewaff- 
nete Fügel der Hamas, daß sie 
Nachshon Waxman, einen israe- 
lischen Soldaten, gekidnappt hat- 
ten. Als der israelische Ge- 
heimdienst, unterstützt durch die 
Palästinenser, herausfand, wo 
Waxman gefangengehalten wur- 
de, wurde ein Komando- 
trupp der israelischen Ver- 
teidigungsstreitkräfte entsendet, 
um ihn zu befreien, doch der 
Soldat wurde von den Terro- 


risten getötet, bevor es dem 
Team gelang, in das Haus einzu- 
dringen. Die Terroristen behaup- 
teten, sie reagierten damit auf die 
Ermordung der Moslems, die von 
Baruch Goldstein beim Gebet 
mit einem Maschinengewehr 
angegriffen worden waren. 


Den Friedensprozeß 
in Gang halten 


Die Gegenmaßnahmen der Is- 
raelis, darunter das Schließen der 
Grenze zu Gaza, rief bittere 
Reaktionen von Yassir Arafat 
und der Palästinensischen Na- 
tionalbehörde, die selbst ein poli- 
tisches Ziel der Hamas ist, her- 
vor. Die Hamas ist einstimmig 
gegen die Vereinbarung der PLO 
mit Israel. Der Besuch Präsident 
Clintons sollte dazu dienen, den 
Friedensprozeß trotz der zuneh- 
menden Terrorakte weiter in 
Gang zu halten. 


Der offizielle Grund für den 
Besuch war eine Einladung des 
Präsidenten zur Unterzeichnung 
des Vertrages zwischen Israel 
und Jordanien, dem zweiten 


großen Friedensabkommen seit 
der Unterzeichnung der Prin- 
zipienerklärung durch die PLO 
und Israel im Oktober 1993. 
Präsident Clinton nutzte die 
Gelegenheit zum Besuch aller 
wichtigen arabischen Länder in 
der Region, sprach mit dem 
PLO-Chef Arafat und dem ägyp- 
tischen Präsidenten Hosni 
Mubarak in Kairo und unternahm 
eine spezielle Reise zu Ge- 
sprächen mit Präsident Hafez al- 
Assad nach Damaskus, um zu 
versuchen, die syrisch-israeli- 
schen Verhandlungen voranzu- 
bringen - zweifellos die schwie- 
rigste »Etappe« eines umfassen- 
den Nahost-Friedensabkommens. 


Die verheerenden psychologi- 
schen Auswirkungen der jüng- 
sten terroristischen Aktionen 
waren das Hauptthema, mit dem 
Präsident Clinton zu tun hatte. In 
seinen Gesprächen mit Arafat 
betonte Clinton, daß er will, daß 
bei den Terroristen 100 prozentig 
hart durchgegriffen wird. 


Clinton zu den 
Terroristen: 

»Ihr werdet keinen 
Erfolg haben« 


In seiner Rede vor dem jordani- 
schen Parlament am 26. Oktober 
sagte der Präsident: »Auf der 
einen Seite stehen die Kräfte des 
Terrorismus und des Extremis- 
mus, die sich mit Phrasen über 
Religion und Nationalismus 
verhüllen, doch die sich im 
Widerspruch zu ihren Glaubens- 
lehren verhalten und ihren 
Patriotismus durch ihr Verhalten 
lächerlich machen. Diese reak- 
tionären Kräfte nähren sich von 
Enttäuschung, Armut und Ver- 
zweiflung. Sie schüren das Feuer 
der Gewalt.« 


»Sie wollen den Fortschritt die- 
ses Friedens zerstören«, meinte 
Clinton. »Ihnen sage ich, Ihr 
könnt keinen Erfolg haben; Ihr 
werdet keinen Erfolg haben; Ihr 
dürft keinen Erfolg haben, denn 
Ihr seid die Vergangenheit, nicht 
die Zukunft.« 


Am nächsten Tag kam Clinton in 
der Knesset, dem israelischen 
Parlament, auf dieses Thema 
zurück: »Der wirkliche Kampf 
geht nicht um Religion oder 
Kultur. Es geht um einen welt- 
weiten Konflikt zwischen denje- 
nigen, die an den Frieden glau- 


ben und denjenigen, die an den 
Terror glauben; zwischen denje- 
nigen, die an die Hoffnung glau- 
ben und denjenigen, die an 
Furcht glauben.« 


Der Terrorismus stand zweifellos 
ebenfalls auf der Tagesordnung, 
als der Präsident einen kurzen 
Umweg über Damaskus machte, 
das lange ein Zufluchts- 
ort für eine Vielzahl terroristi- 
scher Gruppen war. Er sprach 
zwei Stunden lang mit Präsident 
Assad und Beratern im Rahmen 
einer kleinen, formalen Sitzung 
und hatte anschließend mit dem 
syrischen Präsidenten noch ein 
Gespräch unter vier Augen, das 
eine dreiviertel Stunde dauerte. 


Wie durch einen hochrangigen 
Regierungsvertreter inoffiziell 
verlautete, verurteilte Assad so- 
wohl die terroristischen Ak- 
tionen von Baruch Goldstein am 
Grab der Patriarchen als auch das 
Busattentat durch die Hamas in 
Tel Aviv. Als er dann später an 
diesem Tag auf einer Presse- 
konferenz mit Präsident Clinton 
befragt wurde, lehnte Assad es 
ab, seine inoffiziell geäußerte 
Mißbilligung zu wiederholen 
und tat alle Anschuldigungen, 
daß Syrien jemals in Terrorismus 
verwickelt gewesen sei, als 
Verleumdung ab. Die Regierung 
Clinton hatte gehofft, daß Assad 
sich zum Thema Terrorismus 
mehr äußern würde, so daß man 
die Diskussion hätte vorwärts- 
bringen können. 


Bei dem anderen, heiklen Thema 
in den syrisch-israelischen Ge- 
sprächen, den Golan-Höhen, die 
im Sechstage-Krieg von Israel 
besetzt worden sind, wurden 
kaum Fortschritte erzielt. Syrien 
fordert einen vollständigen 
Rückzug der Israelis von den 
Höhen, bevor ein Friedens- 
vertrag unterzeichnet werden 
kann. Rabin, der sich der strate- 
gischen Bedeutung der Golan- 
Höhen zum Schutz Israels voll 
bewußt ist — denn syrische 
bewaffnete Streitkräfte könnten 
die nicht weit entfernten Höhen 
ohne weiteres besetzen — war 
nicht bereit, einem Rückzug 
ohne definitive Zusicherungen 
für Israels Sicherheit zuzustim- 
men. 


Ein Vorschlag, der diskutiert 
wurde, um die Befürchtungen zu 
entkräften, war die Stationierung 
von US-Truppen auf den Golan- 
Höhen, die den Rückzug überwa- 


chen und Schutz gegen einen 
möglichen Angriff Syriens bie- 
ten sollten. 


US-Truppen 
auf den Golan? 


Doch die Regierung brachte den- 
noch ihren Optimismus über die 
kleinen Angebote zum Aus- 
druck, die das Assad-Regime 
machte, um mit den Israelis 
Gemeinsamkeiten zu finden: 
Assad erwähnte Israel mit 
Namen, als er davon sprach, daß 
er unter allen Ländern in Nahost 
gute Beziehungen herstellen 
wolle und der syrische Außen- 
minister hatte am 7. Oktober sei- 
nen allerersten Fernsehauftritt im 
israelischen Fernsehen. Außen- 
minister Farouk Shara sagte den 
israelischen Fernsehzuschauern, 
daß »wir die Vergangenheit hin- 
ter uns lassen müssen«. Ein 
hochrangiger Vertreter der Re- 
gierung Clinton versicherte 
gegenüber Reportern am 27. 
Oktober, daß die Syrer »weiter- 
hin in kleinen Schritten auf die 
Israelis zugehen werden«. 


Finanzierung des 
»Oase«-Plans 


Was am allerwichtigsten war: 
Präsident Clinton nutzte die 
Gelegenheit seiner Nahostreise, 
um dem Vorschlag von Peres zur 
Gründung einer »Entwicklungs- 
bank«, die die dringend benötig- 
ten Infrastrukturprojekte in Nah- 
ost finanzieren könnte, seine 
volle Unterstützung zu geben. 
Von Anfang an war klar, daß 
sich die Israelis und Pa- 
lästinenser ohne die Existenz 
eines umfassenden Entwick- 
lungsprogramms mit Investi- 
tionen in den Bereichen Energie- 
produktion, Wassererschließung 
und Transportwesen bald wieder 
im Krieg gegeneinander befin- 
den würden. 

Bereits Mitte der siebziger Jahre 
wurden diese Fragen angeschnit- 
ten, die damals in Gesprächen 
mit israelischen und palästinensi- 
schen Vertretern im Vordergrund 
standen, daß lebensfähige politi- 
sche Friedensabkommen nur 
dann funktionieren würden, 
wenn der Nahe Osten auf der 
Grundlage einer israelisch-arabi- 
schen Wirtschaftskooperation in 
eine »Oase« wirtschaftlicher 
Entwicklung verwandelt würde. 
Zu diesen Projekten würde ge- 
hören ein Kanal zwischen Mittel- 


meer und Totem Meer und ein 
Kanal zwischen Totem Meer und 
Rotem Meer, an dessen Ufern 
Wasserentsalzungs- und Strome- 
rzeugungsanlagen die Wüste in 
einen Garten verwandeln würde. 


Das »Oase«-Konzept ist zu ei- 
nem integrierten Bestandteil der 
Nahost-Friedensdiskussion 
geworden, was von dem israeli- 
schen Premierminister Yitzhak 
Rabin in seiner Rede anläßlich 
der Unterzeichnung der israe- 
lisch-jordanischen Abkommen in 
der Araba-Wüste erneut betont 
wurde. 


»Das waren die Beziehungen 
zwischen Israel und Jordanien in 
den letzten 47 Jahren — eine 
Wüste«, sagte Rabin »nicht ein 
einziges grünes Blatt, keine 
Bäume, nicht eine einzige 
Blume.« »Wir sind diejenigen, 
die diesen kahlen Ort in eine 
fruchtbare Oase verwandeln wer- 
den«, fuhr Rabin fort, »so daß 
sich das triste Rotbraun und 
Dunkelgrau in ein lebhaftes Grün 
verwandelt.« 

Auch König Hussein von Jor- 
danien schaute bei den Unter- 
zeichnungszeremonien auf die 
Wüste, die die beiden Länder 
voneinander trennt und forderte 
beide Völker auf, »sie wie nie 
zuvor erblühen zu lassen«. 


Nicht im Interesse 
der Weltbank 


Seit die Vereinbarungen zwi- 
schen Israel und der PLO im ver- 
gangenen Jahr unterzeichnet 
worden sind, sind solche Ent- 
wicklungsprojekte ziemlich zum 
Stilltand gekommen. Und 
schlimmer noch, viele dieser 
Projekte wurden unter die Kon- 
trolle der Weltbank gestellt, 
deren Aversion gegen Wirt- 
schaftsentwicklung legendär ist. 
Um solche Projekte zu erleich- 
tern, hat das israelische Außen- 
ministerium unter Shimon Peres 
deshalb die Gründung einer 
regionalen Entwicklungsbank vor- 
geschlagen, die die Operationen 
ohne die Einschränkungen star- 
ten könnte, die mit einer Fi- 
nanzierung durch die Weltbank 
immer verbunden sind OD 
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John F. Kenned 


FBI wußte 
vom Mord- 
komplott 


Mehr als 30 Jahre nach dem Mord in Dallas tauchen neue 
Beweise dafür auf, daß der amerikanische Präsident John F. 
Kennedy einer Verschwörung zum Opfer fiel. Die Hintergründe 
sind nicht nur für Historiker interessant, sondern mehr noch für 
jene, die über die Sicherheit des heutigen US-Präsident Bill 


Clinton wachen. 


Die italienische Tageszeitung 
»Corriere della Sera« berichtete 
am 23. November 1994 und der 
»Springer Auslandsdienst« einen 
Tag später über polizeiliche 
Aktenstücke aus Miami, Flori- 
da, die am 31. Jahrestag der 
Ermordung Kennedys der 
Öffentlichkeit übergeben wurden 
und aus denen klar hervorgeht, 
daß das FBl eine Woche vor dem 
Attentat vor einem Mordkom- 
plott gegen Kennedy gewarnt 
worden war. 


Ein brisantes 
Aktenstück 


Das brisanteste Aktenstück hat 
folgenden Inhalt: Der Polizei- 
beamte S.J. Hebert aus Miami 
gibt am 15. November 1963 zu 
Protokoll, ein Informant aus der 
rechtsextremen Szene namens 
William Somersett habe ihn vor 
einem Mordanschlag auf den 
Präsidenten gewarnt. Kennedy 
sollte »von einem Hochhaus in 
Dallas aus« erschossen werden. 
Hebert habe die Warnung an das 
FBI weitergegeben und sei von 
dem Beamten des Secret Service 
(für die Sicherheit des Präsi- 
denten verantwortlich) Jamison 
angewiesen worden, mit Som- 
ersett Kontakt aufzunehmen. 


Somersett übergab Hebert 
Tonbandmitschnitte einer Unter- 
haltung am 5. Mai 1963 mit dem 
Milliardär Joseph Milteer, dem 
Anführer eines rassistischen 
»Weißen Bürgerrats« in Geor- 
gia. Milteer wird zitiert: »Mit 
Kennedy ist es vorbei, sie wer- 
den ihn ausschalten. Sie haben 
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nach diesem Telefongespräch 
wurde Oswald von Jack Ruby in 
Dallas erschossen. 


Die Nachrichtenagentur AP be- 
richtete in diesem Zusammen- 
hang, ein Polizeibeamter aus 
Miami namens Everett Kay habe 
vor drei Jahren erklärt, er sei 
ebenfalls mit dem Inhalt der 
Tonbänder vertraut gewesen und 
habe diese der Warren-Kom- 
mission und zwei anderen Er- 
mittlungsausschüssen vorgelegt. 
Aber weder Somersett noch 
Milteer seien jemals als Zeugen 
vernommen worden, heute seien 
beide tot. 


Diese Dokumente aus Florida 
belasten schwer das FBI und des- 
sen damaligen, ebenfalls verstor- 
benen Chef Jay Edgar Hoover. 


US-Präsident John F. Kennedy mit seiner Frau auf der 
Fahrt durch Dallas kurz vor dem Mordanschlag. 


eine gute Waffe.« Das Präzi- 
sionsgewehr würde in Teile zer- 
legt in das Gebäude geschmug- 
gelt. Somersett habe Milteer 
gefragt, ob man die Täter nicht 
doch schnappen würde. Milteer 
entgegnete, für einen passenden 
»Sündenbock« sei gesorgt. »In 
den Stunden danach werden sie 
einfach irgend jemand verhaften, 
um die Öffentlichkeit ruhig zu 
stellen.« 


Am Tag nach dem Attentat 
sprach Somersett wieder mit 
Milteer, der erklärte, die Sache 
habe »viel Geld gekostet, aber sie 
haben es getan«, Lee Harvey 
Oswald werde »nichts sagen; 
darüber braucht sich keiner 
Sorgen zu machen«. Einen Tag 


Hoovers Verwicklung in das 
Mordkomplott ist eine neue 
Facette in diesem Kriminalfall 
mit größter aktueller Bedeutung. 


Sie ergänzt das Material des 
damals ermittelnden Bezirks- 
staatsanwalts Jim Garrison von 
New Orleans, das Oliver Stone 
als Vorlage für seinen Film 
»JFK« benutzte. 


Dokumente belasten 
schwer das FBI 


Darüber hinaus gibt es aber noch 
mehr neue Hinweise, und zwar 
auf die Rolle britischer Ge- 
heimdienstkreise bei dem Mord- 
komplott gegen Kennedy. 


Zahlreiche Bücher, wie jene des 
kürzlich verstorbenen Bezirks- 
staatsanwalts von New Orleans, 
Jim Garrison, der sich die Lö- 
sung des Mordfalls zur Le- 
bensaufgabe gemacht hatte, und 
der berühmte Film »JFK« weisen 
nach, daß der angebliche Atten- 
täter Lee Harvey Oswald nur ein 
sorgfältig ausgesuchter »Sünden- 
bock« war. Garrison beschul- 
digte die Firma Permindex unter 
Führung eines gewissen Majors 
Louis Mortimer Bloomfield den 
Mord an John F. Kennedy orga- 
nisiert zu haben. Dennoch blieb 
die Rolle des britischen Geheim- 
dienstes in diesem professionell 
ausgeklügelten Komplott bisher 
im Dunkeln. Zwei Anhalts- 
punkte sind hier besonders auf- 
schlußreich: 


CODE hat in der Januar- Ausgabe 
eine Mitgliederliste des »1001 
Club« veröffentlicht, eines 
Vereins einflußreicher Aristo- 
kraten und Milliardäre, worin der 
Name des verstorbenen Majors 
Louis Mortimer Bloomfield, 
geboren in Kanada und Offizier 
des britischen Geheimdienstes 
SOE (Special Operations 
Executive), war Gründungsmit- 
glied des exklusiven Clubs, der 
die Aktivitäten des Worldwide 
Fund for Nature International 
(WWF) finanziert. Internatio- 
naler WWF-Präsident ist seit 
1981 Prinz Philip, Herzog von 
Edinburgh. Die Mitglieder des 
»1001 Club/Nature Trust« wer- 
den handverlesen von Prinz 
Philip und Clubgründer Prinz 
Bernhard der Niederlande. Nach 
weiteren Informationen war 
Bloomfield schon vor seiner 
Verwicklung in die Verschwö- 
rung gegen Kennedy Leiter des 
WWF-Kanada. 


Wichtig für die 
Sicherheit 
Bill Clintons 


Zweitens sind zwei Fotografien 
aus einer Wochenzeitung des 
Kreises New Orleans aus dem 
Jahr 1963 aufgetaucht, die David 
Ferrie und Clay Shaw zusammen 
auf einer Party zeigen. Ferrie und 
Shaw waren nach Angaben 
Garrisons die beiden Haupt- 
figuren im Mordkomplott gegen 
Kennedy. Shaw saß im Vorstand 
von Bloomfields Permindex. 

Beide Beweisstücke zusammen- 
genommen stellen also erstmals 
eine Verbindung zwischen den 
bekannten Figuren des Mord- 


komplotts vor Ort in New 
Orleans und den höchsten 
Rängen des britischen König- 
hauses und dessen Geheim- 
diensten her. Diese Entdeckung 
könnte sich als äußerst relevant 
für die Sicherheit des Präs- 
identen William Jefferson 
Clinton erweisen. Hohe amerika- 
nische Regierungsbeamte äußer- 
ten, Clinton sei nicht nur der 
»antibritischste Präsident« seit 
John F. Kennedy. 


1967 erhob der Bezirksstaats- 
anwalt von New Orleans Jim 
Garrison gegen Clay Shaw, 
Leiter des International Trade 
Mart in New Orleans, Anklage 
wegen Beteiligung an der 
Verschwörung zur Ermordung 
des Präsidenten. Garrisons 
Ermittler entdeckten, daß der rei- 
che und prominente Clay Shaw 
mit einer örtlichen nachrichten- 
dienstlichen Operation im Büro 
des früheren FBI-Beamten Guy 
Bannister, 544 Camp Street, New 
Orleans, in Verbindung stand. 
Das ganze Jahr 1963 über gingen 
Shaw, David Ferrie, Lee Harvey 
Oswald und andere mit den 
Ereignissen vom 22. November 
in Zusammenhang stehende 
Personen in diesem Büro aus und 
ein. 


Bei dem Prozeß zwei Jahre spä- 
ter erklärte Richter Garrity, 
Shaws Aussage vor der Polizei, 
er stehe mit Ferrie, dem Mann, 
der Lee Harvey Oswald zehn 
Jahre vor Kennedys Ermordung 
für den US-Geheimdienst rekru- 
tiert hatte, in Verbindung, sei 
nicht gerichtsverwertbar. Der 
Prozeß entschied sich schließ- 
lich an der strittigen Frage, ob 
Shaw und Ferrie einander kann- 
ten oder nicht. 


David Ferrie war ein notorischer 
Homosexueller und Söldner, 
der ebenso wie Oswald unter 
Guy Bannister von der Ab- 
teilung 5 des FBI an der 
Ausbildung von Exilkubanern 
und Waffenlieferungen an 
Exilkubaner in New Orleans 
gearbeitet hatte. Shaw schwor im 
Zeugenstand den Meineid, er 
habe Ferrie niemals im Leben 
getroffen. 


Aber in einem lokalen Klatsch- 
blatt waren Fotos erschienen, die 
unzweifelhaft Ferrie und Shaw 
zusammen bei einer Party zeig- 
ten. Diese Fotos legte Garrison 
aus bisher unbekannten Gründen 
bei der Verhandlung nicht vor. 


Von links: Robert und John F. Kennedy mit ihrem Vater 
Joseph, der US-Botschafter in London war. 


Der Lokalreporter des Blatts, der 
über das Verfahren gegen Shaw 
berichtete, hatte während des 
ganzen Prozesses Abzüge der 
Bilder in seiner Aktentasche, 
aber die entscheidenden Be- 
weisstücke fanden nie ihren 
Weg in die Hände der Ge- 
schworenen. 


Major Bloomfields 
Permindex 


Auf Anweisung Richter Garritys 
entschied die Jury, daß die 
Beweise nicht ausreichten, Shaw 
zu verurteilen, weil in der Frage 
der Zusammenarbeit zwischen 
Shaw und Ferrie lediglich ein 
»begründeter Verdacht« be- 
stand. Später erklärten sowohl 
Garrity als auch die meisten 
Geschworenen, sie glaubten an 
eine Verschwörung zur Er- 
mordung des Präsidenten. Auf 
dem Sterbebett bekannte Garrity 
einem Freund gegenüber, er sei 
von der Schuld Shaws überzeugt 
und persönlich bestürzt gewesen, 
als die Jury auf »nicht schuldig« 
erkannt habe. 


Clay Shaw war Vorstands- 
mitglied von Major Bloomfields 
Tarnorganisation Permindex 
(Permanent Industrial Exposi- 
tions). Wäre das entscheidende 
Foto bei der Verhandlung prä- 
sentiert worden, so hätte man 
Shaw zweifellos für schuldig 
befunden, und seine Verbindung 
zu Permindex wäre Grund weite- 
rer gründlicher Ermittlungen 
gewesen. Die Spur hätte unwei- 
gerlich nach London geführt. 


Schon vor 1967 war Bloom- 
fields Permindex aus Italien, 
Frankreich und der Schweiz 
ausgewiesen worden, weil fran- 
zösischa Behörden heraus- 
gefunden hatten, daß die 
Organisation Attentatsversuche 
auf Präsident Charles de Gaulle 
finanziert hatte. Eine Perm- 
index-Gründung in New Orleans, 
die Karibische Antikommuni- 
stische Liga, hatte an Mitglieder 
der OAS in Frankreich mehr- 
ere hunderttausend Dollar für 
die Ermordung de Gaulles ge- 
zahlt. 


Noch bedeutsamer war die 
Tatsache, daß der SOE-Offizier 
Bloomfield seit dem Zweiten 
Weltkrieg Verbindungsmann 
zwischen dem Geheimdienst der 
britischen Krone und dem FBI 
war. Aufgrund von Absprachen 
zwischen Winston Churchill und 
Franklin Roosevelt wurde 
Bloomfield persönlicher Berater 
J. Edgar Hoovers für den Gegen- 
spionagedienst des FBI, die auch 
als Abteilung 5 bekannt war. 


Durch seine frühe Mitglied- 
schaft in Prinz Philips WWF und 
dem »1001 Club« kam eine noch 
engere Verbindung zwischen 
dem kanadischen Spion/Anwalt 
und dem Königshaus zustande. 
Die Mitglieder des »1001 Club« 
kamen aus dem direkten Freun- 
deskreis des Herzogs von Edin- 
burgh und des niederländischen 
Prinzen Bernhard. Eine weitere 
Permindex-Figur, der in der 
Schweiz ansässige israelische 
Bankier Dr. Tibor Rosenbaum, 
der Permindex-Gelder an die OAS 


schleuste, war ebenfalls Grün- 
dungs-mitglied des »1001 Club«. 


Der WWF, der sich nach außen 
als Organisation für den Schutz 
der Umwelt und bedrohter Arten 
gibt, wurde 1961 von Prinz 
Philip und Prinz Bernhard ins 
Leben gerufen, um verschiedene 
einflußreiche Netzwerke der 
europäischen Oligarchie zu ver- 
einigen. Ziel war es, der ver- 
deckten Rekolonisation (beson- 
ders der gerade unabhängig 
gewordenen afrikanischen Na- 
tionen) und dem Aufbau einer 
Weltregierung Vorschub zu lei- 
sten. Ein Hauptanliegen des 
WWF ist die Durchsetzung 
neuer, radikaler malthusiani- 
scher Programme zur Be- 
völkerungsreduktion. Kennedys 
Politik war diesem wiederaufle- 
benden Malthusianismus diame- 
tral entgegengesetzt. 


Oswald und 
Hoover 


Die 20jährige enge Zusammen- 
arbeit zwischen Bloomfield und 
dem homosexuellen FBI-Chef 
Hoover wirft zusätzliches Licht 
auf eine weitere Ungereimtheit 
im Mordfall Kennedy und der 
anschließenden Vertuschung der 
Wahrheit. Wenn Lee Harvey 
Oswald wirklich der Mörder 
John F. Kennedys war, warum 
wies er Hoover dann 48 Stunden 
vor dem Mord in einem persön- 
lichen Telegramm auf ein 
geplantes Komplott zur Er- 
mordung des Präsidenten hin? 


Warum hat Hoover das 
Telegramm verheimlicht und 
allen FBI-Stellen im Land 
befohlen, sämtliche Schrift- 
stücke, aus denen die Ver- 
bindung zwischen dem FBI und 
seinem Informanten Oswald 
hervorging, zu verbrennen? 


Bis zu dem Moment, als er in der 
Polizeizentrale in Dallas von 
Jack Ruby niedergeschossen 
wurde, hatte Lee Harvey Oswald 
immer wieder beteuert, er habe 
nicht auf den Präsident geschos- 
sen, sondern werde als Sünden- 
bock benutzt. (Ruby war ein 
früherer Informant für Banni- 
sterss FBlI-Abteilungg 5 in 
Chikago.) In einem Prozeß 
gegen Oswald wären die eigent- 
lichen Attentäter und ihre 


großangelegte Vertuschungs- 
operation mit Sicherheit bloß- 
gestellt worden. 
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John F. Kennedy 
FBI wußte 
vom Mord- 
komplott 


Das Verfahren, das Staatsanwalt 
Garrison gegen Clay Shaw ange- 
strengt hatte, endete mit einem 
Freispruch des Angeklagten. 
Shaw, Ferrie, Oswald, Bloom- 
field und Garrison leben heute 
nicht mehr. Aber die neu ans 
Licht gekommenen Tatsachen 
können uns immer noch einen 
Zugang zu den wirklichen Ereig- 
nissen vor 31 Jahren eröffnen 
und so dazu beitragen, daß die 
Geschichte sich nicht wiederholt. 


Warum mußte Kennedy 
sterben? 


Wie vorher bereits die Präsi- 
denten Lincoln, Garfield und 
McKinley wurde John F. 
Kennedy ermordet, weil seine 
Politik in wachsenden Gegensatz 
zu den Interessen der britischen 
Geopolitik geriet. In seiner 
Innen- und Außenpolitik über- 
raschte Kennedy die Welt immer 
wieder mit seinem idealistischen 
Patriotismus, der auch für jene 
früher ermordeten Präsidenten 
typisch gewesen war. 


Lassen wir seine Gegner selbst 
zu Wort kommen: In der berühm- 
ten »Encyclopaedia Britannica«, 
»herausgegeben unter Hinzu- 
ziehung und redaktioneller 
Beratung... eines Komitees von 
Professoren der Universitäten 
Oxford, Cambridge und Lon- 
don«, wird im Jahresband 1964 
Kennedys Ermordung mit 
klammheimlicher Genugtuung 
zur Kenntnis genommen. Dort 
heißt es: »Ohne Zweifel wird das 
Jahr 1963 als ein Jahr großer 
Anfänge — und einiger tragischer 
Ausgänge - in Erinnerung blei- 
ben. Die Ermordung John 
Fitzgerald Kennedys war sicher- 
lich das überwältigendste Er- 
eignis des Jahres. 


Die Plötzlichkeit und Sinnlosig- 
keit (dieser Mordes) versetzte 
praktisch die gesamte zivilisierte 
Welt in einen Schockzustand... 
Und dennoch verwies dieser 
Mord auf eine beginnende oder 
zumindest erneuerte Sensibilität 
bei Kennedys Landsleuten, in 
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den Vereinigten Staaten und 
anderen Nationen. 


Das Ereignis bewies — ob man 
wollte oder nicht — die Existenz 
einer Weltgemeinschaft. Die 
Nationen standen aufgrund von 
Militär- und Handelsabkommen 


Staatsanwalt Garrison begann 
seine Ermittlungen im Fall 
Kennedy, nachdem er entdeckt 
hatte, daß der angebliche 


Attentäter Lee Harvey Oswald 
mit Guy Bannisters Büro für 
politische Operationen in 544 
Camp Street in New Orleans 


General Douglas McArthur (links, hier mit US-Präsident 
Truman) riet Kennedy zum Rückzug aus dem Vietnam-Krieg. 


in einem zu engen gegenseitigen 
Abhänigkeitsverhältnis, zu viele 
gebildete Menschen der Welt 
überschritten zu oft die Grenzen 
und paßten sich zu leicht frem- 
den Nationen an, als daß sie sich 
sehnsüchtig von einem Natio- 
nalismus des 19. Jahrhunderts 
intellektuell angezogen fühlen 
konnten — wenn auch ein Ge- 
fühlsrest zurückblieb und noch in 
einigen Teilen der Welt ausge- 
nutzt wurde.« 


Kennedys Steuerbegünstigung 
industrieller Entwicklung; sein 
erfolgreicher Kampf gegen J. P. 
Morgans Stahlpreiserhöhung; 
seine Anweisung an das Schatz- 
amt, die Landeswährung außer- 
halb der Federal Reserve zu 
drucken; das Apollo Mondlande- 
programm; sein Festhalten an 
einer technischen und militäri- 
schen Überlegenheit Amerikas 
beim gleichzeitigen Willen, in 
Zusammenarbeit mit den Sowjets 
die Dritte Welt zu entwickeln, 
statt dort im Namen des 
»Mächtegleichgewichts« Kriege 
zu führen; sein Entschluß, den 
Rat General Douglas Mac- 
Arthurs zu befolgen und aus der 
Vietnam-Falle auszusteigen — all 
dies brachte für die britische 
Seite das Faß zum Überlaufen. 


zusammenhing. Garrison nannte 
dieses Büro einen »Zirkus«: 
Agenten der Bundespolizei FBI, 
Mitarbeiter des CIA und mitten- 
drin der langjährige FBI- 
Informant Oswald gaben sich die 
Klinke in die Hand. Oswald ver- 
teilte als Agent provocateur 
Flugblätter, die für Fidel Castro 
Partei ergriffen. Auch David 
Ferrie und seine Anti-Castro- 
Gruppe gehörten zu Bannisters 
Büro. Jack Ruby, der später 
Oswald erschoß, war ebenfalls 
FBI-Informant und Freund 
Bannisters aus dessen Chikagoer 
Zeit. 


Das Mordbüro 
in New Orleans 


Garrison kam den eigentlichen 
Hintermännern des »Zirkus« in 
New Orleans auf die Spur, als er 
Informationen erhielt nach denen 
ein gewisser Clay Shaw, der über 
wichtige internationale Bezie- 
hungen verfügte, Lee Oswald 
Rechtsbeistand besorgt hatte; er 
war sogar persönlich mit Oswald 
zur Behörde gegangen, als dieser 
sich als Wähler eintragen ließ. 


Der sadomasochistisch veranlag- 
te Clay war Direktor der Firma 


International Trade Mart in New 
Orleans, einer Tochter der Firma 
Permindex, die in Polizeikreisen 
bereits als Organisator von 
Mordanschlägen bekannt war. 


Major Bloomfield, Vorgesetzter 
Shaws bei Permindex, war 
Mitautor eines Handbuchs für 
Mordanschläge mit dem Titel 
»Crimes Against Protected 
Persons: Prevention and Punish- 
ment« (Verbrechen gegen ge- 
schützte Personen: Vorbeugung 
und Bestrafung; Praeger, New 
York 1975). Bloomfields An- 
waltskanzlei vertrat auch die 
Interessen der Familie Bronf- 
man, der »Whiskey-Barone« mit 
Beziehungen zum organisierten 
Verbrechen. 


Zum Vorstand von Bloomfields 
Permindex gehörten: Clay Shaw, 
der für die Briten arbeitete seit er 
Verbindungsoffizier des CIA- 
Vorläufers OSS zum Büro des 
damaligen britischen Premier- 
ministerss Winston Churchill 
gewesen war; europäische 
Aristokraten, die ehemals mit 
den Hitle-- und Mussolini- 
Regimes zusammenhingen; Jean 
de Menil, Eigentümer der 
Schlumberger Co. in Houston, 
welche Waffen für Attentats- 
versuche auf de Gaulle und die 
Karibik-Operationen der Gruppe 
um Shaw, Ferrie und Bannister 
besorgt hatte. 


Ein langjähriger Bekannter 
David Ferries, der Versiche- 
rungsagent Perry R. Russo aus 
Baton Rouge in Louisiana, hat 
ausgesagt, er sei bei einem 
Planungstreffen zum Kennedy- 
Attentat mit Shaw und Ferrie 
dabeigewesen. Dort sei über die 
Notwendigkeit des Dreieck- 
zielens (d. h. des Schießens aus 
drei Richtungen gleichzeitig, 
welches dem Opfer praktisch 
keine Chance läßt) gesprochen 
worden, sowie über die geplan- 
ten Alibis für den Zeitpunkt, 
wenn gedungene Killer den 
Präsidenten töten. 


Es war ausgerechnet dieser durch 
und durch korrupte Sicherheits- 
apparat, an den Oswald sich mit 
der Bitte um Hilfe wandte. 


Bonn 


Der Unter- 
sang der FDP 


Die FDP hat den Kampf ums Überleben verloren. Den endgülti- 
gen Todesstoß versetzte den Liberalen die Wahl des politischen 
Niemands Joachim Schultz-Tornau zum nordrhein-westfäli- 
schen Landesvorsitzenden am 3. Dezember 1994. Mit der Nicht- 
wiederwahl Jürgen Möllemanns vergab die Partei die letzte 
Chance, bei der Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen am 14. 
Mai 1995 quasi wie der Phoenix aus der Asche die politische Wie- 


dergeburt zu feiern. 


Sicherlich hat Möllemann viele 
Fehler gemacht. Dennoch war er 
der einzige Garant, um die ange- 
schlagene Partei wieder aus der 
Krise herauszuführen. Und was 
man ihm zugute halten muß: Als 
damals die Affäre um die soge- 
nannte »Briefbogenaffäre«, mit 
der »Möllemännchen« bekannt 
wurde — er hatte auf seinem Bun- 
deswirtschaftsminister-Briefbo- 
gen eine Empfehlung für einen 
Verwandten ausgesprochen, der 
Pfand-Chipmarken auf Einkaufs- 
wagen entwickelt hatte —, trat er 
von seinem Ministerposten zu- 
rück. 


Die Zeiten 
haben sich geändert 


Wenn man sich den Grund für 
diesen Rücktritt anschaut und 
vergleicht, was sich ansonsten 
heutzutage in der deutschen poli- 
tischen Landschaft abspielt, dann 
muß man Möllemann größten Re- 
spekt zollen. So konnte etwa der 
jetzige Grünen-Vorstandsspre- 
cher und damalige niedersächsi- 
sche Bundesratsminister Trittin 
sein Ministeramt behalten, ob- 
wohl er in einer Fernsehdiskus- 
sion einen Kritiker, dessen Argu- 
mente er nicht widerlegen konnte, 
mit der Bemerkung »Halt’ die 
Schnauze« anfuhr. 


Und der brandenburgische SPD- 
Ministerpräsident Manfred Stol- 
pe denkt trotz erwiesener Stasi- 
Verbindungen nicht im Traum 
daran, seinen Posten zur Verfü- 
gung zu stellen. Und mit Sabine 
Leutheusser-Schnarrenberger ist 
eine Frau Bundesjustizministerin, 
die eher eine Gefahr für den 


Rechtsstaat darstellt, als daß man 
sie für eine Verfechterin und Ver- 
teidigerin eines freiheitlichen 
Rechtsstaates halten kann. 


Möllemann hat ein Manko und ei- 
nen Vorteil gleichzeitig. Und das 
ist seine Selbstdarstellung. 


Aufstand gegen 
die Parteioberen 


Er brachte sich mehr als einmal 
unglücklich selber in die Diskus- 
sion für irgendwelche Amter und 
schadete sich damit letztendlich 
mehr als er sich nutzte. Gleichzei- 
tig war er aber auch einer der 
wenigen, die sich trauten, das 
auszusprechen, was sie dachten 
und sich auch nicht davor scheu- 
ten, trotz »schlechterer Karten« 
den Aufstand gegen die Partei- 
oberen zu proben. 


Erinnert werden soll nur an seinen 
Aufstand gegen FDP-Chef und 
Vizekanzler Klaus Kinkel und 
den früheren FDP-Generalsekre- 
tär Werner Hoyer. Diese beiden 
sind neben Leutheusser-Schnar- 
renberger, Burkhard Hirsch, An- 
nemarie Renger und anderen 
Linksliberalen die Hauptverant- 
wortlichen für den ständigen Un- 
tergang der FDP. 


Was ihnen vor allem fehlte und 
fehlt, ist die Einsicht in geänderte 
politische Strömungen. Sie versu- 
chen noch immer, die FDP als 
linksliberale Partei zu etablieren. 
Dabei übersehen sie, daß sich auf 
dieser politischen Seite inzwi- 
schen sehr viel Parteien tummeln, 
Parteien, die die politischen 
Standpunkte der FDP viel besser 


vertreten als die liberale Partei 
selbst. 


So hat sich die CDU inzwischen 
zur Mitte-Links-Partei gewandelt 
— und selbst die CSU kann poli- 
tisch nur noch mit großem Vorbe- 
halt als »etwas rechts von der 
Mitte« angesiedelt werden. Das 
linke Feld wird daneben auch 
noch von der SPD, den Grünen 
sowie — zugegebenermaßen — 
auch von der PDS besetzt. 


Jede dieser vier Parteien besetzt 
große Teile der politischen Fel- 
der, die die FDP in ihrem Pro- 
gramm hat. Andererseits ist die 
FDP zu keinem einzigen politi- 
schen Thema unentbehrbar ge- 
worden. 


Jede Partei wird grundsätzlich 
deswegen gewählt, weil sie den 
besten Kompromiß der politi- 
schen Standpunkte des Einzelnen 
darstellt — jetzt mal Punkte wie 
»Meine Familie hat schon immer 
SPD gewählt« oder »Ich bin ka- 
tholisch, also muß ich alleine des- 
wegen die CSU wählen« außen 
vor gelassen. 


Dagegen gibt es keinen einzigen 
Punkt, den die FDP als ihren urei- 
gensten Punkt für sich in An- 
spruch nehmen kann. Jedes Ge- 
biet ist von anderen besetzt — und 
dazu noch besser! 


Keiner in der derzeit politisch 
verantwortlichen Führung der 
FDP hat erkannt, daß nur eine 
durchgreifende Erneuerung der 
Partei das Überleben sichern 
kann. Und diese Erneuerung kann 
nur auf einem politischen Feld 
stattfinden, das noch nicht von 
anderen besetzt ist - nämlich auf 
der nationalliberalen Seite. 


Den Anfang machten 
die Berliner 


Den Anfang haben Berliner 
FDP-Mitglieder rund um den ehe- 
maligen Generalbundesanwalt 
Alexander von Stahl mit dem so- 
genannten »Berliner Papier« 
gemacht. In diesem Papier forder- 
ten die FDP-Mitglieder eine Neu- 
ausrichtung der Partei an den al- 
ten nationalliberalen Grundsät- 
zen, die einer der — heute verges- 
senen — Wurzeln der FDP sind. 


Diese Themen sind aber sofort 
nach Bekanntwerden von der 
FDP-Führung — ohne daß man 
sich mit den dort vorgetragenen 


Punkten auch nur ansatzweise 
ernsthaft auseinandersetzte — ka- 
tegorisch abgelehnt worden. Die 
mildeste Ablehnung fand dabei 
noch durch Otto Graf Lambsdorff 
statt, der meinte, man müsse sich 
mit diesen Thesen auseinander- 
setzen, aber nicht vergaß darauf 
hinzuweisen, daß er sie selbstver- 
ständlich ablehne. 


Die einzigen Spitzenpolitiker der 
FDP, die diese Thesen nicht ver- 
warfen, waren der nordrhein- 
westfälische FDP-Landtagsfrak- 
tionsvorsitzende Achim Rohde 
sowie Jürgen Möllemann. Auf ei- 
ner Pressekonferenz in der Woche 
vor dem NRW-Landesparteitag 
erneuerten die beiden Liberalen 
auf die Frage eines Journalisten 
ihre Kritik an der Parteispitze, 
daß derzeit von der FDP lediglich 
Politfelder besetzt werden, die 
nicht den Interessen der Parteimit- 
glieder entsprechen. Zwar machten 
sie sich die Berliner Thesen nicht 
zu eigen, lehnten diese aber erst- 
mals auch nicht ab. 


Schon vorher hatten aus sicheren 
Quellen stammende Gerüchte die 
Runde gemacht, daß Jürgen Möl- 
lemann die Partei auf einen 
»Haider-Kurs« bringen wollte. Er 
hatte klar erkannt, daß Haider sei- 
nerzeit in Österreich in eine große 
politische Lücke gestoßen war, 
die brach lag, und damit die dor- 
tige, ebenfalls dem Untergang ge- 
weihte liberale Partei nicht nur 
nach vorne gebracht hatte, son- 
dern sie zu einer politischen Kraft 
machte, ohne die in Österreich 
heute nichts mehr geht. 


Kinkel und seine Mitarbeiter hat- 
ten klar erkannt, daß Möllemann 
zwar parteiintern viele Kritiker 
hatte, die Basis aber weitestge- 
hend auf seiner Seite stand auch 
heute noch steht. Dies konnte 
man auch klar auf die Veranstal- 
tungsreihe vor dem NRW-Lan- 
desparteitag erkennen, als sich 
Möllemann, Schultz-Tornau und 
Schaumann, der Möllemann in ei- 
ner Nacht- und Nebel-Aktion ge- 
stürzt hatte, den Mitgliedern 
stellten. 


Die vergessene 
Basis 


Nicht nur, daß vor allem Schau- 
mann im Vorfeld des Parteitags 
einen Mitgliederentscheid klar 
ablehnte — dabei wäre dies doch 
besonders für eine angeblich libe- 
rale Partei der ehrlichste Weg ge- 
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Der Unter- 
sang der FDP 


wesen -, standen die anwesenden 
Mitglieder überwiegend wie eine 
geschlossene Wand hinter Möl- 
lemann. 


Dies zeigt aber nur, wie wenig die 
Führung der FDP in Wirklichkeit 
die Mitglieder repräsentiert — das 
gleiche gilt, wenngleich auch 
nicht in diesem starken Maße, 
auch für andere Parteien —. So 
spricht es doch zum Beispiel dem 
liberalen Gedanken Hohn, wenn 
sich ein Landesvorstand ohne den 
Vorsitzenden trifft, dieser von 
dem Treffen erst durch eine Jour- 
nalistin erfährt, sofort dort hin- 
fährt und dann von angeblichen 
Freunden, die in Wirklichkeit 
aber nur Vasallen von Kinkel und 
Konsorten waren und sind, ge- 
stürzt wird. 


Wie aber in jeder der etablierten 
Parteien heutzutage nur der nach 
oben kommt, der sich führungs- 
opportun verhält - schließlich hat 
die Parteispitze alle wichtigen Po- 
sten mit »ihren« Leuten besetzt -, 
so hat es auch die FDP-Spitze mit 
verstanden. Bei den Delegierten 
handelt es sich weitestgehend 
nicht mehr um »freie« Delegierte, 
sondern zum Großteil um Oppor- 
tunisten und Claquere, die mit der 
Basis nicht mehr viel gemein ha- 
ben. 


Das fehlende 
Profil 


Nun kann man sicherlich ein- 
wenden, diese würden doch von 
den Mitgliedern gewählt, würden 
also ihre Interessen vertreten. Wer 
in einer Partei ist und regelmäßig 
zu den Kreisverbandssitzungen 
geht, weiß doch, wie dort die De- 
legiertenwahl losgeht. Einige 
Mitglieder engagieren sich stark, 
werden dafür von der Führung ge- 
lobt und unterstützt — und die 
»nützlichen Idioten«, sprich 
Mitglieder, wählen dann eben 
diese Leute als Delegierte, nicht 
ahnend, daß diese Leute nichts 
anderes als von der Parteiführung 
gelenkte Marionetten sind. Ver- 
tritt einer dagegen eine abwei- 
chende Meinung, dann werden 
ihm soviel Steine in den Weg ge- 
legt und wird er solange als Que- 
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rulant bezeichnet, bis er sich ent- 
weder freiwillig zurückzieht oder 
er bei den Mitgliedern keine 
Mehrheit bekommt. 


Hat diese Person aber schon eine 
einflußreiche Position in der Par- 
tei, dann muß eben mit allen fai- 
ren und unfairen Mitteln hierge- 
gen angegangen werden und muß 
diese Person solange bekämpft 
werden, bis sie politisch tot ist. So 
geschehen mit Jürgen Mölle- 
mann. 


Kinkel und Co. haben nur eines 
übersehen. Der nordrhein-westfä- 
lische Landesverband ist der 
wichtigste für die Partei — und die 
Landtagswahlen am 14. Mai 1995 
existentiell für die Liberalen. 
Schaffen sie nicht den Wiederein- 
zug in den Düsseldorfer Landtag, 
und davon ist nach den derzeiti- 
gen Umfrageergebnissen und der 
absolut miesen Stimmung inner- 
halb der Partei an Rhein und Ruhr 
auszugehen, dann bedeutet dies 
auch das bundespolitische Aus 
für die FDP. Von diesem Schlag 
würden sich die Liberalen nicht 
erholen können, da ihnen dann 
die letzte Plattform fehlt. 


Joachim Schultz-Tornau dürfte 
aber kaum der geeignete Mann 
sein, die Partei mit dem insgesamt 
eher konturlosen Achim Rohde 
wieder in den Düsseldorfer Land- 
tag zurückzuführen. Nicht nur, 
daß er kaum über Charisma ver- 
fügt, ist er absolut unbekannt. 
Kennen Möllemann nach einer 
Forsa-Umfrage immerhin 94 Pro- 
zent der Nordrhein-Westfalen, 
würde sich Schultz-Tornau freu- 
en, wenn er auch nur annähe- 
rungsweise an die Zehn-Prozent- 
Marke kommen würde. 


Es bestehen so gut wie keine 
Chancen, daß er in den verblei- 
benden wenigen Monaten so viel 
an Profil gewinnt, daß er Aussich- 
ten hat, die FDP über die Fünf- 
Prozent-Hürde zu hieven. 


Vergessen werden darf dabei auch 
nicht, daß es die FDP in Nord- 
rhein-Westfalen besonders schwer 
hat, ihre Unabkömmlichkeit 
überzeugend darzustellen. Dies 
gilt umso mehr, als daß Schultz- 
Tornau die Partei ohne klare Koa- 
litionsaussage in den Wahlkampf 
führen will. 


Erschwerend kommt noch hinzu, 
daß SPD-Ministerpräsident Jo- 
hannes Rau trotz einer katastro- 
phalen Politik, die das Land erst 


in die tiefste Krise der Nach- 
kriegszeit geführt hat und die die 
notwendige Umstrukturierung 
viel zu spät in Angriff genommen 
hat, ein Ansehen hat, das kaum zu 
schlagen ist. So hat dann auch 
schon die CDU angekündigt, kei- 
nen Wahlkampf gegen Rau zu 
führen, sondern gegen die Verfil- 
zung zwischen SPD und Staat 
durch die jahrzehntelange Allein- 
regierung der Sozialdemokraten. 
Die CDU weiß, ein Wahlkampf 
gegen Rau schadet mehr als er 
nutzt. 


Ein Wahlkampf gegen 
Rau schadet nur 


Die SPD hat zwar offiziell immer 
klar gemacht, daß sie auch dieses 
Mai wieder um eine absolute 
Mehrheit kämpft. Intern wurde 
aber die Losung ausgegeben, daß, 
sollte zumindest die Mehrheit der 
Mandate nicht mehr erreicht 
werden, es dann zu einer rot-grü- 
nen Koalition kommen wird - 
dieses alleine schon unter bundes- 
politischen Gesichtspunkten. Ei- 
ne rot-gelbe Koalition, sofern die 
FDP den Wiedereinzug in den 
Düsseldorfer Landtag schaffen 
sollte, gegen CDU und Grüne ist 
dagegen völlig ausgeschlossen. 


Völlige Utopie wäre auch die 
Hoffnung, CDU und FDP könn- 
ten zusarnmen eine Mehrheit er- 
ringen. Hieran glauben nicht ein- 
mal die allergrößten Optimisten 
innerhalb dieser beiden Parteien. 


Worin sollte dann also bitte schön 
die Daseinsberechtigung der FDP 
bestehen? Schafften die Liberalen 
bei der Bundestagswahl noch den 
Sprung über die Fünf-Prozent- 
Hürde, weil sie Leihstimmen von 
der Union bekamen, da nur da- 
durch eine Mehrheit für Helmut 
Kohl gesichert werden konnte, 
können sie nun zwischen Rhein 
und Weser nicht auf Leihstimmen 
hoffen. Warum sollte ein CDU- 
Anhänger seine Stimme der FDP 
geben, wenn ohnehin keine Hoff- 
nung für eine Abwahl Raus be- 
steht? Dazu noch einer FDP, die 
so konturlos ist, wie es kaum noch 
schlimmer geht. Und auf einen 
Sympathieeffekt nach dem Motto 
»Die FDP darf nicht sterben« dür- 
fen die Liberalen ebenfalls kaum 
hoffen! 


Zwar wachsen mittlerweile die 
Anhänger der Berliner Thesen. so 
hat nun der FDP-Bezirksvorstand 
Westhessen-Nassau die Initiative 


eines Kreises hessischer FDP- 
Mitglieder um den bildungs- und 
sozialpolitischen Sprecher der 
FDP-Fraktion im Wiesbadener 
Landtag, Heiner Kappel, über- 
nommen, der ebenfalls eine Neu- 
ausrichtung der FDP hin zum Na- 
tionalliberalismus forderte. 


Positives Bewußtsein 
zur Nation 


Angesichts der wachsenden All- 
tagskriminalität und dem interna- 
tional operierenden organisierten 
Kriminalismus stünden »die zu- 
ständigen staatlichen Organe all- 
zu häufig hilf- und machtlos« dar. 
Notwendig sei deshalb eine Stär- 
kung des Staates. »Falsch ver- 
standene Zurückhaltung bei der 
Anwendung der rechtsstaatlichen 
Schutzmittel schützt die Täter 
und nicht die Opfer«, heißt es in 
einer Neun-Punkte-Resolution. 


Zum Thema Ausländerpolitik 
heißt es bei den Hessen: »Fast 
zehn Prozent der Menschen in der 
Bundesrepublik sind Ausländer. 
Menschen mit anderer Nationali- 
tät, Kultur und Tradition haben 
ein eindeutiges Recht auf Akzep- 
tanz und Toleranz. Zugleich be- 
darf jedoch die eigene Nationali- ° 
tät, Kultur und Tradition besonde- 
rer Aufmerksamkeit und Förde- 
rung.« Deswegen hätten die Libe- 
ralen jetzt die Aufgabe, »ein posi- 
tives Bewußtsein zur eigenen 
Nation, Kultur und Tradition zu 
fördern«. 


Die Integration der Ausländer sei 
zu erleichtern, eine zukünftige 
Zuwanderung gesetzlich zu re- 
geln und deutlich zu begrenzen. 


Gegenseitige Anerkennung und 
Achtung dürften jedoch nicht zu 
einer multikulturellen Gesell- 
schaft und zur Einführung einer 
doppelten Staatsbürgerschaft füh- 
ren. 


Kritisch äußerten sich die hessi- 
schen Liberalen auch zu den 
»Rundumversorgungs- und - 
Fürsorgebemühungen« des Staa- 
tes. Die Flut an Gesetzen müsse 
aufgehalten werden. Mit Blick 
auf die Ökologie kritisierten die 
widerspenstigen Liberalen, daß in 
diesem Bereich zunehmend Ideo- 
logen und politische Scharlatane 
die Verantwortung übernommen 


. hätten. 


Die Bemühungen hin zu einem 
Kurswechsel werden also, wie 


man sieht, stärker. Sie werden 
aber erfolglos bleiben, solange 
nicht führende Politiker der Partei 
sich diese Punkte zu eigen ma- 
chen. Und wie man auf dem Par- 
teitag der FDP gesehen hat, di- 
stanzierte sich die gesamte Füh- 
rungsspitze von dem Berliner 
Papier. 


Statt also auf neuem, erfolgver- 
sprechenden Gebiet ein neues 
Profil zu suchen, wird in vielen 
Teilen der FDP eine erneute Wen- 
de vorbereitet, So erklärte et- 
wa FDP-Bundestagsfraktionschef 
Solms, daß SPD-Chef Scharping 
ein »interessanter und ernstzu- 
nehmender Gesprächspartner« 
werde, falls er seine Partei zu ei- 
nem Kurswechsel in der Wirt- 
schafts- und Sozialpolitik bewe- 
gen könnte. Scharping spreche 
die Themen an, die für die Libera- 
len wichtig seien, wie etwa den 
Umbau des Sozialstaats, den Bü- 
rokratieabbau oder die Senkung 
von Steuern und Abgaben. Deut- 
licher als Solms hat in den ver- 
gangenen Wochen und Monaten 
niemand aus der FDP-Spitze in 
kaum noch verklausulierter Form 
einen Koalitionswechsel — oder 
zumindest die Bereitschaft hierzu 
— angedeutet. 


Eine erneute 
Wende der FDP 


Übersehen wird nur, daß eine 
neue Regierung nur mit einer 
Ampelkoalition gebildet werden 
kann, also einen Eintritt der Grü- 
nen in die Regierung voraussetzt. 
Sollte dies aber geschehen, dann 
würde dies erst recht das Todesur- 
teil für die FDP bedeuten. 


Sie könnten dann nämlich bei kei- 
ner Wahl mehr mit Unterstützer- 
stimmen aus dem CDU/CSU-La- 
ger rechnen. Von der SPD oder 
erst recht von den Grünen sind 
aber keine Leihstimmen zu er- 
warten. Die Liberalen würden 
aber in einer Ampelkoalition 
noch mehr an Profil verlieren, zu- 
mal die entsprechenden Felder 
(Umbau des Sozialstaats) von ei- 
ner »gewandelten« SPD und die 
ökologische Seite von den Grü- 
nen abgedeckt würde. Es bestün- 
de also für die Liberalen über- 
haupt keine Möglichkeit, dem 
Wähler 1998 zu erklären, warum 
diese Partei unverzichtbar für den 
dann 14. Bundestag sein soll. Die- 
ser von Solms angedeutete Weg 
würde also erst recht das politi- 
sche Aus für die FDP bedeuten. 


Die einzige Möglichkeit für ein 
Überleben der FDP bietet also ei- 
ne nationalliberale Erneuerung, 
zumal der Nationalliberalismus ja 
auch eine der Wurzeln der FDP 
ist. Diese Umstrukturierung böte 
der FDP die Möglichkeit Felder 
zu besetzen, die derzeit noch of- 
fen sind. 


Die FDP könnte die Position 
einnehmen, die die CDU vor 
mehreren Jahren innehatte. Vie- 
len CDU-Wäähler ist die christde- 
mokratische Partei inzwischen zu 
weit nach links abgedriftet. Repu- 
blikaner und DVU bilden aber, da 
zu weit rechts und rein populi- 
stisch aufgebaut, für diesen Wahl- 
kreis erst recht keine Alternative. 
Und die CSU können sie nicht 
wählen, da diese nur in Bayern 
kandidiert. 


Nichtwähler 
als politische 
Alternative 


Folge ist, daß diese Wähler - 
wenn auch nur mit großem Mur- 
ren — doch noch der CDU ihre 
Stimme geben oder daß sie zur in- 
zwischen sehr groß gewordenen 
»Partei« der Nichtwähler ab- 
wandern. Gerade die jetzige poli- 
tische Situation wäre ideal für ei- 
ne nationalliberal erneuerte FDP. 


Selbst bei konservativen Schät- 
zungen erscheinen bis 1998 acht 
bis zehn Prozent der Stimmen er- 
reichbar — bei konsequenter Aus- 
richtung der Haiderschen Vorga- 
ben sogar noch mehr. 


Entscheidet sich die FDP aber, ihr 
linksliberales Profil beizubehal- 
ten, dann wird diese Partei schon 
sehr bald von der politischen 
Bühne verschwunden sein. 


Dies hätte auch Konsequenzen 
für die Union, die sich nach einem 
neuen politischen Partner umse- 
hen müßte, da eine alleinige abso- 
lute Mehrheit zumindest der Sitze 
derzeit nicht möglich erscheint. 


Eine Alternative wäre doch noch 
die bundesweite Ausdehnung der 
CSU mit einer stärkeren Beto- 
nung der konservativen Seite, Ob 
die Union aber die Kraft für einen 
derartigen Schritt hat, erscheint 
zumindest derzeit sehr unwahr- 
scheinlich. Die Folge wäre ein 
linkes Regierungsbündnis 1998, 
das sich in den vergangenen Jah- 
ren noch nie so deutlich wie mo- 
mentan abzeichnete. w 
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Deutschland- 
Journal 


Rechtsstaat 
Deutschland? 


Die Bundesrepublik hat nach 
Ansicht vieler Rechtsexperten 
durch das Urteil des Bundesver- 
fassungsgerichtt zum Kohle- 
pfennig das Prädikat eines frei- 
heitlichen Rechtsstaates nicht 
mehr verdient —- auch wenn es in 
dieser Deutlichkeit offiziell nicht 
geäußert wird. 


Das oberste deutsche Gericht 
hatte verfügt, daß der in den 
achtziger Jahren eingeführte ver- 
niedlicht Kohlepfennig genannte 
Zuschlag auf Kohle nicht dem 
Grundgesetz entspreche und 
damit verfassungwidrig ist. 
Dennoch darf der Kohlepfennig 
nach Entscheidung des Gerichts 
auch weiterhin bis zum 31. 
Dezember 1995 erhoben werden. 
Und der Kläger gegen diese 
Sondersteuer muß den seit 
Jahren von ihm vorbehaltlich des 
Urteils zurückbehaltenen Betrag, 
der sich inzwischen auf mehr als 
20.000 Mark beläuft, sogar noch 
nachzahlen. 


Man stelle sich einmal die 
Schizophrenität des Urteils vor: 
Da ist etwas verfassungswidrig. 
Statt daß das höchste deutsche 
Gericht nun mit sofortiger 
Wirkung den Kohlepfennig für 
null und nichtig erklärt und den 
Staat auffordert, den Schaden 
wiedergutzumachen, darf nun- 
mehr also etwas, was dem 
Wortlaut des Grundgesetzes 
zuwiderläuft, noch 13 Monate — 
vom Zeitpunkt der Urteilsver- 
kündung her gerechnet — weiter 
erhoben werden! 


Dieses stellt in den Augen von 
Rechtsexperten einen klaren Fall 
von Rechtsbeugung dar. Weil 
die Konsequenzen für den Staat 
zu groß und zu hart gewesen 
wären, erneut Milliardenzah- 
lungen auf den Staat zugekom- 
men wären und durch die 
Mindereinnahmen des dann feh- 
lenden »Kohlepfennigs«, der 
Ende 1995 sowieso auslaufen 
sollte, die Konsequenzen für den 
deutschen Kohlebergbau unab- 
sehbar gewesen wären, darf also 
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kurzerhand verfassungswidriges 
Recht einfach noch mehr als ein 
Jahr weitergelten. 


Überspitzt ausgedrückt — und 
zugegebenermaßen konstruiert — 
gleicht dies einem Urteil, wo- 
nach Versicherungen ihre Bei- 
träge zum Jahresende nicht mehr 
wie bisher real um bis zu 25 
Prozent, sondern nur noch um 
real fünf Prozent erhöhen dürf- 
ten. Dieses gelte dann aber erst 
ab dem 1. Januar 1996. Was die 
Konsequenz wäre, kann sich 
jeder denken. Die Versiche- 
rungen würden ihre Beiträge 
zum Ende dieses Jahres noch- 
mals um den bisherigen Höchst- 
betrag erhöhen. 


Das Skandalurteil des Bundes- 
verfassungsgerichts beweist ein- 
mal mehr, was viele Rechts- 
experten schon seit Jahren sagen: 
daß sich nämlich die Recht- 
sprechung in Deutschland immer 
mehr von einer Tatrecht- 
sprechung hin zu einer Folgen- 
rechtsprechung wegentwickelt. 
Denn oberster Grundsatz eines 
jeden Rechtsstaates muß sein, 
daß erkanntes Unrecht sofort 
beseitigt wird und es nicht noch 
mehr als ein Jahr lang weiter 
angewendet werden kann. m) 


Neuer 
Pleitenrekord 
in Deutschland 


Die Zahl der Pleiten wird in 
Deutschland 1994 mit voraus- 
sichtlich 25.000 Insolvenzen 
einen neuen Rekordstand errei- 
chen. Davon sind in West- und 
Ostdeutschland etwa 18.800 
Unternehmen betroffen. Gegen- 
über 1993 bedeutet dies eine 
Steigerung von 23,2 Prozent bei 
den Gesamtinsolvenzen und von 
24,1 Prozent bei den Unter- 
nehmenszusammenbrüchen. 
Diese Zahlen gab die Wirt- 
schaftsauskunftei Creditreform 
in Frankfurt am Main bekannt. 


Für 1995 erwartet Creditreform 
selbst bei einem Anhalten des 
Wirtschaftsaufschwungs eine 
weitere Steigerung der Pleiten. 
Dabei dürfte sich die Zahl der 
Gesamtinsolvenzen in West- 
deutschland nochmals um rund 
zehn Prozent auf 23.000 Fälle 
und in Ostdeutschland um etwa 
50 Prozent auf 7500 Pleiten 
erhöhen. 


Der Schaden durch die In- 
solvenzen beläuft sich in diesem 
Jahr nach Berechnungen der 
Wirtschaftsauskunftei bei den 
privaten Gläubigern auf rund 24 
Milliarden Mark. Dies bedeutet 
eine Steigerung gegenüber dem 
Vorjahr um ein Drittel. In den 
neuen Bundesländern liegt der 
durch Insolvenzen entstandene 
Schaden bei etwa sechs Mil- 
liarden Mark. Die Forderungs- 
verluste der öffentlichen Hand 
machen in den alten Bundes- 
ländern rund 14 Milliarden Mark 
und im Ostteil der Republik circa 
sechs Milliarden Mark aus. 
Durch die Unternehmenspleiten 
gingen in Westdeutschland rund 
267.000 Arbeitsplätze und in 
Ostdeutschland etwa 103.000 
Arbeitsplätze verloren. 


Einer der Hauptgründe für die 
zunehmende Zahl der Pleiten 
sind die immer geringer werden- 
den Eigenmittel der Unter- 
nehmen. So liegt die Eigen- 
kapitalquote der Unternehmen 
nach Angaben der Bundesbank 
derzeit nur bei rund 17,5 
Prozent, wobei sie für den 
Mittelstand sogar nur auf knapp 
15 Prozent anzusetzen sein dürf- 
te. Zudem würden durch eine 
»deutlich restriktiver gewordene 
Kreditvergabe der Banken« 
immer mehr Anschlußkredite zur 
Ausweitung der Umsatztätigkeit 
verweigert. Ein weiteres Prob- 
lem stellen die hohen Außen- 
stände dar. DO 


Kritik an 
Waigel 


Schwere Vorwürfe muß sich 
Bundesfinanzminister und CSU- 
Chef Theo Waigel bezüglich sei- 
ner Pläne zur Steuerbefreiung 
des Existenzminimums anhören. 


Die Kritik richtete sich dabei vor 
allem darauf, daß Waigel - 
»wohl nicht zufällig«, wie die 
»Welt« schrieb — eine falsche 
Kurve über die Grenzbelastung 
vorzeigte. Unter Grenzbelastung 
versteht man die zusätzlichen 
Steuern, die auf einen Klein- 
verdiener zukommen, wenn er 
einen bestimmten Einkommens- 
betrag übersteigt — und sei es nur 
um eine Mark. 


So schrieb die ansonsten Waigel 
sehr nahestehende Welt: »Alie 
folgenden Rechtfertigungsver- 
suche ihres verunglückten Tarifs 


blamierten die Urheber im Fi- 
nanzministerium nur immer mehr. 


Der Buckel ist unsozial und lei- 
stungsfeindlich, weil er für 
Millionen von Kleinverdienern 
die zusätzlich verdiente Mark 
höher versteuert als bei Besser- 
verdienenden. 


Einen so absurden Zustand hat es 
in der deutschen Steuerge- 
schichte noch nicht gegeben. Der 
mit der Steuerreform von 1990 
abgeschaffte »Mittelstandsbauch« 
war im Vergleich zum Buckel 
eine reine Zierde.« 


Nach Ansicht von Steuerexper- 
ten hätte Waigel vielmehr die 
von einem unabhängigen Exper- 
tenforum erstellten Vorschläge 
übernehmen oder sie zumindest 
zur allgemeinen Diskussion stel- 
len sollen. Der von ihnen errech- 
nete »Kommissionstarif 1996« 
hat ihrer Ansicht nämlich erheb- 
liche Vorteile gegenüber dem 
Waigelschen Modell. 


So hätte sich dieser vor allem 
durch deutliche Steuersen- 
kungen für alle Klein- und 
Mittelverdiener ausgezeichnet. 
Darüber hinaus hätte er durch 
seinen geradlinigen Verlauf 
»gleichheitswidrige Progres- 
sionssprünge« vermieden und 
vor allem auch eine spürbare 
steuerliche Besserstellung kin- 
derreicher Familien bewirkt. 
Beides weitere Auflagen des 
Bundesverfassungsgerichts. 


Daneben wird das Experten- 
modell von vielen Praktikern 
auch deshalb befürwortet, weil 
es mit einer Vielzahl von 
Sondervergünstigungen und 
Subventionen aufräumt. Nicht 
nur, daß damit die dringend 
erforderliche Vereinfachung des 
Steuerrechts erreicht worden 
wäre, wäre dadurch auch die 
Bemessungsgrundlage breiter 
geworden. 


Waigel hat damit ganz klar vor 
den mächtigen Lobbyisten zahl- 
reicher Verbände kapituliert. 


Damit zeigt sich, daß die 
Ankündigung der Bundes- 
regierung, den Subventions- 


dschungel gründlich durchfor- 
sten und abholzen zu wollen, nur 
leere Versprechungen sind. 
Selbst wenn von vorneherein 
nicht zu erwarten war, daß die 
Expertenvorschläge hundertpro- 
zentig übernommen werden, so 
boten sie aber doch eine Basis 


für mehr Steuergerechtigkeit und 
damit auch für mehr Steuer- 
ehrlichkeit. 


Schlimmste 
Nachkriegs- 
krise der 
Kreise in 
NRW 


Die Kreise in Nordrhein-West- 
falen befinden sich in der 
schwersten Krise der Nach- 
kriegszeit. Trotz »äußerster 
Sparsamkeit und Ausnutzung der 
Einnahmemöglichkeiten« sind 
sie nicht mehr in der Lage, ihre 
gesetzlichen Aufgaben angemes- 
sen zu erfüllen und zu finanzie- 
ren. Dieses ist das Resumee der 
Landkreisversammlung, die in 
Recklinghausen stattfand. Der 
Landkreistag als kommunaler 
Spitzenverband der Kreise wies 
darauf hin, daß alleine 1993 die 
Ausgaben für Sozialhilfe um 15 
Prozent und die Ausgaben für die 
Mitfinanzierung der Landschafts- 
verbände um 13,5 Prozent ge- 
stiegen sind. Dadurch sei es vie- 
len Kreisen nicht mehr möglich, 
ihre Haushalte auszugleichen. 
Folge seien drastische Kür- 
zungen in vielen Bereichen, so 
zum Beispiel bei der Kultur. 


Der Landkreistag forderte daher 
in einer Resolution die Landes- 
regierung auf, die Finanzsitua- 
tion der Kreise deutlich zu ver- 
bessern. Notwendig sei dabei 
eine grundlegende Umgestaltung 
des Finanzierungssystems. So 
sollten die Kreise zukünftig an 
einer Wachstumssteuer beteiligt 
werden. Darüber hinaus sei zur 
Bewältigung der akuten Finanz- 
krise auch eine Anhebung der 
sogenannten Kreisschlüsselmasse 
und unter Berücksichtigung der 
Aufgaben- und Ausgabenbela- 
stungen eine neue Struktur beim 
Finanzausgleich notwendig. 


Die Kreise sprachen sich dafür 
aus, die Aufgaben der Kom- 
munen deutlich abzubauen. Dies 
gelte zum Beispiel für Aufgaben, 
die ebenso gut von Privat- 
unternehmen oder vom Bürger 
selbst wahrgenommen werden 
könnten. Neue kKostenträchtige 
Aufgaben sollten den Kreisen 
nach Auffassung der Versamm- 
lung nur noch dann zugewiesen 
werden, wenn gleichzeitig eine 


Regelung über die Finanzierung 
getroffen wird. Zudem mahnten 
die Kreise an, die durch die 
Pflegeversicherung bedingten 
finanziellen Entlastungen auch 
ihnen zugute kommen zu lassen. 


Schlag gegen 
deutsch- 
polnischen 
Schieberring 


Ein schwerer Schlag gegen den 
international organisierten Ziga- 
rettenschmuggel ist der Düssel- 
dorfer Zollfahndung gelungen. 
Dabei wurden auf einem Kre- 
felder Lagergelände zwei Mil- 
lionen Zigaretten sichergestellt, 
die unter einer Möbelladung in 
einem polnischen Lkw versteckt 
waren. Gegen die gesamte 
Schieberbande, die dus sieben 
Polen und drei Deutschen 
besteht, wurde Haftbefehl erlas- 
sen. Die hinterzogenen Tabak- 
steuern belaufen sich nach einer 
Mitteilung der Düsseldorfer 
Zollfahndung auf rund eine halbe 
Million Mark. 


Mehr als vier Millionen Ziga- 
retten hat eine andere, ebenfalls 
von der Zollfahndung zerschla- 
gene deutsch-polnische Täter- 
gruppe illegal eingeführt und im 
Ruhrgebiet abgesetzt. Der 
Schaden für den deutschen 
Fiskus liegt in diesem Fall bei 
einer Million Mark. 


Nach Erkenntnissen der Zoll- 
fahnder boomt derzeit der für 
den Fachhandel ruinöse Schmug- 
gel mit unversteuerten Zigaretten 
vor allem aus dem ehemaligen 
Ostblock. Allein der steuerliche 
Schaden dürfte sich bundesweit 
in diesem Jahr auf eineinhalb 
Milliarden Mark zubewegen. 


Höhere 
Zinsabschlags- 
steuer 


Der ab dem 1. Januar 1995 gel- 
tende Solidaritätszuschlag von 
7,5 Prozent der Steuerschuld 
greift auch bei Zinserträgen. 
Nach Angaben des Bundes der 
Steuerzahler müssen die Banken 
ab Jahresbeginn statt 30 Prozent 
dann 32,5 Prozent der Zinser- 
träge einbehalten. Auch bei 


Tafelgeschäften am Bankschalter 
gilt diese Anhebung. Auch aus 
diesem Grund forderte der 
Steuerzahlerbund, die Sonder- 
steuer so rasch wie möglich wie- 
der abzuschaffen. 


Der Solidaritätszuschlag auf 
Zinserträge entfällt nur dann, 
wenn diese sich innerhalb der 
jährlichen Freibetragsgrenzen 
von DM 6100 bei Ledigen und 
von DM 12.200 bei Ver- 
heirateten bewegen. Wer mehre- 
re Konten hat muß den für ihn 
geltenden Betrag dann so auftei- 
len, daß alle Zinserträge hiervon 
erfaßt werden. da die Finanz- 
ämter zu stichprobenartigen 
Überprüfungen der Meldungen 
für die Freistellungsaufträge 
berechtigt sind — nicht der 
Konten, sondern lediglich der 
Meldungen -, könnte jemand 
Schwierigkeiten bekommen, 
wenn er bequemlichkeitshalber 
allen Banken die Höchstbetrags- 
freigrenze meldet, selbst wenn 
seine Zinserträge deutlich niedri- 
ger liegen. Zumindest muß er 
sich dann auf eine Steuerprüfung 
gefaßt machen. = 


Deutsch- 
russische 
Autobahn 
geplant 


In der Bundesregierung soll es 
nach mehreren übereinstimmen- 
den Meldungen Überlegungen 
geben, eine in jede Fahrtrichtung 
dreispurige Autobahn von Berlin 
nach Moskau zu bauen. Fi- 
nanziert werden soll sie weitest- 
gehend durch private Investoren. 


Nach Ansicht der Befürworter 
dieser Pläne hätte der Bau einer 
derartigen Autobahn sehr viele 
positive Auswirkungen. So könn- 
te zum Beispiel der Waren- 
verkehr zwischen West- und 
Mitteleuropa und den Staaten der 
ehemaligen Sowjetunion be- 
schleunigt und verbessert wer- 
den. Bislang ist man bei 
Lieferungen aufgrund des 
schlechten Straßennetzes über- 
wiegend auf die Schiene und 
Flugzeuge angewiesen. Hier- 
durch ist natürlich das Liefer- 
volumen limitiert. 


Gleichzeitig könnten durch dann 
möglich werdenden zunehmen- 
den Tourismus Kapitalströme in 


die armen Länder dieser Re- 
gionen geschleust werden. Dies 
würde dann gleichzeitig eine ver- 
besserte Infrastruktur und mehr 
Wohlstand für die dortigen Be- 
wohner bedeuten. Zudem würde 
dies einen Riesenschub in 
Richtung Demokratie bedeuten, 
da durch die damit ebenfalls ver- 
bundene zunehmende soziale 
Gerechtigkeit das Demokratie- 
bewußtsein der dortigen Be- 
völkerung gestärkt werde. 


Besonders Militärexperten sehen 
derartige Pläne aber mit aller- 
größter Skepsis. Sie verweisen 
darauf, daß die russische Rüstung 
trotz der akuten Finanznöte des 
Landes nur minimal gekürzt 
wurde. Sie ist damit noch immer 
offensiv ausgerichtet, da die 
Nachbarstaaten Rußlands alleine 
schon wegen der Weite des 
Landes keine ernsthafte Be- 
drohung für Rußland darstellen. 


Ein gewisses Sicherheitspotential 
für den Westen stellte bislang 
aber das schlechte Straßennetz 
dar. Zwar gab und gibt es 
Autobahnen Richtung Westen, 
nur sind diese in einem derart 
miserablen Zustand, daß große 
Panzerkolonnen oder schwere 
Geräte sie restlos zerstört hätten. 
Damit wären dann aber die 
Nachschubwege unterbrochen 
gewesen. 


Würde nun aber diese zudem 
noch superbreite Autobahn 
gebaut, dann lägen im Fall eines 
kriegerischen Konflikts alle 
Vorteile bei den Russen. Zwar 
könnte theoretisch auch das west- 
liche Militär die Autobahn in 
Richtung Osten nutzen, nur wer- 
den dabei zwei Dinge übersehen: 


Im Gegensatz zur russischen sind 
die westlichen Armeen defensiv 
aufgebaut. Viel wichtiger ist aber, 
daß ungefähr 80 Prozent der 
Autobahn auf russischem Gebiet 
und nur 20 Prozent auf polni- 
schem und deutschem Gebiet ver- 
laufen würden. Da Polen 


militärisch kein ernstzunehmen- 
der Gegner ist, wäre damit eine 
größtmögliche Versorgung mit 
Nachschub gewährleistet. 
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Zu guter 


Letzt 


Die Polizei 

fast immer 
höflich und 
korrekt 


Niemand hat gern mit der Polizei 
zu tun: Diese Feststellung ist fast 
sprichwörtlich, aber sie scheint 
nicht zu stimmen. Aus einer 
kürzlich durchgeführten Um- 
frage des Instituts für Demo- 
skopie Allensbach geht hervor, 
daß die Zahl der freiwilligen 
Kontakte mit der Polizei minde- 
stens so groß ist wie die Zahl 
unfreiwilliger Kontakte. 27 Pro- 
zent der Deutschen haben sich 
im Laufe der letzten 12 Monate 
von sich aus an die Polizei 
gewandt, um irgend etwas zu 
melden oder um eine Auskunft 
zu bekommen. 24 Prozent sind 
im gleichen Zeitraum unfreiwil- 
lig, also bei einer Kontrolle oder 
im Zusammenhang mit einem 
Unfall, mit der Polizei in 
Berührung gekommen. 


Auf den ersten Blick verblüffend 
ist, in welchem Ausmaß sich 
die Zahl der unfreiwilligen 
Kontakte mit unseren Ord- 
nungshütern nach Männern 
und Frauen unterscheidet. 
Während von den Männern in 
der Umfrage 31 Prozent über 
solche unfreiwilligen Kontakte 
berichteten, erinnern sich die 
Frauen nur zu 18 Prozent da- 
ran, daß sie in letzter Zeit 
kontrolliert oder im Zusammen- 
hang eines Unfalls vernommen 
worden sind. Wer allerdings 
hinter diesen unterschiedlichen 
Zahlen eine Ungleichbehand- 
lung von Männern und Frauen 
durch die Gesetzeshüter wittert, 
übersieht die Tatsache, die 
jedem Autoversicherer geläufig 
ist: Frauen fahren vorsichtiger, 
halten sich strenger an die 
Verkehrsregeln und werden 
deutlich weniger als Männer 
schuldhaft in Unfälle verwickelt. 
Das Wort »Raser« gehört 
zu den wenigen Worten, das mit 
einer weiblichen Endung nicht 
nur sprachlich unschön, sondern 
auch vom Sachverhalt un- 
sinnig wäre. 
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Wahrscheinlich liegt hier auch 
der Grund dafür, daß solche 
Kontakte mit der Polizei, dort, 
wo sie bei Männern und Frauen 
unfreiwillig zustande kommen, 
oftmals sehr unterschiedlich ver- 
laufen. Die Frauen erinnern sich 
zu 88 Prozent, daß die Polizisten 
sich in dieser Situation höflich 
und korrekt verhalten hätten, von 
den Männern sagt das zwar 
ebenfalls die Mehrheit, aber nur 
67 Prozent. Man darf vermuten, 
daß Männer sich in solchen 
Situationen häufiger als Frauen 
gut nachweisbare Vermah- 
nungen oder Protokolle einge- 
handelt haben und deshalb das 
Zusammentreffen mit der Polizei 
deutlich negativer in Erinnerung 
haben. 


Für eine solche Deutung der 
Allensbacher Ergebnisse spricht 
die Tatsache, daß jene Be- 
gegnungen mit der Polizei, bei 
denen es nicht um eigene Schuld 
oder Gesetzeswidrigkeiten geht, 
von Männern und Frauen 
gleichermaßen positiv beschrie- 
ben werden. Männer, die sich 
von sich aus an die Polizei 
gewandt haben, stellen den 
Polizisten, mit denen sie bei die- 
ser Angelegenheit zu tun hatten, 
ein gleich gutes Zeugnis aus wie 
Frauen. 78 Prozent der Männer 
und 81 Prozent der Frauen wei- 
sen auf die Höflichkeit und 
Korrektheit der Beamten hin. 


Unfreiwilligen Kontakt mit Poli- 
zeibeamten hatten und haben vor 
allem junge Leute. 37 Prozent 
der 16- bis 29jährigen können in 
der Umfrage davon berichten, 
von den 45- bis 59jährigen nur 
19 Prozent. Auch diese relativ 
große Zahl bei den jüngeren fin- 
det ihre Entsprechung in der 
hohen Unfallrate dieser Alters- 
gruppe, die die Versicherungen 
verzeichnen. Wenn die Polizei 
gegenüber jugendlichen Ver- 
kehrsteilnehmern auch von sich 
aus häufiger und nicht nur höf- 
lich, sondern offenbar auch 
abschreckender als gegenüber 
allen anderen Altersgruppen in 
Erscheinung tritt, ist das wahr- 
scheinlich eher nützlich als 
ungerecht. Über kaum einen 
Punkt sind sich Rechts- und 
Verkehrspsychologen so sehr 
einig wie darüber, daß Gesetze 
und Regeln nur eingehalten wer- 
den, wo gleichzeitig auch kon- 
trolliert wird. Daß die Polizei 
allerdings in allen Befragten- 
gruppen (auch in den Problem- 
gruppen) überwiegend als höf- 


lich und korrekt geschildert 
wird, darf sicherlich als ein 
großes Lob gewertet werden. U 


Viel 
Optimismus 
für 1995 


»Es ist als ob die Wolkendecke 
aufgebrochen sei.« So lautete die 
Allensbacher Stimmungsprog- 
nose für das abgelaufene Jahr 
1994. Vorher war der Himmel 
düster und mit grauen Wolken 
verhangen. Ende 1992 hatte das 
Barometer ein Tief gezeigt, wie 
es vorher nur dreimal in der 
Geschichte der Bundesrepublik 
erkennbar war: 1950 während 
des Koreakrieges, 1973 zur Zeit 
der Olkrise und 1981 kurz vor 
dem Ende der sozialliberalen 
Regierung von Helmut Schmidt, 
als die Arbeitslosenzahl in eine 
damals beängstigende Höhe 
stieg. Und plötzlich am Ende des 
Jahres 1993 schlug das Stim- 
mungsbarometer in Richtung 
»Hoch« aus, die Zahl derjenigen, 
die mit Hoffnungen ins neue Jahr 
gingen, war zum ersten Mal seit 
drei Jahren wieder etwas größer 
geworden 


Jetzt am Ende des Jahres 1994 
hat sich dieses kleine Hoch zu 
einer großartigen Schönwetter- 
lage entwickelt. Die Mehrheit 
der Deutschen (58 Prozent) 
begeht den Schritt ins neue Jahr 
1995 mit guten Hoffnungen. Das 
ist das Ergebnis der traditionel- 
len Allensbacher Neujahrsum- 
frage, mit der das Institut für 
Demoskopie Allensbach seit 
1949 jeweils am Ende eines 
Jahres den Ausblick auf das 
kommende Jahr eröffnet. Die 
demoskopische Frage, deren 
Ergebnisse sich inzwischen zu 
einer beeindruckenden Stim- 
mungsbarometerkurve ent- 
wickelt haben, lautet: »Sehen Sie 
dem neuen Jahr mit Hoffnungen 
oder Befürchtungen entgegen?« 
Nur noch 15 Prozent äußerten in 
der Allensbacher Dezember- 
umfrage Befürchtungen, und nur 
noch 20 Prozent ließen bei ihrer 
Antwort eine Portion Skepsis 
durchblicken. 


Das Nachlassen und schließlich 
der Einbruch der Wirtschafts- 
konjunktur hatten vor allem in 
Westdeutschland ab 1991 dafür 
gesorgt, daß den meisten Men- 
schen der Mut zum Optimismus 


abhanden gekommen war. An- 
ders, als es in vielen Berichten 
der Medien transportiert wurde, 
war die Stimmung im Osten 
dagegen im gleichen Zeitraum 
wesentlich weniger getrübt. Die 
demoskopischen Instrumente 
zeigten im buchstäblichen Sinne 
des Wortes zwei Klimazonen an: 
Im Westen herrschte Depression 
vor, während sich die Mehrheit 
im Osten auch über die letzten 
Jahre hinweg alles in allem als 
gut gelaunt zeigte. 


Inzwischen beantworten 57 
Prozent der Westdeutschen und 
60 Prozent der Ostdeutschen die 
Frage nach Hoffnungen oder 
Befürchtungen zum neuen Jahr 
positiv. Dabei bleibt der 
Zusammenhang zwischen der 
gesamtwirtschaftlichen Konjunk- 
turerwartung und dem persönli- 
chen Optimismus im Westen auf 
verblüffend intensive Weise - 
nur jetzt mit umgekehrten 
Vorzeichen - gewahrt. Seit Be- 
ginn des Jahres 1994 gab es 
Monat für Monat mehr Men- 
schen, die davon überzeugt 
waren, daß die Wirtschaftskon- 
junktur wieder anzieht. Ent- 
sprechend wurde auch der Opti- 
mismus immer größer. Beides, 
der persönliche Optimismus und 
die Erwartungen für die Wirt- 
schaft wuchsen wesentlich 
schneller als die Konjunktur 
selbst, deren tatsächliches Wachs- 
tum im ersten Halbjahr ja nur 
zaghaft spürbar wurde. Im 
Herbst dieses Jahres schlugen 
sich die hohen Erwartungen für 
den wirtschaftlichen Auf- 
schwung in den Bundestags- 
wahlergebnissen nieder. 


Inzwischen hat sich die 
Stimmungslage diesseits und 
jenseits der Elbe auf verblüffen- 
de Weise einander angeglichen. 
Die aktuellen Allensbacher 
Ergebnisse zur Neujahrsumfrage 
machen das zum ersten Mal ganz 
deutlich sichtbar. Von den zwei 
unterschiedlichen Klimazonen, 
die vorübergehend zu beobach- 
ten waren, ist nun kaum noch 
etwas zu spüren. Die Deutschen 
gehen gemeinsam und gutge- 
launt in das neue Jahr. DO 
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